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3®ctroyirter Entwurf, 
der 


deutſchen Berfaffung. 


Einleitung. | 
| 
| Die Berathungen, welche auf die Einladung unse 
| ferer Cirkular-Depeſche vom 28. v. M. hier in Berlin 
| in Bezug auf die deutfche Berfaffungsfrage ftattgefunderr 
haben, haben zu dem für die Königliche Regierung er= 
freulichen Ergebniß geführt, daß fie nunmehr im Ver⸗ 
' ein mit den Königlichen Regierungen von Sachſen und 
Hannover den übrigen deutfchen Regierungen eine ums 
faffende Borlage in Bezug auf die deutſche Verfaffung 
machen fünnen. | | 
Die Königl. preußifche Regierung beehrt fich da— 
ber, in der Anlage der ıc. Regierung die betreffende 
Eröffnung in ihrem eigenen, wie im Bu ver Re⸗ 
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gierungen von Sachſen und von Hannover zu überfen- 
den, und bemerkt dabei, daß die Königl. bayerifche 
Regierung, weldhe an. fämmtlichen Verhandlungen zwis 
fhen obenerwähnten Regierungen Theil genommen, 
fi die fchließliche Erklärung über ihren Beitritt noch 
vorbehalten bat. 

Wir glauben dabei das Vertrauen auöfprechen zu 
dürfen, daß diefe Eröffnung bei der ꝛc. Regierung die 
reiflihe und eingehende Erwägung finden werde, welche 
die Wichtigkeit: des Gegenftanded erfordert, und daß 
auch die Gefinnungen und dad Verfahren der verbün- 
deten Regierungen, welche hiermit einer unabweislichen 
Pflicht genügt zu haben glauben, gerechte Würdigung 
und Anerkennung erlangen werde, 

Berlin, den 28. Mai 1849. 

Der Minifter- Präfident. 
(gez I Graf von Brandenburg. 
An 


fämmtliche deutfche Regierungen. 


— — — — 


Der ꝛc. Regierung finden ſich die Regierungen 
von Preußen, Sachſen und Hannover, und in deren 
Auftrage die preußiſche Regierung, veranlaßt, folgende 
ergebenſte Eröffnung zu machen. 

Es bedarf: Feiner näheren Darlegung der Gefahr 
ren, vorm welchen gegenwärtig. bad: gemeinfame: Bates 
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laud bedroht wird, Die Ereigniffe ſprechen Faut ges 
ug. In mehreren Theilen Deutfchlands ift die geſetz⸗ 
liche Autorität durch den Aufruhr umgeftürzt, in ans 
deren nur durch die Anwendung der Waffen hergeſtellt 
worden. Niemand vermag zu ermeffen, welche fernere 
Ausdehnung. diefe weit verzweigten Bewegungen erhals 
ten, und wie weit fie felbft, dem Auslande gegenüber, 
zu ernften Bedenken führen fünnen. Nicht bios die 
geſammte ftaatliche Eriftenz Deutfchlands ift in Frage 
geitellt, fondern eben fowohl die Grundlagen jedes 
geordneten: Zuftandes überhaupt. 

Um dieſen Gefahren gewachfen zu fein, um dert 
Kampf fiegreih zu beftehen, veffen Ausgang fonft alle 
Beutfchen Lande mit gleihem Verderben treffen würde, 
bedarf es dor Allenr einer vollen Uebereinftimmung in 
den Handlungen der Negierungen. Um defto ſchmerz⸗ 
licher muß es empfunden werden, daß hierzu jeßt der 
geeignete DBereinigungspunft mangelt. Der auf der 
Alte vom 8. uni 1815 errichtete deutfhe Bund ift 
Hierzu faßtifih um fo mehr außer Stande, da ihm zur 
Zeit ein audreichended Organ zu gemeinfcbaftlicher Thä⸗ 
tigkeit abgeht. Ein neues, den gegenwärtigen Anfors 
Derungen entfprechendes Bundesverhältnig hat noch nicht 
zu Stande gebracht werden fünnen. Die in Frankfurt 
zuſammengetretene Nationals Berfammlung hat, als fie 
die: von ihr berathene Reichsverfaſſung als abgefchloffen 
und weiterer Verhandlung. unzugänglich verfündigte, 
ſich ſelbſt außer Stand gefebt, ihr Mandat ferner zu 
erfüllen; ihre weiteren Befchlüffe entbedren daher fchon 
deswegen jeder rechtlichen: Gültigkeit und Tonnen nur 
aldi zer betrachtet werden, denen feinerlei Folge 
zu: geben: ift. * 
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Einer fo bedrohlichen Lage gegenüber ift ein feſtes, 
einträchtiged und unverzügliched Handeln nothwendig, 
und es wird diefed von den Negierungen ausgehen 
müffen, welche fich zu den bier vorliegenden Fragen in 
gleicher Stellung befinden. .- 

Die Regierungen von Preußen, Sachſen und Hans 
nover find daher übereingefommen, auf Grund dei 
Art. 11 der deutfchen Bundes» Akte in ein Bündniß zu 
treten, dad den gegenfeitigen Schuß feiner Glieder ges 
gen den inneren oder äußeren Feind zum Zwede bat. 
Die Leitung der hierzu erforderlichen gemeinfamen Maßs: 
regeln haben fie Preußen übertragen. So wie an alle 
Regierungen, welche Glieder des deutfchen Bundes von 
1815 find, fo ergeht auch an 2c. Regierung ihr Anfu= 
chen, fich diefem durch die Gefahren des Augenblids 
bervorgerufenen Bündniffe anzufchließen und fich hier⸗ 
über in fürzefter Frift gefälligit erklären zu wollen. 

Die genannten Regierungen würden jedoch die ih— 
nen geftellte Aufgabe nur unvollftändig erfüllen, went 
fie lediglich bei den Bedürfniffen, welche die nächfte: 
Gegenwart erzeugt, ftehen blieben. Sie find vielmehr 
von der Weberzeugung durchdrungen, daß Pflicht und: 
Bernunft gleichmäßig gebieten, fich über ihre Stellung 
zu der deutfchen Berfafjungsfrage von vorn herein ge= 
gen ihre Verbündeten ſowohl, ald gegen die Nation. 
offen auszufprechen. Sie haben die von der National« 
Verfammlung entworfene Reichs-Verfaſſung nicht ans 
erkannt, weil fie über die wahren und heilfamen Ans 
forderungen eines Fräftigen Bundesftaated hinausgriff, 
und in ihrer aud den Kämpfen und Zugeitändniffen 
der politifchen Parteien hervorgegangenen Geftalt die 
wejentlichiten Bürgfchaften entbehrte, auf welchen der 


- 
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— und geordnete Beſtand jedes Staatsweſens 
eru 


Aber die verbündeten Regierungen haben nicht ei- 
sen Augenblid verfannt, daß ihnen eben hieraus die 
doppelte Verpflichtung erwachfen fei, nach allen Kräften 
zu dem Abfchluß eined Berfaffungsmwerfed mitzuwirken, 
das für das gefammte Deutfchland eine unabweisliche 
Nothwendigfeit geworden if. Eine ſolche Berfaffung 
wird der Nation gewähren müffen, was fie feit langes 
zer Zeit ſchmerzlich entbehrte, was fie von ihren Res 
gierungen zu fordern berechtigt ift: dem Audlande ges 
genüber Einheit und Macht, im Innern, bei geficher- 


tem Fortbeftande aller einzelnen Glieder, die einheitlis 


be Entwidelung der gemeinfamen Intereſſen und nas 
tionalen Bedürfniffe. Die Bürgfehaften der rechtlichen 
Freiheit und der gefeßlichen Ordnung find ed, welde 
die deutfche Verfaffung den Regierungen und den Völ⸗ 
fern.zu gewähren haben wird. | 

Unter diefen Gefichtöpunften haben die verbündeten 
Regierungen den von der Nationals Berfammlung bes 
fchloffenen Entwurf ernftlich geprüft, alle feine heilſa— 
men und unbedenflichen Beftimmungen beibehalten und 
nur diejenigen Theile geändert, welche mit dem gemeis 
nen. Wohle unvereinbar find. 

‚Hieraus ift, auf Grund einer von Preußen vorges 
legten Propofition, der Entwurf einer Reichs-Verfaſ—⸗ 
fung bervorgegangen, welchen fie fämmtlichen Glies 
dern des Bundes von 1815 als ihren gemeinfchaftlichen 
Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß derjelbe 
ihre Zuftimmung finden werte. Die un feis 
nes Inhalts, fo wie deffen nähere Erläuterung, iſt in 
der Dentfchrift niedergelegt, welche beiliegt. Die Deuts 
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ſchen Staaten, welde fi) dem vorgelegten Berfaffungss 
Entwurf anfchließen, werden ald die im $. 1 bezeiche 
neten Glieder des Bundesſtaates zu betrachten fein, 
während denjenigen Regierungen gegenüber, welche fich 
zu diefem Anflug nicht veranlaßt finden, die aus dem 
Verträgen von 1815 fließenden Rechte und Pflichten. 
unverändert fortbefteben. 


Indem die Regierungen von Preußen, Sachſen und- 
Hannover fih durch den Drang der Zeitumftände ges 
nöthigt gefehen haben, ihrerfeitd die Snitiative in dem 
BVerfaffungswerfe zu ergreifen, find fie jedoch von der . 
beftimmten und ausdrüdlichen VBoraudfeßung ausgegan— 
gen, daß der rechtsgültige Abfchluß defjelben auf der 
freien Zuſtimmung der National» Vertretung berube. 
Sie werden daher in Gemeinfcbaft mit denjenigen Res 

ierungen, welche fihd dem Berfafjungd- Entwurfe ans 
—* ‚ aus dieſen deutſchen Landen einen Reichsſtag 
n dem Umfange und nach den Wahlbeſtimmungen be— 
rufen, welche der Berfaffungds Entwurf vorläufig bes 
zeichnet. Dieſem lediglich hierzu verfammelten Reichds 
tage wird dann der genannte Entwurf zur Berathung 
und Zuftimmung übergeben werben. 

Auf dem hier bezeichneten Wege hoffen die Re— 
gierungen ficy mit allen verftändigen und mohlvenfens 
den Männern der Nation zu begegnen, mit Allen, des 
nen das wahre Wohl Deutfchlandg am Herzen liegt, 
mit Allen, welche, von der ganzen Bedeutung des Aus 
ee durchdrungen, eined unbefangenen Urtheils 

ber die Lage ded Vaterlandes fähig find. 


Die obenerwähnte Denkfchrift zu tem Inhalte des 
Verfaſſungs⸗Entwurfes war bei dem Abgange - Diefes 
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. des noch nicht beendigt und wird unverzůglich 
— den 28. Mai 1849. 
Der Miniſter⸗Präſident. 
(gez.) — von Brandenburg. 


füm mtliche deutſche Regierungen. 


—— —— — — — 


Entwurf 
der 


Verfaſſung des deutſchen Reiches. 


Erſter Abſchnitt. > 
Das Neid. 


Artifel L 


$. 1. Das deutfche Reich befteht aus dem Gebiete 
derjenigen Staaten des. biöherigen deutfchen Bundes, 
welche die Reichd » Verfaffung anerkennen. 

Die Feſtſetzung des DVerhältniffes Defterreihd zu 
dem deutfchen Reiche bleibt gegenfeitiger Verftändigung 
— 

. 2. Hat ein deütſches Land mit einem nichts 
Deutfeien Lande daffelbe Staatd-Oberhaupt, fo fol das 
deutſche Land eine von dem nichtdeutfchen Lande ges 
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trennte eigene Berfaffung, Regierung und. Berwaltung 
haben. In die Regierung und Verwaltung des deuts 
iger Landes dürfen nur deutfche Staatsbürger berufen 
werden. 

Die Reichsverfaſſung und Neichdgefeßgebung bat 
in einem folchen deutfchen Lande diefelbe verbindliche 
Kraft, wie in den übrigen deutfhen Ländern. Ä 

$. 3. Hat ein deutfched Land mit einem nicht- 
deutfchen Lande daffelde Staatd- Dberhaupt, fo muß 
dieſes entweder in feinem deutfchen Lande refidiren, oder 
ed muß auf verfaffungsmäßigem Wege in demfelben 
eine Regentſchaft niedergefegt werden, zu welcher nur 
Deutfche berufen werden dürfen. 

$. 4. Abgefehen von den bereitd beftehenden Vers 
bindungen deutfcher und nichtdeutfcher Ränder fol fein 
Staats-Oberhaupt eines nichtdeutfchen Landes zugleich 
zur Regierung eined deutfchen Landes gelangen, noch 
darf ein im Reiche regierender Fürft, ohne feine deutfche 
Regierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen. 

$. 5. Die einzelnen deutfhen Staaten behalten 
ihre Selbftftändigfeit, fo weit diefelbe nicht durch die 
Reichs⸗-Verfaſſung beſchränkt iftz fie haben alle ftaats 
lichen Hohheiten und Rechte, fo weit diefe nicht der 
Reichsgewalt ausdrüdlich übertragen find. 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Reichsgewalt. 
Artifel L. 
8. 6. Die Reichdgewalt übt dem Audlande gegen: 
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über die völferrechtlihe Vertretung des Reiches und ber 
einzelnen deutfchen Staaten aus. un 

Die Reichsgewalt ftelt die Reihdgefandten und die, 
FKonjuln an. Sie führt den diplomatifhen Verkehr, 
fchließt die Bündniffe und Verträge mit dem Auslande, 
namentlih auch die Handeld- und Sciffahrtd » Vers 
träge, fo wie die Auslieferungd-Berträge ab. Sie ord⸗ 
net alle völferrechtlihen Maßregeln an. 

$. 7. Die einzelnen deutfchen Regierungen haben 
ihre Recht, ftändige Gefandte zu empfangen oder ſolche 
zu halten, auf die Reichsgewalt übertragen. 

Auch werden diefelben feine befonderen Konfuln 
Halten. Die Konfuln fremder Staaten erhalten ihr 
Erequatur von der Reichsgewalt. Ä 

Die Abfendung von Bevollmächtigten an den Reichs⸗ 
vorftand oder andere deutfche Regierungen ift den eins 
zelnen Regierungen unbenommen, | 

$. 8. Die einzelnen deutfchen Regierungen find 
befugt, Berträge mit anderen deutfchen Regierungen 
abzufchließen. 

Shre Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutfchen 
Regierungen beſchränkt ſich auf Gegenftände, welche nicht 
der Zuftändigkeit der Reichsgewalt zugemiefen find. 

$. 9. die Berträge nicht rein privatrechtlichen 
Inhalts, welche eine deutfche Regierung mit einer ans 
deren deutfchen oder nichtdeutfchen abfchließt, find der 
Keihdgewalt zur Kenntnißnahme und, infofern das 
Reichdintereffe dabei betheiligt ift, zur Beltätigung vors 


zulegen. 
Artikel IL 
F. 10. Der Neichögewalt ausfchlieglich fteht das 
Recht des Krieged und Friedens zu. 
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Artikel IIL 


$. 11. Im Kriege oder in Fällen nothwendiger 
Sicherheitömaßregeln im Frieden, fteht der Reichs⸗ 
gewalt die gefammte bewaffnete Macht des Reiches zur 
Berfügung. 

$. 12. Dad Reichsheer befteht aus der zum 
Zwede ded Krieged beftimmten gefammten Landmacht 
der einzelnen deutfchen Staaten. 

Diejenigen Staaten, welche weniger ald 500,000 
Einwohner haben, find durch die Neichdgewalt zu grö— 
Beren militärifchen Ganzen zu vereinigen oder einem 
angrenzenden größeren Staate anzufihließen. 

Ueber die Bedingungen folder Zufammenfegung 
haben fi die betreffenden Regierungen unter Vermits 
u und Genehmigung der Neichdgewalt zu vereins 

ren. 

F. 13. Die Reichsgewalt hat in Betreff des Heers 
wefend die allgemeine Geleggebung und überwacht die 
Durchführung derfelben in den einzelnen Staaten durch 
fortdauernde Kontrolle. Den einzelnen Staaten fteht 
die Ausbildung ihred Kriegdwefend auf Grund der 
Neichögefeße, der Wehrverfaffung und in. den Grenzen 
der nach $. 12 abgefchloffenen Vereinbarung zu ; fie haben 
die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, fo weit dies 
felbe nit nach $. 11 für den Dienft des Reiches in 
Anfprud genommen wird. 


$. 14. Der von der Reichsgewalt ernannte Feld- 
herr und diejenigen Generale, welche von diefem zum 
felbfiftändigen Kommando einzelner Gorpd beftimmt 
werden, jo wie die Gouverneure, Kommandanten und 
höheren Feſtungsbeamten der. Reichöfeftungen, leiſten 
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= enen und ber Neichöverfaffung den Eid 
r Zreue. 
$. 15. Alle durch Verwendung von Truppen zu 
Reichszwecken entftehenten Koften, welche den Durch 
das Reich feſtgeſetzten Friedensftand überfteigen, fallen 
dem Reiche zur Laſt. m 
$. 16. Ueber eine allgemeine für dad ganze Reich 
— Wehrverfaſſung ergeht ein beſonderes Reichs⸗ 
eſetz. 
$. 17. Die Beſetzung der Befehlshaberſtellen und 
die Ernennung der Difiziere in den einzelnen Kontins 
enten bis zu den dieſen Kontingenten entfprechenten 
Sraden, ift den betreffenden Regierungen überlaffen ; 
nur wo die Kontingente zweier oder mehrerer Staaten 
zu größeren Ganzen fombinirt find, ernennt die Reichs⸗ 
ewalt unmittelbar die Befehlöhaber diefer Corps, ins 
ofern deren Grad nicht innerhalb der Ernennungsbefug- 
niß einer der betheiligten Regierungen liegt. 
ür den Krieg ernennt die Neichdgewalt die kom—⸗ 
mandivenden Benerale der auf den verfchiedenen Kriegs⸗ 
theatern operirenden ftelbftftändigen Corps. 
$. 18. Der Reichdgemwalt fteht die Befugniß zur, 
Reichöfeftungen und Küftens Bertheidigungdwerfe anzus 
legen und, infomweit die Sicherheit ded Reiches ed erw 
fordert, vorhandene Feftungen gegen billige Ausglei⸗ 
hung, namentlich für das überlieferte Kriegdmaterial, 
zu Reichöfeftungen zu erflären. 
Die Reichsfeftungen und Küften - Vertheitigungds 
werfe des Reiches werten auf Reichdfoften unterhalten. 
$. 19. Die Seemadt ift ausfchließlih Sache des 
Reiches. Es ift feinem Einzelftante geftattet, Kriegsſchiffe 
für fi zu halten oder Kaperbriefe auszugeben. 
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- Die Bemannung der Kriegäflotte bildet einen Theil 
der deutſchen Wehrmacht. Sie ift unabhängig von der 
Landmacht. 

Die Mannſchaft, welche aus einem einzelnen Staate 
für die Kriegsflotte geſtellt wird, iſt von der Zahl der 
von demſelben zu haltenden Landtruppen abzurechnen. 
Das nähere hierüber fo wie über die Koſten-Ausglei— 
Kung zwifchen dem Reiche und den Einzelftaaten, ber 
ſtimmt ein Reichsgeſetz. | 
 — Die Ernennung der Dffiziere und Beamten der 
Seemacht gebt allein vom Reihe aus... 

Der, Reihdgewalt liegt die Sorge für die Aus— 
rüftung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegäflotte - 
und die Anlegung, Ausrüftung und Unterhaltung von 
Kriegshäfen und Seearfenälen ob. 

Ueber die zur Errichtung von Kriegdhäfen und 
Marine» Etabliffements nothigen Enteianungen, fo wie 
über die Befugniffe der dabei anzuftellenden Reichsbe— 
börden, beftimmen die zu erlafienden Reichsgeſetze. 


Artikel IV. 


S. 20. Die Schifffahrts»Anftalten am Meere und 
in den Mündungen der deutfchen Flüffe Häfen, Sees 
tonnen, Leuchtfchiffe, das Lootſenweſen, dad Fahrwaf- 
fer u. f. w.) bleiben der Fürforge der einzelnen Ufers 

aaten überlaffen. - Die Uferftaaten unterhalten dieſel⸗ 
ben aus eigenen Mitteln. 

Ein Reichsgeſetz wird beftimmen, wie weit bie 
Mündungen der einzelnen Flüffe zu rechnen find. 
82. Die Reichdgewalt hat die Oberaufficht 
über diefe Anftalten und Einrichtungen. | 
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Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu ges 
höriger Unterhaltung derfelben anzubalten. | 

$. 22. Die Abgaben, welche in den Seeuferftaas 
ten von den Schiffen für die Benüßung der Schiffe 
fabrtd» Anftalten erhoben werden, dürfen die zur Uns 
terhaltung diefer Anftalten nothwendigen Koften nicht 
überfteigen. 

$. 23. Sn Betreff diefer Abgaben find alle deuts 
ſchen Schiffe gleichzuftellen. | 

Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann 
nur von der Neichdgewalt ausgehen. 

Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in 
die Reichskaſſe. 
Artikel V. 

$. 24. Die NReichdgewalt allein hat die Gefeßges 
bung über den Schifffahrtäbetrieb und über die Flöße- 
rei auf denjenigen Flüffen, Kanälen und Seen, wel 
he mehrere deutfhe Staaten im fhiffbaren oder flöß- 
baren Zuftande durchſtrömen oder begränzen, Sie übers 
wacht die Ausführung der darüber erlaffenen Gefebe, 
Sie hat die Dberauffiht über die eben ——— 
Waſſerſtraßen und über die Mündungen der in Diefels 
ben ſich ergießenden Nebenflürffe. 

Es ſteht ihr zu, im Intereſſe des allgemeinen deut⸗ 
hen Verkehrs die einzelnen Staaten zur gehörigen Erz 
haltung und Berbefferung der Schiffbarkeit jener Wafs 
ferftraßen und Flußmündungen anzubalten. Die Wahl 
der Berbefjerungdmaßregeln und deren Ausführung vers 
bleibt den einzelnen Staaten. Ueber die Aufbringung 
der erforderlichen Mittel ift nach Maßgabe der reichd« 
gefeßlihen Beflimmung zu entfcheiden, Alle übrigen 
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Flüſſe, Kanäle und Seen bleiben der Fürſorge der 
einzelnen Staaten überlaſſen. 

$. 25. Ale deutſchen Flüſſe ſollen für deutſche 
Schifffahrt von Flußzöllen frei fein. Auch die Flößerei 
fol auf ſchiffbaren Flußftreden ſolchen Abgaben nicht 
amterliegen. Das Nähere beftimmt ein Reicbsgeſetz. 

Bei den mehrere Staaten durchftrömenden oder 
begrenzenden Flüffen tritt gleichzeitig für die Aufhebung 
Diefer Flußzölle eine billige Ausgleibung ein. 

F. 26. Die Hafen», Krahns, Waag-, Lagers, 
Schleuſen- und dergleiben Gebühren, weiche an den 
gemeinfhaftliden Flüffen und den Mündungen der in 
diefelben ſich ergießenden Nebenfluffe erboben werden, 
Dürfen die zur Unterhaltung derartiger Anftalten nöthis 
gen Koſten nicht überfteigen. 

E3 darf in Betreff tiefer Gebühren Feinerlei Be— 
günftigung der Angehorigen eined deutfchen Staates 
vor denen anderer deutfcher Staaten ftattfinden. 

$. 27. Flußzölle und Flußfcifffahrts » Abgaben 
dürfen auf fremde Schiffe und deren Ludungen nur 
durch Die NReichdgewalt gelegt werben. 


Artikel VL 

$. 28. Die Reichdgewalt hat über die Eifenbahs 
nen und deren Betrieb, fo weit ed der Schuß: des Rei—⸗ 
ched oder das Intereſſe des allgemeinen: Verkehrs em 
beifcht, die DbersAufficht und das Recht der Geſetzge⸗ 
bung. Ein Reichögefeg wird beftimmen, welche Gegen» 
fände dahin: zu rechnen find. 

$. 2% Die Reihögewalt hat dad Recht, fü weit 
fie es zum Schutze ded Reiches oder im: Intereffe des 
allgemeinen: Verkehrs für nothwendig: erachtet, Eiſen⸗ 


der: deutſchen Berfaffung. 15 


bahnen anzulegen, wenn der Einzelftaat, in defien Be- 
biet die Anlage erfolgen fol, deren Ausfuhrung ablehnt. 
Die Benußung der Eifenbahnen für Reichszwecke fteht 
der Reichögewalt jederzeit gegen Entfbädigung frei. 
— & 30. Bei der Anlage oder Bewilligung von 
Eifenbahnen durch die einzelnen Staaten ift die Reiches 
gewalt befugt, den Schuß ded Reiches und das In⸗ 
tereffe. ded allgemeinen Verkehrs wahrzunehmen. 
$::31.5 Die Reichdgewalt hat über die Landſtra⸗ 
Gen die Ober-Auffiht und das Recht der Geſetzgebung, 
fo. weit ed der Schuß des Reiches oder das ntereffe 
des allgemeinen Verkehrs erheifht. Ein Reichsgeſetz 
wird beftimmen, welche Gegenftände dahin zu vechnen 


find. 

$. 3%. Der Reichsgewalt fteht das Recht zu, zum 
Schutze ded Reiches oder im Intereſſe ded allgemeinen 
deutfchen Verkehrs zu verfügen, daß aus Reichsmitteln 
Land ſiraßen und Kanäle angelegt, Flüffe fchiffbar ges 
macht oder in ihrer Schiffbarfeit erweitert werden. Die 
Anordnung der dazu erforderlichen wafferbaulichen Werke 
erfolgt nab worgängiger Verſtändigung mit den betheis 
ligten einzelnen Staaten; diefen: bleibt die Ausführung 
and auf Reichäkoften die Unterhaltung der neuen A 
lagen überlaffen. 


Artifel VIE. 


$. 33. Dad deutfhe Reich fol Ein Zolls und 
Handelögebiet. bilden, umgeben. von gemeinfcaftlicher 
Zollgrenze,. mit: Wegfall allee Binnengrenz - Zölle. 

Die Ausfonderung einzelner Orte und Gebietätheile 
aus: der Zoltinie bleibt der Reichsgewalt vorbehalten. 

Der Reichsgewalt bleibt. es ferner vorbehalten, auch 
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nicht ar Reiche gehörige Länder und Landestheile 
mittelft befonderer Berträge dem deutfchen Zollgebiete 
anzufchließen. 
$. 34. Die Reichdgewalt audfchlieglich hat die Ges 
feßgebung über dad gefammte Zollwefen, fo wie über 
gemeinfchaftliche Productiond - und Berbrauchäfteuern. 
Welche Productionds und Verbrauchsſteuern gemein- 
fhaftlih fein follen, beftimmt die Reichsgeſetzgebung. 

- $. 35. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, 
fo wie der gemeinfchaftlichen Productiond» und Bers 
—— geſchieht unter Oberaufſicht der Reichs⸗ 

ewalt. 

$. 36. Auf welche Gegenſtände die einzelnen Staas 
ten Productionds oder Verbrauchäfteuern fur Rechnung, 
des Staatd oder einzelner Gemeinden legen dürfen und 
welche Bedingungen und Befchränfungen dabei eintreten 
folen, wird durch die Reichsgeſetzgebung beitimmt. 

$. 37. Die einzelnen deutfchen Staaten find nicht 
befugt, auf Güter, welche über die Reichsgränze eins 
oder ausgehen, Zölle zu legen. 

$. 38. Die NReichdgewalt hat das Recht der Ges 
feßgebung über den Handel und die Schiffahrt und 
rg die Ausführung der darüber erlaffenen Reichs— 

eſetze. | 

$. 39. Der NReichdgewalt ftehbt es zu, über das 
Gewerbewefen Neichdgefebe zu erlaffen und die Aus— 
führung derfelben zu überwachen. 

$. 40, Erfindungs⸗Patente werden ausſchließlich 
von Reichs wegen ur Grundlage eined Reichsgeſetzes 
ertheilt; auch fteht der Neichdgewalt ausſchließlich die 
Gefeßgebung gegen den Nachdrud von Büchern, jedes 
unbefugte Nachahmen von Kunftwerten, Fabrifzeichen, 
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Muftern und Formen und gegen andere Beeinträchti- 
gungen des geiftigen Eigenthums zu. 


Artikel VIE, 


$ 41. Die Reichdgewalt hat das Recht der Ge 
ſetzgebung und die Dberaufficht über dad Poſtweſen, 
namentlich über Drganifation, Tarife, Zranfit, Portos 
iheilung und die DVerhältniffe zwifchen den einzelnen 
Boftverwaltungen. 

8 42. Poftverträge mit ausländifchen Poftvers 
waltungen dürfen nur mit Genehmigung der Reichs— 
gewalt gefihloffen werden. . 

$. 43. Die Reichdgewalt ift befugt, Telegraphen⸗ 
Jinien anzulegen und die vorhandenen gegen Entfchäs 
Digung zu benußen oder auf dem Wege der Enteignung 
zu erwerben. 

Weitere Beftimmungen bierüber, fo wie über Bes 
nußung von Zelegraphen für den Privatverfehr, find 
einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

Artikel IX. 
S. 44. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die 
Geſetzgebung und die Oberaufſicht über das Münzweſen. 
Es liegt ihr ob, für das ganze Reich daſſelbe Münze 
ſyſtem ‚einzuführen. 
Sie hat dad Recht, Reichsmünzen zu prägen. 

$. 45. Der Reichdgewalt liegt ed ob, im ganzen 
Reiche daſſelbe Syftem für Maß und Gewich, fo wie 
für den; Keingehalt der Gold umd Gilberwaaren, zu 
begründen. 

S :46. Der Reichsgewalt fteht sum das Banks 


\ 
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wefen und dad Audgeben von Papiergeld die Erlaffung 
allgemeiner Geſetze und die Dberaufficht zu. 


Artikel X. 


$. 47. Die Ausgaben für alle Mafregeln und 
Einrichtungen, welde von Reichs wegen ausgeführt 
werden, find von der Neichdgewalt aus den Mitteln 
ded Reiches zu beftreiten. 

$. 48. Zur Beftreitung feiner Ausgaben ift das 
Reich zunächſt auf die Matrifular-Beiträge der einzels 
nen Staaten angewiefen. 

$. 49. Die NReichdgewalt ift befugt, in außerorz 
dentlichen Fällen Anleihen zu machen oder fonftige Schul« 
den zu Tontrahiren. 


Artifel XI. 


$. 50. Den Umfang der Gerichtäbarfeit ded Rei— 
ches beftimmt der Abfchnitt vom NReichdgericht. 


Artifel XII. 


$. 51. Der NReichögewalt liegt ed ob, die fraft 
der Reichöverfaffung allen Deutfchen verbürgten Rechte 
oberauffebend zu wahren. 

$. 52. Der Reichdgewalt liegt die Wahrung de& 
Reichsfriedens ob. 

Sie hat die für die Aufrechthaltung der innerer 
de und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu 
treffen: 

1) wenn ein deutfeher Staat von einem anderen Deuts 
fhen Staate in feinem Frieden geftört oder ge— 
fährdet wird; 

2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherheit 
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und Drdnung durch Einheimifche oder Fremde 
geftört oder gefährdet wird. Doc foll in diefem 
Falle von der Neichdgewalt nur dann eingefchrits 
ten werden, wenn die betreffende Regierung fie 
felbft dazu auffordert, es fei denn, daß diefelbe 
dazu notorifch außer Stande ift oder der gemeine 
Reichöfrieden bedroht erfcheint; 

wenn die Berfaffung eines deutfchen Staated ges 
waltfam oder einfeitig aufgehoben oder verändert 
wird, und durch dad Anrufen ded Reichdgerichtes 
unverzügliche Hülfe nicht zu erwirfen ift. 
$. 53. Die Maßregeln, weldhe von der Reiche 
Beet zur Wahrung des Neichöfriedend ergriffen wers 
en fünnen, find: 1) Erlaffe, 2) Abfendung von Kom⸗ 
miffarien, 3) Anwendung von bewaffneter Macht. 

Ein Reichdgefeß wird die Grundfäbe beftimmen, 
nach welchen die durch folhe Maßregeln veranlaßten 
Koften zu tragen find. 

$. 54. Der Reichdgewalt liegt ed ob, die. Fälle 
und Kormen, in welcen die bewaffnete Macht gegen 
Störungen der öffentliben Ordnung angewendet wer⸗ 
den foll, durch ein Neichögefeß zu beftimmen. | 

$. 55. Der Reichsgewalt liegt ed ob, die gefehlis 
chen Normen über Erwerb und Verluſt des Neichd- und 
Staats - Bürgerrechtd feitzufegen. 

S. 56. Der Reichdgewalt fteht es zu, über das 
Heimathärecht Neichögefeße zu erlaffen und die Ausfüh— 
zung derfelben zu überwachen. 

$. 57. Der Reichdgewalt ftebt ed zu, unbefchadek 
des durch die Grundrechte gewährleifteten Rechts ber 
freien Vereinigung und Verſammlung, Reichögefeße uber 
das Aſſociationsweſen zu erlaffen. | 


3 


— 
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$. 58. Die Neichögefeßgebung Hat für die Aufr 
nahme  offentliher Urkunden! diejenigen Erforderniffe 
feftzuftellen, welche die Anerfennung ihrer Echtheit im 
ganzen Reiche bedingen. | 

$. 59. Die Reichsgewalt ift befugt, im Sntereffe 
ded Geſammtwohls allgemeine Maßregeln für die Ges 
fundheitspflege zu treffen. 


Artikel XI. 


$. 60. Die Reichdgewalt hat die Geſetzgebung, fo- 
weit es zur Ausführung der ihr verfaffungsmäßig übers 
tragenen Befugniffe und zum Schuße der ihr überlafs 
ſenen Anftalten erforderlich ift. 

$. 61. Der Reichdgewalt liegt es ob, durch die 
Erlaffung allgemeiner Gefegbücher über bürgerliched 
Recht, Handeld-und Wechfelreht, Strafrebt und ge 
richtliches Verfahren die Rechtdeinheit im deutfchen Volke 
zu begründen. 

$. 62. Alle Gefete und Verordnungen der Reichd- 
gewalt erhalten verbindliche Kraft durch ihre Verkün— 
digung von Reichs wegen. 

$. 63. Reichsgeſetze gehen den Geſetzen der Ein- 
zelftaaten vor, infofern ihnen nicht ausdrüdlich eine 
nur ſubſidiäre Geltung beigelegt if. 


Artifel XIV. 


$. 64. Die Anftelung der Neichibeamten geht 
vom Reiche aus, - 8 

Die Dienftpragmatif des Reiches wird ein Neiche- 
geſetz feititellen. 
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Dritter Abfchnitt. 
Das Reichsoberhaupt. 


Artikel J. 


$. 65. Die Regierung des Reichs wird von einem 
ee an der Spiße eined Fürften-KRollegiums 
geführt. 
$. 66. Die Würde des Neichdvorftandes ift mit 
der Krone von Preußen verbunden. 
$. 67. Das Fürften-Kolegium befteht aus 6 Stims 
men, und zwar: 
1) Preußen, 
2) Bayern, 
3) Württemberg, Baden, beide Hohenzollern, 
4) Sachſen, die fächfifchen Herzogthümer, Neuß, 
Anhalt, Schwarzburg, 
5) Hannover, Braunfchweig, Oldenburg, Mediens 
burg, Holftein, die Hanfeftäpdte, 
6) Kurhefien, Heffens Darmftadt, Naffau, Heffens 
Homburg, Luremburg und Limburg, Walde, 
‚ tippe» Detmold, Schaumburgskippe, Frankfurt. 
Die Staaten, welche einen gemeinfcaftlichen Be- 
vollmächtigten zum Fürften- Kollegium beftellen,, haben 
fih über deſſen Wahl zu verftändigen; für den Kal 
der Nichtverftändigung wird ein Reichsgeſetz die Mits 
wirkung der Betheiligten beftimmen. 


Artifel II. 


$. 68. Der Reichevorftand wird während ber 
Dauer des Reichstages am Sige der Neichöregierung 
reſidiren. 
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So oft fi) der Reichsvorſtand nicht am Site der 
Reichdregierung befindet, muß einer der Reichsminiſter 
in feiner unmittelbaren Umgebung fein. 

. $. 69. Der Reibdvorftand übt die ihm übhertras 

gene Gewalt durch verantwortliche von ihm ernannte 
Minifter aus. 
SG. 70. Me NRegierungdbandlungen ded Reiches 
vorftanded bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichs 
nung von wenigftend einem der Neichdminifter, welcher 
Dadurch die Verantwortung übernimmt. 


Artikel IM. 


$. 71. Der Reichsvorſtand übt die völferrechtliche 
Vertretung des deutjchen Reichs und der einzelnen deuts 
{hen Staaten aud. Er ftellt die Reichsgeſandten und 
die Konfuln-an und führt den diplomatifchen Verkehr. 

$. 72. Der Reichsvorſtand erklärt Krieg und 
ſchließt Krieden. 

$. 73. Der Reichsvorſtand fchließt die Bündniffe 
und Berträge mit den auswärtigen Mächten ab, und 
zwar unter Mitwirfung ded Reichstags, infoweit diefe 
in der Berfaffung vorbehalten ift. 

$. 74. Alle Berträge nicht rein privatlichen In⸗ 
balt3, welche deutfche Regierungen unter ſich oder mit 
auswärtigen Regierungen abfchließen, find dem Reich» 
vorſtande zur Kenntnißnahme und, infofern das Reichds 
intereffe dabei betheiligt ift, zur Beftätigung vorzulegen. 

$. 75. Der Reihdvorftand beruft und fchließt den 
Reichstag; er hat das Recht, dad Volkshaus aufzulöfen. 
876. Das Fürftenfollegium unter dem Vorſitze 
des Neichsvorftandes, oder in deffen Verhinderung unter 
dem Borfite Bayerns, hat dad Recht des Geſetzesvor⸗ 
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ſchlages. Es übt die gefeßgebende Gewalt in Gemein 
ſchaft mit dem Reichdtage unter den verfaffungsmäßi- 
gen Beihränfungen aus. 

$. 77. Das Fürftenfollegium faßt feine Befchluffe 
durch abfolute Majorität der anmefenden Bevollmäctig- 
ten. Bei gleicher Stimmenzahl entfcheidet die Stimme 
des Borfigenden. 

$. 78. Der Reichövorftand verfündigt die Reichs 
gefeße und erläßt die zur Volziehung derfelben nöthis 
gen Berordnungen. | 

$. 79. Sn Straffachen, welche zur Zuftändigfeit 
des Neichdgerichtd gehören, hat der Reichövorftand das 
Recht der Begnadigung und Strafmilderung. Das Vers 
bot der Einleitung oder Fortfeßung von Unterfuchungen 
Tann der Reichdvorftand nur mit Zuftimmung ded Reichs—⸗ 
tags erlaffen. Zu Gunften eined wegen feiner Amts⸗ 
Handlungen verurtheilten Neichdminifterd? kann der 
Neichövorftand dad Recht der Begnadigung und Strafs 
milderung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, 
von welchem die Anklage ausgegangen ift, darauf ans 
trägt. Zu Gunſten von Landesminiftern fteht ihm ein 
ſolches Recht nicht zu. 

- 880. Dem Reichsvorſtand liegt die Wahrung 

des Reichsfriedens ob. 

$. 81. Der Reichsvorſtand hat die Verfügung 
über die bewaffnete Macht. 

$. 82. Ueberhaupt bat der Neichdvorftand in als 
len Angelegenheiten des Neiched nad) Maßgabe ver 
NReihöverfaffung die Regierungsgewalt, welche derfelbe 
nach $.76 ald Theilhaber an der gefeßgebenden Gewalt 
unter Zuftimmung und in Verbindung mit dem Fürs 
ftens Kollegium ausübt. F 
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Dem NReichdvorftande ftehen diejenigen Rechte und 
Beſugniſſe zu, welche in der Verfaſſung der Reichsge⸗ 
walt beigelegt und dem Reichdtage nicht zugewiefen find. 


Vierter Abfchnitt. 
Der Reichstag. 


Artikel J. 


$. 83. Der Reichstag befteht aus zwei Häufern, 
dem Staatenhaus und dem Volkshaus. 


Artikel IL 


$. 84. Das Staatenhaus wird gebildet aus den 
Vertretern der deutihen Staaten. 

$. 85. So lange die deutfch»ofterreichifchen Lanz 
de an dem Bundesftaate nicht Theil nehmen, vertheilt 
fih die Zahl der Mitglieder des Staatenhaufes nach 
folgendem Berhältniß: 


Preußen 2 2 0222. 40 Mitglieder. 
Bayern . ee . 20 7 
Shlen . . ... 
Hannover . 2. 2 0. 
Württemberg . 
DIADEN., 4 ae ie 5 


12 v 
12 
12 
10 
Kurheffen ei „ 
7 
6 
4 
3 
4 


0 + + 


Großherzogthum Heffen . . . 
: Solflin . 2. 0... ; 
edienburgs Schwerin . . 
Suremburg- Limburg . . 
Naſſau 4 + * s * = 


. * + + 
+ 


EEE ERS RR 
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Beannfhteig » .» : 2. 
Didenburg ® s + * + * + 
Sabfen- Beim . .;:. 
Sacdfen» Koburg- Gotha . . 
Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen 
Sachſen-Altenburg..... 
Mecklenburg-Strelitz.... 
Anhalt: Defiaun : .: 2... 
Anhalt» Bernburg . . ..% 
Anhalt» Köthen . .. 
Schwarzburg = Sonderdhaufen . . 
Schwarzburg-Rudolftadtt . . 
Bea s Hechingen 
iechtenften . x 2... 
Hohenzollern » Sigmaringen 
Waled. . 2 2 2 2. 
Reuß ältere Linie . 2... 
Neuß jüngere Linie. » .. 
Schaumburg tippe . . . .» 
Lippe: Detmold . . 
Heffen- Homburg .. . . 
Lauenburg . . 2 2 2 0. 
3 Be u 
FSranffnt . . 3 2 2 0 0. 
BOCBNEN 5 6 0, ee ii „ 
Hamburg . 2 2 2 2 0.“ 7 


167 Mitglieder. 
$. 86. Die Mitglieder des Staatenhaufed werten 
zur Hälfte. durch -die Regierung und zur Hälfte durch 
die Volksvertretung der betreffenden Staaten ernannt. 
Wo zwei Kammern beftehen, wird die Hälfte 


I 
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von jeder Kammer gewählt; bei ungleichen Hälften 
fällt die größere auf dad Volkshaus. 

$. 87. In denjenigen Staaten, welche nur Ein 
Mitglied in das Staatenhaus fenden, fchlägt die Ne 
gierung drei Kandidaten vor, aus denen die Volfövers 
tretung mit abfoluter Stimmenmebrheit wählt. 
» Auf diefelde Weife ift in denjenigen Staaten, wels 
che eine ungerade Zahl von Mitgliedern fenden, in Bes 
treff des legten derfelben zu verfahren. 


$. 88. Wenn mehrere deutfche Staaten zu einem 
Ganzen verbunden werden, fo enticheidet ein Reichsge⸗ 
feß über die dadurch etwa nothwendig werdende Abans 
derung in der Zufammenfeßung des Staatenhaufes. 


$. 89. Mitglied des Staatenhaufes kann nur fein, 


wer 
1) Staatsbürger des Staates ift, welcher ihn fendet, 
2) das 30fte Lebensjahr zurüdgelegt hat, | 
3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte befindet. 

S. 90. Die Mitglieder des Staatenhaufed werden 
auf ſechs Sahre gewählt. Sie werden alle drei Sabre 
zur Hälfte erneuert. 

Auf melde Weife nach den erften drei Jahren das 
Audfcheiden der einen Hälfte ftattfinden fol, wird durch 
ein Reichögefeß beftimmt. Die Ausfcheidenden find ſtets 
wieder wählbar. 

Wird nach Ablauf diefer drei Sabre und vor Bols 
lendung der neuen Wahlen für das Staatenhaus ein 
außerordentlicher NReichdtag berufen, fo treten, fo weit 
die neuen Wahlen noch nicht ftattgefunden haben, die 
früheren Mitglieder ein. 
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Artikel IIT. | 
$. 9. Das Volkshaus befteht aus den Abgeord» 
neten des deutfchen Volkes. 
$. Die Mitglieder ded Volkshauſes werden 
auf vier Jahre gewählt. | 
Die Wahl gefchieht nach den in dem Reichs⸗Wahl—⸗ 
gefeße enthaltenen Vorſchriften. 


Artifel IV. 


$. 95. Die Mitglieder des Reichstages beziehen 
aus der Reichskaſſe ein gleichmäßiges Tagegeld und 
Entfhädigung für ihre Reiſekoſten. Das Nähere bes 
flimmt ein Reichsgeſetz. 

$. 94. Die Mitglieder beider Häufer können durch 
Snftructionen nicht gebunden werden. 

$. 95. Niemand kann gleichzeitig Mitglied von 
beiden Häufern fein. 


Artikel V. | 


$. %. Zu einem Befchluß eined jeden Hauſes 
ded Reichstages ift die Theilnahme von wenigſtens der 
Hälfte der gefeglichen Anzahl feiner Mitglieder umd die 
einfache Stimmenmehrheit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag 
ald abgelehnt betrachtet. 
— $. 97. Dad Recht des Gefeßvorfchlages, der Bes 
ſchwerde, der Adreffe und der Erhebung von Thatfachen, 
fo wie der Anklage der Minifter, fteht jedem Haufe zu. 

$. 98. Ein Neichdtagd-Befcbluß kann nur durch 
die Uebereinftimmung beider Häufer gültig zu Stande 
Tommen. | 
$. 99. Ein Reichsbeſchluß kann nur duch bie 
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Mebereinftimmung beider Häufer einerfeitd, fo wie des 
Reichsvorſtandes und Fürften- Kollegiumd andererfeits, 
gültig zu Stande kommen. 

Ein Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuftimmung 
der NReichöregierung nicht erlangt hat, darf in derſelben 
Sitzungs⸗Periode nicht wiederholt werden. 

$. 100. Ein Reichstagsbeſchluß ift in folgenden 
Fällen erforderlich: 

1) Wenn es fib um die Erlaffung, Aufhebung, 
a oder Auslegung von Neichdgefegen 
andelt. 

2) Wenn der NReichdhaushalt feftgeftellt wird, wenn 
Anleihen Fontrahirt werden, wenn das Neich eine 
im Budget nicht vorgefehene Ausgabe übernimmt 
oder Matrikularbeiträge erhebt. 

3) Wenn fremde See- und Flußfchifffahrt mit hö— 
beren Abgaben belegt werden foll. 

4) Wenn Landesfeftungen zu Neichöfeftungen erklärt 
werden follen. 

5) Wenn Handeld-, Schifffahrtd- und ee 
verträge mit dem Auslande gefchloffen werden, for 
wie überhaupt völferrechtliche Verträge, infofern 
fie dad Neich belaften. en 

6) Wenn nicht zum Reich gehörige Länder vder Lan⸗ 
deötheile dem deutfchen Zollgebiete angefchloffen 

oder einzelne Drte oder Gebietötheile von der Zoll⸗ 

linie ausgeſchloſſen werden follen. 

7) Wenn deutfche Randestheile abgetreten oder wenn 
nichtdeutfche Gebiete dem Neiche einverleibt oder 
auf andere Weife mit demfelben verbunden wers 
den follen. 


—* 
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| $. 101. Bei Feftftelung ded Reichſshaushaltes tre- 
ten folgende Beltimmungen ein: 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichds 
regierung gelangen zunächft an dad Volkshaus und 
fodann an dad Staatenhauß. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf An— 
trag der Neichdregierung und bis zum Belauf 
diefed Antrages erfolgen. Jede Bewilligung gilt 
nur für den befonderen Zwed, für welchen fie bes 
ſtimmt worden. Die Verwendung darf nur ins 
nerhalb der Gränze der Bewilligung erfolgen. 

3) Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewil- 
ligung ift drei Jahre. 

4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des 
Reichs und Über den Nefervefondd, fo wie über 
die für beided erforderlichen Dedfungsmittel, wird 
auf dem erften Reichstage durch Reichstagsbe— 
ſchlüſſe feltgeftellt. Eine Erhöhung diefed Buds 
gets auf fpäteren Reichdtagen erfordert gleichfalls 
einen Reichstagsbeſchluß. 

5) Diefed ordentliche Budget wird auf dem Neichd- 
tage zuerft dem Volkshauſe vorgelegt, von dieſem 
in feinen einzelnen Anſätzen nah den Erläuterun⸗ 

en und Belegen, welche die Reichdregierung vor 
ufegen hat, geprüft und ganz oder theilmeife be> 
willigt oder verworfen. 

6) Rah erfolgter Prüfung und Bewilligung durch 
das Volkshaus wird dad Budget an dad Staa—⸗ 
tenhaus zur Berathung und Beſchlußnahme ab» 
gegeben. Wenn viefer Befchluß nicht mit dem 
des Volkshauſes übereinftimmt, fo geht dad Bud⸗ 
Het zu fernerer Verhandlung. at. das Bolfdhaus 
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zurück. Ein endgültiger Befchluß kann nur durch 
die Uebereinftimmung beider Häufer zu Stande 
fommen. 

7) Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Des 
Aungsmittel bedürfen, gleich der Erhöhung des 
ordentlichen Budgets, eines Neichdtagsbefchluffes. 

8) Die Nachweifung über die Verwendung der Reichs⸗ 
gelder wird dem Reichdtage, und zwar zuerft dem 
— — zur Prüfung und zum Abſchluß vor⸗ 
gelegt. 


Artikel VI. 


$. 102. Der Reichstag verſammelt ſich jedes Jahr 
am Sitze der Reichsregierung. Die Zeit der Zufams 
menfunft wird vom NReichdoberhaupt bei der Einberus 
u, angegeben, infofern nicht ein Reichsgeſetz vdiefelbe 
eſtſetzt 


Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen 
—— jederzeit vom Reichsoberhaupt einberufen 
werden. 

.$. 103. Die ordentlichen Sitzungsperioden der 
Landtage in den Einzelftaaten follen mit denen des 
Reichdtages in der Negel nicht zufammenfallen. Das 
Nähere bleibt einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

S. 104. Das Volkshaus kann durch das Neichdr 
oberhaupt aufgelöft werden. 

In dem Falle der Auflöfung ift der Reichdtag bins 
nen drei Monaten wieder zu verfammeln. 
$. 105. Die Auflöfung des Volkshauſes bat bie 
gleichzeitige Vertagung des Staatenhaufes bis zur Wie 
derberufung ded Neichdtaged zur Ba 
Die Sitzungsperioden beider Häufer find diefelben. 
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$. 106. Das Ende der Sibungsperiode des 
Neichötages wird vom Neichdoberhaupt beftimmt. 
$. 107. Eine Vertagung ded Reichstages oder 
eined der. beiden Häufer durch dad Reichdoberhaupt 
bedarf, wenn fie nab Eröffnung der Sitzung auf län— 
er als vierzehn Tage ausgefprochen werden foll, der 
uftimmung des Reichstages oder des betreffenden Hauſes. 
Auch der Reichdtag felbft, fo wie jeded der beiden 
Häufer, kann ſich auf vierzehn Tage. vertagen. 


Artifel VI. 


$. 108. Jedes der beiden Häuſer wählt feinen 
reg feine Bice-Präfidenten und feine Schrifts 
ührer. 

$. 109. Die Sißungen beider Häuſer find öffent⸗ 
lich. Die Gefhäftsoronung eines jeden Haufed bes 
fimmt, unter welben Bedingungen vertraulihe Sitz⸗ 
ungen ftattfinden Fonnen. | 

$. 110. Jedes Haus prüft die VBollmachten feiner 
Mitglieder und entfcheidet über die Zulaffung derfelben. 

$. 111. Jedes Mitglied Teiftet bei feinem Eintritt 
den Eid: „Ich fehwöre, die deutſche Reichöverfaffung 
getreulich zu beobachten und aufrecht zu erhalten, fo 
wahr mir Gott helfe.’ 

$. 112. Jedes Haus bat das Recht, feine Mite 
glieder wegen unwürdigen Verhaltens zu beftrafen und 
äußerſten Falls auszufchließen. Das Nähere beftimmt 
die Gefhäftdordnung jedes Haufes, — 

Eine Ausſchließung kann nur dann ausgeſprochen 
werden, wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen ſich dafür entſcheidet. 
S8. 113. Weder Ueberbringer won Bittſchriften noch 
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überhaupt Deputationen folken in den Häuſern zugelaf- 
fen werden. 

$. 114. Es fol eine allgemeine Gefchäftdordnung 
unter Zuftimmung beider Häufer erlaffen werden. Die 
Anwendung diefer Öefchäftsordnung im Einzelnen, bleibt 
den Befchluffen jeded Haufes vorbehalten. 


Artifel VII. 


$. 115. Ein Mitglied ded Neichdtaged darf währ 
rend der Dauer der Gißungdperiode ohne Zuftimmung 
des Haufes, zu welchem ed gehört, wegen ftrafrechtlicher 
Anfohuldigungen weder verhaftet, noch in Unterfuchung 
gezogen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreis 
fung auf frifcher That. 

$. 116. Sn diefem lebteren Fale ift dem betref> 
fenden Haufe von der angeordneten Maßregel jofort 
Kenntniß zu geben. R 

$. 117. Seded Haus ift befugt, für die Dauer 
feiner Sigungsperiode die Aufhebung derjenigen Vers 
baftungen zu verfügen, welche über ein Mitglied deffel- 
ben zur Zeit feiner Wahl verhängt gemwefen oder nach 
diefer bis zu Eröffnung der Sißungen verhängt wors 


iſt. 
$. 118. Kein Mitglied des Reichstages darf von 
Staats wegen zu irgend einer Zeit wegen feiner Abs 
fimmung oder wegen der in Ausubung feined Berufes 
gethanen Arußerungen gerichtlich oder disziplinariſch vers 
folgt oder fonft außerhalb der Verſammlung zur Bers 
antwortung gezogen werden; 
Artikel IX. | 
S. 119% Die Reichsminiſter und bie von ihnen 
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bezeichneten Kommiffarien haben das Recht, den Ber 
bandlungen beider Häufer ded Neichdtaged beizumohnen 
und jederzeit von denfelben gehört zu werden, 

$. 120. Die Reichdminifter haben die DVerpflich- 
tung, auf Verlangen jeded der Häufer ded Neichdtages 
in demfelben zu erfcheinen und Auskunft zu ertheilen 
oder den Grund anzugeben, weshalb diefelbe nicht ers 
iheilt werden fonne. 

$. 121. Die Reihdminifter können nicht Mitglies 
der des Staatenhaufes fein. 

$. 122. Wenn ein Mitglied des Volkshauſes im 
Reichsdienſt ein Anıt oder eine Beförderung annimmt, 
fo muß es fich einer neuen Wahl unterwerfen; ed bes 
hält feinen Sit im Haufe, bis die neue Wahl ftattges 
funden bat. 


% 


ee Fünfter Abſchnitt. 
Das Reichsgericht. 


Artikel I. 


$. 123, Die dem Reiche zuftehende Gerichtäbars 
keit wird durch ein Neichdgericht ausgeübt. 
6; $. 124. Zur Zuftändigfeit des NReichdgerichtd ges 
ren: | 
a) Klagen eined Einzelftaated gegen die Reichsgewalt 
wegen Berleßung der Reichöverfaffung durch Er— 
laffung von Reihögefeßen und durch Maßregeln 
der Reichsregierung, fo wie Klagen der Reichs⸗ 
gewalt gegen einen Einzelitaat wegen Verlegung 
der Reichsverfaffung. Be j 
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‚by Streitigkeiten zwiſchen dem Staatenhauſe und dem 

WVolkshauſe unter ſich und zwiſchen jedem Yon 
ihnen und der Neichöregierung, welche die Auss 
legung der Reichöverfaffung betreffen, wenn: die 
ftreitenden Theile fi) vereinigen, die Entfcheiz- 
dung ded Neichdgerichtd einzuholen. 

©) ———— und privatrechtliche Streitigkeiten aller 

rt zwiſchen den einzelnen deutſchen Staaten. 

d) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfähige 
feit und Regentſchaft in den Einzelftaaten. 

e) Streitigkeiten zwifchen der Regierung eined Eins 
zelftanted und deſſen Volfövertretung über die 

Gültigkeit oder Auslegung der Landesverfaffung. 

f) Klagen der Angehörigen eined Einzelftaated ges 
gen die Regierung defjelben, wegen Aufhebung. 
oder verfaffungswidriger Veränderung der Lan— 
desverfaffung. 

Klagen der Angehörigen eined Einzelftaated ges 
gen die Regierung wegen Berleßung der Landes— 
verfaffung Fonnen bei dem Neichögericht nur ans 

ebracht werden, wenn die in der Landeöverfafs 
ung gegebenen Mittel der Abhülfe nicht zur An— 
wendung gebracht werden Fonnen. 

g) Klagen deutfber Staatsbürger wegen Verletzung 
der durch die Neichöverfaffung ihnen gewährten 
Rechte. Die näheren Beftimmungen über dem 
Umfang diefed Klagerechtd und die Art und Weife, 
daffelbe geltend zu machen, bleiben der Reichsge— 
feßgebung vorbehalten. Ä 

h) Berchwerden wegen verweigerter oder gehemmter 
Rechtöpflege, wenn die landesgeſetzlichen Mittel 
der Abhülfe erfchöpft find. 
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3): Strafgerichtäbarfeit über Die Anklagen gegen: die 
.  Reichöminifter, infofern. fie. deren minifterielle Ver⸗ 
antwortlichfeit. betreffen. 


k): Strafgerichöbarfeit uber die Anklagen gegen bie ' 
Minifter. der Einzelftaaten, infofern fie: deren mis 
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nifterielle Berantwortlichfeit betreffen und die Ges . 


richte der Einzelftaaten dazu nicht Fompetent find. 
) Strafgerich&barfeit in den Fallen ded Hoch» und 
| Landesverraths gegen das Reich. 


Sb noch andere Verbrechen gegen das Reich 


der Strafgerichtöbarteit des Reichsgerichts zur 


übermweifen find, wird fpäteren Neichägefeken vor⸗ 


Behalten. 


m)’ Klagen gegen den Reichs⸗Fiskus, wo. ein gemeina | 
rechtlicher Gerichtäftand nicht begründet fein ſollte. 


n) Klagen gegen deutfche Staaten, wenn die Vers 
pflihtung, dem Anſpruche Genüge zu leiften, 


zwoifchen mehreren Staaten zweifelhaft oder bea . 
ſtritten ift, fo wie wenn die gemeinfchaftliche Vers 


pflihtung gegen mehrere Staaten in einer Klage 
geltend gemacht wird. Ä 


$. 125. Ueber die Krage, ob ein Tal zur Ent⸗ | 
ſcheidung des Reichsgerichts Tu fei, erfennt einzig . 


und allein das Reichsgericht felb 


$. 126. Ueber die Einfeßung und Organiſation 


des Reichsgerichts, Über das Verfahren und die Bolls 


ziehung der reichägerichtlichen. Entfcheidungen und Ver⸗ 


fügungen wird ein befondered Geſetz ergeben. 


Diefem  Gefege wird auch die Beftimmung, ob | 
und in welchen Fällen bei dem Neichdgericht die Urs 
theilsfällung Durch Geſchworene erfolgen on vorbehalten, 
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Eben ſo bleibt vorhalten: ob und wie weit dieſes 
Geſetz als organiſches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten iſt. 
$. 127. Der Reichsgeſetzgebung bleibt ed vorbe⸗ 
Halten, Admiralitätds und See-Gerichte zu errichten, 
fo. wie Beitimmungen über die Gerichtsbarkeit der Ges 
fandten und Konfuln des Reichd zu treffen. 


Sechſter Abfchnitt. 
Die Grundrechte ded deutſchen Volkes. 


F. 128. Dem deutſchen Volke ſollen die nach— 
ſtehenden Grundrechte gewährleiſtet ſein. Sie dienen 
den Verfaſſungen der deutſchen Einzelſtaaten zur Norm 
und werden ihre Anwendung auf deren beſondere Vers 
bältniffe in den Gefeßgebungen diefer Staaten finden. 


Artikel I. 


.$. 129. Das deutſche Volk befteht aus den Anges 
hörigen der Staaten, welche das deutfche Reich bilden, 
$. 130. Seder Deutfhe hat das deutfche Reichs⸗ 
bürgerrebt. Die ihm kraft deffen zuftehenden echte 
fann er in jedem deutfchen Lande ausüben, Ueber das 
echt, zur deutfchen Neichöverfammlung zu wählen, 
verfügt dad Reichswahlgeſetz. 
$. 131. Seder Deutfhe hat dad Recht, an jedem 
Drte des Reichsgebietes feinen Aufenthalt und Wohn 
fi zu nehmen, Liegenfhaften jeder Art zu erwerben 
und darüber zu verfügen, jeden Nahrungdzweig zu bes 
treiben, dad Gemeindebürgerrecht zu gewinnen. 
Die Bedingungen für den Aufenthalt und die 
MWohnberehtigung in den Einzelftaaten werden durch 
ein allgemeines Heimatbögefes- jene für den Gewerbes 
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- betrieb durch eine allgemeine Gewerbeordnung von der 

Reichsgewalt feſtgeſetzt. 

$. 132. Kein deutſcher Staat darf zwiſchen feinen 
‚Angehörigen und anderen Deutſchen einen Unterfchied 

im bürgerlichen, peinlihen und Prozefrechte machen, 
welcher die letzteren als Ausländer zurüdfeßt. 

6. 133, Die Strafe ded bürgerlichen Todes folk 
nicht ftattfinden, und da, wo fie bereitd audgefprocen 
ift, in ihren Wirkungen aufhören, fo weit nicht hiers 
durch erworbene Privatrechte verlegt werden. 

$. 134, Die Auswanderungdfreiheit ift von Staats 
wegen nicht befchränftz; Abzugdgelder dürfen nicht erhos 
ben werden. Ä 

Die Auswanderungsangelegenheit fteht unter dem 
Schutze und der Fürforge des Reiches, | 


Artifel II. 


$. 135. Bor dem Gefete gilt Fein Unterſchied der 
Stände. 

Ale Standesvorrechte find abgeſchafft. 

Die Deutfchen find vor dem Geſetze gleich. 
| Die öffentlichen Aemter find für alle Befähigten 
gleich zugänglich, 

Die Wehrpflicht ift für Alle gleich; Stellvertretung 
bei derfelben findet nicht ftatt. Das Nähere hierüber 
wird durch das Wehrgefet beftimmt, 

| Artifel III, 

$. 136. Die Freiheit der Perfon ift unverleglid. 

Die Verhaftung einer Perfon fol, außer im Falle 
der Ergreifung auf frifher That, nur gefcheben in 
Kraft eines richterlichen, mit Gründen verfehenen Ber 
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Fehls. Diefer Befehl muß im Augenblide der Verhaf⸗ 
tung oder innerhalb der nächften vier und zwanzig Stuns 
dein dem Berhafteten zugeftellt werben. 

Die Polizeibehörde muß Seden, den fie in Ber 
wahrung genommen hat, im Laufe des folgenden Tas 
er entweder freilaffen oder der zuftändigen Behörde 
Abergeben. | 
| Jeder Angefchuldigte fol gegen Stellung einer vom 
“Gericht zu beitimmenden Gaution oder Bürgfihaft der 

aft entlaffen werden, fofern nicht dringende Anzeigen 
eines ſchweren peinlichen Verbrechens gegen denfelbe 
vorliegen. | 
Im Fale einer vwiderrechtlich verfügten oder ber, 
Aängerten Gefangenfihaft ift der Schuldige und nöthis 
genfald der Staat dem Berlebten zur Genugthuung 

und Entfchädigung verpflichtet, k 
s Die für das Heer» und Seewefen erforderlichen 
Modificationen diefer Beftimmungen werden befonderen 
Geſetzen vorbehalten. 
$. 137. Die Strafen ded Prangerd, der Brands 
ns und der Förperlihen Züchtigung find abges 
chafft. 
$. 138. Die Wohnung iſt unverleglic. 
° ,  &ine Haudfuchung ift nur zuläflig: 

1) in Kraft eines ridhterlichen mit Gründen verfehenen 
Befehld, welcher fofort oder innerhalb der näch— 
ften vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten 

| zugeftellt werden fol, 

2) im Kalle der Verfolgung auf frifher That, durch 

den geſetzlich berechtigten Beamten, N 

3) in ven Fällen und Formen, in:weldhem daB Ges 
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ſetz ausnahmsweiſe beſtimmten Beamten auch ohne 

richterlichen Befehl dieſelbe geſtattet. 

Die Hausſuchung muß, wenn thunlich ‚ mit Zus 
‚ziehung von Haudgenoffen erfolgen. 

Die Unverleplichfeit der MWohnun ift fein Hinder⸗ 
niß der Verhaftung eined gerichtlich Verfolgten. 

$. 130. Die Beſchlagnahme von Briefen und 
Papieren darf, außer bei einer Verhaftung oder Haus⸗ 
ſuchung, nur in Kraft eines richterlichen, mit Gruͤnden 
verſehenen Befehls vorgenommen werden, welcher ſo— 
fort oder innerbalb der nächſten vier! und zwanzig - 
Stunden dem Betheiligten zugeftellt werden fol. 

$. 140. Das Briefgeheimniß ift gemährleiftet. 

Die bei ftrafgerichtlichen Unterfuhungen und in 
Kriegsfällen nothwendigen Befchränfungen find durch 
wie Geſetzgebung feftzuitellen. 


Artikel IV. 


| $. 141. Jeder Deutfche Hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Drud und bildfiche Darftelung ſeine 
Meinung frei zu äußern. 

Die Cenſur darf nicht eingeführt werden. 

Ein Preßgeſetz zur Wahrung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit und der Rechte Dritter wird vom Reiche erlaffen 
‚werden. 

Ueber Preßvergehen, welche von Amts wegen vers 
folgt werden, wird Durch Schwurgerichte geurtheilt. 


Artikel V. 


$. 142. Jeder Deutfche hat volle Glaubens⸗ und 
Gewiſſensfreiheit. 
S5. 148. Jeder Deutſche iſt unbeſchränkt in der 
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gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Hebung feis 
ner Religion. 

Berbrechen und Bergeben, welche bei Ausübung 
diefer Freiheit begangen wetden, find nach dem Geſetze 
zu beftrafen. 

$, 144. Dur da3 religiöfe Bekenntniß wird der 
Genuß der bürgerliben und ftaatsbürgerlihen Rechte 
- weder bedingt noch befchränft. Den ftaatdbürgerlichen 
Pflichten darf daffelbe feinen Abbruch thun. 

$. 145. Jede Religiondgefellfchaft ordnet und vers 
waltet ihre Angelegenheiten felbftftändig und bleibt im 
Befib und Genuß der für ihre Kultuds, Unterrichts, 
und — —— beſtimmten Anſtalten, Stif⸗ 
tungen und Fonds. 

Es beſteht fernerhin keine Staatskirche. 

Neue Religionsgeſellſchaften dürfen ſich bilden; eis 
ner Anerkennung ihred Bekenntniſſes durch den Staat 
— es nicht. 

. 146. Niemand ſoll von Staats wegen zu einer 
ilien Handlung oder Feierlichkeit gezwungen werden. 
$. 147. Die Formel des Eides fol künftig laus 

ten: „So wahr mir Gott helfe.’ 

$. 148. Die bürgerliche Gültigfeit der Ehe ift 
nur von der Vollziehung ded GivilsAfted abhängig, die 
kirchliche Trauung kann nur nach der Vollziehung des 
Civil-Aktes ftattfinden. 

Die Religiond > Verfchiedenheit ift Fein bürgerliches 
Ehehinderniß. 

$. 149. Die Standesbücher werden von den bür⸗ 
gerlihen Behörden geführt. 

Artikel VI. ‚ 
$. 150. Die Wiffenfhaft und ihre Lehre ift frei. 
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$. 151. Dad Unterricht3s und Erziehungdwefen 
ſteht unter der Dberauffiht des Staats; er übt fie 
durch eigene von ihm ernannte Behörden aus. 

$. 152. Unterrichts⸗ und Erziehungd-Anftalten zu 
gründen, zu leiten und an folhen Unterricht zu ertheis 
len, fteht jedem Deutfchen frei, wenn er feine Befähis 
gung der betreffenden Staats⸗Behörde nachgewiefen hat. 
® Der häusliche Unterricht unterliegt Feiner Beſchrän⸗ 
ung. 

es: 153. Für die Bildung der deutfchen Sugend 
DENN öffentlihe Echulen überall genügend at 
werden. 

Aeltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kite 
der oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht lafs 
gen iR für dierunteren Volksſchulen vorgefchries 

en ift. | 
$. 154. Die öffentlichen Lehrer haben die Nechte 
der Staatädiener. 

Der Staat ftelt unter gefeglich geordneter Bethei- 
ligung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften die 
Lehrer der Volksſchulen an. | 

$. 155. Unbemittelten foll in allen Volksſchulen 
und niederen Gewerbefchulen freier Unterricht ertheilt 
werden. 

$. 156. Es fteht einem Seden frei, feinen Beruf 
zu pi und fi für denfelben auszubilden, wie und 
wo er wi 


Artifel VII. 


$. 157. Jeder Deutfche bat dad: Recht, ſich mit 
Bitten und Befchwerden fchriftlich an die Behörden, an 
die Bolfövertretungen und an wen Reichätag zu wenden. 


"42 Detroyirter Entwurf 


Diefed Recht kann fowohl von Einzelnen ald von 

. Gorporationen ausgeübt werden, beim Heer und der 

Kriegsflotte jedoch nur in der Weife, wie ed .die Did 

ziplinar⸗Vorſchriften beftimmen. 

.,.% 158. Eine vorgängige Genehmigung der Bes 
hörden ift nicht nothwendig, um öffentliche Beamte wer 
gen ihrer amtlihen Handlungen gerichtlich zu verfolgen. 

* Artikel VIII. 


$. 159. Die Deutſchen Haben das Recht, ſich fried⸗ 
lich und ohne Waffen zu verfammeln, einer beſonderen, 
Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 

Volksverſammlungen unter freiem Himmel Fonnen 
bei dringender Gefahr für die offentlihe Drdnung und 
Sicherheit verboten werden. Ä 

$. 160. Die Deutfchen haben dad Necht Vereine 
zu bilden. Diefed Recht fol durch Feine vorbeugende 
Mafregel befihränft werden. 

Die Ausübung der in diefem Paragraphen und 
im $. 159 feftgeftellten Rechte fol zur Wahrung der 
Hffentlihen Sicherheit durch das Geſetz geregelt werden. 

$. 161. Die in den SS. 159 und 160 enthaltenen 
Beſtimmungen finden auf das Heer und die Kriegö- 
flotte Anwendung, infoweit die militärifchen Disziplinar- 
- Vorfchriften nicht entgegenftehen. 

Artikel IX. 


$. 162. Das Eigenthbum iſt unverleßlich. Ä 

Eine Enteignung fann nur aus Rudjichten de 
gemeinen Beften, nur auf Grund eined Gefeked und 
‚gegen gerechte Entſchädigung vorgenommen werden. 
Das geiftige Eigenthum fol duch die Reichsgeſetzge⸗ 
"bung geſchuͤtzt werden. | 
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$. 163. Die Beſtimmungen über die Veräußer⸗ 
lichkeit und Theilbarfeit ded Grundeigenthums, ſowohl 
unter Zebenden ald von Todes wegen, bleiben der Ges 
rfeßgebung der Einzelftaaten überlaffen. 

Fur die todte Hand find Befchränfungen ded Nechtß, 
Liegenfchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, 
am Wege der Gefeßgebung aus Gründen des üffentli- 
chen Wohls zuläffig. 
5S 164. Jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeits⸗ 
verband hört für immer auf. 

8% 165. Ohne Entſchädigung find aufgehoben: 
1) die Patrimonialgerichtsbarkeit und die grundherr⸗ 
lihe Polizei, fammt den aus diefen Nechten flie- 

Benden Befugniffen, Eremtionen und Abgaben. 

2) Die aud dem gutds und fchußherrlichen Verbande 
fließenden perfünlichen Abgaben und Leiftungen. 

Mit diefen Rechten fallen aud die Gegenleiftungen 

a Laften weg, welche dem bisher Berechtigten dafür 
oblagen. | 
Ä $. 166. Ale auf Grund und Boden haftenden 
privatrehtlichen Abgaben und Keiftungen, indbefondere 
„bie Zehnten, find ablösbar; ob nur auf Antrag ded 
Belafteten oder auch ded Berechtigten, und in welcher 
Weiſe, bleibt der Gefeßgebung der einzelnen Staaten 
aberlaffen. i 

Es fol fortan fein Grundftüd mit einer unablös⸗ 
baren Abgabe oder Leiftung belaftet werden. 

$. 167. Im Grimdeigenthum liegt die Berechtis 

gung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden. 

Die Yagdgerechtigkeit ‚auf fvemdem Grund und 

Boden, Ssagbdienfte, Jagdfrohnden und andere Leiftuns 
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gen für Sagdzwede find aufgehoben. Die Entihädis 
gung bleibt der Landesgeſetzgebung überlaffen. 

Nur ablösbar jedoch ift die Sagdgerechtigfeit, wels 
che erweidlich durch einen läftigen mit dem Eigenthümer 
des belafteten Grundſtütckes abgefckloffenen Vertrag ers 
worben ift; über die Art und Weife der Ablöfung ha⸗ 
ben die Landesgefeßgebungen das Weitere zu beftimmen. 

Die Ausübung ded Jagdrechts aus Gründen der 
öffentlihen Sicherheit und ded gemeinen Wohls zu 
ordnen, bleibt der Landesgefeßgebung vorbehalten. 

Die Sagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und 
Boden darf in Zukunft nicht wieder ald Grundgerech⸗ 
tigkeit beftellt werden. 

$. 168. Die Familienfideifommiffe find aufzubes 
ben. Die Art und Bedingungen der Aufhebung bes 
ftimmt die Gefeßgebung der einzelnen Staaten. 

Ueber die Familienfideikommiſſe der regierenden fürfts 
lihen Häufer bleiben die Beftimmungen den Landesge⸗ 
feßgebungen vorbehalten. 

$. 169. Aller Tehndverband, ift aufzuheben. Das 
‚Nähere über die Art und Weife der Ausführung haben 
die Geſetzgebungen der Einzelftaaten anzuordnen. 

$. 170. Die Strafe der Vermögens» Einziehung 
fol nicht ftattfinden. 
$. 171. Die Befteuerung fol fo geordnet werden, 
daß die Bevorzugung einzelner Stände und Güter in 
"Staat und Gemeinde aufhört, 


Artikel X. 
$.. 172. Alle Gerichtöbarkeit geht vom Staate aus. 
Es follen feine Patrimonialgericte beftehen. 
\ $. 173. Die richterliche Gewalt wird ftelbftftäns 
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dig von den Gerichten geübt. Kabinetd- und Minis 
ſterial⸗Juſtiz ift unftatthaft. | Ä 

Niemand darf feinem geſetzlichen Nichter entzogen: 
werden. Ausdnahmegerichte follen nie ftuttfinden. | 

$. 174, Es foll feinen privilegirten Gerichtäften 

der Perfonen oder Güter geben. 

Der Militär s Gerichtäbarkeit verbleibt jedoch die 
Aburtheilung der von Militärs Perfonen verübten Vers 
ee und Bergehen, mit Einfohluß der Disziplinars 
älle 


$. 175. Kein Richter darf, außer durch Urtheil 
und Recht, von feinem Amt entfernt oder an Rang 
und Gehalt beeinträchtigt werden. 
a elle darf nicht ohne gerichtlichen Beſchluß 
olgen. 

‚ Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
gerichtlichen Befhluß in den Durch das Geſetz beftimms 
ten Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle vers 
feßt oder in Ruheſtand gefeßt werden. _ 

. $. 176. Das Gerichtöverfahren fol öffentlih und 
mundlich fein. 
Ausnahmen von der Deffentlichkeit beftimmt im 
Intereſſe der Sittlichfeit das Gefeb, 
. $ 177. In Straffachen gilt der Anklageprozeß. 
Schwurgerichte follen jedenfalls über fihmerere 
Straffachen und ſchwerere politifche Vergehen urtheilen. 
$. 178. Die bürgerliche Nechtöpflege fol in Sa—⸗ 
hen befonderer Berufserfahrung durch ſachkundige, von 
den Berufsgenoffen frei gewählte Richter geübt oder 
mitgeübt werden. 
$. 179. Rechtöpflege und Verwaltung follen ge 
trennt und von einander unabhängig fein. 
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Ueber Kompetenzkonflikte zwiſchen den Verwaltungds 
und Gerichtsbehörden in den Einzelſtaaten entſcheidet 
ein durch das Geſetz zu beſtimmender Gerichtähof. 
$. 180. Die Verwaltungsrechtspflege hört aufs: 
über alle Rechtäverleßungen entfdeiden die Gerichte, 
Der Polizei fteht feine” Strafgerichtöbarfeit zu. 
$. 181. Nechtäfräftige Urtheile deutfcher -Gerichte 
find in allen deutfchen Landen: gleich wirkfam und vol 


iehbar. 
j Ein NReichdgefeb wird das Nähere beftimmen. 
Artikel XI. | 


$. 182, Jede Gemeinde hat ald Grundrechte ihrer . 
Verfaſſung: 
a) die Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; 
b) die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Gemeindean⸗ 
elegenheiten unter geſetzlich geordneter Oberauf⸗ 
x ht des Staates; 
c) die Veröffentlichung ihres Gemeindehaushaltes; 
d) Deffentlichkeit der Verhandlungen ald Regel. 
$. 183. Jedes Grundftük fol einem Gemeindes 
verbande angehören. 
Beihränfungen wegen Waldungen und Wüſteneien 
bleiben der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 
Artifel XIL 
$. 184. Jeder deutſche Staat fol eine Berfaffung 
mit Bolfövertretung haben. 
Die Minifter find der Volkövertretung verantwortlich. 
$. 185. Die Volfövertretung hat eine entfcheidende 
Stimme bei der Gefeßgebung, bei der Befteuerung, bei 
der Ordnung ded Staatshaushaltes; auch hat fie das : 
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Recht des; Geſetzvorſchlags, ver Beſchwerde, der Aoreffe, 
fo - irre der er a br 
ie Sißungen der Landtage find in der Regel. 
öffentlih,. a | 
Artifel XIM. 
$. 186, Den nicht deutfch redenden Volksſtäm⸗ 
men des: Reichs ift ihre volfäthümliche Entwidelung 
gewährleiftet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer. 
Spraden, fo weit deren Gebiete reichen, in dem Kirs 
chenweſen, dem Unterrichte, der - inneren Verwaltung 
und der Reihtäpflege. 
| Artifel XIV. 


$. 187. Jeder deutfche Staatsbürger in der Krems 
de fteht unter dem Schutze des Reiches, | 


Siebenter Abfchnitt. 


Die Gewähr der Verfaffung. 
Artikel I. 


G. 188. Der Reicbdvorftand leiftet auf die Reichs⸗ 
verfaffung folgendes eidliches Gelöbnif: »Ich ſchwöre, 
das Neich und vie Rechte des deutfiben Volkes zu fchirs 
men, die NReichdverfaffung aufrecht zu erhalten und fie 
gewiffenhaft zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe!« 

Der Eid der Bevollmächtigten zum Fürftenfollegiune 
lautet wie folgt: »Ich ſchwöre dad Reich und die 
echte des deutfchen Volfes zu fehirmen und die Reichs— 
verfaffung anfrecht zu halten, So wahr mir Gott helfe!« 

Diefe Eidesleiftungen gefchehen bei Einführung ges - 
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genwärtiger Verfaffung vor den zu einer Sitzung vers 
einigten beiden Häufern ded Reihötaged. Bei fpaterem 
Wechſel wird der Eid im verfammelten Fürftenkollegium 
abgelegt, und die darüber aufgenommene Urkunde dem 
nächſten Reichdtage übergeben. 

$. 189. Die Reichsbeamten haben beim Antritt 
ihred Amted einen Eid auf die Neichdverfaffung zu 
as Das Nähere beftimmt die Dienftpragmatil des 

eiches. 

$. 190. Ueber die Verantwortlichkeit der Reichs⸗ 
— ſoll ein Reichsgeſetz erlaſſen werden. 

- $ 191. Die Verpflichtung auf die Reichsverfaſ⸗ 
fung in in den Einzelftaaten mit der Verpflichtung 
auf die Landesverfaffung verbunden und diefer voran⸗ 
geſetzt. 

Artikel II. 


$. 192. Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder 
in den Gefeßen eines Einzelitaated darf mit der Reichs 
verfaffung in Widerfpruch ftehen. 
$. 193. Eine Aenderung der Regierungsform im 
einem Einzelftaate kann nur mit Zuftimmung der Reichs 
gewalt erfolgen, Diefe Zuftimmung muß in den für 
ee anne der Reichdverfaffung vorgefchriebenen Fors 
men gegeben werden. 
Artifel III. 
$. 194. Abänderungen in der Reichsverfaſſung 
fonnen nur dureh einen Beihluß beider. Häufer und 
mit Zuftimmung fowohl des Reichsvorſtandes, ald des 
Fürſtenkollegiums erfolgen. | 
r =. Zu einem folchen Befchlug bedarf e3 in jedem der 
beiden a 
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1) der Anwefenheit von wenigftend zwei Dritteln 
der Mitglieder; | 

2) zweier Abftimmungen, zwifchen welchen ein Zeits 
raum von wenigftend acht Tagen liegen muß; 

3) einer Stimmenmehrheit von wenigftend zwei Drits 
ten der anmwefenden Mitglieder bei jeder der beis 
den Abftimmungen. 


Artifel IV. 


$. 195: Im Falle des Kriegd oder Aufruhrs kön⸗ 
nen die Beflimmungen der Grundrechte über den Ges 
ricbtöftand, die Preffe, Verhaftung, Hausfurhung und 
Verſammlungsrecht von der Neichöregierung oder der 
Regierung eined Einzelftaated für einzelne Bezirke zeits 
weife außer Kraft gefeßt werden; jedoch nur unter fols 
genten Bedingungen: 

1) die Verfügung muß in jedem einzelnen Falle 
von dem Gefammtminifterium ded Reiches oder 
Einzelftaatd ausgehen; | 

2) das Minifterium ded Neiched hat die Zuftims 
mung des Reichdtaged, dad Minifterium des Eins 
zelftaated die des Landtages, wenn diefelben zur 
Zeit verfammelt find, fofort einzuholen. Wenn 
diefelben nicht verfammelt find, fo müffen bei ihrem 
Zufammentreten die getroffenen Mafregeln ihnen 
fofort zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Weitere Beftimmungen bleiben einem Reichsgeſetz 
vorbehalten. 

— Kür die Verkündigung des Belagerungszuſtandes 

bleiben bis dahin die beſtehenden geſeßlichen Vorſchrif—⸗ 
ten in Kraft. 
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Berlin, 4. Juni. Der Preußiſche Staats⸗Anzei⸗ 
ger bringt amtlich folgende Berichtigung: Beim Abdrud 
Entwurfs der deutfchen Reichäverfaffung (Nr. 153) 
haben ſich einige Fehler eingefchlihen, welche hierdurch, 
wie folgt, en. werden: 1. Der $. 67 fol heißen: 
Das Fürftencollegium befteht aud ſechs Stimmen, und 
zwar: 1) Preußen. 2) Baiern. 3) Sadfen, Sad 
fens Weimar, SachfensKoburg- Gotha, Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen-Hilvburghaufen, SachfensAltenburg, Anhalt: Deffau, 
Anhalt⸗Beruburg, AnhalteKöthen, Schwarzburg⸗Son⸗ 
dershauſen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Reuß älterer Li⸗ 
nie, Reuß jüngerer Linie. 4) Hannover, Braunſchweig, 
Ifein, Mecklenburg⸗Schwerin, Mecklenburg⸗Streliß, 
ldenburg, Lübeck, Bremen, Hamburg. 5) Württemberg, 
Baden, Hohenzollern⸗Hechingen, —— — 
gen, Lichtenftein. 6) Kurheſſen, Großherzogthum Heſſen, 
uremburg und Limburg, Naffau, Waldeck, Schaums 
burg⸗Lippe, Lippe, Heffen- Homburg und Frankfurt a. M. 
Die Staaten, welche einen gemeinfchaftlichen Bevolls 
mächtigten zum Fürftencollegium beftellen, haben fich 
über deffen Wahl zu verftandigen; für den Fall der 
Kichtverftändigung wird ein Reichsgeſetz die Mitwir« 
fung der Betheiligten beftimmen. 


Euwunrf eines Geſetzes ıc. st 
Entwurf eines Geſetzes, 
| betreffend 
die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe. 


S 1. Wähler ift jeder felbftftändige unbefcholtene 
Deutfche, welcher das 25ſte Lebensjahr zurudgelegt hat. 
ſ. 2. Als feloftftändig ift derjenige anzufehen, 
welcher an den Gemeindewahlen feined Wohnorted Theik 
zu nehmen berehtigt iſt und irgend eine direfte Staatds 
ſteuer zahlt. . 
$: 3. Bon der Berechtigung zum Wählen find’ 
ausgeſchloſſen: 

1) Perfonen, welche unter Vormundſchaft oder Ku⸗ 
ratel ſtehen; 

2) Perfonen, über deren Vermögen Konkurs oder 
Kallitzuftand gerichtlich eröffnet worden ift, bis 
dahin, Daß fie ihre Kreditoren befriedigt haben; 

3) Perfonen, weiche eine Armenunterftügung aus öf⸗ 
fentlichen oder Gemeindemitteln beziehen oder im 
legten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen 


haben. 

84 Als befholten find von der Berechtigung 
zum Wählen diejenigen Perfonen ausgefchloifen, denen 
durch rechtskräftiges Erfenntnig nach den Gefegen des 
Einzelftanted, wo das Urtheil- erging, entweder unmit- 
telbar oder: mittelbar der Vollgenuß- der ftaardbürgerlis 
chen Rechte entzogen ift, fofern fie in diefe Rechte nicht 
wieder eingefest worden find. 


F. 5. Des Rechts zu: wählen fol, unbefchadet der . 
4 * 
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fonft verwirften. Strafen, für eine Zeit von 4 bis 12 
Sabren durch ftrafgerichtliche8 Erkenntniß verluftig ers 
Härt werten, wer bei den Wahlen Stimmen erfauft 
oder mehr ald einmal bei der für einen und denfelben 
Zwed beftimmten Wahl feine Stimme abgegeben oder 
. zur Cinwirfung auf die Wahl überhaupt gefeglich uns 
auläffige Mittel angewendet bat. 

$. 6. Wäblbar zum Abgeordneten ded Volkshau— 
ſes iſt jeder unbeſchoitene Deutſche, welcher das 30: 
Lebensjahr zurudgelegt und feit —— 3 Jahren 
einem deutſchen Staate ‚angehört h at. 

$ 7. Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiden, 
bedürfen zum Eintritt in das Volkshaus keines Urlaubs, 
haben aber die Koften ihrer amtlichen Stellvertretung, 
zu tragen. 

$..8, Sn jedem Einzelftaate find Wahlfreife von: 
je 100,000 Seelen der nach der letzten Volkszählung. 
vorhandenen Bevölferung zu bilden. 

$. 9. Ergiebt fib in einem Einzelftaate bei der 
Bildung der Wahlfreife ein Ueberfhuß von wenigftens- 
50,000 Seelen, fo ift hierfür ein befonderer Wahlkreis. 
zu bilden, 

Ein Ueberſchuß von weniger ald 50,000 Seelen 
ift unter die anderen Wahlfreife des Einzelſtaates ver⸗ 
——— zu vertheilen. 

$. 10. Kleinere Staaten mit einer Bevölkerung 
von wenigftend 50,000 Geelen bilden einen Wahlkreis. 

Diefen fol die Stadt Kübel gleichgeftellt werden. 

Diejenigen Staaten, welche feine Bevölkerung vor 
50,000 Seelen haben, werden mit anderen Staaten 
nach Mafgabe der Reichswahlmatrikel zur Bildung 
von Wahlkreiſen zufammengelest. | 
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$. 11. Die Wahl ift indireft.e. Die Urwähler 
— Wahlmänner, und dieſe wählen den Abgeords 
neten. 
S. 12. Die Wahlkreiſe zerfallen in Wahlbezirke 
behufs der Wahl der Wahlmänner. 
$. 13. Wer dad Wahlrecht in einem Wahlbezirfe 
ausüben will, muß in demfelten zur Zeit der Wahl 
und feit mindeftend 3 Jahren feinen feiten Wohnfg. 
haben und heimatböberechtigt fein. Er muß außerdem 
auf Erfordern nachweifen, daß er mit der lebten Rate 
der von ihm zu zahlenden direkten Staatsjteuer nicht 
im Rudıtande ift. 
- Der Standort der Soldaten und Militairperfonen 
des ftehenden Heeres gilt ale Wohnſitz und berechtigt 
ur Wahl ohne Rüdficht auf Heimathsoerechtigung und 
auer des Wohnſitzes. In den Staaten, wo Kands 
wehr befteht, tritt fir diefe dahin eine Audnahme ein, 
Daß Landwehrpflihtige, welche fih zur Zeit der Wuhs 
fen unter den Fahnen befinden, an dem Drte ihred 
Aufenthaltes für ihren Heimathöbezirf wäblen. Die 
näheren Anordnungen zur Ausführung diefer Beftims 
mungen bleiben den Regierungen der Einzelftaaten ubers 
Jaffen. 
s F. 14. Die Wähler werden behufs der Wahl der 
Mahlmänner in drei Abtheilungen getheilt. Jede Abs 
theilung wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahls 
männer. 
$. 15. Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach 
Maßgabe der von den Wählern zu entrichtenden direfs 
ten Staatöfteuern und zwar in der Art, daß auf jede 
Abtheilung ein Drittheil der Gefammtfumme der Steuers 
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Bu .. Wähler fällt. Diefe Gefammtfumme wird 
echnet: 
a) gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Bezirk 
für fich bildet oder in mehrere Bezirke getheilt iſt; 
b) bezirföweife, falld der Bezirk aus mehreren Ger 
meinden zufammengefegt ift. 

Den Regierungen der Einzekftaaten bleibt es übers 
Yaffen, für diejenigen Gemeinden oder Bezirke, in wel 
eben feine oder nicht alle landüblichen direkten Steuer 
ur Hebung fommen, der audfallenden Steuer, behufs 

ftftellung der Wahlberechtigung und der Abtheilung, 
eine andere zu fubftituiren. 
| F. 16. Die erfte Abtheilung befteht aus denjenigen 
Wählern, auf welche die höchſten Steuerbeträge bis 
zum Belaufe eined Drittheild der Oefammtfteuer fallen. 

Die zweite Abtheilung befteht aus denjenigen Währ 
fern, auf welche die nächftniedrigeren Steuerbeträge bis 
zur Gränze des zweiten Drittheild fallen. 

Die dritte Abtbeilung endlich befteht aud den am 
niedrigften befteuerten Wählern, auf welche das letzte 
Drittbeil fält. 

$. 17. Sin jedem Bezirke ift ein Berzeichnig ber 
ftimmberechtigten Wähler (Wählerlifte) mit Angabe des 
Steuerbetrages bei den einzelnen Namen aufzuftellen, 
Diefe Liſten find fpäteftendg 4 Wochen vor dem zur 
Wahl beftimmten Tage zu Sedermannd Einfiht aus⸗ 
zulegen und dies öffentlich befannt zu machen. 

Einfpracen gegen die Liſten find binnen 8 Tagen 
nach oͤffentlicher Bekanntmachung bei der Behörde, welche 
die Bekanntmachung erlaffen hat, anzubringen und ins 
nerbalb der nächften 14 Tage zu erledigen, worauf Die 
Liften gefchloffen werden. Nur diejenigen find zur Theil⸗ 
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nahme an der Wahl berechtigt, welche in die Lifte 
aufgenommen find. 

$. 138. Aus den MWählerliften ift für jede Gemeinde 
oder Bezirk ($. 15) eine Abtheilungslifte —— 
wegen deren Berichtigung die Vorſchriften des vorher⸗ 
gehenden wg Platz greifen. 

$. 19. Bei der Wahthandlung find Gemeindemits 
— zuzuziehen, welche kein Staats⸗ oder Gemeinde⸗ 

leiden. 

8. 20. Die Wahlen erfolgen abtheilungsweife 

durch dh Stimmgebung zu Protokoll, nad) abfoluter 


$. Ergiebt fi) bei ber erften Abflimmung 
at a Stimmenmehrheit, fo findet die engere 


$. 22. Die gewählten Wahlmänner treten zur 

— — — zuſammen. 
Die Wahlmänner wählen durch offene 

— zu Protokoll nach abſoluter Mehrheit. 
Ergiebt ſich bei der erſten — eine ſolche nicht, 
ſo findet die engere Wahl ſtatt. 

Der Tag der Wahlen wird für das geſammte 
Reich ein und derſelbe ſein. 

Die Wahlen, welche fpäter erforderlich werden, find 
son den ee re der Einzelftaaten auszufehreiber. 

$. Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die 
abidirektören und dad Wabhlverfahren, infoweit dies 
fed nicht durch das gegenwärtige Gefeb feftgeftellt wor⸗ 
vun . een von den Regierungen der Einzelftanten 

mt, 
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T. Proviſoriſches Schieddgeridt. 

Die Regierungen von Preußen, Sadfen 
und Hannover haben über die Einfegung 
eined Bundesſchiedsgerichts folgende Ueber— 
einfunft getroffen: 

$. 1. Die foniglihen Regierungen von Preußen, 
Sachfen und Hannover verpflichten fi, fpäteftend am 
1. Juli c. ein proviforifches Bundesfchiedsgericht in's 
Leben treten zu laffen, deffen fchiedsrichterlicher Ents 
fcheidung fie fih nah Maßgabe ver im S. 4. enthals 
fenen Gompetenzbeftimmungen unterwerfen. 

$. 2. Diefed Schiedsgericht wird zufammengefeßt 
aud Bundedrichtern, von denen Preußen drei, Sad» 
fen zwei, Hannover zwei ernennen. Jedem Staate bleibt 
vorbebalten, bei tiefen Ernennungen feinen Ständen 
eine Mitwirkung einzuräumen. 

$. 3. Das Gericht fol feinen Sitz zu Erfurt neh⸗ 
men; den Borfi führt das ältefte der von Preußen 
ernannten Mitglieder. 

G. 4. Die Verbündeten unterwerfen fi dem Urs 
theile diefed proviforiihen Bundesſchiedsgerichts: 

| a) in allen denjenigen Fällen, welche nach den $$. 
124 und 125 ded von ihnen vorgelegten Entwurfs ver 
Reichöverfaffung dem Neichdgerichte überwiefen find, 
in fo weit folcbe vor definitiver Einführung der Reichs—⸗ 
Berfaffung in Frage fommen fünnen, namentlich in den 
Fällen von: | 

1) politifhen und privatrechtlihen Streitigkeiten 
aller Art zwifcben den verbündeten Staaten; 

2) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungd« 
fähigkeit und Regentſchaft in denfelben; 

3) Streitigkeiten zwifchen der Regierung eined der 


' 
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verbündeten Staaten und deffen Volksvertretung über 
die Giltigfeit oder Auslegung der Kandesverfaffung; 
5 4) Klagen der Angehörigen eined der verbündeten 
taaten gegen die Regierung vdeffelben, wegen Aufhe⸗ 
dung oder verfaffungswidriger Veränderung der Lans 
deöverfaffung. 
& Klagen der Angehörigen eined der verbündeten 
Etaaten gegen die Regierung wegen Verlegung der 
gandesverfaffung fünnen bei dem Schiedsgerichte nur 
angebracht werden, wenn die in der Landesverfaffung 
gegebenen Mittel der Abhilfe nicht zur Anwendung ges 
bracht werden fünnen. 
f-3 5) Beichwerden wegen verweigerter oder gehemms 
ter Rechtspflege., wenn die landesgefeglichen Mittel der 
Abhilfe erfchöpft find; 

6) Anklagen gegen die Minifter der verbündeten 
Staaten, in fofern fie die miniiteriele Verantwortlich- 
feit betreffen, und die eigenen Xandesgerichte dazu nicht 
competent find; 

7) Klagen gegen die verbündeten Staaten, wenn 
die Verpflichtung, dem Anfpruche Genüge zu leiften, 
zwifchen ihnen zweifelhaft oder beftritten iſt; fo wie 
wenn die gemeinfcaftliche Verpflichtung gegen mehr als 
Einen Staat in Einer Klage geltend gemacht wird. 

Ferner überweifen fie der Gompetenz des proviſo—⸗ 
riſchen Schiedägerichts: 

b) alle diejenigen Befchwerden, welche ald Veran⸗ 
laffung von Störungen der inneren Sicherheit zur 
Eprache kommen, und nicht durch den Berwaltungdrath 
oder die Givilcommiffarien im Wege gütlicher Verhands 
lung zu erledigen oder lediglich den Landeögerichten 
zur Entfheidung zu übermweifen fein möchten. 
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c) Ale Rechtshändel, welche unter den Verbünde⸗ 
ten fetbft aus der Bollziehung des gegenwärtigen Bünde 
niffed erwachfen, infofern au bier die Gerichte eines 
einzelnen Staated nicht competent fein möchten. | 

$. 5. Der Beitritt zu dem Bündniffe wird feiner 
Regierung verftattet, welche fich nicht in gleichem Maße 
34 — des proviſoriſchen Schiedsgerichts ums 
erwirft. 

$. 6. Die näheren Beſtimmungen über die Eins 
feßung des Gerichts, das-Berfahren vor demfelben und 
die Vollziehung feiner Entfcbeidungen follen durch den 
Verwaltungsrath der verbündeten Staaten erlaffen wers 
den. Die Mitglieder ded Gerichtd werden mit der Bes 
arbeitung der desfallfigen Gefeßedentwürfe beauftragt. 





Denkſchrift 
zu dem von den königl. Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover 
oorgelegten Entwurf 
ber | 
Berfoffung des deutfchen Reiches, 
d. d. Berlin, 11. Juni 1849, 


Sndem die verbündeten königlichen Regierungen 
von Preußen, Sacfen und Hannover die in ihrer ger 
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meinſchaftlichen Gröffnung, d. d. Berlin, 28. Mai c., 
angezeigte Denffihrift den fämmtlichen deutfhen Regie⸗ 
zungen in Gegenmwärtigem zugeben laffen, Tonnen fie 
zunächft nicht beabfichtigen, dem von ihnen bargebotes 
nen Entwurf der Verfaffung des deutfchen Reichs das 
durch noch eine äußere Rechtfertigung zufügen zu wollen. 
Berubigt in dem Bemwußtfein, daß fie die Forderungen 
ber rechtlichen Rreiheit und der gefeßlichen Ordnung 
auf gleicher Wage wogen und die ungefchmälerden Re— 
fultate ihrer gewiffenhaften Prüfung in den Berfaflungss 
Entwurf niederlegten, haben fie denfelben den Regies 
rungen wie der Nation zu völlig freier Würdigun 

übergeben, in der Hoffnung, daß Einficht, Gerechtigfe 

und Patriotismus das offentliche Urtheil leiten werde. 
Hierin auch) Liegt ihre Zuverficht, Daß eine rafche, eins 
müthige Zuflimmung ed möglich macen werde, die 
ſchweren Leiden der Gegenwart zu heben und unverzügs 
lih dazu vorzufchreiten, auf gelliserten Grundlagen das . 
Gebäude aufzurichten, in welchem die deutfchen Fürften 
und Stämme, die Einzelnen und die Gefammtheit, in 
Ehre und Sicherheit wohnen, und für die MWiederges 
winnung und Mehrung deutfcher Macht und Große 
unter Gottes Segen und. Beiftand erfolgreich wirken 
Fonnen. Wad den verbündeten Regierungen nad) Bors 
lage ihres Berfaffungsentwurfed noch zu fagen übrig 
bleibt, befchräntt fi auf eine Darlegung der Stands 
puncte, die fie bei Anlage und Ausführung Hgg 
einnahmen, auf eine Nachweifung deffen, was fie auf 
dieſe Standpunfte hinführte und fie von bier aus die 
bei den einzelnen Materien vorfommenden Gränzen ziehen 
ließ, auf eine Keftitellung der Beftimmungen, deren 
Wortfaffung über den Willen und die Abficht der vers 
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bündeten Regierungen. möglibe Zweifel laffen könnte. 
Die Denkſchrift ift biernach nicht Sommentar, fondern 
qautbentifche interpretation ded Entwurfs der Reichs— 
ee und als folche von dem Entmwurfe feloft uns 
rennbar. 


Dad Neid. 


Die Nationalverfammlung zu Frankfurt a. M. 
Jegte fih vie Befugniß bei, eine Verfaffung für das 
deutſche Reich endgultig zu befcbließen. Sie beftimmte 
daher den Umfang dieſes Neiched nach dem Umfange 
des bisherigen deutfchen Bundes und ging darauf aus, 
fämmtliche Glieder deffelben zum Eintritt in den neuen 
Bundeöftaat zu verpflichten. Daher fpricht der erfte 
Paragraph der dort entworfenen Berfaffung einfach aus, 
Daß das deutfche Reich aus dem Gebiete des bisherigen 
deutichen Bundes beftebe. 

Die verbiindeten Regierungen, welche ihren Ents 
wurf zu einer Reichöverfaffung bier vorlegen, find das 
gegen von der unwandelbaren UWeberzeugung geleitet 
worden, daß der Neubau der deutfiben VBerfaffung nur 
durch freiwillige Webereinfunft der Regierungen unter 
fih, und hiernächſt eben fo freiwillige Zuftimmung der 
Nationalvertretung rechtlich zu Stande fommen Fonne, 
Daher haben fie in ihre Vorfchläge Feine Beftimmung 
aufnehmen können, welche für die Glieder des biöheris 

en deutfchen Bundes irgend einen Zwang in fich 
chlöffe; wie feft und zuverfichtlih auch ihre Hoffnung 
fei, daß der neue Bundesftaat das gefammte Gebiet 
ded Bundes von 1815 umfafjen werde, fo wird ſich doch) 
Diefed Gebiet aud denjenigen deutfchen Landen bilden 
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müffen, deren Regierungen fi) dem vorgelegten Ents 
wurfe anfcließen und deren Vertreter ihn in einem aus 
diefen Landen einzuberufenden Reichſstage annehmen.. 
Hierdurch ift die Faſſung des $. 1, wie fie vorliegt, 
gerechtfertigt. 

Wenn fhon hieraus von felbft einleuchtet, daß der 
neue Bundesftaat zu denjenigen Blietern Ted bisheris 
gen deutfcben Bundes, welche fih ihm noch nidt ans 
fließen möchten, zunäcdft in dem Verbande der Rechte 
und Pflichten verbleibt, tie aus der Bundedacte vom 
8. Suni 1815 erwachfen, fo hat doch der Beziehungen 
zu Defterreih noch befondere Erwähnung gefbeben 
müffen. Die zu dem deutfchen Bunde gehörigen Theile 
Defterreichd find durch die dem Kaiferftaate verliehene 
Berfaffung vom 4. März d. J. in ein ſtaatliches Vers 
hältniß zu der öfterreichifchen Gefammtmonarchie getres 
ten, welcdes eine erneuerte Erwägung ihrer Stellung 
zu den übrigen Gliedern des deutfchen Bundes unabs 
wendlich erfcheinen ließ. Hierzu, fo wie zu einer ums 
faffenderen Vereinbarung zwiſchen dem ofterreichifchen 
Gefammtftaate und dem deutfchen Bundesftaate die 
Tege völlig frei zu erhalten, ift der Zwei des dem $. 
1 beigefügten Zufaßed. 

Ueber die Verhältniſſe des Herzogthums Schledwig 
bat zur Zeit noch Feine Beftimmung erfolgen fünnenz 
fie bleiben dem Scluffe der hierüber eröffneten Vers 
bandlungen vorbehalten. 

Hinfihtlich der Stellung ded Herzogthumd Limburg 
werden die Abänderungen, welche das bisherige vers 
tragsmäßige Verhältniß deffelben zum deutfchen Bunde 
durch die Annahme der Reichöverfaffung erheiſchen 


+ 
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könnte, der Gegenitand meiterer. Vereinbarung mit: der 
königlich niederländiſchen Regierung fein, 


Die Reichsgewalti. 


Die Befugniffe der Neichögewalt waren nach de 
Zielen zu beftimmen umd abzugränzen, die in Gemäßs 
eit der Auffaffung der verbünveten Pegierungen den 

Bundesftaat ald folhem vorgeftedt find. Sie waren 
zu beflimmen, in fo fern die geficherte Erreichung diefer 
Ziele die der Reichsgewalt zu übertragender Befroniffe 
nicht entbehren kann; und abzugränzen, in fo fern eben 
diefe Befugniffe im Intereſſe der Ehre und Selpftftäns 
digkeit der Einzelftaaten dad Maß des wirklichen Bes 
Dürfniffes nicht überfchreiten dürfen. 

Es Fam daher vor Allem darauf an, ſich diefer 
Ziele des Bundesſtaats, und zwar fowohl im Gegenfäß: 
zu dem Einheitsſtaat, ald zu dem bloßen Staatenbum‘ 
deutlich bewußt zu werden und fie dann in äußerer Eis 
kennbarkeit aufzuſtellen. 

Die Ziele des Bundesſtaates liegen innerhalb und 
außerhalb feiner Gränzen; hier maßgebend für ſein 
Verhältnig zum Auslande und dort für fein eigenes 
Leben und ſeine innere Geſtaltung. 

Die verbündeten Regierungen wollen und bekennen 
für den Bundesſtaat Rn 

dem Auslande gegenüber: 

Einheit und Macht, ein einiges, ungetheiltes 
mächtiged Deutfchland, eintretend an die Stelle 
Preußens, Sachfend, Hannovers und alter übris - 
gen deutfchen Einzelftaaten und deren befonderen 
Intereſſen; 
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dem Inlande gegenüber: | 
ausſchließliche und ergänzende Leiſtung deſſen, 
was der einzelne Staat entweder gar nicht oder 
nicht in erforderlichem Maße zu leiſten im 
et si nd endgültige Verfügung, in Källen, 
ucchgreifend endgültige Verfügung. in 
wo die Ssntereffen der Einzelftaaten fich Da 
in fo. fern. diefe Staaten ſelbſt die Differenzen 
unter ſich nicht zum Abfchluß bringen und das 
Gemeinwohl die Regelung ded geſtörten oder 
Pr ———— eines gebeſſerten Zuſtandes 
ordert; * | 
Borzeihnung von Linien, auf denen fich die 
Regierungen der Einzelftaaten zur Körderun 
—— Nutzens in Bildung oder Ent 
elung gemeinſamer Inſtitutionen begegnen und 
einigen können. 


Verhältniß der Reichsgewalt dem Auslande gegenüber. 


Unter den Opfern, welche die Bildung des Bun⸗ 
desſtaates den einzelnen Gliedern des bisherigen deuts 
fchen Bundes abfordert, ift die Verzichtleiftung auf die 
diplomatifhe Vertretung im Auslande, die Abfendung 
und der Empfang der Gefandten, eined der größten, 
Der deutfhe Bund war als ein volferrechtlicher Verein 
unabhängiger Staaten eingefeßt; er konnte und mußte 
daher auch Jedem derfelben anheimftellen, feine Inte⸗ 
zefien im Auslande felbftftändig vertreten zu laffen. 
.. Das Recht der Bündniffe und Verträge war feiner ans 

deren Befchränfung unterworfen, ald daß feine dieſer 
Berbindungen gegen die Sicherheit ded Bunded oder 
einzelner Glieder. deffelben gerichtet. fein dürfe. Aller 
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dingd war hierbei auch der Kal audbedungen, daß der 
Bund für feine gemeinfchaftlichen Intereſſen Gefandte 
an fremde Mächte abordne, durch diefelben Unterhands 
Iungen für die Gefammtheit führe und Verträge abs 
ſchließe. Es ift jedoch befannt, daß diefer Vorbehalt 
nie zur Ausführung gefommen iſt; der völferrechtlice 
Verkehr Deutfchlands mit dem Audlande ift ausfchließe 
lich durch die diplomatifhben Agenten der einzelnen 
Staaten an den fremden Höfen geführt worden. 

Bon dem Augenblide an, ald man die Nothwendigs 
feit erfannte, den volferrechtlicben Verein in einen ftaatde 
rechtlichen, den biäherigen deutfchen Bund in einen wahs 
ren Bundedftaat zu verwandeln, fonnte nicht Daran ges 
dacht werden, jened Verhältniß fortbefteben zu laſſen. 
Soll der oberfte Grundfaß: daß Deutfchland dem Au 8s 
lande gegenüber nur ald ein einiger und ungetbeils 
ter Korper auftrete, je zu wirflichem Leben gedeiben, 
fo wird dad Ausland auch nur den Gefammtftaat fens 
nen, nur mit diefem verhandeln, nur mit diefem Bünde 
niffe und internationale Verträge abſchließen können. 
Hierauf bat daher der zweite Artifel des erften Abfchnitt$- 
ded vorgelegten Berfaffungs-Entwurfd fußen müffen. 
Er hat den einzelnen Regierungen und bierunter auch 
folhen, die zu den Großmäcten Europa’d oder zu 
denen gehören, deren diplomatıfhe Verbindungen mit 
den auswärtigen Höfen feit geraumen Zeiten befteben, 
dad Anfinnen geftellt, zu Gunften der Reichd-Gewalt 
auf ihr Recht, ftäntige Gefandte zu fenden oder zu ems 
pfangen, freimillig zu verzichten, feine befonderen Gons 
pin zu balten und ihre Befugniß zu Verträgen und 

ündniffen weffentlich zu befchranfen. Tiefe Opfer find 
-fehr groß; man darf fich doch der Hoffnung hingeben, 
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daß: fie von den deutfihen Megierumgen und Stämmen: 
alẽ ſolche erfannt werden, welche unerläßtich find, nm: 
ver Nation die Weltftellung zu fihern, die fie in ihrer 
bisherigen Zerriffenheit fhmerzlich entbehrt hat und von 
dem Neubaue ihrer Verfaffuug zu erwarten entfchiedem: 
berechtigt ift. 

Wenn daher diefer Grundfaß indem vorgelegten 
Entwurfe volle Geltung finden mußte, fo darf doch 
mist überfeben werden, daß die Ausführung der hier— 
aus gefloffenen Beftimmungen an mannigfache Ueber⸗ 
gänge und nähere Erläuterungen gebunden ift. Die 
Beziehungen, welche zwifchen den deutſchen Einzelitans 
ten und den auswärtigen. Höfen beftehen, können nicht 
vor einem Tage zum andern abgebvorheu werden; auch 
wenn die vorgefiblagene Reichsverfaſſung alfeitige Zus ' 
ftimmung findet, wird ſtets noch einige Zeit verfließen, 
ehe die völferrechtliche Vertretung des Neiched im Auge‘ 
Jande nach den verfebiedenen Seiten hin geortnet und. 
in anerfannte Wirffamfeit getreten ift. Bis dahin wers 
den die diplomatifcen Agenten der einzelnen Staaten 
ihre Thätigfeit um fo mehr fortzufegen haben, als fonft 
eine nur Deutfchland ſchädliche Unterbrechung in. dem 
internationalen Verfehre eintreten würde, , Ein Glei— 
ches gilt für die bei ven. deutfchen Regierungen accres: 
ditirten auswärtigen Gefandten, bei deren Kbberufung zu“ 
dem das NReciprogitätd-Verhältniß maßgebend fein wird. 

Aber auch dann, wenn nad. vollfommen. geordneten 
diplomatifchen Beziehungen mit dem Auslande die eins 
zelnen Regierungen weder ftändige Geſandte halten noch 
empfangen werden ,. ift Doch ‚nicht. zu überfeben, daß: 
für diefe Regierungen das Bedürfniß fortbeftehe, in’ einz 
zelnen abgegränzten Fällen ein. beftimmtes Intereffe bei 
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auswärtigen Staaten unmittelbar geltend zu machen. 
Die Entjendung eined befonderen außerordentlichen Bes 
vollmächtigten wird daher der betreffenden Regierung nicht 
ftreitig zu machen fein, fobald deffen Auftrag vorher‘ 
zur Kenntniß der Reichdregierung gebracht und er felbft 
angewiefen ift, fib mit der am Drte befindlichen ftäns 
Digen Gefandtfchaft ded Reiches ftetd im Zufammens 
bange zu erhalten. 

Gleicher Maßen wird ed den Einzelregierungen 
unbenommen bleiben, folche Intereſſen, welche aus vers 
wandtfchaftlihen oder fonftigen Beziehungen fließen, 
durch befondere Agenten zu wahren, in fo fern diefels 
ben entweder ganz ohne volferrechtlichen Charakter aufs 
tveten oder im entgegengefebten Falle der Reichs⸗Ge⸗ 
fandtfchaft überwiefen und zugetbeilt werden. | 

indem nah den 68. 6 und 7 die einzelnen Res 

ierungen ihr Recht, befondere Conſuln zu halten, der 

eichs⸗Gewalt übertragen, übernimmt leßtere auch felbfts 
verftanden die Pflicht, die Intereſſen aller Angehörigen 
Deutfcher Staaten überall genügend zu vertreten. Es 
wird daher jeder einzelnen Regierung die Befugniß zus 
ftehen, von der Reichsgewalt die Beſtallung eined Cons 
fuld an einem auswärtigen Drte felbft dann zu begebs 
ven, wenn nur allein ihre eigenen Angehörigen mit 
diefem Orte verkehren. 

Aus demfelden Grundfaße fließt auch das Recht 
jeder Einzelregierung, über mangelhafte Vertretung dies 
fer befonderen Sntereffen durch den Reichsconſul, Bes 
fchwerde zu führen und erforderlihen Falls die Abhülfe 
auch dadurch zu verlangen, daß eine Perfon ihred Vers 
trauend ald Reichs⸗Vice⸗Conſul an demfelben Orte 
beftellt werde. | 
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Verhältniß der Reihögewalt zum Inlande 


So viel das Berhältniß ded Bundedftaates 
zu dem Inlande betrifft, fo konnte den verbündeten Res 
gierungen auch hier uber die aus den vorher bezeichnes 
ten Anforderungen fließenden Kolgerungen fein Zweifel 
bleiben. Der Bundesſtaat foll ausſchließlich oder ers 
gänzend dasjenige leiten, was der einzelne Staat ents 
weder nicht oder nicht in erforderlichem Maße zu leiiten 
vermag. Hieraus folgt, daß er auch nur das und nicht 
mehr ald das zu leiiten berebtigt werden durfte; daß. 
der Selbitftändigfeit der einzelnen Staaten der ganze 
übrige Theil der Regierungds und Machtbefugniffe bes 
daffen und gefichert werden mußte; daß die BVerfaffung 
des deutfhen Bundesftuated bier nach allen Richtungen 
Hin einer falfhen Gentralifation zu begegnen hatte. 
Die verbündeten Regierungen glauben died duch Kerns 
Halten der Reichs-Gewalt von der eigentlis 
hen Adminiftration un) durh Begränzung des 
Ver Reih8 Gewalt zugetheilten Dber-Aufs 
ſichtsrechts gethban zu haben und Durch die gegen» 
wärtige Erflärung noch thun zu müffen. 

Die Befugniffe der einzelnen deutfhen Regierungen, 
Die der $. 8 der franffurter Aufftelung ausdrücklich 
auf Gegenftände des Privatrecht3, ded nahbarlichen 
Verkehrs und der Policei befchränft, find in dem von 
den verbündeten Regierungen vorgelegten Entwurfe auf 
ale Gegenftinde ausgedehnt, die der Zuftändigfeit der 
Reichs⸗Gewalt nicht verfaffungdmäßig zugewiefen find. 

Die Verfügung der Reichsgewalt über die gefammte 
bewaffnete Macht Deutfchlands ($. 11d. F. A.) itt auf die 
Fälle des Krieged oder nothmwendiger — 
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regeln im Frieden zurüdgeführt, und biernach gleichzeis 
tig der $. 81 zu bemeffen. | 

Die $. 13 d. $. 4. der Reichs-Gewalt ausſchließ⸗ 
ih attribuirte Gefeßgebung und Drganifation des— 
Heermwefens ift auf eine allgemeine Gefeßgebung und 
auf die Ueberwachung und Durchführung deifelben in 
den einzelnen Staaten ermäßigt und diefen Etaaten dar 
bei die felbfiftändige Drganifation durchaus unverküm— 
mert gelaffın. 

Die befondere eidlihe Verpflichtung gegen das. Reid» 
die der $. 14 des franfıurter Entwurfed der gefammten 
Heeredmaffe in allen deutfchen Einzelftaaten gleichmäzs: _ 
fig auferlegt, ift nur bei denjenigen Meilitärperfonen: 
feitgehalten, die, wie die von der Reichs-Gewalt ernann⸗ 
ten Feldherren, die von diefen, zum felbftftändigen Come: 
manto einzelner Corps bejlimmten Generale, und die: 
Gouverneure, Sommandanten und hobern Beamten der- 
Reichs-Feſtungen in ein befonderes Pflichtverbältniß: 
gegen das Neich getreten find; eine Einfchränfung, des: 
ren Nothwendigfeit nach den beflagendwertben VBorgäne: 
gen der legten Zeit wohl allgemein einleuchtet. 

Bei dem Ewiffiabrtd-und Floßerei-Betrieb auf Flüfs: 
fen, Sanälen und Seen, welche mehrere deutfhe Staa= _ 
ten im ſchiffbaren pder floßbaren Zuftande durchftrömen. 
oder begrängen, ift abweichend von dem $. 24 der F. 
A. der Reichsgewalt nur die Geſetzgebung und deren. 
Ueberwachung zugetheilt, Dagegen die Wahl der Vers 
befferungsmaßregeln und deren Ausführung lediglich 
den betreffenden Regierungen überlaffen worden. 

Bei Anlage neuer Randftraßen und Ganäle und 
bei Schiffbarmachung bid dahin nicht befabrener Fluffe 
ift der Reichsgewalt wieder nur die Anordnung zuges 
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ftanden, felbft diefe jedoch in mwefentlicher Einfhränfung 
ded $. 32 der F. 4. durch die vorgängige Berftändis 
ung mit den einzelnen Staaten bedingt, und eben Dies 
en Staaten aud) die Ausführung, und zwar auf Reiches 
toften , übergeben. 

Bei Erhebung und Verwaltung der Zölle ift der 
 Reichdgewalt nur das Recht der Dberauffiht vorbehals 
ten, das Recht der eigenen Anoronung Dagegen, das 
ihr der $. 35 der F. A. ebenfalls zutbrilt, ausgeſchieden. 

Der $. 36 der F. A., der der Neichdgefeßgebung 
die Beſtimmung über die. Gegenftände überläft, auf 
welche, und die Bedingungen umd Befchränfungen, 
unter welchen die einzelnen Staaten Productionds oder 
Berbrauchsfteuern fur Rechnung ded Staated oder eins 
zelner Gemeinden legen dürfen, ift zwar bei ehalten, es 
wird aber ausdrücklich erklärt, daß die dabei in Frage 
tretenden financiellen Interefſen der Einzelſtaaten in der 
Reichszollacte gehörig gewahrt werden ſollen, fo wie 
auch, daß es nicht in der Abſicht liegt, dadurch in den 
durch den Zollverein geordneten Verhältniſſen etwas zu 
ändern. 

Unter Löſchung des zweiten und dritten Abſatzes 
eben diefed $. 35 umd unter gleichzeitiger Abänderung 
des S. 49 ift der Neichdgewalt ein unmittelbared Recht 
an irgend welchem Quantum der Landesfteuern in den 
Einzelftaaten nicht zuerfannt, die Landesſteuern find 
Hielmehr als ein ausſchließliches und unantaftbared Eis 
genthum der Einzelftaaten in verfaffungdmäßigen Schuß 

enommen, und, die Wotbfälle der Anleihen und der 
ontrahirung von Schulden abgerechnet, die Einnahmen 
der Neichdregierung eins für allemal auf die Bezüge 
der Matritularbeiträge befchränft. 
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Die der Reichdgewalt zugeftandene Einwirkung auf 
das Poftwefen ift unter Abänderung der $$. 41 und 
42 der F. 4. durchaus in den Scranfen der Geſetz⸗ 
gebung und Dberaufficht erhalten, und das der Reichds 
—— in jenen Paragraphen zugetheilte Recht der Ers 
affung und Durhführung von Vollzugsverordnungen, 
von reglementären Berfügungen und der Uebernahme 
des deutſchen Poftwefend für Reichsrechnung, beſeitigt. 

Die verbündeten Regierungen erklären zudem, daß 
fie der Reichsgewalt durch die derſelben in den einzel— 
nen Paragraphen vorbehaltene Dberauffiht nur das 
Recht zugeftanden haben, Beſchwerden entgegen zu neh— 
men, deren Abftelung zu vermitteln, nöthigenfalls durch 
Entſcheidung ded Neichdgerichted zu erzwingen und uns 
ter allen Umftänden durch Abortnung von Commiſſarien 
Kenntniß von dem Etante der ihrer Oberaufficht une 
terliegenden Angelegenheiten und Verwaltungs s Gegen, 
ftände zu nehmen. Alle jedoch mit der ausdrüdlicen 
Maßgabe, daß die Einzelregierungen, diefem Dberaufs 
ficbtörecht der Reichsgewalt gegenuber, weder zu allge⸗ 
meinen Berichterftattungen noch auch zur Ginbolung. 
von Genehmigungen vor dem Ergreifen der betreffenden 
Regierungs- und Verwaltungs s Maßregeln verpflichtet 
ınd 


Die verbündeten Regierungen find bei allen dieſen 
Abänderungen ded franffurter Entwurfed der Ueberzeu⸗ 
gung gefolgt, Daß die Reichsgewalt nur dadurd die ihr 
im Bundesftaate angewiefene hohe Stellung zum © 
gen ded Ganzen einnehmen und ohne ftörende Gegens 
wirfung der Einzelftaaten behaupten fünne, daß fie ſich 
von einem Eingreifen in die innere Adminiftration Dies 
fer Staaten grundfäglich fern halte, daß fie namentlich 
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Erhebung der Zölle und Abgaben, Leitung des Baus 
wefens, Uebung, Audrüftung und Verpflegung ded Hees 
red, kurz Alles, was feiner Natur nach dem Bereiche 
der inneren Negierungsthätigfeit des einzelnen Staates 
angehört, auch zunächſt der felbfiftändigen Anordnung 
und Ausführung der betreffenden Regierung vollig frei 
laſſe. Vornehmlich bei den beiden erfigenannten. Ges 
enftänden, der Steuererhebung und dem Baumefen, 
Bat fich diefe Ueberzeugung den verbündeten Negieruns 
gen zu befonderer Stärfe gefteigert. Die Finanzeins 
richtungen faft jedes deutfchen Staated bilden,in ſich 
-gefchloffene Eyfteme, an welchen am wenigften in eis 
nem Augenblide fo großer Erfcbütterungen und fo dro⸗ 
bender Gefahren, wie ver gegenwärtige, unvorfichtig 
gerüttelt werden darf. Der Berfuch, neben den beftehens 
den verfcbiedenen Steuerfyftemen der Einzelftaaten ein 
neues Reichöfteuers und Finanzfyftem zu grunden, würde 
gleichbedeutend fein mit der Vernichtung der Ordnung 
und des Greditd in diefen Staaten, ohne Garantie für 
das neu zu Schaffende, welche jederzeit erft durch die 
Erfahrung gegeben wird. Aehnliches gilt über das Bau⸗ 
wefen, vorzüglich bei Stroms und Uferbauten, die für 
einzelne Xandesftrihe wahre Eriftenzs und Lebensfra⸗ 
gen bilden. Nichts würde unzwedmäßiger und nach—⸗ 
theiliger fein, ald Bauwerke der letzteren Art direck 
von Reichs wegen, bloß durch die Hand ded Tech 
niferd und ohne eine daneben ftehende, das Ins 
terefie des Bauherren und der Nachbarn’ vermittelnde 
Landesbehörde zur Ausführung zu bringen. Der fer 
nere Umftand, daß ſich die Reichsgewall hier bei eiges 
ner Bauführung zu den verfebiedenen Einzelftaaten nicht 
mehr in dem gleichen, fondern nach dem größeren ober 
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geringeren Bedlirfniffe diefer Staaten, in einem ver- 
ſchiedenen Verhältniffe befinden würde, für eine gedeih- 
liche Wirffamfeit der NReichdgewalt auf die erbeblich- 
Aten Bedenken. Klagen über unbillige Bevorzugungen 
and Begünftigungen oder unerfprießlihe Einmiſchung, 
Hemmung und Störung würden nicht ausbleiben. Es 
wäre ein Stoff fteter Reibung und Unzufriedenbeit ges 
ſchaffen, der in feiner Fortwirfung entweder die Reichs— 
gewalt fortwährend paralifiren oder die Selbftverwals- 
tung der deutfchenkänder in ihren wertheften und theuers 
ften Intereſſen endlich gänzlich vernichten müßte, 
Indem aber die verbündeten Regierungen die ins 
nere Adminiftration der Einzelftaaten von den Befugs 
niffen der Reichsgewalt ſtreng und völlig gefondert has 
ben, iſt das der Reichdgewalt competirende Recht der 
durchgreifend endgültigen Verfügung in Gollifionsfällen 
der Einzelftaaten, unter der vorangegebenen Bedingung, 
Daß die Einzelftaaten felbft die von dem Gemeinwohl 
geforderte Erledigung der obſchwebenden Differenzen nicht 
zur richtigen Zeit herbeiführen, durchaus nicht geſchmälert 
worden; wie die aus der franffurter Aufftelung unveräns 
‚dert beibehalten oder modificirten $$.21, 28, 30, 31, 38, 
39 und 41, betreffend Unterhaltung von Scifffabrtd- 
Anftalten am Meere und in den Mündungen der Deuts 
{chen Flüffe, des Scifffahrtöbetriebs und der Flößerei, 
Der Eiſenbahnen, Landſtraßen, Ganäle, ded Hanveld,- 
Gewerbe» und Poſtweſens, ded Näheren ausführen. 
Sn dem Recht der Dberaufficht und der Gefebgebung, 
das in allen diefen Adminiftrationd-Materien der Reiches 
Gewalt verbleibt, find ihr die binlänglichen Mittel zur 
Verfügung geftellt, die betreffenden Differenzen entweder 
ſelbſt zu fhlichten oder ihnen doch die Bahn einer vers 
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faffungdmäßigen, raſchen und gewiffen Erledigung ans 
zumeifen. Die verbundeten Regierungen erbliden ges 
zade in diefer Thätigkeit der Neichdgewalt die Beendis 
gung eined Zuftandes, der bisher vielfach ſchwer em⸗ 
pfunden wurde; die fihügende Bürgfchaft gegen endlofe 
Streitigkeiten und die angemeffene Sicheritellung allges 
meiner Volkswohlfahrt gegen die Particularintereffen der 
Einzelregierungen. | 

Die umfaffendfte und fruchtbarfte Thätigfeit bleibt 
endlich der Neichdgewalt zu entwideln in der Anbahs 
nung gemeinfamer Sinftitutionen zum Nutzen der eins 
zelnen Staaten und des gefammten Reichs. Hier bat 
fih die Reichsgewalt recht eigentlich al8 Gefammtregies 
zung des Reichs zu erweifen und in großen praftifhen 
Gedanfen und geeigneten Anregungen die Saaten dau— 
ernder Einigung niederzulegen und zu zeitigen. Die 
Hauptfächlicheren Richtpunfte diefer, dad Bedürfniß und 
die Mannigfaltigfeit des realen Lebend umfaffenden 
Thätigfeit find in den 88. 24, 32, 33, 41, 45, 46 und 
64 der franffurter Aufftellung vorgezeichnet und in dem 
jeßigen Entwurf unter den-nöthigen Modifikationen beis 
behalten: commercielle und gewerbliche Vereinigungen, 
Erleichterung und Verbefferung ſämmtlicher Mittel des 
inneren Verkehrs, Einwirfen auf die Verbefferung und 
Regelung des Poftwefend durch die betreffenden Eins 
‚zelitaaten und die fonft Berechtigten, möglichite Ueber— 
einftimmung in der Gefeßgebung und dem Gerichtöver- 
fahren, Einpeitlichfeit in Munze, Maß und Gewicht. 
Sn dem Zollverein, einer Schöpfung, die felbft unter 
dem bisherigen ftaatenbundlichen Verhältniß ind Leben 
treten konnte, findet der Bundesftaat für diefen Bereich 
feiner Thätigkeit ein praktiſches Muſter. Daß diefer 
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ollverein durch die vorgefcblagene Berfaffung nunmehr 
ad gefammte Gebiet ded Reichs in fich begreifen werde, 
muß ald einer der fegendreichften Fortfchritte für das 
nationale Leben angefehen werden. 


Dad Reichsoberhaupt. 


Bei Bildung der Neichdregierung kamen zunächſt 
die beiden großen principiellen Gegenfäße der abfolut 
einheitlichen und der abfolut gemeinfchaftlichen höchſten 
Etaatsleitung, die Form des erblichen Kaifertbumd und 
des Dirertoriumd in Betracht. Für die erftere Form 
hatte ficy die Berfaffungsaufftelung der Nationalvers 
fammlung $. 68 ausgeſprochen, fur die leßtere mehr 
als eine deutfche Regierung fich mit entfchiedenem Nach⸗ 
drud erhoben. Vortheile der einen und der anderen 
Korm fanden ficb einander gegenüber geftellt; für beide 
wurde dad Bedürfniß der Gegenwart und das Recht 
der Wirklichfeit gleihmäßig angerufen. 

In dem von den verbündeten Regierungen auf 
Vorlage der Füniglich preußifchen Regierung gegenmwärs 
tig dargebotenen Verfaffungsentwurf if weder ausſchließ⸗ 
lich die eine, noch die andere Liefer Kormen angenoms 
men worden; es ift darin wielmehr eine neue felbftftäns 
Dige Negierungdform ermittelt, bei deren Aufftellung 
Dad Beftreben obgewaltet hat, dad Gute und Gedeihs 
lihe, was in jeder der beiden vorgenannten Formen 
liegt, mit verdienter Anerfennung zu benußen und mit 
einander zu vereinigen, und dadurch den gleichberechtigs 
ten Anforderungen, fowohl der Gefammtheit des deuts 
ſchen Volkes, als der einzelnen deutfchen Staaten und 
Regierungen, gerecht zu werben, 
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Die Functionen der Neichdregierung find in Legis⸗ 
Tation und Erecutive gefchieden ; jene, die Fegislation, 
ift einem Fürftenfollegium,, diefe, die Erecutive, dem 
Keichdvorftande zugemwiefen. Weder der Reichsvorftand 
nob dad Fürftenfollegium ftellen für ſich alein vie 
Reichsregierung dar; diefe eriftirt erft in der Berbins 
dung. beider. 

In dem Reichsvorſtande find zwei Eigenfchaften 
mit einander verbunten, die ded Trägerd der Erecutivs 
gewalt und die eines gleichzeitigen Mitglieded des Fürs 
ftenfollegiumd,. In letzterer Eigenfchaft ift der Reichds 
vorftand nur primus inter pares, fo zwar, daf er, 
um feiner Mitgliedfhbaft im Fürftenfolegium willen, 
an die Mehrheitsbeſchlüſſe eben diefed Gollegiumd auch 
ald Träger der Erecutive fpäter gebunden: ift, den gleich 
zu berührenden Kal des $. 194 allein ausgenommen. 
Dabei werden als legislative, dem Fürftenfollegium zus 
gewiefene Functionen alle diejenigen Befugniffe betrache 
tet, welche zu ihrer Wirkſamkeit eined Reichstagsbe⸗ 
ſchluſſes bedürfen. Insbeſondere alfo auch alle mit aus— 
wärtigen Etaaten zu fchliefende Verträge, welche dem 
Reichötage zur Genehmigung vorgelegt werden müffen, 
wobei jedoch bei dringenden Umſtänden die Einholung 
vorgängiger Zuftimmung allerdings unmöglich werten 
Tann. Eben fo werden die Bollzugäverordnungen, in 
fo fern fie materielle Bedeutung haben, und nicht, wie 
etwa Publicationspatente, bloße Formen erledigen, mit 
dem Fürftenfollegium berathen, unbefchadet der endgüls 
tigen Befchlußfaffung, die dem Reichsvorſtande vorbes 
halten bleibt. 

Der eben erwähnte $. 194 ftatuirt allerdings eine 
Getheiltheit zwifchen Reichövorftand und Fürſſenkolle⸗ 
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gium auch im Puncte der Legidlation. Er madt die 
Gültigkeit eined Reichsſchluſſes, die fonft überall nur 
an die gemeinfbaftlibe Ausubung ded Zuftimmungds 
rechtes geknüpft ift ($. 99), bei Abänderungen in der 
Reichsverfaſſung von der felbitftändigen Zuflimmung 
ſowohl des Reichsvorſtandes ald des Fürftenfollegiums 
abhängig. Die Einwirkung, die ein folder die Verfaſ— 
fung abandernder Reichsſchluß auf die befondere Stel 
ung fowohl des Reichsvorſtandes, ald ded Fürftenkol- 
legiumd auszuüben geeignet ift, hat bier eine abgefons 
Derte Sicherſtellung fowohl für den NReichdvorftand, als 
Ir das Fürftenfollegium ausnahmsweiſe nicht entbehren 
affen. Ä 
Die in den SS. 99 und 194 vollzogene Abänderung 
der $$. 101 und 196 der franffurter Aufftelung war 
für die verbündeten Regierungen Sache der entfchies 
Denften Nothwendigkeit. Die freie Webereinftimmung 
des Reichstages mit der Reichsregierung, aber auch 
der Neichdregierung mit dem Neichdtage, bleibt Grunds 
bedingung des ganzen fünftigen deutfhen Staatsbaues. 
Jede Verlegung diefer Bedingung raubt alle Garantieen 
eined gefunden Zuftandes. 

Bei allen übrigen dem Reichdvorftande ald ſolchem 
ausfchlieglich übertragenen Attributionen, der Kriegds 
erklärung und dem Friedendfchluffe, der Leitung des 
völferrehtlihen Verkehrs, der Ernennung ded Reichs 
minifteriums u, f. w. bleibt die Ausübung der entfpre- 
chenden Rechte des Neichdvorftandes dennoch in einem 
-fortwährenden inneren Zufammenhange mit der Thätigr 
keit des KFürftenfollegiumd. Bei näherer Erwägung 
‚aller erecutiven Functionen, fo wie fie in den betreffen» 
Den 88. 69, 71, 72, und 81 des dargebotenen Entwurf$ 
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verzeichnet ſind, zeigt ſich ſofort, daß ſich die Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit des Verkehrs und die Gegenſeitigkeit ver 
Beziehungen zwiſchen dem Reichsvorſtande und dem 
ürftenfollegium überall geltend macht, wo vereinte 
hätigfeit und gemeinfchaftliched Erwägen irgend einen 
größeren Nutzen in geficherte Ausficht ftellt. Die Eres 
cutive des Reichsvorſtandes, als eine wirklich ausſchließ⸗ 
liche Thätigkeit deſſelben, bleibt, außer den Fällen der 
reinen Ausführung von gemeinſchaftlich beſchloffenen 
Maßregeln, nur da beftehen, wo die Schnelligfeit und 
Freiheit des Entfchluffes und die Energie der Handlung. 
unerläßlich ift: bei der Kriegsführung und in den ans 
deren verwandten Ausnahmefällen, die von dem Au— 
genblid ihre Entfcheidung fordern. 
Die das Fürftenfolegium betreffenden Theile des 
IM. Abſchnitts haben im Webrigen zur Zeit auf der 
Grundlage beruben müffen, daß Defterreich gehindert 
ift, mit einem Theile feined Gentral-Staatd, mit feis: 
nen beutfchsöfterreichifhen Bundeslanden in den Buns 
deöftaat einzutreten, der nach der Ueberzeugung der vers 
bindeten Regierungen dem übrigen Deutfchland nicht 
länger vorenthalten werden darf, in einen Bundesitaat 
mit deutfchem Parlament, das in Volfshaus und Staas 
tenhaus gegliedert ift. Sollte diefe Behinderung vor 
dem Zufammentritt des nächften Reichstags indeß thate 
ſächlich gehoben ſein und die Gewißheit vorliegen, daß 
das deutſche Reich, auf deſſen glorreichen Namen der 
Bundesſtaat nicht hat verzichten wollen, auch ſeiner 
räumlichen Größe nach in einer und derfelben lebenss 
fräftigen Bereinigung aller Bruderftämme jebt wieder— 
berzuftellen: ift, fo werden alsdann auf dem Wege ger 
genfeitiger Berftändigung diejenigen Modificationen ein« 
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treten, die der erite Paragraph des Entwurfd, bezügs | 
lich ded Verhältniſſes Oeſterreichss zu dem deutſchen 
Reich, in umfaſſender Weiſe vorbehält. 


Der Reichstang. 


Die Vertretung der Nation in einem Volkshauſe 
neben dem Staatenhauſe iſt zum unabweislichen Bes 
dürfniſſe geworden. 

Die auf den frankfurter Beſchlüſſen beruhende Zus 
fammenfegung ded Reichsſtags aus zwei Häufern ift 
Daher geblieben ; bei der Feitftellung der Befugniffe 
beider Häufer ift jedoch der Grundfaß der gleichen Bes 
rechtigung befolgt worden, da auch das Staatenhauß, 
indem ed zum Theil wenigftend aus der Volksvertre— 
tung der Einzelftaaten hervorgeht, die wefentlichen Eles 
mente der Vertretung der Nation enthält und fogar 
einzelne allgemeine Intereſſen ded Volks, z. B. die wich« 
tigen Intereffen ded Staatshaushalts und der Volfds 
wirtbfchaft, ihre, wenn auch nicht ausfcbließliche, doch 
vorzüglihe Vertretung nur im Staatenhaufe finden. 
Aus Ddiefer Erwägung ift befonderd die Beftimmung 
des $. 101, Nr. 6 hervorgegangen. 

‚Unter der im $. 1 dieſes Berfaffungdentwurfs, bes 
züglich der Berhältniffe der deutjchsöfterreihifhen Buns 
desländer und deren Stellung zum deutfhen Bundess 
ftaate niedergelegten Verwahrung ift bei Beſtimmung 
des Theilnahmeverhältniffed der Einzelitaaten an der 
Beſchickung ded Staatenhaufes, im $. 85 zunächit der 
Fall der Nichttheilnahme Deiterreihd ind Auge gefaßt; 
edoch ift im anderen Falle die Rüudkehr zu dem Stims 
menverhältniffe und der Geſammtzahl von 192 Mitglies 
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dern für dad Staatenhaus, wie died in 6. 87 der F. 
A. vorangeſtellt wurde, durchaus freigehalten. 


Daß dem Kurfürſtenthume und dem Großherzo 
thume Heſſen eine gleiche Zahl von Stimmen zugetheilt 
ift, wird in der beiderfeitigen Stellung und Bedeutung 
diefer Staaten begründet gefunden werden. Die Stims 
menzahl für Holftein ift hier nur mit Einfchluß von 
Lauenburg und eventuel von Schledwig auf die Zahl 
ſechs geftellt; es bleibt mithin für den Fall des Nichts 
eintrittd Schleswigs in den Bundeöftaat eine neue Res 
gelung der Stimmenzahl für Holftein und Fauenburg 
nothwendig, fo, daß alddann Holftein drei und Rauen- 
burg eine Stimme, beide zufammen alfo vier Stimmen, 
wie Medlenburg- Schwerin, erhalten werden. 


Im $. 86 bat der Wahl durch Provincialftände, 
wie fie der $. 88 der franffurter Beſchlüſſe will, eine 
Nothwendigkeit nicht zugeftanden werden fonnen, da die 
ald ProvincialsStände in mehreren deutfchen Ländern 
beftebenden Inftitute zur Vornahme diefer Wahlen wohl 
weniger ald die allgemeinen Stände: Berfammlungen 

eeignet find. Damit hat aber die Möglichkeit einer 
—— Wahlart für diejenigen Staaten, in denen ſie 
zweckmäßig erſcheinen ſollte, keinesweges ausgeſchloſſen 
werden ſollen. Der letzte Satz jenes frankfurter Para⸗ 
gapden, wonach bei Vornahme der Wahlen durch zwei 

ammern. der Wahlact in gemeinfamer Sigung nad) 
abfoluter Stimmenmehrheit vorgenommen werden fol, 
bat ebenfalld eine in die Verfaffung der einzelnen Staas 
ten minder einfchneivende und die Bedeutung des Zweis 
tammerfyitemd weniger verleßende Faſſung erhalten. 
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Das Wahlgeſetz. 


Für das Volkshaus iſt die Dauer der Wahlperiode 
auf vier Jahre beſtimmt. Daneben ſind durch den Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes für die Wahlen der Abgeordneten 
zum Volkshauſe, unter Feſthaltung des Satzes der alls 
gemeinen Wahlberechtigung ohne Cenſus, zugleich 
Schranken geſucht worden, innerhalb deren allein der 
Aufbau und die Erhaltung einer dem Geiſte und den 
Intereſſen des Volkes entfprechenden ftaatlichen Ord⸗ 
nung. möglidh ift. Die Gefahren und die Täuſchun—⸗ 
gen, melde in dem alleinigen Vorwalten des arithmes 
tifchen Calcüls in politifchen Dingen liegen, find bier 
nicht weiter zu erörtern. Ob von oben oder von unten 
her die gefunden Lebendelemente des Staated vernichtet 
werden, ift gleichgültig. Senen Gefahren und Täufchuns 
gen durch eine weife Abwägung und Bertheilung der 
politifhen Rechte im Bolfe in möglichfter Wirkſamkeit 
zu begegnen, ift die Aufgabe, deren Yöfung das allge» 
un Bedürfniß von der Gefeßgebung zu erwars 

en bat. 


Die Tendenz des vorliegenden Entwurfs eines 
Wahlgefeßes geht dahin, mit Aufrechterhaltung des vor⸗ 
erwähnten Satzes der allgemeinen Wahlbetechtigung 
ohne Cenſus, das Deftructive und abfolut Schädliche 
des in Kranffurt befchloffenen Wahlgeſetzes auszuſchei⸗ 
den, das in furzen Worten dahin zufammengefaßt wers 
den kann, daß ed das aefammte Gewicht der Ausübung 
der höchften politifchen Rechte der Nation, aus dem Kern 
derfelben Heraus lediglich in’ die Maffen verlegt, und 
die öffentliche Wahlhandlung durch die Einfuhrung 
beimlicher Abftimmung mitteld der Stimmzettel ohne 


I 
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Unterſchrift, zu einem bereiten Felde der politiſchen Ins 
trigue macht. Dieſem Uebelſtande hat man dadurch zu 
begegnen geſucht, daß man der allgemein für nothwens 
dig erachteten Qualification der Unbefcoltenheit für die 
Ausübung des activen Wahlrechtd, auch noch diejenis 
e der Selbftftändigfeit hinzugefügt, und den Begriff 
er Gelbitftändigfeit im $. 2 des Wahlgefeh-Entwurfes 
näher tefinirt hat. 

Wenn die Berechtigung, an den Gemeindewahlen 
des Wohnortes Theil zu nehmen, ald ein Kriterium 
der Gelbftitändigfeit bingeftellt wurde, fo ift man das 
bei von dem tief im deutfchen Weſen wurzelnden Ger 
danfen ausgegangen, daß der Staat ald organifces 
Ganzes fib in feinen Einrichtungen feinem gefchichtlis 
hen Entwidelungsgange anfchließen, daß er nach Anas 
logie des Entſtehens der Gemeinde aus der Familie 
und des Staated aus der Gemeinde, auch die Berechti- 
gung feiner Mitglieder an eine gewiffe Stufenfolge 
fnüpfen muß, und daß er ohne Störung feined Orga— 
nidmud demjenigen in höheren Kreifen feine Berechtis 
gung zuerfennen darf, welchem fie in niederen deßhalb 
verfagt ift, weil feine Leiftungsfähigfeit den Anfprücen 
und Bedüurfniffen, felbft diefer niederen Kreife, nicht 
entfprit. Es erfcheint daher mit einem gefunden 
Staatsleben nicht verträglich, demjenigen, welcher von 
der Berechtigung zu Gemeindewahlen ausgefchloffen ift, 
die Betheiligung an den Neichöwahlen einzuräumen. 
Die unläugbare Richtigkeit diefed Principd dringt auf 
eine ftrenge und confequente Durchfuhrung auch in fols 
chen Lantestheilen, wo bei dem Mangel gefeßlich ges 
ordneter Gemeindeverhältniffe eine Gemeindevertrefung 
mitteld Wahlen zur Zeit überhaupt noch nicht Statt 


- 
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findet, oder wo gewiffe Guter und Grundftüde ald nicht 
zur Gemeinde gehörig erachtet werden. Es wird bier 
nur derjenige ald zur Wahl fiir das Volkshaus berech— 
tigt angefehen werden können, welhem an dem Orte, 
wo er wohnt, eine Stimme der Berathung darüber zur 
fteht, auf welhe Weife den Anfprüchen des Staates 
an die Einwohner des Wohnortes als folche genügt 
werden fol. Bei Ausführung ded zum Gefeße erhobe- 
nen Entwurfes ded Wahlgeſetzes wird ed Sache der 
Pegierungen fein, den bier ausgefprochenen Grundfaß 
in die Formen zu fleiden, welche den beftehenden Ver— 
bältniffen der Staaten entfprechen. 

Als ein fernered Kriterium der Selbititändigfeit 
ift die Entrichtung irgend einer directen Staatöfteuer 
aufgeftelt. Es mag darin um fo weniger ein Genfus 
gefunden werden, als diefe Beitimmung je nad den 
Befteuerungsverhältniffen in den einzelnen Staaten zu 
ſehr verfchiedenen Refultaten führen wird. Es hat auch 
bier vielmehr nur der alte, in Deutfchlande öffentlichem 
Rechte gegründete, wenn auch leider oft vergeffene 
Grundfaß feftgebalten werden follen, daß das Necht, 
in öffentlichen Dingen mitzurathen, von der correfpon- 
‚direnden Pflicht, auch die öffentlichen Laften mitzutras 
gen, abhängig fein muß. Der wirklich felbititändige 
Staatdbürger wird durch die directe Beftenerung überall 
getroffen werden, wo er nicht aud anderen Gründen, 
ald denen der Nonvalenz, von der divecten Steuerzah— 
Yung befreit ift, oder vermöge befonderer Staatseinrich- 
tungen überhaupt Feine directe Steuer zahlt. Sin fol 
chen Fällen wird aber ebenfalld die Landeögefekgebung 
bei Ausführung diefed Wahlgefebed das Nothige vor⸗ 
zuſehen haben. 
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Die Beſtimmungen, wonach die Ausübung des 
Wahlrechts an den Wohnſitz und die Heimathsberech⸗ 
tigung geknüpft ift, der Wahlact aber durch indirecte 
Wahlen und in gewiffen Abtheilungen der Wähler (SS. 
13, 14, 15 und 16 ded Wahlgeſetzes) mitteld offener 
Stimmgebung zu Protocol ($. 20) geſchehen fol, find 
wefentlih geeignet, dem Einfluffe verderbliher Wahls 
umtriebe entgegenzutreten, der wirklichen Sinnesmeinung 
der Wähler einen freien Ausdruck zu verleihen und die 
formelle Gültigkeit der Wahlen gegen Zweifel ficher zu 
ftellen. Die feitherigen Erfahrungen und die für die- 
eigene Landesvertretung in den größeren einzelnen deut- 
ſchen Staaten beitehenden Vorfchriften mußten bier auf 
das forgfältigfte berudiichtigt werden, und zwar letzteres 
befonder8 auch aus dem Grunde, weil das Staaten— 
haus zum Theil aus den Volfövertretungen der Einzel 
ftaaten hervorgehen foll, e8 alfo zugleich als eine drin 
gende Aufgabe der ZEN BE SO URN erfcheint, geeig— 
nete Vorkehr zu treffen, damit auch in den Einzelftaas 
ten die Ausübung ded Wahlrechts fich innerhalb ver 
Schranken halte, die für das vorliegende Wahlgefeh 
zum Volkshauſe beſtimmend waren. 

Daß in volkreichen Städten, wo dieſelbe ſtädtiſche 
Gemeinde mehrere Wahlbezirke bildet, auch die Beſtim— 
mungen des $. 13 über den Wohnfiß nur auf die ganze 
Stadt bezogen werden fönnen, leuchtet ein. 


Legislative Thätigkeit des Reichstages. 
Rechtliche Stellung feiner Mitglieder Ge— 
fhäftsordnung. Disciplin. 


Was die legislative Thätigfeit des Neichdtages 
betrifft, ſo hat e fich neben dem oben bereits erwähns 
6 * 
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ten Grundfaß der gleichen Berechtigung beider Häufer 
als nothmwendig herausgeftellt ($. 101 Nr. 3), die Finanz» 
periode auf eine Reihe von mindeftend drei Sabren zu 
erftreden, damit nicht die finanziellen Verhältniſſe und 
der Staatdhaushalt aller Einzelftaaten durch ihre Abs 
bängigfeit von dem jährlichen Wechfel des Reichsbud⸗ 
gets den gefährlichen Schwankungen audgefegt werden. 
Eine dreijährige Finanzperiode ift um fo zweckmäßiger 
und unbedenflicher, als die Reichdregierung feine eigents 
libe Berwaltung zu führen bat und ihre Ausgaben 
ſich wefentlich auf die Neichsfeitungen, die Marine, die 
Diplomatie, die Koften der Minifterien und des Reiches 
tages befchränfen. In rubigen Zeiten wird fie daher 
fehr wohl im Stande fein, ihre einfachen Verhältniſſe 

auf einige Sahre im Voraus zu ordnen und dadurch 
den Regierungen der Einzelftaaten die Moglichkeit ges 
währen, den Betrag der an die Reichskaſſe zu entrich- 
tenden Meatrifularbeiträge mit Sicherheit zu verans 
ſchlagen. 

Die dreijährige Finanzperiode wird es aber auch 
geſtatten, daß bei vierjähriger Wahlperiode des Volks— 
hauſes dieſelbe Verſammlung zweimal die Feſtſtellung 
des Budgets vornehmen und daher die Finanzen mit 
größerer Erfabrung und Sicherheit ordnen kann, als 
folhed bei einer fürzeren Wahlperiode der Fan fein 
würde. 
Sn Anfehung der Dieciplinargemwalt beider Häufer 
über ihre Mitglieder mußte es für angemeffen erachtet 
werden, eine Ausdehnung der Disciplinargewalt auf 
das Verhalten der Mitglieder auch aufer dem Haufe 
eintreten zu laffen. ine folde der Würde des Reiches 
tags entfprechende Ausdehnung erfchien bei den großen 
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Bevorzugungen, die Artifel VII. den Mitgliedern des 
Reichstages zutheilt, befonderd nahe gelegt. 


Bezüglich der Gefchäftdordnung hat eine völlige 
Unabhängigkeit der beiden Häufer, bei ihren fteten 
MWechfeldeziehungen unter einander, dad große Beden—⸗ 
Ten, daß auf diefem Wege in einem völlig neuen ns 
ftitute fehr leicht Differenzen und Schmwanfungen der 
gefährlichften Art entjteben fonnen. Wo ein feiter uns 
wandelbarer Gebrauch fich feit Jahrhunderten feitgefegt . 
bat, da kann eine ſolche Unabhängigkeit ohne Nachtheil 
befteben. Bei vollig neuen Berhältniffen wird es aber 
die Einigfeit und zweckmäßige Entwidelung fehr erleich- 
tern, wenn man dafür forgt, daß beide Häufer in der 
Art der Behandlung der Gefhäfte und in ihren Ges 
bräuchen nicht zu weit aus einander gehen. Dahin 
zielen die im $. 114 getroffenen Beftimmungen. 


Die audgedehnten Privilegien, welche Artifel VIII. 
($$. 115 — 118) den Mitgliedern ded Reichstages beis 
legt, werden jedenfalld Gegenftand der ernfteften und 
vorurtheildfreieften Erwägung ded neuen Reichdtaged wer— 
den müffen, da ed in feiner Weife räthlih fein und 
mit den Grundfäßen einer höheren Sittlichfeit und Ges 
rechtigfeit im Einflange ſtehen fann, die Mitglieder des 
gefeßgebenden Korperd zu fehr in eine Ausnahmeftels 
lung gegen die Gefeße zu bringen, wenn auch diefe Pris 
vilegien ald Gewähr für.die Freiheit der Berathung 
und Befchlußnahme der Häufer zu fchäßen find. Für 
jest bat man eine Abänderung der dieferhalb gefaßten 
franffurter Beichluffe nur in fo weit für unumgänglid) 
nothwendig gehalten, ald ed der öffentlichen Moral wis 
derfprechen würde, wenn. daruber noch zu deliberiren 
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wäre, ob ein auf friſcher That ergriffener Verbrecher 
vor Gericht geſtellt werden ſoll oder nicht. 


Das Reichsgericht. 


Das Reichsgericht darf als derjenige Theil der 
deutſchen Verfaſſung betrachtet werden, deſſen baldigſte 
Verwirklichung zu den unabweislichſten Bedürfniſſen ges 
hört. Der Verſuch wird nie aufgegeben werden dürfen, 
dieſes Inſtitut als ein gemeinſames deutſches für alle 
dem Bunde von 1815 angehörigen deutſchen Bundes— 
ſtaaten ins Leben zu rufen, und damit auch wieder das 
Recht, als Baſis des deutſchen Staatslebens durch ein 
höchſtes Organ der Rechtſprechung für die deutſchen 
Länder unter einander zur Anerkennung zu bringen. 
Die verbündeten Regierungen find von der Nothwendig— 
feit diefer Snftitution fo überzeugt, daß fie derfelben auch 
jest fchon für ihre Verhältniſſe unter einander nicht 
glauben entbehren zu fünnen, und bi dahin, daß ein 
ſolches Neichdgericht verfaſſungsmäßig eingefeßt und or— 
ganifirt werden kann, es für nöthig gehalten haben, die 
vertragsmäßige Unterwerfung unter ein mit den wefents- 
lichſten Attributen des Fünftigen Reichsgerichts ausge— 
ſtattetes Collegium von Schiedsrichtern zu einer Grund— 
bedingung ihres Bündniſſes zu machen. 

Die Aenderungen, welche in dieſem Theile der 
frankfurter Befchlüffe gegenwärtig vorgenommen ſind, 
haben ficb daher auch nur auf einige wünſchenswerthe 
nähere Beitimmungen beichränft. 

Während es ſich zum $. 124 Litt. d. wohl von 
felbft verfteht, daß Streitigkeiten über Thronfolge u, f. 
w., welche fich. zugleich auf.nicht zu Deutfchland gehö⸗ 


“ 
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sende Länder beziehen möchten, dem Neichdgerichte nicht 
unterliegen können, in fo fern daſſelbe nicht ausdrück— 
lich als zuftändig von allen Theilen anerfannt würde, 
hat es ſich ald zwedmäßig und nothwendig dargeftellt, 
unter Litt. k. den Zufaß zu machen: ‚und die Ges 
rihte der Einzelftaaten dazu nicht competent find.‘ 
Man ift dabei von der Anficht ausgegangen, daß es 
nicht in der Abficht liegen fonne, die richterliche Com» 
petenz der Kandesgerichte irgendwie durch die Competenz 
ded Reichsgerichts zu befchränfen, eben fo wenig aber 
auch durch die Soncurrenz der Zuftändigfeit zweier Ges 
richtshöfe die Möglichkeit eines fich widerfprechenden 
Berfahrend bervorzurufen. Ä 

Aus gleichen Gründen werden ad Litt. m. die Klas 

gen gegen den Reichsfiscus nicht unbedingt an das 

eich8gericht zu verweifen fein. E83 würde hierin eine 
ungemeine GErfchwerung der Nechtöverfolgung liegen 
können, wenn 3. B. eine Klage über Verlegung nad) 
barfchaftlicher Rechte nicht im Gerichtöftande der bele- 
genen Sache, fondern bei den weit entlegenen Reichs— 
gerichte anzubringen wäre, indeß die Natur der Sache 
in der Regel die höchfte — fordert. 

Kann die Bezeichnung der hier in Frage tretenden 
Gegenſtände füglich einer weiteren Geſetzgebung über- 
laſſen werden, ſo dürfte dagegen ein Geſetzentwurf über 
Einſetzung und Organiſation des Reichsgerichts, über 
das Verfahren und über die Vollziehung der reichsge— 
richtlichen Entſcheidungen und Verfuͤgungen, gleichzeitig 
mit dem gegenwärtigen Verfaſſungsentwurf dem zur 
Vereinbarung über denſelben zu verſammelnden Reichs⸗ 
tage mit vorzulegen fein. Die Bearbeitung dieſes Ents 
wurfd wird Dem von den verbündeten Regierungen eins 
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zufeßenden Bundes » Schieddgerichte fofort übertragen 
werden. 


Die Grundredte 


Der Abfchnitt V. von den Grundrechten ded 
deutschen Volkes leidet in der Verfaffungdaufftellung der 
National: VBerfammlung, fowohl im Grundfaße als in 
der fpeciellen Durchführung an vielfältigen Gebrechen. 
Da diefer Abfchnitt jedoch bereits in mehreren Staaten 
publicirt worden ift, fo find, namentlich mit Rüdficht 
auf diefen Umftand, die Aenderungen bier auf das 
Nothwendigſte befchränft worden. 

Bezüglich der formellen Bedeutung der Grund» 
rechte find in dem Entwurfe der Nationalverfammlung 
eine Reihe fehr allgemein gehaltener Segeln enthalten, 
welche dem Rechte auch bisher fchon größtentheils zum 
Grunde gelegen haben, welde aber, wenn auch als 
Principien von großer Bedeutung, dennoch zu ihrer 
. unmittelbaren Anwendung noch weiterer Beftimmung 
bedürfen. Eine zweite Klaffe derfelben gibt ſehr fpes 
zielle fürmliche Nechtsvorfihriften (3. B. in 68. 138, 
140, 141); eine dritte endlich fihreibt gewiſſe Staats— 
einrichtungen ald notbwendig vor, welche, um in Wirfs 
eg zu treten, fehr erhebliche Vorbereitungen voraus 
eben. 

Diefen Vorſchriften von fehr verfhiedener Geltun 
wurde ihre Stellung im Spyfteme, durch den Sab de 
franffurter Entwurfs angewiefen: | 

„Sie follen den Berfaffungen der Einzelftaaten 
zur Rorm dienen, und feine Berfaffung oder Ges 
feßgebung eines deutfchen Einzelſtaates foll diefel- 
ben je aufheben oder befchränfen koönnen.“ 
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Der erfte Theil diefed Sabes hat feine Richtigkeit, 
dagegen kann der andere nur Anwendung finden auf 
die zweite der obigen Glaffen. Bei der dritten hat ders 
felbe gar feine Bedeutung, da ed fich bier nit um 
etwas Aufzuhebended oder zu Beſchränkendes, fondern 
um etwas pofitiv zu Schaffended handelt, Noch irriger 
aber ftellt ver Sa fih dar in Bezug auf die erfte 
Glafje. Hier bedarf ed gerade, um die Regel anwends 
bar zu machen, der näheren gefeßlihen Beſtimmung 
und Befchränfung. Es ift die Natur einer jeden Res 
gel, daß fie ihre Ausnahme nothwendig in fih faßt. 
Sie ilt dad Princip des Geſetzes, nicht aber dad Ges 
ſetz ſelbſt; vielmehr befteht dieſes ganz vorzüglich in 
der Feititelung der Gränzen und üusnabmen, welche 
ein ſolches Princip erleiden muß, um praftifch zu werden. 

Indem alfo der Sab folchergeitalt einen mangels 
baften Ausdruck mit einem inneren Widerfpruche vers 
einigte, verfiel er in den ferneren Fehler, daß er ed 
gänzlich zweifelhaft ließ, welcher Gefeßgebungsgewalt 
die weitere Entwidelung diefer Prinzipien zugetheilt 
fein folle, derjenigen des Reiches oder derjenigen der 
Einzeljtaaten, ein Zweifel, welcher noch durch die Faſ— 
fung der $$. 62 und 63 des franffurter Verfaſſungs— 
Entwurfd vermehrt wurde. Dad Einführungsgefeß, 
mit welchem ein Theil der Grundrecte am 27. Decems 
ber 1848 publicirtt war, machte den Verſuch, diefen 
Mangel zu heben, indem es ausdrüdlich die Wirkfams 
feit mancher Beftimmungen von der Tandesgefeßgebung 
abhängig machte, Diefed Gefeß war aber von manchen 
Staaten nicht anerkannt, macht auch feinen Theil der 
Verfaffung aus, und über die $$. 159, 160, 173, 184 
bis 189 fehlten ähnliche Beftimmungen ganz. Ed hat 


nn 
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demzufolge diefer Mangel ded Grundprinzipd nothwen⸗ 
dig gehoben und dem Sab folgende Faffung gegeben 
werden müffen: Ä | 
„Ste dienen den Berfaffungen der Einzelftaaten 
gut Norm und werden ihre Anwendung auf deren 
efondere Berhältniffe in den Gefeßgebungen vdiefer 
Staaten finden.’ 
Dadurch ift ausdrücklich erflärt, daß die in den 
Grundrechten enthaltenen Principien nur ald Norm der 
Landedgefeßgebung zu betrachten find, und daß ihre 
Geltung erit durch einen Act derfilben ind Leben zu 
rufen ift, in fo fern der Gegenitand nicht, wie in den 
88. 133, 137, 143, 183 ausdrüdlich der Reichsgeſetz— 
gebung vorbehalten if. E3 wird demnädft die Auf- 
abe der Neichdgewalt ($. 51) und des Neichdgerichts 
ein, für die Aufrechthaltung der Uebereinftimmung zwis 
ſchen der Landesgefeßgebung und auch diefem Theile 
der Berfaffung zu forgen. 


Das Reichsbürgerrecht. 


Der materielle Inhalt der Grundrechte umfaßt zus 
nächſt das deutfche Reichsbürgerrecht, d. h. den Inbe— 
griff derjenigen Rechte, die einem jeden Angehörigen des 
deutſchen Bundesſtaates als ſolchem in jedem einzelnen 
Staate, auch abgeſehen von feinem Rechte als Staats⸗ 
bürger eines ſolchen, zuſtehen ſollen. Die Feſtſtellung 
des deßfallſigen Rechtsverhältniſſes iſt durch die Natur 
des Gegenftanded, wie durch die Wirklichkeit des Bes 
dürfniffes, gleichmäßig geboten. Nachdem die einzelnen 
Staaten in ihrem Innern die Rechte und Pflichten der 
Gemeinden in Bezug auf die Angehörigen derfelben ges 
ordnet, ift die Lücke der Gefehgebung in dem Falle, 
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wenn die Angehürigfeit nicht zwifchen Gemeinden def- 
felben Staates, fondern zwifcben verfchiedenen Staaten 
ftreitig ift, um defto fühlbarer ‚geworden. Es droht 
die Gefahr, eine Anzahl Heimathlofer fich bilden zu 
fehen. Berfchiedene Staaten, namentlich Preußen, Sadı- 
fen und Hannover und andere, haben gefucht, diefe 
Lücke durch Verträge audzufüllen; allein offenbar genügt 
das nicht. Eben fo nothwendig wird es fein, allge - 
meine Beltimmungen darüber zu ertbeilen, in welchen 

ällen die Polizei berechtigt fei, den Aufenthalt. an 
irgend einem Orte zu unterfagen. 


Heimaths- und Wohn-Berechtigung in den 
Gemeinden der Einzelftaaten. 


Beftimmungen über die Rechte des einen Staates 
und feiner Angehörigen gegen den anderen gehören in 
das Gebiet der Reichsgeſetzgebung. Diefed Gebiet ift 
ed, welched dem im $. 131, fo wie $. 56, erwähnten 
Heimathsgeſetze zu übermweifen iſt. Keinedweged aber 
wird daffelbe die Heimaths- und MWohnberedtigungen - 
in den einzelnen Gemeinden der Einzelftaaten ordnen 
Tonnen; vielmehr muß ihm die Befugniß dazu aus 
drüklich abgefprochen werden. Daß die Gleichftellung 
des Nechtd, welche $. 132 ausfpricht, kei dem durch 
dieſes Geſetz zu ordnenden Berhältniffe erft durch das 
Geſetz felbft eintreten könne, bedarf deßhalb eben fo 
wenig der Bemerkung, ald daß ($. 134) die Auswan⸗ 
derungsfreiheit niemals fo zu verfteben fei, als Tonne 
der Einzelne fi) dadurch unbedingt feinen Berpflich- 
tungen gegen den Staat, namentlih in Bezug auf die 
Wehrpflicht, entziehen; nur derjenige darf ungehindert 
auswandern, der feinen Verpflichtungen genügt bat. 
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Rechte der vormald reihdunmittelbaren 
Fürften. Lehnsverhältniſſe. 


Nach diefen Beftimmungen über dad Reichdbürgers 
recht befchäftigen die Grundrechte fib damit, für die 
Rectöverhaltniffe innerhalb der einzelnen Staaten ges 
wiffe Grundregeln feitzuftellen. Diefelben haben den 
Zwed, theils eine gewiffe abftracte Gleichheit der In— 
dividuen zu begründen, theils befibränfen fie die Thä— 
tigkeit des Staates, theild endlich legen fie dem Staate 
gewiffe Verpflichtungen auf. Es ift bierbei zunächft 
die allgemeine Bemerfung feſtzuhalten, daß alle diefe 
Beltimmungen niemald den Kreis der Berechtigung des 
Staates übeıfibreiten fünnen, 

Es darf bier alfo niemald den Beltimmungen die 
Deutung gegeben werden, ald ob durch Diefelben Rechtd- 
verbältniffe, die auf volferrechtlien Verträgen beruhen, 
aufgehoben fein fünnten. Dies bezieht fich zuerit auf 
manche Rechte der vormals reitsunmittelbaren Fürften 
und Herren, welche durch $$. 135, 165, 168 und 171, 
172 und 174 gefährdet erfbrinen. Es ift nothwendig 
geweſen, den $. 135, auf welchen zurudzufomınen fein 
wird, zu ändern. Im Uebrigen wird ed genügen, über: 
baupt die volferrechtlih begrundeten Rechte, wie bier 
ausdrucklich gefcbiebt vorzubehulten. Zur Befeitigung 
mancher allerdings nachtheiliger NRechtöverhältniffe wird 
ein anderer Weg eingefhlagen werden müffen, ald der 
* Geſetzzebung, welcher bier nicht zum Ziele führen 

ann, s 

Even fo wenig kann aber jenen Beftimmungen irs 
gend eine Bedeutung gegeben werden, welche in Die 
Berhältniffe der Erbmonarchie eingriffe, die Wurde und 
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politifche Stellung der regierenden Häufer herabfegte, 
So wie $. 168 bei den Familienfideicommiffen bier eis 
nen auddrüdlichen Vorbehalt macht, fo muß folcher beim 
$. 135 und 174 als fih von felbftverftehend gedacht 
werden, wie denn auch ter $. 169 die hausgefeßlichen 
Drdnungen und Berhältniffe da, wo ſolche auf den 
Formen des Lehns beruhen — wie died bei den Throns 
lehnen der preußifchen Monarchie der Fall ift — nicht 
alteriren darf. 2 


Adel, Titel, Orden. 


Das Princip der Nechtögleichheit ift bezüglich des 
Adeld in den Sägen: „Vor dem Gefeß gilt fein Uns 
terfcbied der Stände“; „alle Standesvorrechte find abs 
geſchafft“; „die Deutfchen find vor dem Gefeße gleich‘ 
volftändig gewahrt worden. Zu einer Aufnahme des 
ferneren Zufaßed der franffurter Aufftelung: „Der 
Adel ald Stand ift aufgehoben‘’ lag fein Grund vor, 
$. 135. Es mußte diefe Aufnahme um fo mehr unters 
bleiben, ald nady Anerfennung der obigen Sätze mit 
dem Worte „Stand“ hier faum noch ein beflimmter 
Begriff zu verbinden war. Es fteht nicht? im Wege, 
daß der Bauernftand, der Handwerferftand u. f. w. ges 
wiffe befondere Rechte in Anſpruch nehmen; auch bat 
die Berfaffung felbft gewiffe Stände nicht nur als foldhe 
bezeichnet, fondern ihnen auch befondere Vorrechte zus 
erfannt, wie $. 154 dem Lehrerftande und $. 175 dem 
Nichterftande. Die Aufhebung der nicht mit einem 
Amte verbundenen Titel ift ald Kleinlich und wirkungs⸗ 
108 befeitigt. Ueberdied würde jenem Satze auch die 
gewiß falſche Deutung unterzulegen gewefen fein, daß 
auch) die alademifchen Grade, der Doctortitel, aufgehos 


* 
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ben feien. Für, das "Verbot auswärtiger Drden hat 
eben fo wenig ein Grund aufgefunden werden fünnen, 
wenn man nicht confequent alle Drden befeitigen wollte. 


Gleiche Berehtigung zu Staatdämtern. 


Wichtiger ift die Beftimmung des gleichen Zutritts 
zu den Aemtern. Sit hier die Bedingung der Befähi- 
gung mit Recht feftgehalten, jo veriteht ed fich von 
felbit, daß dadurch jedem Staate die Befugniß zuge- 
ftanden fei, die Bedingungen der Befähigung G. B. 
vorgängiger Kriegsdienft u. dergl.) völlig fo feftzuftels 
len, wie feine Verhältniffe ed fordern, 


Die Wehrpflicht. 


Eben fo darf die Gleichheit der Wehrpflicht Eins 
rihtungen nicht ausfchließen, welche unter gewiffen Bes 
dingungen die Dienftzeit abfürzen. Auch wird durch) 
dad Verbot der Stellvertretung nur eine Einrichtung 
ausgeſchloſſen, nach welcher der Einzelne einen Anderen 
an feine Stelle dingt; nicht aber auch wird den Staa— 
ten benommen werden dürfen, wo es ſolche angemeffen 
finden, fich den Dienft eines fähigen und dienftwilligen 
Mannes für denjenigen eined minder Dienftwilligen zu 
fihern; vielmehr wird hierin allein das Mittel zu fins 
den fein, für die abfolute Ungleichheit, welche in jeder 
yerfönliben Dienftleiftung nothwendig liegt, eine Mil: 

derung zu finden. 
88 ift deßhalb auch erft durch das Wehrgefeh die 
fer Grundfaß ind Leben zu rufen. 
Im Uebrigen werden die Beftimmungen der S$. 
171 und 174 nur als Ausflüſſe jener Nechtögleichheit 


ber Berfaffung. des deutfchen Reiche, 95 


zu betrachten und als ſolche durch nähere gefeßliche An- 
ordnungen zur Ausführung zu bringen fein, 


Ausfhluß der Strafe des bürgerliden Tu 
de8, Aufhebung der Vermögensconfisca— 
tion, ded Prangerd, des Brandmahls und 
der körperlichen Zühtigung. 
Die Todedftrafe, 


Bei den Beſchränkungen, welche der Staatdthätig- _ 
feit dem Individuum gegenüber aufgelegt find, kommen 
zunächft die Beftimmungen in Betracht, welche die 
Eriftenz des Individuums an fich betreffen, der Aus—⸗ 
fhluß des bürgerlichen Todes ($. 133) und das Ver—⸗ 
bot der Todesſtrafe. Gegen die erfte, im deutfchen 
Rechtsſyſteme ohnehin begründete Beltimmung war 
nichts einzuwenden. 

. Eben fo werden ungwedmäßige und ungerechte 
Strafmittel, wie die Vermögensconfiscation ($. 170), 
Pranger, Brandmahl und "fürperlide Züchtigung (F. 
137), fiher ausgefchloffen werden fünnen. Die Auf 
bebung der Todesſtrafe dagegen ift ein Gegenftand gro- 
Ber Meinungsverfchiedenbeit. Der $. 139 der zu Franfs 
furt beſchloſſenen Berfaffung entfchied fich für die Uns 
zuläfjigfeit der Todesſtrafe im Principe, ließ aber den- 
noch Audnahmen zu, welde jened allgemeine Princip 
als ein müßiges und unausführbared varftellten. Ger 
fteht man einmal dem Staate dad Necht zu, die Erif- 
tenz eined Individuums zu vernichten, fo ift in ver 
That nicht abzufehen, weßhalb folches allein nach Krieger 
recht — wobei weder der vwirklihe Fal ded Krieges, 
noch fonft irgend eine Mothwendigfeit -vorgefehen ift, 
und zwar ohne Rückſicht auf beitimmte Verbrechen — 


96 Preußiſche Denkffchrift zum vetroyirten Entwurf 


zuläffig fein fol. Um fo mehr bat daher diefe unmos 
tivirte, in ihren Folgen unberechenbare Aenderung des 
bisherigen Strafrechtd entfernt und diefe wichtigfte und 
fhwerfte Frage einer tiefer eingehenden Gefeßgebung, 
wozu $. 61 die Veranlaffung bietet, vorbehalten bleis 
ben müffen, 


Geſetzliche Sicerftellung der perfünliden 
Freiheit, Unverleglichfeit der Wohnung, 
Briefgehbeimniß. 

Die Grundrechte fichern den Einzelnen fodann ges 
gen gewiffe Hemmungen feiner perfonlichen Freiheit, 
indem fie $. 136 die Freiheit der Perfon, $. 138 die 
Unverleblichfeit der Wohnung, $$. 139 und 140 dad 
Geheimniß der Briefe und Papiere fanctioniren. Es 
it bei diefen in großer und meift zu unmittelbarfter 
Anwendung geeigneter Specialität getroffenen Beſtim— 
mungen nichtd zu ändern gewefen ald die Vorfchrift, 
nach welcher jeder Verhaftete der richterlichen Behörde 
übergeben werden follte. Hier ift der allgemeinere Auds 
drud der zuftändigen Behörde gebraucht, da ed nicht 
angemeffen ift, den Richterftand mit dem Bettler» und 
Bagabondentrandport zu befaffen; andererfeit3 aber die 
unabhängige Stellung und Gompetenz der Gerichte, 
— F56. 173 bis 180 herbeiführt, genügend ſchützen 
wird. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über Preß— 
freiheit, Petitionds, Verſammlungs—- und 
Vereinsrecht. 

Es find ferner einige befondere Arten der Thätig— 
feit des Individuums gefchügt, indem $. 141 die Preßs 
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freiheit, $. 157 dad Petitions- und SS. 159 bis 161 
das Verfammlungds- und Vereinsrecht ficher ftellen. 

Es ift hier nothwendig erachtet worden, den Kreis 
der Gefeßgebung zu erweitern. Bei der Preffe bleibt 
die Genfur audgefchloffen; dagegen fcheint e8 eine nähere 
Erwägung zu fordern, ob und in wie weit fonftige 
Schußmittel gegen den Mißbrauch von vorn herein und 
in allen Fällen zurüdzuweifen feien. Eben fo wird 
man dem Staate nicht das Hecht entziehen dürfen, Vers 
fammlungen und Bereine zu illegalen Zweden zu hin— 
dern. Auch hat dem Mißverftändniffe vorgebeugt wer— 
den müffen, ald ob eine jede Vereinigung zu Petitionen 
und Beſchwerden nothwendig eine erlaubte fei, da folche 
fehr wohl den Vorwand zu ganz anderen Zweden bie 
ten kann und oft geboten bat. 

Beſonders hervorgehoben aber muß es werden, daß 
der $. 161 niemald gebraucht werden dürfe, um die 
Bande der Zucht und des Gehorfamd in Heer und 
Flotte zu löfen, und daß dort das Vereins- und Ders 
fammlungsrecht niemald weitere Anwendung finden 
könne, als in fo weit die Disciplinarvorfhriften ſolches 
ausdrücklich zulaffen, 


Die Religionsgefellfhaften. 


Die Artifel V. und VI. über Religion und Schule 
mußten in dem Maße, wie fie bedingend und bildend 
in das ganze Staatdleben eingreifen, der erfteften Pruͤ— 
fung unterworfen werden. Dad Princip der geiftigen 
Br — wie unvollkommen ſolches auch im $. 15% 
der frankfurter Aufftelung ausgedrüdt ift — hat unbes 
dingt geachtet werden follen; wie denn vom rechten 
Glauben an die Wahrheit die ————— nicht zu 


98 Preußiſche Denkſchrift zum vetroyirten Entwurf 


trennen ift, daß fie allein ohne äußeren Schuß den Sieg 
zu erringen vermöge. Wenn aber diefed Princip ver 
Freiheit übertrieben und zu einer völligen Gleichgültigs 
feit des Staates gegen dad Göttliche herabgewürdigt 
wird, fo fann einer folchen Ausfchreitung feine Folge 
mehr gegeben werden. Der Staat, welcher in feiner 
Eidedformel den Glauben an Gott anerkennt, Fanır nicht 
in Wahrheit erflären, daß Niemand verpflichtet fei, feine 
religiöfe Ueberzeugung zu offenbaren. Eben fo fol dem 
Begriffe einer territorialen Staatdfirche mit den davon 
abhängigen Bergünftigungen fernerhin feine praftifche 
Bedeutung eingeräumt und die ftaatliche Berechtigung, 
des Deutfchen nach feinem Befenntniffe nicht bemeffen 
werden, wie diefem in den 88. 144 und 145 ded Ents 
wurf3 auch der entfprechende Ausdrud gegeben if. Es 
fonnte died aber feinedweged zu einer Wiederholung 
des ferneren Satzes der franffurter Aufftelung berechs 
tigen, „daß feine Religiondgefellfchaft vor der anderen 
Borrechte durch den Staat genieße.’ Der Sab würde 
in diefer Raffung dem Mißverftändniffe Raum laffen, 
als Fonne die Rudfiht, welche der Staat bei der Bes 
handlung der einzelnen Religiondgefelfchaften auf des 
ren befondere Stellung und Berfaffung zu nehmen bat, 
den anderen Religiondgefellfchaften gegenüber, ald ein 
Vorrecht angefehen werten, während die Parität, rich- 
tig verftanden,, darin beruht, daß jede Religiondgefell- 
fhaft nach der ihr eigenthümlichen Einrichtung und Aus - 
ßeren Geltung behandelt und beurtheilt wird. Zu Res 
ligiondgefellfchaften,, welche feinem Grundprincipe ent- 
fprehen, wird ſich der Staat ſtets in einer anderen 
Lage befinden, ald zu folchen, die daffelbe vielleicht ges 
rade vernichten. Der Staat kann fodann davon abs 
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ftehben, von Staat? wegen irgend Semand zu einer 
fichlichen Handlung zu zwingen; aber er fann fi) 
nicht dad Recht beilegen, in die innere Didciplin der 
Religiondgefelfchaften felbft, hemmend oder auflöfend 
einzugreifen. Hiernach haben die 66. 142, 145 und 
146 geändert und die beftehenden Religiondgefellfchaften 
auch fchon in factifcher Handhabung der Unverleglichkeit 
des Eigenthums im Befiß und Genuß der für ihre Eul 
tus⸗, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten 
Anſtalten, Stiftungen und Fonds im $. 145 geſchützt 
werden müſſen. 

Daß die Religionsgeſellſchaften gleich jeder andes 
ren bürgerlichen Gemeinfcaft den Geſetzen ded Staates 
unterworfen find, ift ald Feined befonderen Ausdrudes 
bedürftig erfannt und der betreffende Zuſatz des franf- 
furter Entwurfed deßhalb gelöfcht worden. Es verfteht 
ſich ganz von felbft, daß jede in die äußere Rechtsſphäre 
eintretende Wirkfamfeit der verfchiedenen Religiondges 
felfchaften, fofern diefelbe vor dem ftaatlihen Forum 
Anerkennung und Berüdfichtigung finden fol, ſich mit 
den allgemeinen Staatögefeßen in Webereinftiimmung 
befinden muß. 


. Die Schule. 


Bezüglich der Beftimmungen über die Schule ift 
des mangelhaften Ausdrucks der Lehrfreiheit bereit3 im 
Allgemeinen oben gedacht worden; ed muß aber noch 
befonderd dem Mißverftändniß entgegen getreten wers 
den, als ob durch den aus der franffurter Aufftellung 
unverändert, herübergenommenen desfallfigen Satz ($-. 
152 der franff. Aufft., $. 150 ded Entwurfs) dem 
Staate aud dad Mittel genommen en einer beftrucs 
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tiven verbrecherifchen Lehre, welche als Wiffenfchaft nie 
anerfannt werden fann, wirkffam zu begegnen. 
B-7°- Sodann haben noch zwei Säbe der franffurter 
Aufftelung in dem Entwurf der verbündeten Regierum- 
gen aus überwiegenden Gründen feine Anerkennung 
finden können. Allerdingd wird dem Staate ftetd übers 
Iaffen bleiben müffen, die Dberaufficht des Unterrichtd- 
und Erziehungsmwefend durch eigene von ihm ernannte _ 
Behörden auszuüben. Bon diefen aber die Geiftlichkeit 
principiel audzufchließen, hierfür Fann fein genü— 
gender Grund gefunden werden. - Dad Verbältnig, in 
welchem fich der VBolkdunterricht zur Zeit in ganz Deutfch- 
land, von etwaigen einzelnen, wenig erheblichen Auds 
nahmen abgefehen, befindet, wurzelt feft und entfchies 
den in der Verbindung zwifchen Religion und Erzies 
bung. Diefe Beziehung, welche nicht willführlich ent— 
fanden, auch durch das Bemußtfein des deutfchen Vol- 
kes feit Jahrhunderten getragen ift, grundfäßlich aus— 
ſchließen, bieße mit Zufänden brecben, die dem Bolfe 
heilig find, die das religiöſe Leben deffelben fichern und 
—7 dem Staate die feſteſte Bürgſchaft einer auf 
ittlicher Bildung beruhenden Zukunft gewähren. Es 
hieße weiter, die Bahn zu Conflicten zwiſchen der Schule 
und den Religions-Geſellſchaften und hierdurch zugleich 
zwiſchen dieſen und dem Staate eröffnen, die nach bei⸗ 
den Seiten verderblich werden. fünnen, und zumal un— 
tier den eigenthümlichen Verhältniffen, wie fie in Deutfch- 
land beftehen, vermieden werden müffen. Außerdent 
erfcheint bei den Verhältniffen, die in den meiften länd— 
lichen Gemeinden obwalten, die Durchführung jener 
Ausſchließung praktiſch unmöglich, auch für den mate- 
riellen Fortbeftand der zahlreichen Volksſchulen, welche 
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aus ihrer Verbindung mit Firchlihen Anftalten nicht 
geringe Äußere Vortheile fchöpfen, bedrohlich. Nicht 
minder bedenklich mußten die im $.157 der franffurter 
Aufftelung enthaltenen Grundfäße über die abfolute 
Unentgeltlichfeit ded Unterrichtd gefunden werden. Die 
Gemeinden vder etwa felbft den Staat principaliter 
für die gefammten Koften ded Volfdunterrichts, mits 
hin auch für die Koften des Unterricht der bemittels 
fen Staatdbürger, haftbar zu erklären, — das praftis 
ſche Refultat des F. 157, — läßt ſich vom rechtlichen 
Standpuncte aus in feiner Weife begründen und müßte 
finanziell zu Berlegenheiten führen, die bald unbeſieg— 
bar werden würden. - Die fubfidiarifche Verpflichtung 
der Gemeinden, nach Umftänden auch des Staates, 
die Koften des Unterricht der Unvermögenden zu bes 
ftreiten, findet überdies ihre natürliche und nothwendi— 
ge Begränzung auf den Bereich des eigentlichen Volks— 
unterrichtd, indem diefer alle diejenigen Kenntniffe und 
Fertigfeiten umfaßt, deren Befib der Staat von jedem 
Staatsbürger ohne allen Unterfchied verlangen muß. 
Ueber diefen Bereich hinaus hört das Necht des Staa 
tes auf, Anforderungen an die Ausbildung feiner Bürs 
ger zu ftellen, und hiermit auch feine Befugniß, die 
Gemeinden zur Tragung von Koften zu verpflichtem. 

Noch ift hier der F. 156 zu erwähnen, deffen Ins 
halt dahin mißverftanden werden könnte, als ob folcher 
den Staat hinderte, gewiffe Formen der Berufsaudbil- 
Dung zur Bedingung der Ausübung ded Berufes zu 
machen. Diefe Befugnig muß die Gefebgebung jeders 
zeit behalten. 
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Ablöfung von Grund- und Bodenlaften. 


In verfchiedener Weife, wie die Rechte der Pers 
fönlichfeit, faßte der Art. IX des franffurter Entwurs 
"fed das Verhältnig des Eigenthums auf. Während 
dort eine möglichit unbefchranfte Willführ des Indivi— 
duums das Ziel zu fein fohien, ift bier der Grundges 
danfe, welcher mit dem Gabe von ver Unverleßlichkeit 
des Eigenthumd eingeleitet wird, ein doppelter, näms 
ich der, das Eigenthumsrecht auf feine wahren Objec— 
ie zurüdzuführen und das Eigenthum möglichft mobil 
zu machen. Der Zwed, um defwillen Hörigfeit ($. 
164) und Patrimonialgerichte nebft den darauf berus 
benden Faften, fo weit folche nicht dinglicher Art find, 
ne nur an der Perſon Fleben ($. 165), hinweg⸗ 
allen, und das Mittel gegeben wird, Grund und Bo— 
den durch Ablöfung von Laften zu befreien ($. 166), 
ift vollig anerkannt. Doch bat vie Ablösbarfeit auf 
privatrechtliche LKaften befchränft werden müffen, da 
Staatd> und Gemeindelaften, ferner polizeiliche Laſten 
und Abgaben (4. B. folche, mit welchen Schuß gegen 
Iuten, Entwäfferung, Wegebau u. dergl. zufammen- 
angen) der Ablöfung nicht allgemein werden unterwor— 
fen- werden dürfen. 


Das Berbot fernerer Belaftung von Grundftüden 
mit unablösbaren Leiftungen findet feinen. Grund nur 
in jenem Zmwede der Mobilifirung; wird aber unter 
Umftänden die BVertheilung von Grundeigenthum an 
die unbemittelten Claſſen erfchweren, weßhalb darauf 
nn Berfchiedenheit der Gegenden zurückzukommen fein 
wird. 
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Das Jagdrecht. 


Sn geradem Widerfpruche mit dem $. 162 und 
Daher bedenklich war die unentgeltliche Aufhebung ded 
Jagdrechts ($. 167). Mag immerhin die gefeßliche 
Aufhebung diefed Rechts, fo weit ſolches auf fremdem 
Grund und Boden zu üben war, wünfchenswerth fein, 
fo wird doch die Nothwendigfeit einer unentgeltlichen 
Aufhebung ſtets des Beweiſes entbehren. Nach dem 
Grundfaße des $. 162 muß bei dieſem wirklichen Ver— 
mögendrechte eine Entſchädigung erfolgen; es muß aber 
der Gefeßgebung des inzelftaated überlaffen bleiben, 
folche nach feinem individuellen Berhältniffe zu ordnen. 


Beräußerlichfeit und Theilbarfeit de3 Ei— 
genthums. 


Die Tendenz zur Mobiliſirung des Grundeigens 
thums tritt befonderd bHervor in den Beftimmungen 
über Veräußerlichkeit und Xheilbarfeit deffelben ($. 165 
des franffurter Entwurfed). EI hängen aber die Wirs 
fungen einer ſolchen Mobilifirung fo fehr von äußeren 
Umftänden, von der Bodenbefchaffenheit, der Eultur, 
der Bevölkerung, den Erbrechts- und Communalvers 
Hältniffen ab, daß die Wirkung eined äußerlich gleich- 
förmigen Satzes innerlih die verfchiedenartigfte fein 
‚würde, weßhalb es nothwendig gemwefen ift, diefen Ges 
genftand der Gefeßgebung der Einzelftaaten gänzlich 
zu überweifen. Ä | 


Fideicommiffe. 


Der Gefebgebung der Einzelftaaten wird ed auch 
obliegen, die Aufhebung der Familienfideicommiffe CS. 
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168) nad) dem Grundfaße der Unverleßlichfeit ded Eis 
genthums zu ordnen, eine Aufgabe, deren Löſung um 
defto größere Vorfiht und Sorafalt erfordert, je vers 
fehiedenartiger die Nechtöverhältniffe find, welde man 
unter jenem Namen zufammen zu faffen pflegte. 

- Unter diefen befinden ſich allerdingd manche nach— 
theilige, deren neue Entftehung nicht minder gehindert 
werden muß. Dagegen werden die Principien, nach 
denen die Beftimmungen des $. 163 in den Einzelftaa- 
ten ausgeführt werden, auch entfprechende Borfchriften 
über die Erbfolge nothwendig machen; und fo wird 
auch bier die Aufgabe der Geſetzgebung fein müffen, 
nicht allein zu vernichten, fondern auch Rechtsformen 
zu geben, unter denen zwedmäßige Erbfolgeordnungen 
auch ferner gefchaffen werden fünnen, wo folches offen» 
bar in den Bedürfniffen des Landes liegt. 


Suftizpflege. 

Endlich befchäftigen die Grundrechte fich mit Fors 
men der Staatöverfaffung. Es ift bereit3 ein Theil 
diefer Formen bei dem Verhältniß der Schule, ein ans 
derer, namentlich die Competenz der Gerichtöbehörden 
betreffender Theil beim Schuße der perfünlichen Freis 
heit erwähnt. 

Was die Sg. 172 bi8 181 über das Gerichtswe— 
fen enthalten, bedurfte außer einem richtigen Ausdruck 
über das Verhältniß der Militärgerichtsbarfeit ($. 174) 
und über die Beurtheilung politifcher Vergehen durch 
Gefchworene ($. 177) noch folgender Bemerkungen. 

Die Beftimmungen über Unabhängigkeit der Ges 
richtöperfonen, ($. 175) dürfen nimald der Regierung 
die nothwendige Kraft nehmen, um die Gerichtöbehörden 
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felbft auf derjenigen Höhe zu halten, welche dad Wohl 
des Ganzen fordert. Die Audgleichung beider Anfor⸗ 
derungen, die individueller Anfiht und Willführ aller 
dings nicht überlaffen werden darf, wird die Landesge— 
feßgebung zu bewirken haben. Die Beftimmung über 
die Entfbeidung der Sompetenzconflicte ($. 179) fchließt 
die urfprüngliche deutfche Einrichtung, nach welcher die 
Gerichte felbit über ihre Competenz zu erfennen haben, 
nicht aus. Auch hier wird die Landeögefebgebung das 
nöthige ordnen müffen, fo wie ihr denn auch allein zu— 
ſteht, den fehr unbeitimmten Begriff der Verwaltungs. 
rechtöpflege zu normiren, 

Endlich wird auch durch die Trennung der Strafges 
richtöbarfeit von der Polizei ein Verfahren nicht aus 
geſchloſſen, in welchem die Polizeibehörde ihren Straf: 
antrag dem Gontravenienten mittheilt und diefem über 
laffen wird, auf richterliched Erfenntniß zu provoeiren. 


Gemeindewefen. 


Die Beftimmungen über dad Gemeindewefen ftim- 
men mit demjenigen überein, was in Deutfchland als 
Bedürfnig anerfannt wird, Eine Beftätigung der Vor—⸗ 
ſteherwahlen und Sorge für deren Geſchäftstüchtigkeit, 
zumal wo auch Staatögefchäfte den Gemeindebeamten 
obliegen, ift nicht audgefchloffen. Daß die Ortspolizei 
den Gemeindebehörden überlaffen bleibe, muß allerdings 
die, Regel bilden; als unabänderlihe Verfaſſungsnorm 
aber hat es nicht aufgenommen werden dürfen, da Fälle 
vorkommen, wo die Handhabung der Tocalpolizei (4. B. 
in einer. großen Hauptftadt) auf die Eriftenz des Staa- 
tes felbft zu großen Einfluß bat, ald daß fie lediglich 
der Localbehörde überlaffen bleiben dürfte. Es bleibt 
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diefes, eben fo wie die nähere Beftimmung der im zwei⸗ 
ten Abfabe des $. 183 geftatteten Ausnahmen, der Lans 
deögefeßgebung anheimgeftellt. 

Die Beftimmung über das gegenfeitige Verhältniß 
der Kammern in denjenigen Staaten, wo ein Zweifams 
merfyftem befteht, hat der Randesgefeßgebung überlaf- 
fen bleiben müffen, da in der That die Bedeutung eis 
nes einfeitigen Gefeßvorfchlagd ziemlich dunfel, eine eins 
feitige Beſchwerde, fo wie eine einfeitige Anklage aber 
mit den Berhältniffen einzelner Lundesverfaffungen 
durchaus nicht in Einklang zu bringen ift. 

In diefem Sinne, von den verfchiedenen Landes— 
gefeßgebungen weiter entwidelt und ausgeprägt, werden 
die Grundrechte allerdings mehrfach eine völlig neue 
Geftaltung der Dinge herbeiführen, ohne die eigentli- 
hen Grundlagen ded gemeinen Wohls zu gefährden. 


Die Gewähr der Berfaffung. 


Die zur-Gemähr der Verfaffung in dem Entwurf 

der Nationalverfammlung. aufgeftellten Beftimmungen 
baben zunächft diejenigen Modificationen erfahren müfs 
fen, welche durch die veränderte Form der Neichöregie- 
rung und durch die für die Gültigkeit der Reichsſchlüſſe 
erforderliche Uebereinftimmung ver Reichdregierung mit 
dem Neichdtage bedingt find und die daher einer Ers 
klärung nicht weiter bedürfen. Die übrigen Aenderuns 
en beſchränken ſich auf die Feftftelung des Rechtszu— 

Handes in den Ausnahmefällen des Krieged oder Auf 
ruhrs und ded Belagerungdzuftanded. Die Nationals 
verfammlung bat bier das Recht der Nothwehr des - 
Staated im Principe anerfannt, ohne demfelben jedoch 
die Gonfequenzen zu laffen, auf die die factifche Hands 
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babung nicht verzichten kann. Diefelbe Nothwendigkeit, 
die in Zeiten der Gefahr und für die Dauer berfelben 
die Aufhebung der grundrechtlichen Beftimmungen über 
Verhaftung, Haudfuhung oder Berfammlungsdrecht und 
die ded Belagerungszuftandes in Feltuns 
gen rechtfertigt, Fann auch die Aufhebung ded gewohns 
lihen Gerichtsſtandes und der Preffe und die Ausdeh— 
nung des Belagerungdzuftandes über den Bereich der 
Feitungen hinaus, je nach Lage der Umftände, zur ges 
bieterifchen Pflicht machen. Eben fo wird anerkannt 
werden müffen, daß gerade die Natur ſolcher Ausnahme: 
re die Gewißheit ausfchließt, den Reichsſs- oder 
andtag in einer vorher beftimmten furzen Frift berus 
fen und ihm in diefer Frift Die getroffenen Maßregeln 
zur Genehmigung vorlegen zu fünnen. Was mit Si- - 
cherheit hier allein vollzogen „und daher gefeßlich auch 
allein garantirt werden fann, ift die Verpflichtung des 
betreffenden Minifteriumd zu fofortiger Verantwortung 
vor dem verfammelten Reichs- oder Landtage, oder, 
fofern der Reichs- oder Landtag im Augenblid nicht 
verfammelt ift, vor dem erften neu zufammentretenden. 
Daher die modificirte Faffung ded 8. 197 der frank 
furter Aufftellung in $. 195 ded gegenwärtig dargebo— 
tenen Entwurfs. 

Die hauptſächlichſte Gewähr der Berfaffung, fo 
weit diefe durch Beftimmungen einer äußeren Gefeßge- 
bung überhaupt zu bewirken ift, gibt der $. 194. Es 
bedarf dabei faum des Zufaßed, daß der hier in Uebers 
einftimmung mit $. 196 des Entwurf der Nationals 
verfammlung für Berfaffungsabänderungen feftgeftellte 
Abftimmungsmodus bei dem zunächft zu berufenden 
Neichdtage, auf dem die Verfaffung des Reichs nicht 
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abgeändert, fondern durch Vereinbarung mit den Re- 
gierungen feſtgeſtellt werden ſoll, noch nicht in Anwen⸗ 
dung tritt, vielmehr die Beſchlüſſe dieſes erſten, ledig— 
lich zu dieſem Zwecke geſetzlich verſammelten Reichsta⸗ 
Ben in beiden Häufern nach abfoluter Stimmenmehrs 
eit der befchlußfähigen Anzahl zu faflen find. Die 
näheren Anordnungen, die erft nach Maßgabe des ers 
folgenden Beitritt der Regierungen zu dem dargebo— 
tenen Berfaffungdentwurf zu beftimmen find, bleiben 
dem Einberufungsdecrete vorbehalten. 


Hannoveriſcher Entwurf 
zur 


Berfaffung des deutſchen Reiches 


(unter Beibehaltung der Form der Frank— 
furter Beſchlüſſe ee preußifhen Ent» 
wur ). 





Erfter Abdfchnitt. 


Das Reid. 


At. 1. 9. 1. Dad deutfche Neich beiteht aus 
dem Gebiete des biöherigen deutfchen Bundes. $. 2. 
(Unverändert, jedoch am Schluffe in Parenthefe die 
Hinweifung auf.$S. 3 und $. 10la.) $. 3. Denjeni- 
gen deutfchen Landern deren gegenwärtig beitehende 
Rechtöverbindung mit nichtdeutfchen Ländern die Durchs 
führung diefer Beftimmung unmöglich macht, Tonnen 
durch befondere vom Neichdtage zu genehmigende Ver⸗ 
träge Ausnahmen in Bezug auf gewiffe Gegenftände 
der Reichögewalt zugeftanden werden. Diefe Ausnah- 
men dürfen jedoch niemald die Verpflichtung der deut- 
hen Länder für äußere und innere Sicherheit des 
Reichs — beſchränken. Ein deutſches Land, 
zu deſſen Gunſten dergleichen Ausnahmen feſtgeſtellt 
ſind, kann bei den ausgenommenen Gegenſtänden weder 

in der Reichsregierung noch auf dem Reichstage durch 
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feine Vertreter eine entfcheidende Mitwirfung üben. 
(Vergl. Abfehnitt vom Neichdoberhaupt Art. 2. S. 4. 
und Abfehnitt vom Neichdtage Art. 4. $. 101a.) 6. 4 
und 5. Unverändert nach den franffurter Befchlüffen 
wie im preußifchen vereinbarten Entwurfe. 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Reichsgewalt. 


Art. 1 bid 14. $. 6 bis 64. Unverändert wie im 
preußifchen vereinbarten Entwurfe. , 


Dritter Abfchnitt. | 
Da8 Reichsoberhaupt. 


Art. 1. (5. 65 bid 67 des vereinbarten preußis 
fen Entwirfd.) $. 1. (65.) Die Regierung des 
Reichs befteht unter dem beftändigen Prafırium (Bors 
ftande) des Kaiferd von Defterreih und ded Königs 
von Preußen aus einem von fämmtlihen Regierungen 
der deutfchen Einzelftaaten erwählten Reichdrathe von 
fünf verantwortlihen Mitgliedern. $. 2. (66.) So 
lange Defterreich durch feine inneren Verhältniffe, bes 
- bindert ift die jet vereinbarte Verfaſſung in feinen 
deutſchen Bundesländern vollftändig zur Anwendung 
zu bringen, ruhen deſſen Präfidialrechte. Daffelbe fin« 
det in allen denjenigen Fällen ftatt wo Defterreich ber 
hindert ift an den Anftalten des Reichs theilzunehmen 
oder Neichäbefchlüffe unter Zuftimmung ded Reichstags 
in feinen Bundesländern auszuführen. Bid dahin und 
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infoweit ift der König von Preußen allein Borftand 
des Reichs. (Vergl. Abfchnitt 1. $. 3.) S. 3. (67.) 
Die Reichsvorſtände können fich zeitweilig durch einen 
volljährigen Prinzen ihres Haufe vertreten laſſen. 
$. 4. (Zufab.) Die Wahl der Mitglieder ded Neichds 
raths gefchieht dergeftalt daß die öfterreichifche und die 
preußifhe Regierung jede ein Mitglied ernennt; das 
dritte Mitglied wird von Bayern, das vierte von Sachs 
fen, Hannover und Württemberg nad Stimmenmehrs 
beit, dad fünfte von allen übrigen deutfchen Negieruns 
gen ebenfald nach Stimmenmehrheit ernannt, wobei 
dad Stimmrecht nach der Stimmenzahl im Staatens 
baufe bemefien wird. (Modificationen bleiben vorbes 
halten.) $. 5. (Zufaß.) Die Mitglieder des Neichd- 
raths müffen Angehörige eined deutſchen Bundeslandes 
fein, ein höheres Staatdamt (oder Militärcommando) 
befleidet haben, und konnen nicht Mitglieder des Reichs— 
tags fein. (Vergl. S..) $. 6. (Zufab.) Sie heis 
Ben Reichsräthe und beziehen einen Gehalt vom Reiche. 
$. 7. (Zuſatz.) Mit der Würde eines Reichsvorſtands 
ift ein Einfommen nicht verbunden. Art, 2, ($. 68 
bi8 70 de3 vereinbarten preußifchen Entwurfs.) 6. 1. 
($. 68.) Wenn beide NReichdvorftände oder einer von 
ihnen, beziehungsweife ihre Stellvertreter, am Sie ber. 
Reichsregierung anwefend find, fo müffen die von ihnen 
zu unterzeichnenden Befchlüffe und Handlungen ver 
Reichsregierung durch die Gegenzeichnung von wenigftens 
einem der Reichsräthe Iegalifirt werden. $. 2. ($. 69.) 
Sn Abwefenbeit der Reichsvorſtände oder ihrer Stells 
vertreter werden die Verfügungen der Reichsregierung 
und die Reichsgeſetze vom Reichsrath allein erlaſſen. 
Nur bei Kriegserklärungen und Friedensſchlüſſen iſt 
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die perfönliche Mitwirkung des Reichsvorſtandes uner⸗ 
läßlich. S. 3. ($. 70.) Die Neichdvorftände find uns 
verleglih und unverantwortlich für ihre Perſon. Sie 
repräfentiren Deutfchland in feiner Einheit. 9. 4. (Zur 
faß, conf. $. 77 des preußifchen vereinbarten Entwurfs.) 
Die Reichsräthe bilden ein Golegium (Reichsrath), in 
welchem jedes Mitglied gleiche Berechtigung hat. Sie 
beftimmen die Vertheilung der Gefchäfte unter fich, und 
jedes Mitglied kann in dem ihm zugetheilten Gefchäftd- - 
freife felbftändig verfügen. Der von Defterreich ers 
nannte Reichdrath kann bei Gegenftänden, rüdfichtlich 
deren nach Abfchnitt 1. $. 3 den üfterreichifchen Ländern 
Ausnahmen zügeftanden werden möchten, weder die uns 
mittelbare Gefchäftsführung übernehmen noch eine ents 
ſcheidende Stimme abgeben. Inftructionen von Geis 
ten der wählenden Regierungen dürfen den Mitgliedern 
des Reichsraths nicht ertheilt werden. $. 5. (Zuſatz.) 
Die Reichsräthe find für jede Negierungshandlung in 
ihrer Gefammtheit fowohl ald jeder einzelne in feis 
nem Gefchäftöfreife den deutfchen Regierungen und dem 
Keichdtage verantwortlid. S. 6. (Zuſatz.) Ale Re 
ierungshandlungen des Reichsraths bedürfen zu ihrer 

ültigfeit der Unterzeichnung wenigſtens eined der 
Reichsräthe. S. 7. (Zuſatz.) Der Sitz des Reichs— 
6: Pe — ee ie 
Es kann derfelbe aber durch den Beſchluß des Reichs— 
raths an jeden anderen Ort innerhalb des deutſchen 
Bundesſtaats verlegt werden. Art, 3. (6. 71 bis 82 
des preußifchen vereinbarten Entwurfs.) S 1. ($. 71.) 
Der Reichsrath übt die völferreihtliche Vertretung u. ſ. 
w. wie $. 71 ded preußifchen Entwurfs, 6. 2. (9. 72%) 


+ 
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Der Reichsvorſtand erflärt Krieg und fchließt Frieden 
nah den Befchlüffen ded Reichsraths. $. 3. ($. 73.) 
Der Reichsrath fehließt die Bündniſſe ꝛc. wie $. 73 des 
preußiſchen Entwurfd. $. 4. ($. 74.) Der NReichdrath 
nimmt Kenntniß von den von den Einzelftaaten abzus 
fließenden Verträgen und ertheilt denfelben geeignetens 
falls feine Beftätigung. (Vergl. Abfchnitt 2. $. 9.) 
$. 5. ($. 75.) Der Reichsrath beruft und fchließt den 
Reihdtagz; er hat dad Recht das Volkshaus aufs 
zulöfen. $. 6. ($. 76.) Der Reichsrath hat das Necht 
ded Geſetzvorſchlags u. f. w. (wie $. 80 der Kranffurs 
ter Berfaffung). $. 7. ($. 79.) Das Recht der Be 
gnadigung und Strafmilderung in Strafſachen welde 
zur Zuftändigfeit des Reichsgerichts geboren, haben die 
Reihsvorftände nah Anhörung des Gutachtend des 
Reichsraths. Zu Gunften eined wegen feiner Amtds 
bandlungen verurtheilten Reichsraths kann das Recht 
der Begnadigung und Strafmilderung nur dann auss 
geübt werden wenn dasjenige Haus von welchem vie 
Anklage ausgegangen ift, darauf anträgt. $.8. ($. 80.) 
Dem Reichsrathe liegt die Wahrung des Reichsfriedens 
ob, und er hat die dazu nöthigen Sicherheitsmaßregeln 
zu ergreifen und zu verantworten. $. 9. ($: 81.) Der 
Reichdrath Hat die Verfügung über die bewaffnete Macht. 
$. 10. ($. 82.) Ueberhaupt hat der Reichsrath die Nez 
gierungdgewalt in allen Angelegenheiten des Reichs 
nah Maßgabe. der Reichöverfaffung Ihm als Träger 
diefer Gewalt ftehen diejenigen. Rechte und Befugniffe 
zu welche in der NReichöverfaffung der Reichdgewalt bei 
gelegt und dem Reichdtage nicht zugewiefen find. 


8 
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Vierter Abſchnitt. 
Der Reichstag. 


Art. 1. ($. 83 ded preußifchen vereinbarten Ent- 
wurfd.) Unverändert wie die franffurter Befchlüffe. 
Art. 2. ($. 84 bid 90 des preußifchen Entwurfs.) $. 
84. Unverändert. $. 85. Die jranffurter Befchlüffe 
($. 87) unverändert. $. 86 bid 90. Unverändert wie 
im preußifchen vereinbarten Entwurfe. Art. 3 und 4, 
$. 91 bi8 95. Unverändert wie im preußifchen verein- 
barten Entwurfe. Art. 5. $. 96. Unverändert wie im 
preußifhen Entwurfe. $. 97 des preußifchen verein- 
barten Entwurfs). Das Recht ded Geſetzvorſchlages, 
der Befchwerde, der Adreſſe und der Erhebung von 
Thatfachen, fowie der Anklage der Reichsräthe Steht 
jedem Haufe zu. $. 98 (des preußifchen vereinbarten 
Entwurfs). Ein Reichsbeſchluß (Reichsgeſetz) kann nur 
durch die Uebereinftimmung beider Häufer einerfeits, 
ſowie des Reichsraths amdrerfeitd gültig zu Stande 
kommen. Zu einem Reichstagsbeſchluſſe gehört die 
Mebereinftimmung beider Häufer. $. 99, 100 und 101. 
Unverändert wie im vereinbarten preußifchen Entwurfe. 
8. 101a (Zufab.) Bei Gegenftänden in Anfehung des 
ren einem mit nichtdeutfchen Landen verbundenen deut⸗ 
ſchen Lande nach $. 3 eine Ausnahme zugeftanden ift, 
ſteht den Penn diefer Länder frei fich der Theil 
nahme an der Abftimmung zu enthalten. Außerdem 
fteht jedem Abgeorbneten die Befugnig zu, namentliche 
Abftimmung zu verlangen. Im diefem Kalle zählen 
nur die Stimmen der Abgeordneten aud denjenigen 
Ländern für welche Feine Ausnahme ftattfindet. Art. 
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6, 7 und 8. S$. 102 bis 118. Unverändert wie im 
preußifchen vereinbarten Entwurfe. Art. 9, $. 119, 
Die Reichsräthe haben das Recht felbft oder durch von 
ihnen ernannte Sommiffarien den Verhandlungen beider 
Häufer des Reichstags beizumohnen und jederzeit von 
demfelben gehört zu werden. $.120, Die Reichdräthe 
haben die Verpflichtung auf Verlangen eines der Häus 
fer des Neichdtags felbft oder durch die ernannten Com⸗ 
miffarien im Haufe zu erfcheinen und Auskunft zu ers 
heilen, oder den Grund anzugeben weßhalb diefelbe 
nicht ertheilt werden koönne. $. 121. Die Reichsräthe 
können nicht Mitglieder des Reichstags fein. $. 12%, 
Unverändert wie im vereinbarten preußischen Entwurfe. 


Fünfter Abfchnitt. 
Dad Reichsgericht. 
= At. 1. $. 123 bis 127. Unverändert wie im 
pereinbarten preußifchen Entwurfe mit der einzigen Mo⸗ 


dification daß es $.,124 sub i ſtatt Reichsminiſter, 
Reichsräthe heißen wiirde. 


Sechſter Abſchnitt. 
Die Grundrechtedes deutſchen Volks. 


Art. 1. bis 14. 6. 128 bis 187. Unverändert 
wie im vereinbarten preußiſchen Entwurf. 
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Siebenter Abfchnitt. 
Die Gewähr der Verfaffung. 


Art. 1. $. 188. Die Neichdräthe haben beim Ans 
tritte ihres Amts folgenden Eid zu leiften: „Ich ſchwöre 
dad Reich und die Rechte des deutfchen Volkes zu fehirs 
men, die NReichöverfaffung aufrecht zu erhalten und fie 
gewiffenhaft zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe.’ 
Diefer Eid wird bei der erften Einfeßung der Reichs— 
regierung und Einführung diefer Verfaffung vor den 
zu einer Sitzung vereinigten beiden Häufern ded Reichs— 
taged abgelegt, bei Fünftigen Wechfeln in der Perfon 
der einzelnen Reichsräthe gefchieht die Eidesleiftung vor 
verfammeltem Neichdrathe, und wird die darüber aufs 
zunehmende Urkunde dem nächften Reichdtage übergeben. 
$. 189. Unverändert wie im preußifchen vereinbarten 
Entwurfe. $. 190 fällt aus. $. 191. Unverändert 
wie im preußifchen vereinbarten Entwurfe. Art. 2. 
$. 192 bis 193. Unverändert wie im preußifchen vers 
einbarten Entwurfe Art. 3. $. 194. Adänderungen 
in der Neichöverfaffung fonnen nur durch den Befchluß 
beider Häufer und mit Zuftimmung ded Neichdobers 
haupt3 erfolgen. Zu einem folchen Befchluffe bedarf 
ed im jedem der beiden Häufer 1) der Anwefenheit von 
wenigftend zwei Dritteln der Mitglieder; 2) zweier 
Abſtimmungen, zwifchen welchen ein Zeitraum von wes 
nigftend 8 Tagen liegen muß; 3) einer Stimmenmehr, 
heit von wenigftend drei Vierteln der anwefenden Mits 
glieder bei jeder der beiden Abftimmungen. Art. IV, 
$. 195. Wie im vereinbarten “preußifchen Entwurfe, 
mit Verwandlung der Worte: 2) „das Minifterium 
des Reichs“ in „der Reichsrath.“ 
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Hannoverifche Denkfhrift 


über 


die Verfaſſung des deutſchen Weiche. 





Die Unterzeichneten haben es für ihre Pflicht gehal— 
ten, dem von der fünigl. preußifchen Regierung aufges 
ſtellten Grundgedanfen für die fünftige Geftaltung der 
deutfchen Berfaffung nicht entgegenzutreten. Sie haben 
fih dabei von der Anficht leiten laffen, daß im gegens 
wärtigen Augenblid gemeinfchaftliches Handeln derjenis 
gen Regierungen, welche den Befchlüffen der Nationale 
verfammlung fich nicht unterworfen haben, das Noths 
wendigfte und die erfte Bedingung zur Rettung Deutfchs 
lands fei. Allein eben fo wenig haben fie verkannt, 
daß jene Grundgedanken dem Bedürfnig nur unvollftäns 
dig entiprechen. Sie haben ihrer Regierung deßhalb 
vorbehalten, bei fchließlicher Feftitelung der Verfaffung 
Deutſchlands ihren eigenen Anfichten Folge zu geben, 
und halten e3 für ihre Pflicht, diefelben offen darzules 
gen. Sie wollen bier nicht darauf zunächft zurückgehen, 
daß in der Grundform der Berfaffung, in der Bildung 
eined Neichdtaged aus Staatens und Volkshaus, 
dem Bedürfnig vorgegriffen zu fein fcheint. Diefes 
verlangte zunächſt nur ein Band, welches die Volks— 
vertretung der einzelnen Staaten ähnlich umfchloffen 
hätte, wie der Bundedtag die Fürften einigte, und ein 
Bundeögericht. Durch beide wäre dem Recht des Volks, 
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gegenüber den Sintereffen der Regierungen, Geltung vers 
Schafft, der fonderbeitlichen Gefeßgebung fo vieler einzel- 
ner Staaten ein Gegengewicht gegeben und der einzels 
nen Öefeßgebung jene gehäffige Nebenbedeutung genom- 
men, welche in drei Sahrzehnten die Bundesgefeßgebung 
belaftet. Es wäre die Bahn zu allmäliger Entwides 
lung geöffnet, damit aber um fo Größeres erreicht ges 
wefen, je rafcher in diefem Wege zur Wiederherftellung 
fefter Verfaffung zu gelangen und dem verderblichen 
Wahn von der Allmadıt einer fonftituirenden Verſamm⸗ 
lung zu begegnen war, und je unbedingter ed anerkannt 
werden muß, daß die Schwierigkeit deutfcher Staatd- 
verhältniffe auf feinem andern Wege beilfame Löſung 
verfpriht, ald wenn man jeded einmal gewonnenen 
Punktes fich far bewußt wird, denfelben forgfältig feſt— 
halt und von da ab weiter fihreitet. Allein eben fo 
wenig haben fie ed verfannt, daß, nachdem ein volles 
Jahr hindurch, durch die Arbeiten der allgemeinite Ach— 
tung genießenden Gelehrten, durch die Berathungen eis 
ner von nie gefannter Volfdgunft getragenen Berfamms 
Jung, durch alle bid dahin ungewohnte und deghalb um 
fo ftärkere Agitation freier Preffe, freier Volkdverfamms 
Jungen und eined wohlorganifirten Vereinsſyſtems die 
öffentlihe Meinung einmal in die Bahn jener Verfaf- 
ungöformen bhineingedrängt worden, die Regierungen 
ihre Kräfte fehr überfhäagt Haben würden, wenn fie ed 
für möglich gebalten hätten, jenem Strom durch ihre 
alleinige Autorität eine andere Richtung zu geben. Sie 
mußten denfelben ald etwas Gegebened anerkennen; 
fie fonnten fein Bett regeln und ordnen, fie fonnten zers 
ftörender Weberftromung vorbauen und ihn zum Segen 
des Landes benützen; aber fie fonnten das Rinnfal, in 
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welches ihn die Ereigniffe einmal gewiefen hatten, nicht 
plößlich verändern. Se mehr aber Diefed zugeftanden 
wurde, um fo entfchiedener mußte der Grundgedanke 
feftgehalten werden, daß die neue Verfaſſung Deutſch— 
lands fein Mittel zur Trennung ded Zufammengehöris 
gen werden dürfe. Die deutfche Bewegung ift im Nas 
men der Einheit und Kraft, fowie des Rechtsſchutzes 
gegen einfeitige NRegierungsgewalt begonnen. Sollte 
diefelbe in Spaltung und Schwäche, fowie in demofras 
tiſche Willkührherrſchaft endigen, fo würde fie nur einen 
traurigen Beweid von der Schwäche der Führer jener 
Bewegung, von der Unreife ded Volkes und von der 
unmiderfteblichen Stärke politifiber Leidenſchaften, wenn 
ſolche in einer großen, durch fein Geſetz ſich beſchränkt 
achtenden Berfammlung ein breites Feld für ihre Ents 
widlungen gefunden haben, liefern. Die Unterzeichnes 
ten konnen fich nicht berufen achten, einer folchen Rich—⸗— 
tung zu dienen. Sie halten an dem Grundgedanfen 
der Einheit, durch Eintracht und Kraft durch Recht uns 
wandelbar fefl, und von diefem ausgehend, müffen fie 
es ald den Grundfehler jenes Verfaffungsentwurfes bes 
zeichnen, daß derfelbe für Defterreich keinen Raum hat; 
daß er urfprünglich für Defterreih eine Seitenftelung 
vorausſetzt, welde weder Defterreich noch Deutfchland 
ufagen fann, und daf, nachdem diefer Theil ded Plans 
ih ald unausführbar fofort erwiefen, ihm in der That 
jede Haltbarkeit mangelt. Fragt man nach der Einheit, 
fo fehlt Defterreich, alfo der Stützpunkt für Süddeutfch- 
land, die Alpen, fein natürlicher Ausgangspunkt nad) 
Süden und Dften, die Donau und Trieſt, fein Vers 
theidiger gegen Oſten und Welten. Bayern und Frans 
fen zwifchen zwei foloffalen Feſtungen, den Alpen und 
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Böhmen, wie eingeklemmt; Norddeutſchland gegen Sü— 
den und Südweſten ohne Vertheidigung, gegen Süds 
often vollig geöffnet, Durch die von Böhmen beberrfchte 
Elbe in zwei Theile gefpalten, ein durchaus ſchwaches 
Gebiet, ein Spielball für die Nachbarn — Das würde 
auf diefe Weife aus Deutfchland gefchaffen. Nationas 
lität und Gefchichte deuten auch bier auf eine Natur: 
nothwendigfeit anderer Art. Sobald man fie verläßt, 
geräth man in ein willkührliches und bedeutungsloſes 
Machen. Fragt man wiederum nach der Kraft, fo wird 
außer der im Dbigen liegenden Antwort, fomweit von 
innerer Kraft die Rede, auf die projeftirte Theilung 
der legislativen und erefutiven Gewalt zwifchen Reichs— 
vorstand und Fürftenfollegium hinzumeifen fein. Daß 
die Theorie, welche früher in einer folchen Theilung den 
Borzug der englifhen Berfaffung zu finden glaubte, 
eine irrige fei, braucht nicht ausgeführt zu werden. Uns 
verfennbar ift auch bier unter der legislativen Gewalt 
etwas Andered und Mebrered gedacht, als die, bloße 
Theilnahme an Demjenigen, was dem fünftigen 
Reichstage vorbehalten if. Die Abficht des durch 
ein Gerechtigkeitsgefühl gegen die Einzelftaaten einges 
gebenen Gedankens ift eine loyale. Wo aber die rich: 
tige Grenze jener Legislative zu ziehen fein wird, das 
fann nur die Erfahrung lehren. Nothwendig muß bier 
noch ein Kampf entftehen, in welchem entweder dad 

ürftenfollegium unterliegen, oder die Erefutivgewalt 
ih gänzlich lähmen und fich felbit die Entfcheidung 
darüber beilegen wird. Bid diefe Entwidlung entfchies 
den fein wird, und Dad kann lange dauern, fcheint 
auf Kraft der Regierung nicht gerechnet werden zu dür— 
fen. Um diefen Preis würde denn nun Deutfchland 
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eine Regierungsform erhalten, welche nicht3 mit Si—⸗ 
cherheit verfpräche, ald den Ausſchluß Defterreich®. 
Denn Dad wird ded Bemweifed nicht bedürfen, daß 
Defterreich Feine Veranlaffung finden fann, feinen Bors 
ſitz am Bundestag, ein fehr wefentliched Recht, aufzus 
geben, um die zweite Stelle im Fürftenfollegium einzus 
nehmen. Allerdings würde, wenn dies gefchehen fonnte, 
fi) die Wage in dem oben erwähnten Streit ſehr bes 
deutend auf die Seite eben diefed Fürftenkollegiums 
neigen. Der Erfolg würde aber auch dann fein andes 
rer fein, ald daß die entworfene Berfaffung, fo lange 
fie etwa noch fortdauern möchte, eine Erneuerung ded 
Todesfampfes ergäbe, in welchem vie alte Reichsvers 
faffung untergegangen ift. Die Erefutiogewalt einem 
ftärferen Fürftenfollegium -gegenüber würde fehwerlih _ 
im Reichſtag dad Mittel finden, jened zu überwinden, 
denn dad Furftenfollegium, auf die bloße Verneinung 
bingewiefen, würde viel leichter die Mehrheit der Bers 
fammlung gewinnen, da es feiner Natur nach die Pars 
tifularintereffen vertreten würde, da diefe faft nothwens 
dig mit der Thätigfeit einer Gefammtregierung in Streit 
gerathben und fo die volle Gunft der Oppofition im 
Volke für ficb gewinnen würden. Nicht zu gedenken, 
welch große Mittel des Einfluffes Ten Randesregieruns 
gen, und welch geringe der Neichdregierung zuftehen, 
und daß man fehr feblareifen würde, wenn man der 
gegenwärtigen unitarifchen Volksſtimmung eine fichere 
Dauer beimeffen wollte. Erzeugt durch den Unmwillen 
und das Mißtrauen, welches die Einzekregierungen auf 
fich geladen, und getragen durch das dem rofigften Spiele 
der Phantafie freien Raum gewährende Nichtvorhan⸗ 
denfein eben vdiefer Neichdgewalt, muß diefe Stimmung 
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tung durch eigene Schwere unbedingt überwiegen könnte. 
Es kommt hinzu, daß zwifchen Defterreih und Deutfchs 
land feit faft 300 Sahren eine geiftige Grenzfcheidung 
entftanden und in den lebten Jahrzehnten noch fchärfer 
ald zuvor entwidelt if. Eben was Deutfchland zuſam⸗ 
mengehalten hat, der freie geiftige Verkehr, die Ges 
meinfchaft feiner Univerfitäten, die eigenthümliche Vers 
bindung feined Buchhandeld und feiner Kiteratur, das 
bat Defterreich gegenüber gemangelt.e Dadurch und 
durch fein abgefihloffened Handelds und Gewerbewefen, 
felbft durch die eigenthümliche Entwidelung feines Gelds 
weiend, iſt Defterreich noch mehr von Deutjchland ges 
fondert, ald durch den eigenthümlichen Gang feiner ins 
nen und äußern Politif, welcher ihm die Gemüther 
fo fehr entfremdet hat. Betrachten wir aber nicht blos 
Deutſch⸗Oeſterreich, fondern zugleich Ungarn und Gas 
lizien, ja felbft theilweife auch Böhmen, fo ergibt fich 
zugleich eine fo verfchiedene Kulturftufe, daß ſchon deß— 
balb eine volle Gemeinfchaft kaum zu denken ift. Läns 
der, in denen der größte Theil der Landbauer durch 
unglüdlihe Nechtöverhältniffe auf der tiefften Stufe 
ded Lebensgenuſfes, deren Anbau in der dadurch noths 
wendig bedingten Mangelhaftigkeit gehalten wird, nes 
ben fo entwidelten Gegenden und Völkern, wie das 
Thal der Donau in Niederöfterreich oder die Lombardei 
fie darbieten, werden ſchwerlich nach gleichen Grundfäs 

unter einander oder auch Deutfchland gegenüber zu 
behandeln fein. Bid dahin war die Entwidelung 
Defterreichg eine durchaus provinzielle. Defterreich, 
Böhmen, Ungarn, Galizien, Stalien bildeten völlig in 
N abgefchloffene Verfafiungsfreife. Man durfte um 
ſo mehr glauben, daß die Regierung auf diefem Beftes 
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nothwendig eine andere werden, fobald die Landesregies 
zungen, die Lehre des Jahres 1848 benubend, die Ges 
müther verfühnen und die Neichöregierung den gläns 
zenden Wolfenhöhen der Poefie entrüdt und in die 
harte, vielfach verleßende und ftörende Wirklichkeit des 
Lebens übertragen wird. Man laffe doch nur erft fühl 
bar werden, daß 3. B. die Neichöregierung eine Bers 
mehrung der Heereslaft zur Folge haben wird, ftatt der 
geträumten Erleichterung; die Wirfung wird bald klar 
fein. Unvermeidlich muß man demnach auf die Geftals 
tung der Neichäregierung zurudfommen und bier das 
Ziel wahrer Einheit Deutfchland’s, alfo einer Berfaffung, 
welche Defterreich mit einfchließen würde, fefthalten. 
Damit wird- freilich unverkennbar die Weberwindung 
einer großen Schwierigkeit gefordert. Denn ganz abs 
on von dem leidenfchaftlichen Gerede, welches im 

aufe des lebten Jahres viele Gemüther einer Trens 
nung zugeneigt, abgefehen von dem gereihten Unwillen, 
den die Einwirkung der Metternich’fehen mit Defterreich 
vielfach identifizirten Politik in Deutfchland erwedt hat, 
find mandye Gründe vorhanden, welche eine ſolche Ei- 
nigung wirklich erfchweren. 

Seit Defterreih in der deutfchen Kaiferwürde den 
alten Schwerpunft feiner Monarchie verloren, feit es 
durch geographifche Abrundung ſich von Deutfchland bei- 
nahe gefchieden hat, ift ihm unverkennbar die Aufgabe 
geftelt, Tas durch den Gang der Geſchichte und durch 
Einwirkung eben jener Kaiferfrone wunderbar genug 
zufammengebrachte Agglomerat verfchiedener Staaten 
und Nationalitäten auch durch ein geiftiged Band zu 
vereinigen. Die Zahlenverhältniffe find der deutfchen 
Nationalität zu ungünftig, ald daß die dentfche Rich- 
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tung durch eigene Schwere unbedingt überwiegen Fünnte, 
Es kommt hinzu, daß zwifchen Defterreih und Deutfchs 
land jeit fat 300 Jahren eine geiftige Grenzſcheidung 
entftanden und in den lebten Sahrzehnten noch fchärfer 
als zuvor entwidelt if. Eben was Deutfchland zufams 
mengebalten bat, der freie geiftige Verkehr, die Ges 
meinfchaft feiner Univerfitäten, die eigenthümliche Vers 
bindung feined Buchhandels und feiner Fiteratur, das 
bat Defterreich gegenüber gemangele Dadurh und 
durch fein abgefchloffened Handels- und Gewerbewefen, 
felbft durch die eigenthümliche Entwidelung feines Gelds 
weſens, ift Defterreich noch mehr von Deutjchland ges 
fondert, ald durch den eigenthümlichen Gang feiner ins 
nern und äußern Politif, welcher ihm die Gemüther 
fo fehr entfremdet hat. Betrachten wir aber nicht blog 
Deutjch- Defterreich, fondern zugleich Ungarn und Gas 
lizien, ja felbft theilweiſe auch Böhmen, fo ergibt fich 
zugleich eine fo verfchiedene Kulturftufe, daß fehon def- 
balb eine volle Gemeinfchaft kaum zu denken ift. Län⸗ 
der, in denen der größte Theil der Landbauer durch 
unglüdlihe NRechtöverhältniffe auf der tiefften Stufe 
des Lebensgenuffes, deren Anbau in der dadurch noth» 
wendig bedingten Mangelbaftigfeit gehalten wird, nes 
ben fo entwidelten Gegenden und Bölfern, wie das 
Thal der Donau in Niederöfterreich oder die Lombardei 
fie darbieten, werden fehwerlich nach gleichen Grundfä- 
Ben unter einander oder auch Deutfchland gegenüber zu 
behandeln fein. Bid dahin war die Entwidelung 
Defterreihd eine durchaus provinzielle. Defterreich, 
Böhmen, Ungarn, Galizien, Stalien bildeten vollig in 
fih abgefhloffene Verfaſſungskreiſe. Man durfte um 
fo mehr glauben, daß die Regierung auf diefem Beites 
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henden weiter fortbauen werde, als einerſeits die Nas 
tur — ſchon wegen der Sprachverſchiedenheit — auf 
dieſe Bahn nothwendig zu führen ſchien, andrerſeits 
die Auflöſung jener alten Verbände, zumal in dem mäch—⸗ 
tigften jener Länder, in Ungarn, mit Sicherheit fehr 
erbitterten Widerftand vorberfehen ließ. Diefe Voraus— 
feßung einer provinzielen Berfaffung, bei welcher Die 
Negierung — allenfalld unter Mitwirkung ftändifcher 
Ausfhüfe — die Einheit noch ferner vertreten hätte 
und welche tie Theilnahme Deutfch » Defterreihd an 
der deutſchen Berfaffung wefentlich erleichtert haben 
würde, ift. aber nicht in Erfüllung gegangen. Durch 
die Verfaifung von Kremfier hat ein volliger Einheitds 
ftaat entitehen folen. Die Provinzialverfammlungen 
werden nur noch untergeordnete Kommunalgefchäfte zu 
beforgen haben, während die Grundfäße der Regierung 
von einer Berfammlung abhängen würden, deren Mit— 
glieder durch Nationalität und fonftige Verbältniffe fo 
vielfach gefchieden find. So ſcheint eine völlige Gleich— 
ftellung der deutfchs öfterreichifchen Provinzen mit dem 
übrigen Deutfchbland, ohne Augfcheiden aus jener Vers 
faffung, unausführbar zu fein, oder dahin führen zu 
müffen, daß Deutfchbland fich gänzlich einer ihm viels 
leicht völlig fremden Politif bequeme, welche für die 
Bukowina oder Dalmatien fehr angemeffen fein fan, 
welche aber 3. B. für die deutfchen Nordfeefüften oder 
die Rheinufer durchaus unbaltbar fein müßte. Zu dies 
fen in der Befchaffenheit Defterreichd begründeten Schwies 
rigfeiten fommen noc andere, welche in feiner Stellung 
zu Deutfchland ihren Grund finden. Es ift Dieß bes 
fonders der Dualismus, welcher bier feit der Entwides 
lung der preußifchen Macht hervorgetreten und vor Als 
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lem geeignet ift, eine entfchiedene Politik zu verhins 
dern. Dieß ift um fo bedeutender, je mehr Anfnüs 
pfungspuncte für einen folhen Dualismus fid in 
Deutfchland finden. Katholizismus und Proteftantids 
mus, Süd und Norddeutfchland, Freihandelds und 
Schuzzolfyftem, Alled wirft ‚bier in gleicher Richtung: 
Das feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts mehrmals 
zur Sprache gefommene Syſtem der Mainlinie, an 
welcher ſich Süd- und Norddeutfchland fcheiden würden, 
fcheint bier faft den nothwendigen Ausdgangspunct für 
einen jeden Verſuch zu bieten, Defterreih und Preus 
fen in Einem Bundesftaate zu vereinigen. Zwar hat 
Defterreich felbft eben fo wenig .die Nothmwendigkeit feis 
ner Augfcheidung als die Konfequenz einer foldhen Theis 
tung anerfannt. Es iſt der Anficht, daß die Verfafs 
fung von Kremfier einer Theilnahme feiner deutfchen 
Erblande an der deutfchen Verfaffung nicht im Wege 
ftehe; es bat Erbietungen gemacht, mit Deutfchland 


-fogar in Ein. Zollfyftem einzugeben; es behauptet nur: 


\ 


ein gemeinfames Volkshaus und eine gemeinfame Les 
gislation fei unſtatthaft. EI darf zugegeben werden, 


daß dad Volkshaus keineswegs conditio sine qua non 


der deutfchen Bundesftaatsverfaffung fei. Andererfeits 
wird man ofterreichifcherfeits fich einer Legislation über 
gewiffe dem Bund angehörige Gegenftände (4. B. das 
Zollwefen), wenn man überall einen Bund will, ſich 
weder entziehen können noch wollen. Eine allgemeis 
ne legislative Befugniß aber wird dem Bund überhaupt 
nicht zugefchrieben werden fünnen, wie denn aud ber 
dießfallſige $. 63 entfernt if. Einigung wäre alfo feis 
neswegs undenkbar. Allein ein viel fchwerered Hinders 
nig ſcheint fih in denjenigen Anfichten und Planen 


+ 
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darzubieten, welche in Defterreich wirklich gehegt wer⸗ 
den.  Defterreichifche Staatdmanner machen nicht felten 
Aeußerungen, welche nur in gänzlicher Unkenntniß 
deutfcher Zuftände eine Erklärung finden zu Fonnen 
fiheinen. in fonfequenter Widerfpruch gegen Alles, 
was man dort Revolution nennt, wird noch für genü— 
gend gehalten, um die Gefahren zu befeitigen. In eis 
nem fo durchaus ariftofratifch Fonftruirten Lande, wie 
Defterreich e3 ift, erfcheint aber auch Manches als Re- 
oolution, was in den von Alters ber mehr auf gemei- 
ne Freiheit gegründeten deutfchen Fändern nur alther- 
kömmliches Recht ift, oder höchſtens als fonfequente, rus 
bige Entwidlung der Zuftände nothwendig eintritt. 
Umgekehrt fchlägt man üfterreichifcherfeitd Mittel vor, 
welche ebenfo wenig geeignet fein dürften, in Deutfch- 
fand Beifall zu finden. Eine Kreideintheilung, welche 
die minder mächtigen Bundesländer mit mächtigeren in 
einen Zufammenhang bringen, ihnen .die felbitändige 
Bildung ihrer Militärmacht entziehen, fie sememihotte 
lihen Ständeverfammlungen unterordnen fol, wird 
fiber Niemand befriedigen. Sie hat die Nachtheile der 
Zentralifirung ohne deren Vortheile; fie dehnt dad Vers 
hältniß der Mediatifirung in demfelben Moment aus, 
300 der tiefe politifche Schaden, den dieſes Berfahren 
angerichtet, auf das Scärffte an den Tag tritt; fie 
sereinigt geradezu die widerftrebenditen Elemente; denn 
Das ift unbeftreitbar, daß die Fleinen Länder es überall 
worziehen würden, Preußen völlig anzugehüren, als 
einem mittelmächtigen Nachbar, der in der Regel feit 
langer Zeit Gegenftand ihrer Eiferfucht geweſen iſt. 
Bil man aber gar die Abgeordneten dieſer Kreife von 
2—3 Millionen in Einem Staatenhaufe mit den Abs 
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ordneten des öfterreichifchen Kaiferftaates von 35 Mil 

onen, oder Preußens mit 16 Millionen vereinigen, 
fo liegt darin eine noch entfchiedenere Verletzung. Ein 
ſolches Berfahren würde, abgefehen von dem Widerna- 
fürlichen der Verbindung, nur dahin führen können, 
auf Deutfchland einen Drud auszuüben, welcher im 
höchſten Grade verderblich werden und bie Geltung der 
Heinern Länder ganz und gar vernichten müßte. Sm 
der That aber ift gar fein Grund vorhanden, Letzteres 
zu wünfchen. Richt die Heinen Staaten find ed, aus 
welchen die Gefahren Deutfhlands hervorgegangen find, 
die Gründe derfelben find ungleich) mehr in den grös 
- Bern zu fuhen, und wenn mit Recht geklagt wird, daß 
das Heerweſen fo Fleiner Gebiete nicht zweckmäßig zu 
ordnen, oder daß in einzelnen andern Stüden durch fie 
auf die Gefammtheit nachtheilig gewirkt fei, fo wird 
man fehr wohl diefe Mängel beifern konnen, ohne Eins 
richtungen zu treffen, welche den Grund der ftaatlichen 
Ordnung jelbft zu gefährden drohen. 


Es find diefe, theild in der Natur der Dinge bes 
gründete, theild auf Anfichten der Gegenwart allein bes 
ruhende Schwierigkeiten hier um fo beftimmter hervor⸗ 
gehoben, je entfchiedener demungeachtet Die Anficht feft- 

alten wird, daß Defterreih nicht von Deutichland 
getrennt werden. fönne noch dürfe. Denn nur durch 
Deutliche Auffaffung derfelben ift zu bemweifen, daß fols 
che nicht überfehen find, und un die Möglichkeit 
gegeben, Abhilfe zu finden. Eine folche Abhilfe aber 
— gi werden lite — eh: —* 

eſchichte, durch geogra age die erung 
Einheit mit folcher Befimmtbeit geftellt er ‚ wie bier. 
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Dazu liegt. in der Natur ded Bundesftaates felbft das 
Heilmittel. Der Bundesftaat verlangt keineswegs völs 
lige Gleichheit; er bedingt diefe Gleichftellung nur in 
denjenigen beftimmten Puncten, wo wirflide Gleichheit 
der Intereſſen vorhanden ift. Eben deßhalb. liegt es 
in feiner Natur, Ausnahmen zuzulaflen, und es wird 
nur darauf anfommen, daß man die Formen ded Buns 
desſtaates fo bilde, daß fie im Stande find, auf all 
mälige Entfernung der Ausnahmen binzuarbeiten. Ber 
trachten wir num aber von diefem Standpuncte aus jene 
Schwierigfeiten, welche fich in den Berhältniffen Defters 
reich8 darbieten, fo wird in der That gar nichtd ung 
nöthigen, diefelben zu vermehren, indem wir die außer, 
deutfchen Gebiete hineinziehben. Man fann die Auds 
leichung der befonderen Intereſſen diefer Gebiete um 
o eher der öfterreichifcben Regierung felbft anbeimftels 
len, ald die Schwierigkeit der völligen Gleichftellung 
den deutfchsöfterreichifchen Provinzen gegenüber auf gleis 
che Meife wie ganz Deutfchland gegenüber hervortritt.. 
Der Unterfchied beitebt nur darin, daß bei gänzlicher 
Abfonderung der leßteren von Deutfcbland Die Aufopr 
ferung des deutfchen Prinzips ald Auskunftsmittel um 
fo näher liegt. Diefe Auskunft aber fann Niemand 
wünfchen,, felbft die nicht, zu deren Gunſten man dars 
auf gerathen möchte. Die Berfchiedenheit des Kultur- 
ftandes fann für Defterreich felbft ale ein genügendes 
Motiv der Trennung von Deutfchland nicht betrachtet 
werden, da der Uinterfchied der Lombardei gegen die 
Steppen Ungarns jedenfalld ein eben fo großer iſt, als 
derjenige Deutſchlands. Die Aufhebung des ariftofras 
tifhen Drudd hat Defterreich feit einem Sabrhundert 
als feine entfihiedene Aufgabe erfannt, und die wefents 
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lichſten Schritte ſind zu dieſem Ende geſchehen. Was‘ 
aber jene geiſtige Abſonderung betrifft, fo ift deren Ents 
a ar allen Seiten wohl das lebhaftefte Bedürf 
niß. Es iſt wahrlich thöricht,; von Defterreich ald von 
einem fpezififch katholiſchen Staate zu reden. Nicht zu 
gedenken, daß fait ein Drittel der Geſammtbevölkerung 
Defterreihd akatholiſchen Konfeffionen anhängt, find 
‘ja auch die Grundprinzipien, auf welche Deiterreich 
feine neue Geftaltung zu bauen fucht, entfchieden der 
Art, Daß fie jede geiftige Einengung oder Abfonderung 
fhlechthin unmöglich machen. Es fann nur die Frage 
fein, ob man in diefer Beziehung der Flaren, tiefen, 
lange: vorbereiteten Deutfchen Entwidelung den Vorrang 
geben will oder dem plößlichen überfchäumenden Trei— 
ben der flawifch-magyarifchen Nationalität, Somit res 
duzirt ſich Die Reihe der Schwierigkeiten allerdings auf 
diejenigen, welche theild in Deutfchland, theild in Des 
fterreih durch mehr pofitive Zuftände gefchaffen find. 
Hier müffen wir num den Dualismus von Defterreich 
und Preußen, ald vorhanden anerfennen. Man darf 
ſich aber auch nicht Damit täufchen, es fei eine Kur des 
Uebeld, wenn man. ein Drittel won: Deutfcdhland ab» 
fchneivet und von. ſich wirft: Ein ſolches rohes Zers 
bauen des Knotend darf in Wahrheit nicht in Betracht 
fommen.. Wenn aber in den Beziehungen zum Duas 
lismus, die ohnehin in Deutfchland liegen, die Gefahr 
einer, Höhigen Spaltung gefunden wird, fo wird eine 
genauere Betrachtung der Dinge eben hier dad Heil 
mittel erkennen laſſen. Denn bleiben wir zuerft bei dem 
Berhältniffe von Norddeutfchland und Süddeutſchland 
ftehen und. erfennen wir an, daß hier wirkliche Verfchies 
denheiten auszugleichen bleiben: fo müffen wir zugleich 
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die Nothwendigkeit zugeſtehen, den widerſtrebenden In⸗ 
tereſſen beider Abtheilungen, ſowohl denen des Südens 
als denen des Nordens, ein ſolches natürliches Gewicht 
zu verſchaffen, daß nicht das eine von dem andern les 
diglich unterdrüdt werden fann. Das ift nur möglich, 
wenn Defterreih in Deutfchland bleibt. Nun aber find 
auch die Intereſſen keineswegs fo gleichmäßig gefcbieden, 
wie. ſolches nicht felten angenommen wird. Während 
für Böhmen die Elbe, für Franken und Schwaben 
(durch Main und Nedar) der Rhein ein nothmendiger 
Ausgangspunkt nach Norden ift, während der Handel 
Sachſens feinen ficherften Weg nad dem Dften durch 
Defterreih nimmt und die Berbindungen Schleſiens 
mit Ungarn von ähnlicher Bedeutung find, fehlt es 
weder in Süden von Deutfchland an rein auf die rohe 
Produktion hingewiefenen, alfo dem freien Handel ges 
neigten Gegenden, noch im Norden an foldhen, deren 
Induſtrie fih vor allen nach Schußzölfen fehnt, Wenn 


im Norden der Proteftantigmud, im Süden der Katho— 


lizismus überwiegt: fo würden nichtödeftoweniger. das 


fatholifche Rheinland und Weftphalen, dad evangelifche 


Franken und. Schwaben eine Trennung tief beklagen. 
Wenn im Norden dad Schwert vor Allem in der Hand 


Preußens liegt, im Süden in der Hand Oeſterreichs: 
fo: wird doch Bayern und Würtemberg nicht felten — 
wie die Gefchichte, bezeugt — Gelegenheit haben, Preits- 
ßens Schuß gegen den mächtigern Nachbar wünſchens⸗ 
werth zu finden, und in ähnlicher Weife Sachfen und 


Hannover durch die. Verbindung mit Defterreih ein 
Gefühl der Sicherheit gewinnen, welches die. Berbins 
dung mit Preußen allein niemals gewähren: würde, da 
auch. hier warnende Fingerzeige der Gefihichte nicht feh⸗ 
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fen. Im der That alfo- ift eben jener ſcheinbare Gegen, 
Tas das wahre Bindemittel. Und wenn früher in Blos 
Ber Kabinetspolitik einfeitige Richtungen fich vielleicht 
leichter geltend machen und fchärfer ausprägen fonnten, 
fo wird umgekehrt die Verhandlung in einer großen 
Rationaverfammlung vieleicht momentan die Leidens 
[haft mehr aufregen, aber eben dadurch die wahren 
Gründe der Dinge um fo heller an das Licht ſtellen 
und die Heilmittel um deſto beftimmter anzeigen. Es 
ift nicht zu beforgen, daß eine Politik des Bafeler Fries 
dend auf einem deutfchen Reichätage Eingang finde. Es 
bleibt mithin in der That nur die Verfaffung von Krems 
fier und die auf folche gegründeten öfterreichifchen Pläne 
für die Deeung Deutjhländs als Hindernig übrig. 
Man muß ed anerkennen, daß jene Berfaffung zur Zeit 
beſteht. Daß. folche aber ohne bedeutende Y odifika⸗ 
tionen ind Leben treten werde, dad darf man im An— 
gefichte des ungarifhen Krieged und der dem Verneh⸗ 
men nach für Illyrien und Stalien ausgeſprochenen Zus 
fiherungen ohne Anmaßung einftweilen noch dahin Je— 
ftellt fein faffen. Mag auch für jetzt durch das —5 
ſche Bündniß dieſer Berfaffung eine Stütze gegeben 
ſein, ſo werden doch nichtsdeſtoweniger die Natur, die 
Geſchichte, die widerſtreitenden Intereſſen ihr Recht 
behaupten. Bielleicht kann ein änzliches Zerfallen des 
öfterreichifchen Kaiferftaats die Folge der gegenwärtigen 
Kämpfe fein. -Dann muß Deutfchland fein vollſtes 
Recht auf Deutſch⸗Oeſterreich ficher geftellt haben. Over 
ed könnte eine Vermittelung eintreten; dann hängt faft 
noch mehr daven ab, daß Deutfchland aus feinem Rechte 
nicht verdrängt fe. Den dritten Kal, die dauernde 
Durhführung jener Verfaffung, wird m faum feßen 
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dürfen. Denn die einzige Bedingung der Möglichkeit 
fcheint die. zu fein, daß es gelänge, die verfchiedenen 
Nationalitäten in eine ſolche Maffe zufammen zu kne— 
ten, daß fie gleich, einem todten Korper ein zu jeder 
Behandlung geeigneter Stoff würden. Sollte aber das 
gelhehen, jo würde ein folher Zuftand allgemeinen 

räuels durch ganz Europa voraudgefeßt werden müf- 
fen, daß man füglich die Mühe fparen kann, zu ers 
ründen, in welchem Berhältniffe fih alddann Deutfch- 
and noch befinden möchte. 

.©o wird denn die Aufgabe der Gegenwart nicht die 
fein können, eine fertige Berfaffung für Deutfchland 
und Defterreich zu ſchaffen, fondern ed wird diefelbe 
dahin gehen müfjen: Deutfchland dasjenige zu geben, 
was der Augenblid für deffen Sicherheit fordert, und 
die Bedingungen fo zu ftellen, daß Deutfch- Defterreich 
dem Werke beitreten fann, fobald feine Zeit kommt, 
und in dem Maße, welches alddann geboten fein wird. 
Durch diefe Aufgabe wird die Bildung eined engeren 
Bundesftaatd oder genauer gefagt eined norddeutfchen 
Bundes mit Preußen an der Spitze audgefchloffen. 
Aber man verftehe diefen Sab in feiner richtigen Bes 
Deutung. Als Bundezftaat, ald dauernde verfaffungd- 
mäßige Grundlage deutfchen Lebens und deutfcher Ent- 
widlung fcheint ein folcher ragen Bund unmögs 
lich. Dagegen Tann er ald vorübergehended Mittel 
zur Herftellung der Drdnung, als ein völferrechtlicher, 
den Durchgangspunkt zu einem. dauernden Bundedftaatds 
verbande bildender Berein feine große und beilfame 
Bedeutung haben. Jener norddeutiche Bund ald Bers 
faſſung Deutfchlands ift aber um deßwillen unmöglich, 
weil er niemals auch nur den deutfchen Bund von 1815 


— 
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die ſämmtlichen Stimmen des deutfchen Bunded außer 


Deſterreich, oder doch die nördlich vom Main gelegenen 
12 derfelben, zu vereinigen: fo würde dennoch fowohl 
für diefe ald für die übrigen der Kortbeftand des ches 
maligen Bundes ein unabweidliched Bedürfniß bleiben, 
weil nur diefer Bund den an der Grenze gelegenen ets 
nige Gewähr ihrer Sicherheit zu leiften vermöcte. Wie 
es aber möglich fein follte, einen Bund aufrecht zu hal 
ten, in welhem 12 Stimmen eine gefchloffene Maffe 5 
andern gegenüber bildeten, das ift ſchwer zu begreifen. 
Seder unbefangene Blid wird in einem Bündniffe, wel- 
ches auf diefe Weife den wefentlichften Theil der Buns 
desafte, das Stimmenverhältniß, gänzlich aufhöbe, eis 
nen Widerfpruch gegen den Beſtand des Bundes felbft, 
alfo etwad Widerrechtliched erbliden. Für die gegen 
feitige Anficht fann man fich allerdings darauf berufen, 
daß in feinem Bundesgeſetze ꝛc. ein ſolches Bündniß 
ausdrüdlich unterfagt fe, Wenn man aber (ganz abs 
gefehen von den allgemeinen Sinterpretationdregelm, 
welche gebieten, die Gefete ftet® in ihrem ganzen Zus 
fammenhange aufzufaffen) fi daran hält, daß Art, 
17 der Wiener Schlußafte von 1820 ausdrüdlich den 
Bundeszweck ald Haupterfenntnißquelle behandelt, aus 
welcher die Auslegung herzuleiten ift, wenn man dazu 
nimmt, daß Art. 16 deffelben Gefebed fogar in dem 
Falle, wenn durch Erbgang das Stimmenverhältniß ges 
Andert wird, die Dispofition über die Stimmen der 
Gefammtheit des Bundes vorbehält, fo wird man fich 
faum darüber Slufion machen fönnen, daß fowohl die 
benachtheiligten Bundesglieder ald die fonftigen Theils 
nehmer der Verträge von 1815 binreichenden Grund 
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zur Einſprache gegen ein ſolches Verfahren finden 
würden 


‚Die Verantwortlichkeit, welche dieſen Reichsräthen 
perſönlich aufgelegt iſt, dient noch mehr dazu, ihre Stel⸗ 
. Jung zu befeftigen, indem fie den Ernſt derfelben erhöht. 

reilich wird e8 für die an die Kormen der Fonftitu- 
tionelen Monarchie Gewöhnten etwas Auffallended has 
ben, die Träger der höchſten Gewalt ded Bundes felbit 
als verantwortlich zu denken. Man wird in dieſem 
Gedanken etwas Unfyftematifches oder etwas der Ne 
publik ſich Näherndes erfennen wollen. Allein in der 
That darf diefer Rüdficht Fein entfcheidended Gewicht 
beigelegt werden. Man darf zunächſt die Bundesge- 
walt nicht mit der eigentlichen Staatsgewalt verwech⸗ 
fein. Nur die leßtere ift ihrer Natur nad) unumfchränft 
und daher nicht zur Verantwortung zu ziehen. Bei 
der Bundesgewalt ift diefed nicht der Fall, diefe ift 
ihrer Natur nach eine limitirte, fie iſt dem Erfenntniffe 
des Bundesgerichtd unterworfen. Eben dadurch aber 
wird ihre Ausübung eine wefentlid” verantwortliche ; 
und ed ift jedenfall zweckmäßiger, das wahre Verhälts 
niß offen anzuerfennen, ald folched unter undeutlichen 
Begriffen zu verfchleiern. Inſofern aber die Bundes- 
gewalt von den Delegirten nichtverantwortlicher Fürften 
geübt wird und auch deren Stellung in Betracht kom— 
men fonnte, gibt — Würde, welche den beiden 
Herrſchern der deutſchen Großſtaaten beigelegt iſt, die 
richtige Vermittelung. Dieſe vertreten, ſoweit Solches 
bei einer derartigen Regierungsform möglich iſt, die 
Rechte der konſtitutionellen Monarchie. Die wichtigſten 
Geſchäfte müſſen durch ihre Hand gehen; auch bei ans 
dern von minderer Bedeutung hängt ed von, ihnen ab, 
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ſolche duch ihre Hand gehen zu laffen,, indem fie in 
Perſon oder durch Vertretung am Site ber Reichsre⸗ 
m gegenwärtig find. Hierin liegt für fie das 
ttel,:einen Einfluß auf die NRegierungsgefchäfte zu 
„gewinnen, der feine Grenze nur in der Berfeflung fin- 
Den bürfte und deffen Maß in der geiftigen Befähigung 
des Ausübenden allein liegt. Eben darin liegt auch 
für die Reichdvorftände dad Mittel, den Reichsrath 
nad) Bedürfniß umzugeftalten. Der unmittelbare Ein- 
fluß auf die eigenen Delegirten ift gegeben, bei ven 
übrigen wird ed allerdings von einer Verhandlung mit 
Den fie benennenden Staaten abhängen, fie zu entfers 
men. Es wird dad Nefultat alfo auf minder einfachem 
Wege, erreicht und Biele werden geneigt fein, aus die— 
ſem Grunde den ganzen Vorſchlag ald unausführbar 
zu verwerfen — wie ja die Menfchen in der Regel 
geneigt find, im Staatdleben nur das unmittelbar und 
direkt Wirkfame für bedeutend zu achten. Wer aber 
das dffentliche Leben Fennt, der wird im diefen Irrthum 
nicht verfallen, vielmehr beachten, daß auch die unmit- 
telbarfte Berechtigung der Regel nach in ihrer Aus⸗ 
ubung von fo vielen Bedingungen abhängt und an fo 
vielen Klippen fcheitern fann, daß einem verftändig ges 
brauchten indirekten Einfluffe nicht felten größeres Ge- 
wicht beizulegen ift ald jenem bdireften Rechte. 
Eher würden andere Umftände einen Einwurf be— 
—— den nemlich, daß einerſeits jener Einfluß des 
eichsvorſtandes von zwei Mächten, alſo möglicher 
Weiſe nicht in einem Geiſte geübt werden kann, und 
Daß andererſeits einem von fünf verſchiedenen Faktoren 
ernannten Reichsrathe diejenige innere Einheit fehlen 
werde, welche als Bedingung eined guten Minifterii - 
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betrachtet werden darf. Es ſoll offen anerkannt werden, 
daß hier in der That die ſchwache Seite des Planes 
liege, allein dieſe ſchwache Seite hat ihren Grund nicht 
in dem mangelhaften Gedanken, ſondern in dem Ber- 
hältniffe felbft. Der Einfluß der beiden Großftaaten 
ift einmal vorhanden; es Hilft nicht, ihn zu ignoriren. 
Biel lieber erfenne man feine Bedeutung offen an; 
darin liegt das nächfte Heilmittel, Während. jenes 
Ignoriren nur heimliched Epiel der Sntrigue zur Folge 
haben und um defto verderblicher werden würde, nöthigt 
das offene Anerfenntniß zur Einigung. Daffelbe ift 
von der Ernennung der Reichsräthe felbft zu fagen. 
Die Schwierigkeit ift einmal vorhanden. Allein au 
hier dürfte die follegiale Behandlung, deren Nothwen- 
digkeit oben angedeutet ift, und die Stabilität, welche 
‚der Reichörath, feiner eigenthümlichen Geftaltung nad, 
erringen dürfte, das bereite Hilfämittel geben. Man 
wird auch bier fich hüten müffen, das Wefen der Dinge 
‚mit den Formen zu verwecfeln und anzunehmen, die 
einheitliche Ernennung eined Minifterii habe auch noth— 
wendig die innere Einheit zur Folge. Nur zu oft wird 
das Leben das Gegentheil zeigen, einheitlich gebildete 
Minifterien, in denen verfchiedene Grundfäße herrfchen, 
‚in denen Intriguen gegen einander kämpfen und deren 
Gefammtthätigfeit nichtd weniger ald aus einem Ge- 
danfen hervorgegangen erfheint. Man darf auch hier 
fi dabei beruhigen, daß in der Stellung fowohl zum 
Reichsvorſtande ald zum Neichdtage Korreftive vorhan= 
den find. Einen Bortheil möchte. man. dagegen nicht 
zu gering anfchlagen, den nemlih, daß nur durch eine 
folche Ernennung: durch Theilnahme aller Fürften der 
‚Zutritt zum Reichdrathe den fähigften Männern aus 
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allen Theilen Deutfehlands gleich offen gehalten wird. 
“Das aber wird für ein unumgängliches Bedürfniß ge- 
halten’ werden müffen. Die einfeitige Belebung aus 
Argend einem Staate, aus irgend einer Gegend Deutfch- 
. lands wird unfehlbar eine Mißftimmung der übrigen 
zur Folge haben. Ein einfeitig preußifches Minifterium 
"würde dem Süddeutfchen eben fo ficher mißfallen, als 
“ein einfeitig Dfterreichifched dem Norddeutſchen. Daß 
dr großen Staaten allein diefe höchſten Stellen be— 
ſetzen follten, würde mit dem nicht unbegründeten Gelbft- 
gefühle der Fleineren Staaten nicht zu vereinigen fein, 
die vielfach jenen größern felbft ihre beften Staatdmäns 
ner geliefert haben. Und e8 Fann nicht geleugnet wer- 
"den, daß eben in diefen kleinern Staaten fich verfchie- 
dentlih Kräfte entwidelt haben, welche vorzüglich ges 
eignet fein möchten, dem Ganzen zu dienen. Schwer: 
Aich wird die Handelspolitik Deutfchlands jemals ihren 
richtigen Standpunft erreichen, wenn es nicht möglich 
iſt, Männer aus dem Leben der großen Handeläftädte, 
die wir ja befißen, an die Lenfung der Gefchäfte zu 
bringen. Daß aber in dem Europa der neueren Zeit 
der Handel das eigentlich beflimmende Element für die 
Politif geworden, daß Deutfchlands Geltung eben deß— 
halb fo unbedeutend gewefen ift, weil es feine Politik 
lediglich von militärifchen oder dynaftifchen Gefichtäpunf; 
ten leiten ließ, daß mithin eben in vdiefer Beziehung 
der neuen Reichs⸗- oder Bundesregierung neue Kraft 
gegeben werden müffe, wenn fie wirklich den Wünfchen 
und Anfprücden genügen fol, das wird Keiner leugnen, 
‘Der der Gefchihte eine ernfte Beobachtung gemidmet hat. 
os Hiermit dürften die Hauptrüdfichten, von denen 
ab die Regierungdorganifation, welche hier worgefchla- 
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en worden, zu beurtheilen fein wird, entwidelt fein. 
ewiß bleibt noch Manches zu betrachten. übrig; inds 
- befondere dad Berhältniß der unter dem Reichsrathe 
ftehbenden Beamten. Es mag aber geftattet fein, dar 
auf nicht weiter einzugehen. Eben in diefer Beziehung 
wird von der Erfahrung Bieled zu lernen fein, und 
ed werden bier für manche der mit dem Wefen der 
Bundesregierung unzertrennlih verbundenen Inkonve⸗ 
nienzen auch Heilmittel liegen. Allein diefe Andeutung 
mag genügen bei einer Angelegenheit von fo rein praf- 
tifher Natur wie dieſe. Dagegen wird nunmehr die 
zweite Seite der Sade, die Möglichkeit, auf diefe 
Weife Deutfchlands Totalität zu erhalten, beleuchtet 
werden dürfen. Wenn auf der einen Seite Defterreich 
verlangen fann, in der deutfchen Berfaffung einen feis 
ner Bedeutung und feinem Rechte würdigen Plab eins 
zunehmen: fo wird daffelbe auf der andern Seite nicht 
verlangen fünnen, die Leitung der Gefchäfte im Gans 
zen zu übernehmen, fo lange es fich überall in fein ber 
ſtimmtes Verhältniß zu der von ihm ſelbſt ald Noths 
wendigfeit anerkannten einheitlichen ng, aebracht 
bat, oder auf die Leitung von einzelnen Gefchäften 
einzuwirken, deren Nefultate ihm fremd bleiben würden. 
Dieß ift der leitende Gedanke, von welchem der Ents 
wurf ausgeht. Wenn Defterreich in Folge diefed Grunds 
faßes die allgemeine Leitung der Gefchäfte vorerit ganz 
an Preußen überlaffen muß, wenn es folche in Zukunft 
theilt, wenn e3 endlich in manden einzelnen Beziehun- 
gen gänzlich fremd fteht, fo wird ed mit Recht darüber 
nicht .Elagen dürfen. Es kann verlangen, daß Deutſch⸗ 
land ihm den erften Platz einräume, aber es kann nicht 
- verlangen, daß Deutfchland fich wie ein eroberted Land 
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von ihm Gefeße geben und von ihm regieren laſſe, oe 
daß Deſterreich felbft in völlige Gleichheit ded Rechts 
und der Pflicht mit ihm eintritt.- Die Beftimmungen 
über die Theilnahme an der Reichsvorſtandſchaft werben 
biernad) einer weitern Entwidlung faum bedürfen; nos 
thiger wird diefes fein in Beziehung auf die Theilnahme 
an einzelnen Gefchäftszweigen, indem es fich bier nicht 
bloß um die Stellung Defterreichd in der Reichäregies 
zung bandelt, fondern auch um diejenige im Reichdtag. 
Es ift aber nicht zu überfehen, daß die Stellung, welche 
bier, für Defterreich zunächſt angefprocben wird, auch 
in. gewiffer Beziehung für Limburg und Luremburg, 
fowie vielleicht auch demnächft für Holftein wird in Ans 
fpruh genommen werden müffen. Es wird bier fo 
viel als feftftehend angenommen werden dürfen, daß 
eine Beichränfung der Bundeöpflicht in Beziehung auf 
alles Dasjenige, was bereitd durch den deutfchen Bund 
son 1815 geboten war, unftatthaft fei. Was diefer 
befaß, ift von allen Gliedern anerfannt, ift mebr als 
30. Jahre lang in Uebung gewefen; ed kann nicht die 
Abficht fein, im gegenwärtigen Moment diefed Band zu 
Iodern. Wenden wir diefen Grundfaß an auf die eben 
aufgezäblten Gegenftände der Gefammtregierung, fo 
wird Alles, was die Erhaltung des Reichsfriedens an 
geht, unbedingt dahin gehören, nicht minder die Ger 
ihäfte in Beziehung auf das Reichsgericht, dad an die 
Stelle der Austrägalinftanzen tritt. Die Berwaltung 
der. auswärtigen Berhältniffe fowie des Kriegsweſens 
dürfte wenigſtens theilweiſe derſelben Art ſein; wenn 
auch die auswärtige Politik, infofern fie mehr den Hans 
del als die bloße Vertheidigung befaßt, einer befondern 
Behandlung: bedürftig fein möchte. Dagegen werden 
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die Marine, die Echifffahrt, der Handel und der innere 
Verkehr, fowie das Zollmefen Gegenftände fein, bei 
welchen zu erwägen ift, daß in Folge der Freiheit, 
welche in diefer Beziehimg ftattgefunden hat, während 
dreißig Friedensjahren ſich Verhältniffe und Verbind- 
lichkeiten entwidelt haben, die unmöglich fofort abges 
brochen werden fünnen, Hier müffen Ausnahmen zus 
käffig bleiben und für die Behandlung folder Ausnah— 
men befondere Normen ftattfinden, welche fich nach dem 
Grundfaße zu richten haben: „daß die audgenommenen 
Bunvdesglieder zwar niemals in der Lage fein dürfen, 
den andern eine Einrichtung aufzudringen, die diefen 
nicht genehm ift, daß aber doch die Gemeinfchaftlichleit 
nie vollig gebrochen werden darf, weil darin allein das Mit— 
tel liegt, die allmälige Ausgleichung der Ungleichheiten 
herbeizuführen.” Es ift unnöthig erfehienen, in Ans 
ſehung des Reichsrathes hier fpeziellere Vorfchriften zu 
ertheilen, ald diejenigen ded $. 4 ded betreffenden Ab- 
ſchnitts. Defterreich kann fi unmöglich Dadurch ges 
kränkt fühlen, wenn’ fein Delegirter nicht die gemein- 
famen Zolls oder Schifffahrtdangelegenbeiten verwaltet, 
fofern es felbft für nötbig hält, die eigene Verwaltung 
dieſer Angelegenheiten getrennt zu erhalten. Ebenfo 
wenig wird ed verlangen, in diefen Dingen eine ent- 
fcheidende Stimme abzugeben. Daß der üfterreichifche 
Delegirte an den Berathungen Theil nehme, daß er 
nachtheilige Maßregeln beirathend verhindere, Annähe—⸗ 
zung vermittele, wird nur gewünfcht werden können. 
Das Weitere mag der Erfahrung vorbehalten bleiben. 
Schwieriger ift die Sache auf dem Neichdtage zu bes 
bandeln. Auch bier darf die Theilnahme an der Vers 
handlung um fo weniger audgefchloffen werden, je mehr 
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eben der Reichötag, die Berührung von geiſtig bedeus 
tenden. und das Bertrauen des Landes genießenden 
Männern aud allen Theilen Deutſchlands ald der mäch—⸗ 
tigfte Hebel der. Einheit zu betrachten fein wird... Um 
aber auch bier neben der Möglichkeit gemeinfamer Bes 
rathung doch die Möglichkeit einer Ueberſtimmung der 
Betheiligten durch Unbetheiligte auszuſchließen, hat ed 
nur der Anwendung eines einfachen und naheliegenden 
Mitteld bedurft. Während die Abgeordneten des aus— 
enommenen Landes nur dad Recht haben, fich. der Ab- 

immung zu enthalten, ift jedem der Betheiligten das 
Mittel gegeben, die Geltung ihrer Stimme auszuſchlie— 
fen. Es fann fehr wohl der Fall fein, daß Dieß bei 
manchen Sachen gar nicht gefcbieht, oder wenn ed ges 
ſchaͤhe ganz. bedeutungslos fein würde; ift aber das 
Mittel dazu gegeben, fo kann fih Niemand darüber 
beklagen „ wenn er daffelbe nicht gebraucht hat. Die 
Gemeinfchaft aber wird aufrecht erhalten und geſtärkt 
und fo der Weg zu noch weiterer Einigung eröffnet. 
Ob Defterreich ‘geneigt fein werde, auf Vorſchläge ähn— 
licher Art einzugeben, Das kann für jebt unerörtert 
bleiben. Sollten folche früher gemacht. und ‚zurüdge- 
wieſen fein, fo waren damald ohne Zweifel. die Um— 
fände nicht die gegenwärtigen. Händen fie aber auch 
noch im dieſem Augenblid. feine Annahme, fo. ift den— 
noch fo. viel unläugbar, daß fie nichts enthalten, was 
weder ein gerechted —— verletzen, noch wahren 
Staatöintereffen in den. Weg treten Fünnte. - Darauf 
aber darf für die beiden oben. hervorgehobenen Even 
tualitäten der Berfaffung von. Kremfier Gewicht gelegt 
werden. Bietet im Augenblid. der Entfcheidung ‚die 
Berfaffung Deutfhlands für Defterreich nur eine nicht 
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ehrenhafte, verleßende Stellung, fo kann diefer Umſtand 
allein eine Wendung der Dinge herbeiführen, welche 
vielleicht niemald herzuftellen wäre. Unbeachtet darf es 
aber auch nicht bleiben, daß die Stellung Defterreichd 
nicht allein für diefen Staat felbft, fondern auch für 
eine Reihe anderer, für Süddeutſchland, indbefondere 
ür Bayern, ja auch für Sachſen eine entfcheidende 
werden kann. E83 ift hier der Fall keineswegs undenk— 
bar, daß eine beftimmte Geftaltung der Dberhauptss 
frage Bayern abhielte, dem Bundesſtaate fich anzufchlies 
Ben, daß dagegen eine andere, felbft wenn fie von 
Defterreich zurüdgewiefen werden follte, den Anſchluß 
. Bayernd herbeiführte. Es wird feinem Zweifel unter- 
liegen, daß für Den, der Deutſchlands Einheit fich zum 
Ziel gefegt hat, und nicht etwa einen norddeutfchen 
Bund unter preußifcher Dberhoheit, diefe letztere Frage 
ein genügended Motiv fein werde, derjenigen Berfaf- 
fung den Vorzug gu geben, welbe den größern Theil 
Deutfchlands einigen - würde; es fei denn, daß ſolche 
in fih unheltbar wäre, was hier wenigftend nicht zur 
behaupten’ fein wird. 

Hiermit wird die Entwidelung des von hannover’ 
fher Seite vorgefchlagenen Planes befchloffen werden: 
dürfen. Es mag nur geftattet fein, noch die praftis 
ſchen Refultate desfelben mit denjenigen des preußi- 
fhen Planes in kurzer Ueberficht zufammenzuftelfen. 
Der preußifche Plan nimmt, was dad Berhältniß zu 
Defterreich angeht, die Trennung zur Grundlage, er 
will Einigung nur in Bezug auf die auswärtige Poli- 
tif und auf innere Sicherheit; Weitered behält er diplos 
matifcher Verhandlung vor; Alles aber bezieht er nur 
anf den öſterreichiſchen Kaiferftaat, Um Dieß zu er» 
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reichen, ſchlägt er einen Rath von 4 Männern vor, in dem 
der. Dflerreichifche Kaiferftaat nothwendig prädominiren, 
‚alfo das Sintereffe Deutfchlands, namentlich dasjenige 
Rorddeutfchlandd und zumal feiner wichtigen Seefüften 
machftehen muß; er entzieht die Berathung jener Anges 
legenbeiten dem Reichdtage, alfo der Nation völlig und 
nimmt dadurch dem Bundesftaate den Hauptgegenftand 
feiner Thätigfeitz er legt die Pflicht auf, Bewegungen 
zu unterdrüden, ohne die Moglichkeit, dad Recht zu 
hüten; er ſtellt Einigung in Ausficht, ohne ein Drgan 
um fie zu fehaffen. Der Hannover’fhe Plan auf der 
andern Seite legt die Einheit zum Grunde, aber er 
geftattet Ausnahmen, In der äußeren Politit bindet 
er die öfterreichifehen Mebenländer nicht, aber er macht 
durch die nothwendige Einigung mit Dentfchland uns: 
möglich, daß fie ſich zu weit verirren. Er übermweifet 
Die deutſche Politif dem Neichdtage und macht dadurch 
eine wahrhaft nationale Richtung möglich. Er knüpft 
die Erhaltimg- der innern Sicherheit an dad Neichdges- 
richt und fomit an die Forderung der Gerechtigkeit; er 
gewährt endlich für jede weitere Entwidelung zur Eins 
beit in dem’ Reichstage das bereitete Mittel. Der preus 
ßiſche Plan will ein großartiged Syftem mittelenropäts 
ſcher Allianz -fchaffenz aber er fordert zu -diefem Ende 
das. Opfer jeder felbftändigen Polttit nach Außen, ein 

fer, welches ein einigermaßen entwidelter Staat nicht 
bringen kann. Der hannover’fche Plan’ gewährt in den 
Nebenländern--von Defterreich, in der Verbindung mit 
den Riederlanden und. Dänemark einen Typus für enge, 
ja unlöstiche Berbindung, welche dennoch der ſelbſtändi⸗ 
gen Bewegung nach Außen, fo weit folche ein Bedürf⸗ 
niß des Staats-bleibt, feinen Abbruch thut. Der preis 
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Bifche Plan gibt-fodann, was die Verwaltungsform ans 
geht, dem Reichsvorſtande das Recht der voͤlkerrechtli⸗ 
ben Bertretung, des Kriegd und Friedend und ver 
Verträge; ferner die Berufung. und Schließung des. 
Keichdtagd, die Erhaltung des Reichsfriedens, den Bes 
fehl über die bewaffnete Macht, die Verfündigung der 
Geſetze und das Recht der Begnadigung dergeftalt, daß 
er zu eigener Ausübung diefer Nechte auch verpflichtet 
iſt. Der hannover'ſche Entwurf gibt den Reichsvor⸗ 
ftänden dasſelbe Recht, aber die Pflicht zu eigener Les 
bung nur in Bezug auf Krieg und Frieden und Bes 

adigung. Der preußische Plan gibt dem Reichsvor—⸗ 
ande die Ernennung und Entlaffung fämmtliher Mis - 
nifter, aber er beichränft deren ZThätigfeit durch ein 
Fürſtenkollegium dergeftalt, daß faft alle Prinzipienfras 
gen nicht von ihnen abhängen, fondern von unverants 
wortlichen, an Inſtruktionen gebundenen Vertretern der 
Regierungen, und überweifet hiemit dieſem Fürftenkolles 
gium (einem. ind Enge gesogenen Bundestage) die Ents 
fheidung ‚über die Mehrzahl der Gefchäfte, da die Exe— 
futive der Natur der VBerfaffung nach ſehr beſchränkt 
if. Der bannover’fhe Plan gibt den Reichsvorftäns 
den nur theilweife die Ernennung und Entlaffung. der. 
die Stelle der Minifter vertretenden Reichsräthe, theils 
weife läßt er diefelbe den Regierungen unter Vermitts 
lung der Reichsvorſtände. Er läßt diefen Minijtern 
freie Hand in der Regierung, aber er macht fie verants 
wortlih für alle Gefchäfte, Es wird unnöthig fein, 
weitere Bemerkungen hinzuzufügen. Nur Das wird 
noch hervorgehoben werden dürfen, daß die Reichsmini⸗ 
fer nad preußifhem Plane fehwerlidd dem Einwurfe 
entgehen dürften, bloß preußifche Minifter. zu fein, und: 
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daß der freiere Zutritt zum Fürſtenkollegium für die 
Bewohner der übrigen deutfchen Staaten geeigenet fein 
wird, diefem Teßteren Sympatbien zuzumwenden. Dem 
bannover’fihen Entwurfe wird vielleicht nicht ohne Grund 
der Borwurf gemacht werden, daß er der NeichBregies 
zung ‚zu große Macht und ‚Gelbftändigkeit, den Regie 
rungen der Einzelftaaten zu weniged Gewicht beilege. 
Wäre Dem fo, jo würde wenigftend der Beweis gelies- 
fert fein, daß die Forderung einer einheitlichen Spitze 
eben fo wenig identifch fei mit der Sicherung ded mo— 
narchifchsfonftitutionellen Prinzips, als mit der Herftels 
lung einer fräftigen einheitlichen und daß 
nicht eine bemitleidendwerthe partifulariftifche Eitelkeit, 
fontern wahre Baterlandsliebe und ernfted Streben 
nah haltbarer Berfaffung den Wideritand gegen bie 
biöherigen Plane hervorgerufen haben. Berlin, den 
1. Juni 1849. Unterzeichnet: Dr. Stüve 9 v. 
Wangenheim.“ 


Vreußiſches (octroyirtes) Geſeth, 
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Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatdminiftes 
riums auf Grund des Artikels 205 der Verfaſſungsur—⸗ 
kunde, was folgt: 


$. 1. Verſammlungen jeder Art, in welchen öf— 
ee Angelegenheiten erörtert oder beratben werden 
ollen. 

Bon allen Berfammlungen, in welchen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert oder berathen werden follen, 
bat der Unternehmer mindeftend 24 Stunden vor dem 
Beginne der Verfammlung, unter Angabe ded Ortes 
und der Zeit derfelben, Anzeige bei der Drt3polizeibes 
börde zu machen. Diefe Behörde hat darüber fofort 
eine Befcheinigung zu ertheilen. | 

$. 2. Bereine zur Einwirkung auf öffentliche Ans 
gelegenbeiten. 

Die Vorſteher von Vereinen, welche eine Einwirs 
fung auf öffentliche Angelegenheiten bezweden, find vers 
pflichtet, Statuten des Vereins binnen drei Tagen nad) 
deffen Errichtung, und alle Abänderungen der Status 
ten binnen drei Tagen, nacddem fie zu Stande gefoms 
men find, der Drtspolizeibehörde zur Kenntnißnahme 


das freie Vereins » Verfammlungsrecht betreffend. 147 


einzureichen, derfelben auch auf Erfordern jede darauf 
bezugliche Auskunft zu ertbeilen. 

Die Drtspolizeibehörde hat über die erfolgte Eins 
reihung der Statuten oder der Abänderung derfelben 
fofort eine Beſcheinigung zu ertheilen, 

Die Beftimmungen dieſes und des vorhergehenden 
Paragraphen beziehen ſich nicht auf kirchliche und reli⸗ 
giöſe Vereine und deren Verſammlungen. 

$. 3. Wenn für die Verſammlungen eines Verei⸗ 
ned, welcher eine Einwirkung auf öffentliche Angelegen⸗ 
heiten bezwedt, Zeit und Ort ftatutenmäßig oder durch 
einen befondern Beſchluß im voraus feftfteht, und dies 
fed wenigftend 24 Stunden vor der erften Berfamms 
lung zur Kenntniß der Drtspolizeibehörde gebracht wor⸗ 
den ift, fo bedarf ed einer befonderen Anzeige, wie fie 
F $. 1 erfordert, für die einzelnen Verſammlungen 
nicht. 

$. 4. Die Ortöpolizeibehörde ift befugt, in jede 
Berfammlung, in welcher üffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder berathen werden follen, einen oder zwei 
‚Polizeibeamte, oder eine oder zwei andere Perſonen 
als Abgeordnete zu fenden. 

Die Abgeordneten dürfen, wenn fie Polizeibeamte 
find, nur in ihrer Dienftkleidung oder unter ausdrüdlis 
er Kundgebung ihrer dienftlihen Eigenſchaft erſchei— 
nen. Sind fie nicht Polizeibeamte, fo müffen fie durch 
befondere Abzeichen erfennbar fein. 

Den Abgeordneten muß ein angemeſſener Plap 
eingeräumt werden. 

$. 5. Verfammlungen, in denen Anträge oder 
Vorſchläge erörtert werden, die eine Aufforderung oder 
Anreizung zu ftrafbaren Handlungen enthalten, find die 

‚ 10 * 
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Abgeordneten der Polizeibehörde fofort aufzulöfen be» 
fugt, unbefchadet des gegen die Betheiligten einzulei- 
tenden Strafverfahrens. 

$. 6. Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde 
die Berfammlung für aufgelöft erklärt hat, find alle 
Anwefenden verpflichtet, ſich fofort zu entfernen. Diefe 
‚Erflärung kann nöthigenfall® durch die bewaffnete Macht 
zur Ausführung gebracht werden. 

$. 7. Niemand darf in einer Berfammlung bes 
waffnet erfcheinen, mit Ausnahme der im Dienfte be: 
findlichen Polizeibeamten. 

$. 8. Verſammlungen unter freiem Himmel. 

Die Beftimmungen der $$. 1, 4, 5, 6, 7 finden 
‚auf alle offentlihe Berfammlungen unter freiem Him⸗ 
mel Anwendung. 

$.9. Die Drtöpolizeibehörde ift befugt, jede 
Verſammlung unter freiem — bei dringender Ge⸗ 
fahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu 
— Das Verbot muß ſchriftlich abgefaßt ſein. 

10. Verſammlungen, welche auf öffentlichen 
platon und Straßen in Städten und Ortſchaften ſtatt 
finden ſollen, bedürfen der vorgängigen Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde. 

Die Genehmigung iſt von dem Unternehmer, Vor⸗ 
nie Drdner oder Leiter der Berfammlung nachzu⸗ 
uchen. 

$. 11. Den in dem vorhergehenden Daragrappen 
erwähnten Berfammlungen werden öffentliche Aufzüge 
in Städten und Drtfchaften gleichgeftelt. Bei Einho⸗ 

Aung der Genehmigung ift der beabfichtigte Weg anzu= 


‚geben 
Gewößnliche Leichenbegängniffe, fo wie Züge der 
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Hochzeits verſammlungen, wo dieſe hergebracht find, 
kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge, 
wenn fie in der hergebrachten Art ftattfinden, bedürs 
fen einer vorgängigen Genehmigung und felbft einer 
Anzeige nicht. 

$. 12. innerhalb zweier Meilen von dem Drte 
der jedesmaligen Nefidenz ded Königd oder von dem 
Drte ded Siged beider Kammern dürfen Bolfdverfamms 
lungen unter” freiem Himmel nicht ftattfinden. Das 
lestere Verbot befteht nur für die Dauer der Sitzungs— 
periode der Kammern. 

$. 13. Strafbeftimmungen. 

Wenn eine Berfammlung ohne die im $. 1 vorges 
fhriebene Anzeige ftattgefunden hat, fo trifft ven 
Unternehmer, denjenigen, der den Plab dazu einges 
räumt bat, und Seden, welcher in der Berfammlung 
als Borfteher, Droner, Leiter oder Redner aufgetreten, 
eine Geldbuße von fünf bis zu fünfzig Thalern. 

$. 14. Menn, der BVorfchrift ded $. 2 entgegen, 
die Einreichung der Statuten eined Vereind oder deren 
Abänderungen in der beftimmten Friſt nicht gefchehen, 
oder eine von der. Drtspolizeibehorde erforderte Auss 
funft nicht ertbeilt worden ift, fo wird jeder Vorſteher 
des Vereins mit Geldbuße von fünf bis zu fünfzig Thas 
lern beftraft. 

$. 15. Wenn in einer Berfammlung, der Vor⸗ 
fchrift des F. entgegen, den Abgeordneten der Orts⸗ 
polizeibehörde der Zutritt oder die Einräumung eined 
angemeffenen Plaped verweigert worden ift, fo trifft: 
den Unternehmer und Seden, welcher in der Berfamms 
lung ald Borfteher, Droner oder Leiter aufgetreten ift, 
Geldbuße von zehn bis zu einhundert Thalern oder Gea 
fängnig von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten. 
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G. 16. Wer fich nicht fofort entfernt, nachdem der 
Abgeordnete der Drtöpolizeibehörde die, Berfammlung 
für aufgeloft erflärt hat ($$. 5, 6), wird mit Geldbus 
fe von fünf bis zu fünfzig Thalern oder mit Gefängniß 
von acht Tagen bid zu Drei Monaten beitraft. 

$. 17. Wer an einer VBerfammlung unter freiem 
Himmel Theil nimmt, weldhe gefeslih ($. 12) oder 
von der Drtöpolizeibehörde ($. 9) verboten ift, oder 
welche auf üffentliben Pläßen und Straßen in den 
Städten und Drtfchaften ohne vorgängige Genehmi- 
gung der Drtspolizeibehörde ($. 10) ftattfindet, wird 
mit Geldbuße von einem bid zu fünf Thalern beftraft. 

Wer zu einer folhen VBerfammlung auffordert oder 
auffordern läßt oder darin als Drdner, Leiter oder 
Redner thätig ift, wird mit Geldbuße von fünf bie zu 
fünfzig Thalern, oder mit Gefängniß von acht Tagen 
bis zu drei Monaten beftraft. 

Diefe Strafen treffen den bloßen Theilmehiner an 
einer von der Drtöpolizeibehörde verbotenen Verſamm— 
lung, und felbit denjenigen, welcher darin ald Redner 
thätig war, nicht, wenn nicht Das Verbot vorher öf— 
fentlich oder ihm befonders befannt gemacht war. Wird 
das Verbot während der Verſammlung befannt gemacht, 
fo fann fi) wegen feiner fpäteren Betheiligung Nies 
mand auf den Mangel einer früberen Erlaffung oder 

Bekanntmachung des Berbots beziehen. 
38 Mer gegen das Verbot des $.7 in einer 
Berfanmlung bewaffnet erfibeint, wird mit Gefängniß 
non vierzehn Tagen bid zu fechd Monaten beftraft. 

$. 19. Wer auffordert, in einer Berfammlung 
mit Waffen zu erfcheinen oder die Aufforderung biezu 
yerbreiten läßt oder in einer Berfammlung Waffen aus 
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theilt, wird mit Gefängniß von ſechs Wochen bis zu 
einem Sabre beftraft. 

$. 20. Die in diefer Verordnung mit Strafe bes 
drohten Handlungen werden als politifche oder Preß— 
vergeben nicht betrachtet (Verordnung vom 15. April 
1843 $$.2 und 3, und vom 3. Sanuar 1849 $$. 60, 
61); unbefchadet der Zuftändigfeit der Schwurgerichte 
in Anfehung der politifhen Vergehen, welche in Bers 
fammlungen begangen werden. 

$. 21. Auf die durch das Gefeß oder die gefeßlis 
hen Autoritäten angeordneten VBerfammlungen und die 
Berfammlungen der Mitglieder beider Kammern wäh 
rend der Dauer der Sitzungsperiode finden die vorfte- 
benden Beftimmungen feine Anwendung. 

.$. 22. Berfonen des Soldatenftandes, welche ges 
gen die Vorfchrift des Artifeld 37 der Verfaffungsurfuns 
de zur Einwirkung auf offentlihe Angelegenheiten oder 
zur Berathung militärifher Befehle und Anordnungen 
in Vereine zufammentreten, oder zu ſolchen Zweden ſich 
fonft verfammeln, werden nach den Beltimmungen des 
$. 125 des erften Theiled des Militärs Strafgefebbus 
ches beitraft. 

Urfundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unters 
ſchrift und beigedrudtem königlichen Inſiegel. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
v. Strotha. v. d. Heydt. v. Nabe. Simons, 


Verordnung über die Verhütung eines 
die geſetzliche Freiheit und Ordnung 
gefährdenden Mißbrauches des Ver— 
ſammlungs⸗ und Vereinigungsrechtes. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſte-⸗ 
riums auf Grund des Artikels 105 der Verfaſſungsur⸗ 
kunde, was folgt: 

$. 1. Ordnung der. Preſſe. 

Auf jeder Drudfchrift muß der Name und der 
Wohnort ded Druderd genannt fein. 

Auf Drudfchriften, welche für den Buchhandel oder 
fonft zur Verbreitung beftimmt find, muß außerdem der 
Name und Wohnort entweder des Berlegerd oder des 
Kommiffionärd, oder endlich ded Berfafferd oder Her 
andgeberd, welche ein Werk im Selbſtverlage erfcheinen 
laffen, genannt fein. 

$. 2. Jede Nummer, jeded Stück oder Heft einer 
Zeitung oder Zeitfchrift muß außer dem Namen und 
Wohnort des Druderd ($. I) den Namen und Wohns 
ort ded DVerlegerd, fo wie ded Herausgebers, wenn dies 
fer von dem Berleger verfchieden ift, enthalten: 

$. 3. Drudfchriften, welche den vorftehenden Vor⸗ 
fehriften nicht entfprechen, dürfen von Niemanden vers 
breitet werden. 

Diefe Beftimmung findet auf Drudfchriften, welche - 
nur den Namen entweder ded Verlegers oder des Kom⸗ 
miffionärd oder ded Druderd enthalten, feine Anwen 
dung, wenn fie den Gefeßen über die Ordnung ber. 
Preſſe entfprechen, welche zu der Zeit ihred Erſcheinens 
an dem Drte deſſelben in Kraft waren. 

$. 4. An der biöherigen Verpflichtung des Berle- 
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gers, zwei Eremplare feiner VBerlagdartitel, und zwar 
eined an die Landesbibliothef in Berlin, das andere 
an die Univerfität- derjenigen Provinz, im welcher er 
wohnt, unentgeltlich einzufenden, wird nichtd geändert. 
$. 5. Bon jeder Nummer, jedem Heft oder Stüd 
‘einer Zeitung oder einer in monatlichen oder Fürzeren 
Friften erfcheinenden Zeitfchrift,, welche im Inlande hers 
ausfommen, muß der Herausgeber, fobald die Austhei— 
lung oder Berfendung beginnt, ein mit feiner Unter 
fhrift verfehened Exemplar, gegen eine ihm zu ertheis 
lende Befcheinigung bei der Ortöpolizeibehörde hinterlegen. 
Die Austheilung und VBerfendung der Zeitung oder 
Zeitfchrift fol durch die Hinterlegung nicht aufgehalten fein. 
$. 6. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer 
in monatlichen oder fürzeren Friften erfcheinenden Zeitz 
fchrift, welche Anzeigen aufnimmt, ift gegen Zahlung 
der üblihen Einruͤckungsgebühren verpflichtet, jeve ihm 
von einer öffentlichen Behörde mitgetheilte amtliche Bes 
kanntmachung auf deren Verlangen in eined der beiden 
nächften Stüde aufzunehmen. 
$. 7. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer 
in monatlichen oder fürzeren Kriften erfcheinenden Zeits 
ſchrift iſt verpflichtet, die Entgegnung zur Berichtigung 
der in derfelben erwähnten Thatfachen, zu welcher fich 
die betheiligte öffentliche Behörde oder die angegriffene 
Privatperfon veranlaßt findet, in den nächften drei Tas 
gen nad) dem Empfange der Entgegnung, oder, fall 
in diefer Zeit feine Nummer der Zeitung vder Zeits 
fehrift erfcheint, in die nächfte Nummer aufzunehmen. — 
Die Aufnahme muß oftenfrei gefchehen, infoweit der 
Umfang der Entgegnung die Ränge des Artifeld, wel 
cher dazu Beranlaffung gab, nicht überfteigt. Für die 


\ 
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über dieſe Länge hinausgehenden Zeilen find die übli— 
chen Einrüdungdgebühren zu zahlen. 

$. 8. Anfchlagezettel und Plakate. 

Anfchlagezettel und Plakate, welche einen anderen 
Inhalt haben, als 

Ankündigungen über gefeglicb nicht verbotene Vers 
fammlungen, denen die erforderliche Anzeige oder 
Genehmigung vorbergegangen iſt, 

Anzeigen über üffentliche VBergnügungen, über geſtoh— 
lene, verlorene oder gefundene Sachen, über Vers 
fäufe oder Ähnliche Nachrichten für den gewerblis 
chen Berfehr 

Dürfen nicht angefchlagen, angeheftet oder in fonftiger 
Weiſe vffentlich ausgeftellt werven. 

In Städten und Drtfchaften dürfen Anfchlagezets 
tel und Plakate, auch wenn fie nach ihrem Inhalte er> 
laubt find, an denjenigen Stellen nicht angefchlagen, 
angeheftet oder im fonftiger Weife öffentlich ausgeftellt 
werden, welche als hierzu nicht geeignet, durch eine alls 
gemeine und öffentlich befannt gemachte Verfügung der 
Drtspoligeibehörde bezeichnet worden find. 


Auf Die amtlihen Bekanntmachungen üffentlicher 
Behörden find die vorftehenden Beftimmungen nicht ans 
wendbar, 

$. 9. Berfauf, Anbeftung u. f. w. von Schrifs 
ten an öffentlichen Orten. 

Niemand darf auf üffentliben Wegen, Straßen 
oder Plätzen, oder an anderen üffentliben Orten, Druds 
ſchriften (F. 30) oder andere Schriften audrufen, vers 
kaufen, vertheilen, anheften oder anfchlagen, ohne daß 
er dazu die Erlaubniß Der Ortspolizeibehörde erlangt 
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bat und ohne daß er den Erlaubnißfchein, in welchem 
fein Name audgedrudt ift, bei fich fuhrt. 

Die Erlaubniß fann jederzeit zurüdgezogen werben. 

$. 10. Die Zuwiderhandlung gegen eine der in 
den Paragraphen: 1, 2, 3, 5, 6, 7, enthaltenen Bors 
fohriften zieht eine Geldbuße von fünf bis zu fünfzig 
Thalern nad fich. | 

Sft eine der Durch die Paragraphen 1 und 2 er 
forderten Angaben falfch, fo ift die Strafe Gefängniß 
von acht Tagen bi! zu zwei Monaten und Geldbuße 
von fünf bis zu fünfzig Thalern. 

Den Berbreiter trifft diefe höhere Strafe aber nur 
dann, wenn er von der Unrichtigfeit der Angabe Kennt» 
niß hatte. Ä 

$. 11. Die Zuwiderhandlung gegen eine der in 
den 68. 8 und. 9 enthaltenen Vorſchriften zieht eine 
Geldbuße von einem bid zu fünfzig Thaler oder Ges 
ſängniß von einem Tage bis zu fechs Kochen nach ſich. 

$. 12. Verantwortlichfeit der Verfaffer, Heraus: 
geber u. f. w. 

Für den Inhalt einer Drudfchrift find der Verfafs 
fer, der, Herausgeber, der Verleger oder Kommiffionär, 
der Druder und der Verbreiter ald ſolche verantworts 
lih, ohne daß ed eined weiteren Nachweifed der Mits 
fhuld bedarf. Iſt die Veröffentlichung ohne den Wil 
len des Verfaffers geſchehen, fo trifft ftatt feiner den 
Herausgeber die VBerantwortlichkeit. 

Es darf jedoch Feine der in obiger Reihenfolge 
nachftehbenden Perfonen verfolgt werden, wenn eine der 
in derfelben vorftebenden Perſonen befannt und in dem 
Bereiche der. vrichterlichen Gewalt ded Staates ift. 

Diefe Beftimmung fteht der gleichzeitigen Verfol- 
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gung derjenigen nicht entgegen, in Anfehung deren aus 
Ber der bloßen Handlung der — des Verla⸗ 
ges oder der Uebernahme in Kommiſſion, des Druckes 
oder der Verbreitung, noch andere Thatſachen vorlies 
gen, welche nach allgemeinen ftrafrechtlichen Grumdfäßen 
- eine wiffentliche Theilnahme an der durch die Drud- 
fchrift begangenen ftrafbaren Handlung begründen. 

$. 13.  Strafbare Aufforderungen oder Anreis 
zungen. - 

Wer zur Begehung einer ftrafbaren Handlung 
offentlich auffordert oder anreizt, wird, wenn in Folge 
der Aufforderung oder Anreizung eine flrafbare Hands 
fung wirklich begangen worden ift, mit der gefeßlichen 
Strafe der begangenen That belegt. 

Iſt in Kolge der Aufforderung oder Anreizung ein 
fteäfliher Verfuch begangen, ſo trifft den Aufforderns 
den oder Anreizenden die gefegliche Strafe des Verfuches. 

$. 14. enn die öffentliche Aufforderung vder 
Anreizung zu einer ftrafbaren Handlung ohne irgend 
einen Erfolg geweſen ift, fo trifft den Schuldigen Geld» 
buße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder 
Gefängnif von vier Wochen bis zu zwei Jahren. Sft 
jedoch die That, zu welcher aufgefordert oder angereizt 
wurde, im höchiten oder im niedrigften Maße mit einer 
geringeren Strafe bedroht, fo darf die Strafe der Aufs 
forderung oder Anreizung diefed höchſte Maß nicht übers 
fteigen; fie fann bis auf diefed niedrigfte Maß herab⸗ 
geſetzt werden. | 

Mar die Aufforderung oder Anreizung, welche ohne 
Erfolg geblieben ift, auf ein durch ven $. 62 Th. 2 
Tit. 20 ded Allgemeinen Landrechts (Hochverrath) oder: 
durch die Art. 86 und 87 ded Rheiniſchen Strafgefeh- 
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buches vorgeſehenes Verbrechen gerichtet, fo iſt die Strafe 
Zuchthausſtrafe von zwei bis zu zehn Jahren. Gind 
mildernde Umftände vorhanden, fo fann die Strafe auf 
Gefängniß von ſechs Monaten bis zu zehn Jahren ber 
flimmt werden. 

$. 15. Als der Anreizung zu ftrafbaren Hanb- 
lungen ſchuldig, wird mit Geldbuße von zwan den bis 
zweihundert Thalern, oder Gefängniß von vier 
bis zu zwei Sahren beftraft: 

1. wer Fahnen, Zeichen oder Symbole, welche geeig- 
net find, den Geift des Aufruhrd zu verbreiten 
‚oder den. öffentlichen Frieden zu ſtören, an öffent- 
lichen Orten oder in offentlihen Zufammenfünften 
außftelt, oder wer fie verkauft oder fonft ner- 
breitet; 

2. wer äußere Berbindungsd- oder Bereinigungszeichen, 
welche zur Aufrechthaltung der üffentlihen Ruhe 
und Sicherheit von der Bezirföregierung verboten 
find, an "öffentlichen Orten oder ‚in öffentlichen 

Zuſammenkünften trägt; 

3. wer ‚in bööwilliger Abficht die öffentlichen Zeichen 
son — Autorität wegnimmt, zerſtört oder be⸗ 

ädigt. 

%. 16. Wer zum Ungehorſam gegen die Geſetze 
oder Eee. oder gegen die Anordnungen der 
zuftändigen Obrigkeit öffentlich ‚auffordest oder anzeigt, 
wird mit ‚Geldbuße von amanzig bis zweihundert Tha⸗ 

lern — Bang von vier Wochen bis zu zwei Zah⸗ 


_, 417. Wer den öffentlichen Frieden dadurch zu 
Hören: fucht, Daß er die Angehörigen des ‚Staates . 
Haſſe oder zur Verachtung gegembnanher öffentlich ans 
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reizt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zweihun⸗ 
dert Thalern oder mit Gefängniß von vier Wochen bis 
zu zwei Jahren beſtraft. 

$. 18. Wer erdichtete oder entſtellte Thatſachen 
öffentlich behauptet oder verbreitet, welche in der Voraus; 
feßung ihrer Wahrheit die Einrichtungen des Staates 
oder die Anordnungen der Obrigkeit dem Haſſe oder 
der Berachtung audfegen, wird mit Geldbuße von zwan— 
zig bid zu zweihundert Thalern, oder mit Gefängniß 
von vier Mochen bis zu zwei Jahren beftraft. 

$. 19. Wer über eine im Staate beftehende Res 
ligiond-Gefelfchaft oder ihre Kehren, Einrichtungen oder 
Gebräuche fich cffentlich in einer Weiſe ausläßt, welche 
diefelben dem Haffe oder der Verachtung ausfeßt, wird 
mit Geldbuße von zwanzig bid zu zweihundert Thalern, 
oder mit Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jah— 
ren beftraft. 

$. 20. Majeftätd - Beleidigung. 

Wer durh Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bild» 
liche oder andere Darftelung die Ehrfurcht gegen den 
König verlett, wird mit Gefängniß von zwei Monaten 
bis zu fünf Jahren beftraft. 

Per durch eined der bezeichneten Mittel die Kö— 
nigin beleidigt, wird mit der nämlichen Strafe belegt. 

$. 21. Beleidigung des Thronfolgers, anderer 
Mitglieder des Föniglihen Hauſes u. f. w. > 
| Mer durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bild: 
AUliche oder andere Darftellung den Thronfolger, ein ans 
dered Mitglied des königlichen Haufed, oder den Re 
— des preußiſchen Staates beleidigt, wird mit 

efängniß von einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft. 
F. 22. Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, 
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bildliche oder andere Darſtellung das Oberhaupt eines 
anderen mit dem preußiſchen Staate in anerkanntem 
völkerrechtlichem Verkehre ſtehenden Staates beleidigt, 
wird mit Gefängniß von einem Monate bis zu zwei 
Jahren beſtraft. 

$. 23. Beleidigung der Kammern, politiſcher Kör⸗ 
perfchaften, Behörden u. f. w. 

Wer durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, — 
oder andere Darftellung 

eine der beiden Kammern, 

ein Mitglied der beiden Kammern, 

eine andere politifhe Körperichaft, 

eine öffentliche Behörde, 

einen öffentlichen Beamten, g 

einen Neligionddiener, 

einen Geſchwornen, 

ein Mitglied der bewaffneten Macht, 
während fie in der Ausübung ihres Berufed begriffen 
find, oder in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt, | wird 
mit Gefängniß von acht Tagen bid zu einem Jahre 
beitraft. 

Hat die wg den Karakter der Verleum⸗ 
dung, fo ift die Strafe Gefängniß von vierzehn Tagen 
bis zu achtzehn Monaten. 

Iſt die Verleumdung öffentlich begangen, ſo iſt die 
eh Gefängnig von einem Donate bis su mei 

ahren. 

Sind mildernde Umſtände — ſo kann in 
allen Fällen die Strafe auf Geldbuße von zehn bis zu 
dreihundert Thalern beſtimmt werden. 

$. 24. Verletzung der Sittlichkeit. 

Wer Druckſchriften, welche die Sittlichkeit verlehen, 
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vertheilt oder ſonſt verbreitet, oder an Orten, welche 
dem Publikum zugänglich ſind, ausſtellt oder anſchlägt, 
wird mit Geldbuße von zehn bis zu einhundert Tha⸗ 
lern oder mit Gefängniß von vierzehn Tagen: bid zu 
einem Sabre beftraft. 

6. 25. Verleumdung. 

Wer in Beziehung auf einen Anderen unwahre 
"Thatfachen behauptet oder verbreitet, welche denfelben 
in der üffentlihen Meinung dem Haffe oder der Ver⸗ 
achtung ausfeßen, macht ſich der Verleumdung fchuldig. 

$. 26. Der Beweid der Wahrheit der behaupte: 
ten oder verbreiteten Thatfachen kann durch alle. gefeß- 
lihen Beweismittel geführt werden. 

Diefer Beweis ift nicht zuläffig, wenn die dem 
Anderen beigemeffene Handlung mit Strafe bedroht 
und eine Freifprechung durch ein rechtskräftiges Erfennt- 
niß erfolgt ift. | 
| $. 27. Der Beweiß der behaupteten oder verbrei- 
teten Thatfachen fchließt das Borhandenfein einer Bes 
leidigung nicht aus, wenn aus der Form ter Behaup- 
Jung oder Verbreitung, oder aus anderen Umftänden, 
— fie geſchah, die Abſicht zu beleidigen her— 

vorgeht. 
25 28. Sind die behaupteten oder verbreiteten 
Zhatfachen ftrafbare Handlungen und ift wegen derfel- 
ben bei der zuftändigen Behörde Anzeige gemadt, fo 
muß. -bid zu dem Befchluffe, Daß die Eröffnung einer 
‚Unterfuhung nicht flattfinde, oder bis zu der Beendis 
gung der eingeleiteten .Unterfuchung mit dem Verfahren 
und der Entfcheidung ‚über die De ng: innegebals 
ien ‚werben. | | 


* 
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6. 29. Die Verläumdung wird mit: Gefängniß 
von acht Tagen bis zu fg beftraft, 

Ei ft die Verleumdung öffentlich begangen, fo ift 

die Strafe Gefängniß von vierzehn Tagen bi zu achte 
ehn Monaten. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann it 
Men Fällen die Strafe auf Geldbuße von fünf bis zu 

glen Bäls Thaler beftimmt werden. 

$. 30. Den Drudichriften im Sinne diefer Vers 

ordnung werden gleichgeitellt alle auf mechanifchem Wege 
irgend einer Art vorgenommenen Vervielfältigungen von 
Schriften, bildlichen Darftellungen mit oder ohne Schrift, 

und von Mufifalien mit Zert oder fonftigen Erläutes 
zungen, 

$. 31. Deffentlih im Sinne der $$. 13, 14, 16, 
17,.18, 19, 23, 29 dieſer Verordnung ift eine Hands 

fung, wenn fie an öffentlichen Orten oder in öffentlichen 
| — — oder durch Druckſchriften oder andere 

chriften vorgenommen wird, welche verkauft, verbrei— 
tet, an Orten, welche dem Publikum zugänglich ſind, 
ausgeſtellt oder angeſchlagen werden. 

Als öffentliche Zuſammenkünfte werden auch Vers 
ammlungen angeſehen, in welchen öffentliche Angelegen« 
jyeiten erörtert oder berathen werden ſollen. erord⸗ 

nung vom 29. Juni d. J.) 
§. 32. Vorläufige Beſchlagnahme von Drudfchriften. 
Wenn eine zur Verbreitung beftiimmte Drudfchrift 
den Vorfihriften der 88. 1 und 2 nicht entfpricht, oder 
wenn ihr Inhalt ſich ald Thatbeftand einer ftrafbaren 
Handlung darftelt, fo find die Staatdanwaltfchaft und 
Deren Drgane berechtigt, die Druckſchrift, wo fie ſolche 
11 
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vorfinden, fo wie die zur Vervielfältigung beſtimmten 
Platten und Formen, vorläufig mit Befchlag zu belegen. 

Die Organe der Staatdanwaltfcbaft find verpflich⸗ 
tet, derfelben innerhalb 24 Stunden nad) der Beſchlag⸗ 
nahme die Verhandlungen vorzulegen, und diefe ift ges 
alten, innerhalb 24 Stunden nach erfolgter Borlegung 
hre Anträge bei der zuftändigen Gerichtöbehörde zu 
ſtellen, welche über die Fortdauer oder Aufhebung der 
verhängten vorläufigen Beſchlagnahme fchleunigit zu 
befchließen hat. 

Sp weit zu der Verfolgung wegen einer Druds 
pet eine Ermächtigung oder ein Antrag erforderlich 
ft ($. 34), findet auch eine Befchlagnahme wegen des 
— derſelben nur unter der nämlichen Bedingung 
att. 

$. 33. Organe der Staatsanwaltſchaft im Sinne 
des vorhergehenden Paragraphen find die Polizeibehörs 
den und andere Sicherheitäbeamte, welchen nah den 
beftehbenden Gefeßen die Pflicht obliegt, Verbrechen und 
Vergehen naczuforfchen. 

Sm Bezirke des Nheinifchen Appellationdgerichtds 
Hofes zu Köln find ed die Beamten und Hülfsbeamten 
der gerichtlichen Polizei, mit Ausnahme der Unterfus 
chungsrichter. 

Ueber die Aufhebung oder Fortdauer der Po 
nahme bat der Unterfuchungdrichter allemal an die 
Rathskammer zu deren Befchlußnahme zu berichten. 

An der Befugniß der Gerichte und der Unterfus 
chungsrichter zum felbftändigen Einfchreiten in dem 
gejeglich beftimmten Fällen wird nichtd geändert. 

$. 34. Die Staatdanwaltfchaft ift auch in Ans 
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febung der in den SS. 23 und 29 vorgefehenen Beleis 
digungen befugt, die Verfolgung einzuleiten. Es findet 
jedoch wegen Beleidigung einer Kammer nur mit Ers 
mächtigung derfelben, und wegen der übrigen im $. 23 
und wegen der in den $$. 22 und 29 vorgefehenen 
Beleidigungen nur auf den Antrag des Beleidigten 
eine Berfolgung ftatt. 

Sft auf die von der Staatdanmwaltfhaft angehos 
bene Klage eine gerichtlihe Unterfuchung eingeleitet, 
- fo wird deren Fortgang, die Erlaffung und Bollftres 

dung des Urtheild, durch eine Zurüdnahme der Ers 
mächtigung oder des Antraged, oder durch eine Bers 
zichtleiftung auf die Beftrafung nicht gehemmt. 

Schreitet die Staatdanmwaltfchaft nicht ein, fo bleibt 
dem Beleidigten die Verfolgung im Wege des Givik 
prozefied unbenommen. 

Sn dem Bezirfe des Rheiniſchen Appellationdges 
richtöhofes zu Köln wird an der Befugniß des Belei- 
digten‚-ald Givilpartei aufzutreten, nichts geändert. 

6. 35. Berjährung. i 

Das Recht zur Verfolgung wegen der indiefer Berords 
nung vorgefebenen Öffentlich begangenen ftrafbaren Hands 
lungen verjährt in feh8 Monaten, von dem Tage an 
gerechnet, wo die Veröffentlichung (S 31.) ftattfand, 

Die Verjährung wird unterbrochen durch jeden Ans 
trag der Staatsanwaltfchaft, jeden Befchluß oder jede 
onftige Handlung des Richterd, welche die Eröffnung, 

ortfeßung oder Beendigimg der Unterfuchung oder die 
erhaftung des Befchuldigten betreffen. 

Die Unterbrehung der Verjährung gegen eine ber 
verantwortlichen oder mitfchuldigen Perſonen gilt als 

| 11’ 
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ſolche auch) denjenigen Verantwortlichen oder ewigen 

digen gegenüber, gegen welche der Antrag, der Beſchluß 

pder die fonftige unterbrechende Handlung nicht gerich« 

tet war. 

Bon dem Tage der lebten unterbrechenden Hand- 
lung an beginnt eine neue Verjährung von fehd Mo- 

naten. 

Diefe Beflimmungen berühren nicht die Injurien— 
Hagen, infomweit fie im Wege des Civilprozeſſes ange: 
ftellt werden fonnen, und die Klagen auf Schadeners 
fa vor den Eivilgerichten. 
$. 36. Deffentlihe Bekanntmachung des Urtheilg, 

Vernichtung gefebwidriger Drudfchriften. 

Wenn wegen einer öffentlib begangenen Hands 
lung, welche durch die $$.18. bid 24, oder durch $. 29. 
porgefehen ift, eine Verurtheilung audgefprochen wird, 
ſo kann die öffentliche Bekantmachung ded Urtbeild auf 
die in demfelben zu beftimmende Art und Weife auf 
Koften des Berurtheilten angeordnet werden. 

$. 37. Wenn der Inhalt einer Drudfchrift ſich als 
Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung darſtellt, fo ift 
die Vernichtung aller vorfindlichen Eremplare und der 
Dazu beftimmten Platten und Formen ausdzufprechen. 

Iſt die Drudfhrift ihrem Hauptinhalte nach eine 
erlaubte, fo wird nur auf Vernichtung der —— 
gen Stellen und desjenigen Theiles der Platten und 
Formen erkannt, auf Ale ſich diefe Stellen befinden. 

§. 38. Gerichtäftand. | 

Zu der in $. 32. erwähnten gerichtlichen Beſchluß— 
nahme und eintretenden Falles zu dem ferneren gericht 
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lichen Verfahren iſt der Gerichtsſtand auch bei demjeni⸗ 
gen Gerichte begründet, in deſſen Bezirke die Beſchlag⸗ 
nahme gefchehen ift. en 

Wenn wegen der nämlihen Druckſchrift ein Vers 
fahren bei verfchiedenen Gerichten anhängig ift, jo wird 
das Gericht, bei welchem die Verhandlung und Ents 
ſcheidung erfolgen fol, nöthigenfalld dur dasjenige 
höhere Gericht. bezeichnet, deſſen Gerichtäbarfeit ſich 
über die Bezirke der verſchiedenen, mit der Sache befaß- 
ten Gerichte erftredt. 


In dem Bezirke des NRheinifchen Appellationdge> 
richtshofes zu Koln wird an den dort geltenden Bes 
Rimmungen über die Regulirung ded Gerichtsſtandes 
rei —— Art. 525 bis 541) nichts ge 


F. 39. Die in den $$. 13, 14, 15, 16, 17, 18, 
19, 20, 21, 22 diefer Verordnung vorgefehenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen gehören zur Kompetenz der Echwurs 
gerichte. | 
Dasfelbe gilt von den in dem $.23 erwähnten Bes 
feidigungen, welche mittelft Drudfchriften- ($. 30) ber 
gangen werden, die. verkauft, verbreitet, an Orten, 
welche dem Publifum zugänglih find, ausgeſtellt oder 
angefchlagen werden. | 
‚ Die übrigen Vergeben, welche in dem $. 28, ſo 
wie diejenigen „welche in: ven gg. 10 und M, 24 und 
29 vorgefehen find, werden als politifche oder Preßver⸗ 
gehen nicht betrachtet (Verordnung vom 15. April 
1848, .$$. 3, vom 3. Januar 1849, 88. 60 und 61). 


9. 40.” Infoweit nach den: beſtehenden Geſetzen 


— 
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die in der Sitzung eined Gerichtd begangenen ftrafbas 
ren Handlungen fofort, ohne Mitwirtung von Ges 
fhworenen, abgeurtheit, oder die in der Sitzung eine 
Gerichtd vorgefallenen oder ermittelten DisziplinarsBers 
gehungen fofort disziplinarifch geahndet werden follen 
oder fünnen, wird hieran durch die Beftimmungen des 
vorhergehenden Paragraphen nichtd geändert. 

Hinfihtlih des Militärgerichtöftandes verbleibt es 
ebenfall3 bei den beftehenden Vorſchriften. 

$. 41. Die Beftimmungen der beftehenden Geſetze 
über die gegen Privat-Perfonen begangenen Beleidiguns 
en, welhe die Merkmale der Verleumdung nicht ents 
alten, über die von Perfonen des Soldatenftandes 
unter fich begangenen Beleidigungen, fie feyen ald Dienfts 
vergeben zu betrachten vder nicht, ferner über die Bers 
leßung der Amts- oder Dienftvorfchriften, indbefondere 
der Dienftverfchwiegenheit, endlich über die Veröffent— 
lihung von Nachrichten oder Urkunden, welche im In: 
tereffe ded Staatswohls durch die Gefeße verboten ift, 
werden durch Diefe Verordnung nicht berührt. | 

$. 42. In fo weit die Aufforderung oder Anreizs 
ung von Perfonen ded Soldatenftanded zum Ungebors 
fam nicht nach den Vorſchriften diefer Verordnung här— 
ter zu beitrafen ift, verbleibt ed bei den desfallfigen 
Beftimmungen der Bervrdnungen vom 10. Mai und 
23. Mai d. J. 

$. 43. Alle. diefer Verordnung enigegenftehenden 
Beſtimmungen find aufgehoben. Es treten indbefondere 
außer Kraft das Preßgefeg vom 17. März. 1848, die 
698. 151 bid 155 einfchlieglich, die SS. 620, 621, Thl. 
II, Tit. 20 ded Allgemeinen Landrechts, die Art. 102, 
201, 204, 217, ferner die Art. 367 bis 372 einfchließs 
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lich und die auf diefe Artifel bezüglihe Beſtimmung 
des Art. 374 des Rheinischen Strafgefeßbuches. 
Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Uns 
terfhrift und beigedrudten Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansfouci, den 30. Juni 1849, 
(L. S.) Friedrih Wilhelm. 
Graf von Brandenburg, von Kadenberg, von Manteufs 
fel, von Strotha, von der Heydt, von Nabe, Simons. 


Verordnung, 


betreffend die Vervielfältigung und Berbreitung von 

Schriften und verfchiedene durh Wort, Schrift, Drud, 

Zeichen, bildlihe oder andere Darftellung begangene 
ftrafbare Handlungen. 


Stantsgrundgefek 
für 


die Fürftenthümer Walde und Pyrmont, 





Titel I. 
Bon dem Staatsgebiete. 


$. 1. Die Fürftenthümer Waldel und Pyrmont 
bilden einen durch ein und diefelbe Verfaffung vereinig- 
ag — Derſelbe iſt ein Beſtandtheil des deutſchen 

eichs. 

$. 2. Kein Theil des Staatsgebiets kann ohne 
Zuftimmung der gemeinfchaftlichen Stände veräußert 
werden. Orenzberichtigungen, wobei Staatsangehörige 
aus dem Staatöverbande treten, bedürfen gleichmäßig 
der Genehmigung der Stände. 


Titel II. 
Bon den Grundrechten des Volks. 


$. 3. Wer auf die vom Geſetz bezeichnete Weiſe 
dad Recht des bleibenden Wohnſitzes innerhalb der 
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— des Landes erworben hat, iſt Staatsangehö⸗ 
ger. 
$. 4. Ein jeder Staatsangehöriger iſt zugleich 
Stäatdbürger, wenn er die zur Theilnahme an’ der 
Bolfövertrerung verfaffungsmäßig erforderlichen Eigen, 
fhaften befißt. 

$. 5. Dad Recht der Landedangehörigen zu Bes 
gründung eines Familienftandes mittelft einzugehender 
Ehe an dem Drte, wo ihren dad Heimathärecht zufteht, 
ft von Stäadtöwegen nicht befchränft. 

$. 6. Bor dem Gefeße gilt Fein Unterſchied der 
Stände. Der Adel ald Stand ift aufgehoben. Alte 
Standesvorrechte find abgeſchafft. Alle Staatdangehör 
tige find vor dem Geſetze gleich. Alle Titel, in fo weit 
fie nicht mit einem Amte verbunden find, find aufgehos 
ben und dürfen nie wieder eingeführt werden. Kein 
Staatdangehöriger darf von einem nichtdeutfchen Staate 
einen Orden annehmen. Die öffentlichen Aemter find 
für alle Befähigten gleich zugänglid. Die Wehrpflicht 
iſt für Alle gleich; Stellvertretung bei derfelben findet 
nicht ftatt. 

$. 7. Die Freiheit der Perfon iſt unverletzlich. 
Die Verhaftung einer Perfon fol, außer im Kalle der 
Ergreifüng auf frifcher That, nur gefchehen in Kraft 
eines richterlichen, mit Gründen verfehenen Befehls: 
Diefer Befehl muß im Augenblid der Verhaftung, oder 
innerhalb des nächften vier und zwanzig Stunden, dem 
Berhafteten zugeftent werden. Die Polizeibehörde muß 
Jeden, det fie in Berwahrung genommen hat, im 
Läufe des folgenden Tages entweder frei laffen, oder 
der richtetlihen Behörde übergeben. Jeder Angeſchul⸗ 
digte- ſoll gegen’ Stellung einer vom Gerichte zu beftims 
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menden Caution oder Bürgſchaft der Haft entlaſſen 
werden, ſofern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren 
peinlichen Verbrechens gegen denſelben vorliegen. Im 
Be einer voiderrechtlich verfügten oder verlängerten 
efangenfchaft ift der Schuldige und nöthigenfalld der 
Staat dem Berlebten zur Genugthuung und Entfchäs 
digung verpflichtet, Die für dad Militär erforderlis 
hen Modificationen diefer Beftimmungen bleiben einem 
befondern Gefeße vorbehalten. 
$. 8. Die Todesſtrafe, audgenommen wo das 
Kriegsrecht fie. vorfihreibt, fo wie die Strafen des Prans 
gerd, ter Brandmarfung und der körperlichen Züchtis 
gung find abgeſchafft. An die Stelle diefer Strafen 
tritt Freiheitöftrafe. Abbitte und Widerruf, fo wie 
der Zwang zue Ehrenerklärung find ebenfalld abge— 
fcbafft und foll Geld oder verhältnißmäßige Freiheits- 
ftrafe an deren Stelle treten, Die Strafe ded bürgers 
lihen Todes foll nicht ftattfinden. Die Strafe der 
Bermögendeinziehung fol nicht flaitfinden. An die 
Stelle derfelben tritt Geld» oder verhältnißmäßige Freis 
heitäftrafe. Ä 
$. 9. Die Wohnung ift unverleglih, ine Hauds 
ſuchung ift nur zuläffig: 1. in Kraft eines richterlichen, 
mit Gründen verfehenen Befehld, welcher fofort oder 
innerhalb der nächften vier und zwanzig Stunden dem 
Betheiligten zugeftellt werden fol; 2: im alle der 
Berfolgung auf frifcher That durch den gefeßlich berech⸗ 
tigten Beamten; 3. in den Fällen und Formen, in 
welchen dad Geſetz ausnahmsweiſe beftimmten Beamten 
auch ohne richterlihen ‚Befehl diefelbe geftattet. Die 
ran muß, wenn thunlich, mit Zugiehung von 
nögenoffen gejchehen. Die Unverleglichkeit der Woh⸗ 
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nung ift fein Hinderniß der Verhaftung eines gerichts 
lich Berfolgten. 

$. 10. Die Beihlagnahme von Briefen und Pas 
pieren darf, außer bei einer Berbaftung oder Haus 
fuhung, nur in Kraft eines richterlichen, mit Grüns 
den verfehenen, Befehld vorgenommen werden, welcher 
fofort oder innerhalb der nächften vier und zwanzig 
Stunden dem Betheiligten zugeftellt werden fol. 

$. 11. Dad Briefgeheimniß ift gewährleiftet. Die 
bei ftrafgerichtlichen Unterfuchungen und in Kriegsfällen 
notwendigen Beſchränkungen werden durch. die Geſetz—⸗ 
gebungen feftgeftellt werden. 

$. 12. Jeder Staatsangehörige hat dad Recht, 
durch Wort, Schrift, Drud und bildlihe Darftellun 
feine Meinung frei zu äußern. . Die Preffreibeit dar 
unter feinen Umftänden und in"feiner Weife durch vors 
beugende Maßregeln, namentlich Genfur, Gonceffionen, 
Sicherheitäbeftellungen, Staatdauflagen, Beſchränkungen 
der Drudereien- oder. ded Buchhandels, Poftverbote oder 
andere Hemmungen des freien Verkehrs befchränft, ſus⸗ 
pendirt oder aufgehoben werden. Ueber Preßvergehen 
welche von Amtswegen verfolgt werden, wird dur 
Schwurgerichte geurtheilt. 

$. 13. . Ein Seder bat volle Glaubend- und Ges 
wiſſensfreiheit. Niemand ift verpflichtet, feine religiöſe 
Veberzeugung zu offenbaren. | 

S8. 14. Jeder iſt unbefchränft: in der gemeinfamen 

häuslichen und öffentlichen Hebung feiner Religion. Bers 
brechen und Vergehen, welche bei Ausübung diefer Kreis 
beit begangen werden, find nad dem Geſetze zu beitras 


en. 7 | Ä 
S . 15. Durch das religiöſe Bekenntniß wird der Genuß 
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der bürgerlichen und ſtaatsbũrgerlichen Rechte weder bedingt 
noch befchränft. Den ftaatsbürgerlihen Pflichten darf 
daffelbe feinen Abbruch thun. jede Religionsgefellfchaft 
bleibt im Befiß und Genuß der für ihre Kultus⸗, Uns 
terrichtd> und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftals 
ten, Stiftungen und Fonds, 

$. 16. Jede Neligiondgefelfchaft ordnet und vers 
waltet ihre Angelegenheiten felbftändig, bleibt aber 
den allgemeinen Staatögefeßen unterworfen. Keine 
Religionsgeſellſchaft genießt vor andern Vorrechte durch 
den Staat; es befteht Feine Staatskirche. Neue Ne 
Iigiondgefellfhaften dürfen fich bilden; einer Anerfens 
He ihred Bekenntniſſes durch den Staat Bedarf es 
nicht. 

F. 17. Riemand ſoll zu einer kirchlichen Handlung 
oder Feierlichkeit gezwungen werden. 

$. 18. Die Formel des Eides ſoll Fünftig lauten: 
„So wahr mir Gott helfe.’ | 

$. 19. Die bürgerliche Gültigfeit der Ehe ift nur 
von der Vollziehung des Givilactd abhängig; die kirch— 
liche Trauung kann nur nach der Vollziehung des Eh 
vilactes ftattfinden. Die Religionsverſchiedenheit ift Fein 
bürgerliched Ehehinderniß. 
—8. 20. Die Standedbücher werden von den bürs 
gerlihen Behörden geführt. ER 
821. Die Wiffenfhaft und ihre Lehre ift frei. 
— $ 22 Das Unterrichtd» und Erziehungswefen 
flieht unter der Dberaufficht ded Staat? und ift, abs - 
gefehen vom Religionsunterricht, der Beauffichtigung 
der Geiſtlichkeit als folder enthoben. 

..$. 23. Unterrichts» und. Erziehungdanftalten zu 

gründen, zu leiten und an foldhen Unterricht zu erthei⸗ 
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len, ſteht Jedem frei, wenn. er feine Befähigung der 
gierungsbehörde machgewiefen. hat. Der. häusliche 
nterricht ‚unterliegt feiner Beichränfung, 
2 24 ee ie Bildung, der, Jugend. ſoll durch 
öffenklhe, chulen ‚genügend geforgt werden. Eltern 
OPER deren, Stellvertreter Dürfen. ihre Kinder oder Pfles 
e — nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher 
ür die unteren Volksſchulen vorgefchrieben ift. 
8,25. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte 
der Staatsdiener. Der Staat ſtellt unter geſetzlich ‚ges 
ordneter Betheiligung der ‚Gemeinden die Lehrer der 
Bolrzichulen aus der Zahl der Geprüften an. 
$. 26. Für den Unterricht in Boltsfchulen und 
niedern Gewerbsſchulen wird ‚fein Schulgeld bezahlt. 
Unbemi sen ſoll auf allen öffentlichen Unterrichtsans 
satten freier Unterricht gewährt werden. 
009.27. &8: steht einem Jeden frei, feinen Beruf 
zu wählen und fich für denfelben-audzubilden, ‚wie und 


wo er will, 
hr de ‚Die  Landesbewohner haben das echt, 
BR ih und ohne Waffen zu verfammeln; einer 
onderen Erlaubniß Dazu bedarr ed nicht. Volksver⸗ 
fammlungen unter freiem Himmel können bei dringen— 
der Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
verboten werben, | 
8,29, „Die Landesbewohner ‚haben das. Recht, 
zu bilden. Diefed Necht folk durch Feine vors 
—— Maßregel beſchränkt werden. 
8,30, Die in den 66. 28 und 29 enthaltenen 
Beltimmungen finden auf den Militärftand Anwendung, 
in ſo weit Die. militärischen Disciplinarporfohriften nicht 


ſtehen. 
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$. 31, Jeder Landesbewohner hat dad Necht, fich 
mit Bitten und Befchwerden fchriftlich an die Behorden 
und an die Volfövertreter zu wenden. Diefed Recht 
kann ſowohl von Einzelnen, ald von Korporationen 
und Mehreren im Verein ausgeübt: werden. Beim 
Militär jedoh nur in der Weife, wie ed die Disciplis 
narvorfchriften beftimmen. 

$. 32. Dad Eigenthum ift umverleglih. Eine 
Enteignung kann nur aus Nüdfichten ded gemeinen 
Beten, nur auf Grund eined Gefeßed und gegen ges 
rechte Entfebädigung vorgenommen werden. Dad geis 
fige Eigenthum wird durch die Reichögefeßgebung ges 
ſchützt werden. 

$. 33. Jeder Grundeigenthümer ann feinen Grunds 
befiß unter Xebenden und von Todedwegen garı oder 
theilweife veräußern. Die Durchführung des Grunds 
faße® der Theilbarfeit alles Grundeigentbumd wird 
durch ein Uebergangsgeſetz vermittelt werden. Kür die 
todte Hand werden unter Umftänden und aus Grüns 
den des nffentlihen Wohls Befchränfungen des Rechts, 
Liegenfchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, 
im Wege der Gefeßgebung erlaffen werden. 

6. 34. Seder Unterthänigfeitds und SHörigfeitd- 
verband hört für immer auf. 

F. 35. Ohne Entfhädigung find aufgehoben : 
1. die Patrimonialgerichtöbarfeit und die grundberrliche 
Holizei, fammt den aus diefen Rechten fließenden Ber 
fugniffen, Eremtionen und Abgaben; 2. die aud dem 
guts⸗ und fehußberrlichen Verbande fließenden auf der 
Perſon haftenden Abgaben und Feiftungen. Mit diefen 
Rechten fallen auch die Gegenleiftungen und Laſten 
weg, welche dem biöher Berechtigten dafür oblagen. 
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Hinfichtlich der Aufhebung der aud dem guts⸗ und fchußs 
berrlichen Berbande (nro. 2.) gefloffenen auf der Per 
fon baftenden Domanialabgaben und Leiſtungen hat es 
bei der Befanntmachung vom 28. April 1848 und bei 
dem Gefeße vom 20. November deffelben Jahres fein 
Bewenden. Inſofern jedoch dergleichen Domanialabgas 
ben und Reiftungen außerdem noch beftänden, foll deren 
Aufhebung annoch erfolgen. Bei etwa vorhandenen 
aus privat» gutds oder fchußherrlichem Verbande fließen» 
den, auf der Perfon haftenden Abgaben und Leiſtungen 
bleibt den Pflichtigen die Wahrnehmung ihrer Zuftans 
digfeiten überlaffen. 

$. 36. Alle auf Grund und Boden haftenden Abs 
gaben und Leiftungen find ablösbar, nach Vorſchrift 
der unterm 7. und 8. Juli und 20, November vorigen 
Jahrs ergangenen oder weiter zu erlaffenden Geſetze. 
Es fol fortan kein Grundftüd mit einer unablödbaren 
Abgabe oder Reiftung belaftet werden. [$. 23. des Ges 
feße8 vom 20. November 1848.) | 

$. 37. Im Grundeigentbum liegt die Berechtigs 
ung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden. Die 
rohe ig air auf fremdem Grund und Boden, ims 
gleichen afle Reiftungen für Jagdzwecke, mo deren etwa 
noch beftänden, find ohne Entfchädigung aufgehoben. 
Megen der Ausübung ded Zagdrechtd hat ed bei dem 
Gefeb vom 6. November 1848. fein Bewenden. Die 
Sagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und Boden darf 
in Zufunft nicht wieder ald Grundgerechtigfeit beftellt 
werden. 

$. 38. Die Familienfideicommiffe, mit Ausnahme 
dedjenigen der regierenden fürftlihen Familie, follen 
durch ein Geſetz aufgehoben werden. | 
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Der Lehnsverband iſt ablösbar nach Den 
Vorditen des Geſetzes vom 15. Auguſt 1848. und 
etwa fernerweit zu erlaſſenden Beſtimmungen. 
—8. 40. Die Auswanderungsfreiheit iſt von Staats⸗ 
ven —* beſchränkt; Abzugögelder dürfen nicht erho⸗ 
N. meDden. 


Titel in. 
Von den Gemeinden und Kreisverbänden. 


S. 41. Dad Staatsgebiet zerfällt in Gemeinden 
und Kreife, deren Vertretung umd Verwaltung Durch 
befondere Geſetze ‚geregelt wird.. 

$. 42. Folgende Grundfäße follen dabei beobachtet 
werden: 

1. Jede Gemeinde und jeder Kreis wählen. ihre 
Bertreter, welche Verſammlungen bilden und über die 
inneren und. befonderen. Gemeinde- und Kreisangelegens 
beiten berathen und fchließen. 

2. Die Beſchlüſſe dieſer Verſammlungen werden 
durch Vorſteher der Gemeinden und Kreiſe zur Ausfüh— 
rung —— 

. Die freie Selbſtverwaltung ihrer Angelegenhei⸗ 
ten Ahr den Gemeinden und Kreifen unter gefeßlich 
geordneter Dberaufficht des Staates zu, und kann yur 
Durch ein Geſetz und auch durch Diefes nicht weiter bes 
ſchränkt werden, ald der Staatszweck es nothwendig er⸗ 
fordert. Die Drtöpolizei wird den Gemeindeangelegen- 
beiten beigezäblt. 

4. Die Vorfteher der Gemeinden werden durch die 
Gemeindemitglieder gewählt; die Vorſteher der Kreife 
werden von Der Staatöregierung Ferne. 
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5. Kür die Verhandlungen der Gemeindes und 
Kreisverfammlungen gilt der Grundfaß der Deffentlich 
feit ald Regel. Ausnahmen können gefeglich angeord- 
net werden. Ueber die Einnahmen und Ausgaben muß 
jährlich ein Bericht veröffentlicht werden. 

6. Kleinere Gemeinden werden zu einem Gemein⸗ 
deverbande vereinigt werden. 


Titel IV. 
Bon der Volksvertretung. 


S. 43. Die gefeßgebende Gewalt wird gemeins 
fhaftlih durch den Fürſten und durch den Kandtag 
ausgeübt. Die Gefege und authentiſchen Geſetzesaus— 
legungen bedürfen der Zuftimmung ded Landtags und 
der Sanction des Fürſten. 

$. 44. Dem Fürften fo wie dem Landtage fteht 
das Recht zu, Geſetze vorzufchlagen. 

$. 45. Der Landtag wird gebildet durch die vom 
Volke nad) dem diefer Berfaffung beigefügten Gefeße 
gewählten Bertreter. Diefelben werden jedesmal für 
zwei Sabre gewählt. 

46. Für alle den Fürftentbümern Walded und 
Pyrmont gemeinfamen Angelegenheiten treten die beis 
derfeitigen Abgeordneten zu gemeinfchaftlichen Landta— 
gen im Fürftentbum Waldeck zufammen. Die befons 
dern Angelegenheiten des Fürſtenthums Walde werden 
auf den Landtagen, ohne den Hinzutritt der Abgeords 
neten des Fürftentpums Pyrmont, beratben und bes 
fchloffen. Fur die befondern Angelegenheiten des Fürs 
ſtenthums Pyrmont treten die Abgeordneten dieſes Fürs 
ſtenthums dafelbft befonderd zufammen, Die Zahl der 
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Abgeordneten des Fürftentbums Walde beträgt zwölf, 
diejenige der Abgeordneten des Fürſtenthums Pyrmont 
beträgt drei. Zu den gemeinfebaftlichen ed Ara 
geboren für jeßt: 1. die Verhältniffe ded Landes zum 
deutfchen Reich, 2. die Gefandtfchaften, 3. die allges 
meine Gefebgebung, 4. die Givilliftte und Apanagen, 
5. die Regierung und dad Gonfiftorium, 6. die Ober 
gerichte, 7. Schloß Walde, 8. das Griminalgericht, 
9. der Staatdanwalt, 10. dad Arhiv, 11. dad Milis - 
tär, 12. das Landedaymnafium zu Corbach, 13. die 
Staatödienerwittwenfaffe, 14. die Brandfaffe, 15. das 
Regierungdblatt, 16. Veräußerung von Domanialgütern. 

$. 47, Wähdhler ift jeder unbefcholtene Landesbe⸗ 
wohner, welcher das fünf und zwanzigfte Lebensjahr 
zurüdgelegt hat. 

$. 48. Bon der Berechtigung zum Wählen find 
ausgeſchloſſen: 1. Perfonen, welche unter Bormunds 


haft oder Guratel ftehen; 2. Perfonen, über deren. 


Vermögen Goncurd gerichtlich eröffnet ift und zwar 
während der Dauer dieſes Concurſes; 3. Perfonen, 
welche eine Armenunterftüßung and ffentlichen oder 
Gemeindemitteln beziehen, oder im lebten der Wahl: 
vorhergegangenen Sabre bezogen haben. 
849 Als befcholten, alfo von der Berechtigung 
zum Wählen ausgefchlofien, follen angefehen werden: 
Perſonen, denen durch rechtäfräftiged Erfenntniß eines 
Gerichtd entweder unmittelbar oder mittelbar der Volls 
genuß der ftaatäbürgerlichen Rechte entzogen, namente: 
lich ſolche, gegen welche Zucthausftrafe rechtäfräftig: 
auserfannt ift, fo lange fie in jene Nechte nicht wieder 
eingefeßt worden find. | 

$. 50. Des Rechts zu wählen fol, unbeſchadet 
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ber dadurch fonft verwirkten Strafe, für die Zeit von. 
vier bis zwölf Sahren durch ftrafgerichtliched Erkennt 
niß verluftig gehen: wer bei Wahlen Stimmen erfauft, 
feine Stimme verfauft oder mehr ald einmal bei der 
für einen und denfelben Zweck beflimmten Wahl feine 
Stimme abgegeben, oder überhaupt zur Einwirkung auf 
die Wahl gefeblich unzuläffige Mittel angewendet bat, 
51. Wählbar zum Abgeoroneten ift jeder wahls 

berechtigte Landesangehorige ohne Unterfhied an welchem: 
Orte des Landes er wohne, welcher dag fünf und zwan⸗ 
zigfte Lebensjahr zurüdgelegt und feit wenigftend "drei 
Sahren dem Staate angehört hat. | 

$. 32.  Perfonen, welche ein: öffentliches Amt bes 
Heiden, bedürfen zum Eintritt in die Kammer der Ab» 
geordneten Feined Urlaubs. Diefelben haben innerhalb 
drei Tagen, nachdem die Wahl ihnen befannt gemacht 
worden, der Staatöregierung Anzeige von deren Ans 
nahme zu machen. 

$ 53. Jeder Wahlbezirt wählt einen Abgeord⸗ 
neten durch unmittelbare (directe) Wahl. 

$. 54. Gtellvertreter werden nicht gewählt. 

$. 55. Der Landtag wird durch den Fürften re 
gelmäßig in der Mitte des Monats Ortober jeden 
Jahrs und außerdem fo oft es die Umftände erheifchen, 
berufen. Auf den vierzehnten Tag nach dem Tode ded 
Fürſten treten die zuleßt verfammelt gemwefenen Stände 
ohne Berufung zufammen, falls fie nicht fchon früher 
berufen find, 

$. 56. Die Eröffnung und die Schließung des 
Landtags gefehieht durch den Fürften in Perfon oder 
dur ein dazu von ihm beauftragtes Mitglied der 
Staatöregierung im ftändifchen ———— Die Er⸗ 
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öffnung gefhieht nach vorläufiger Berichtigung der Les 
gitimation der Abgeoroneten, fobald deren wenigſtens 
zwei Drittel anweſend find. 

$. 57. Der Landtag prüft die Vollmachten feiner 
Mitglieder und entfcheidet uber deren Zulaffung. 

$. 58. Zur Annahme oder Beibehaltung ded Amts 
te8 eined Abgeordneten kann Niemand gezwungen werden. 

$. 59. Wenn ein Mitglied ein Staatdamt oder 
eine Beförderung annimmt, fo muß es fich einer neuen 
Wahl unterwerfen; es behält jedenfalls feinen Gib in 
der Kammer, bis eine neue Wahl ftattgefunden bat. 

$. 60. Die Abgeordneten find Vertreter ded gans 
en Volks. Sie können durch Ssnftructionen nicht ges 
unden werden. | 

$. 61. Jedes Mitglied leiftet bei feinem Eintritt 
den Eid: „Ich ſchwöre, dem Fürften Treue zu leiften 
und die Berfaffung gewiflenhaft zu beobachten und aufe 
recht zu erhalten, fo war mir Gott helfe.’ Diefer Eid 
wird vom SPräfidenten ded Landtags in die Hände des 
Fürften, oder des dazu von ihm beauftragten Mitglie- 
des der Staatöregierung, und von den übrigen Mit- 
gliedern dem Präfidenten in der Berfammlung —3 

$. 62. Die Ständeverſammlung bat dad Recht, 
fih eine Gefhäftdordnung felbft zu geben, mit Ausds 
nahme derjenigen Punkte, welche die gefchäftlichen Bes 
ziehungen zu der Staatdregierung betreffen. Diefe 
werden durch Uebereinfunft geordnet. 

$. 63. Die Ständeverfammlung wählt ihren Präs 
fidenten und ihren Vicepräfidenten. Zur Wahrnehmung 
der Ochriftführung wählt der Landtag für feine Dauer 
einen oder mehrere Schriftführer entweder aud feiner 
Mitte oder aus drei vom Präfidenten vorzufchlagenden 
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anderen Perfonen. Sim lesteren Falle erhält der Schrift- 
führer eine angemeffene Vergütung. 

- 8. 64. Die Sißungen find öffentlih. Die Ge 
ſchäftsordnung beftimmt, unter welchen Bedingungen 
vertrauliche Sißungen ftattfinden können. 

$. 65, Zu einem Befchluß ift die Anmwefenheit von 
wenigftend zwei Dritteln der Mitglieder und die abfos 
lute Stimmenmehrheit erforderlih. Im Kalle der Stims 
mengleichheit wird ein Antrag ald abgelehnt betrachtet. 

$. 66. Dad Recht der Befchwerde, der Adreffe 
und der Erhebung von Thatfachen und Gutachten, fo 
wie der Anklage der verantwortlichen Mitglieder der 
Staatöregierung, ftebt dem Landtage zu. 

$. 67. Der Landtag nimmt Petitionen an und 
bringt folhe zur Berathung. Diefelben dürfen dem 
gandtage nicht in Perfon überreicht, noch überhaupt 
Deputationen zugelaffen werden. 

$. 68. Ein Mitglied ded Landtags darf während 
der Dauer defjelben ohne deffen Zuftimmung wegen 
ftrafrechtliher Anfchuldigungen weder verhaftet, noch 
in Unterfuhung gezogen werden, mit alleiniger Aus— 
nahme der Ergreifung auf frifcher That. In diefem 

alle ift dem Landtage von der angeordneten Maßregel 
ofort Kenntniß zu geben. Es fteht demfelden zu, die 
ufhebung der Haft und der Unterfuchung bi zum 

Schluß ded Landtags zu verfügen. 

$. 69. Diefelde Befugniß fteht dem Landtage in 
Betreff einer Verhaftung oder Unterfuchung Je welche 
über ein Mitglied deffelben zur Zeit feiner Wahl vers 
hängt gewefen, oder nach diefer bid zur Eröffnung des 
Landtages verhängt worden ift. 

$. 70. Kein Abgeordneter darf zu irgend einer 
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Zeit wegen feiner Abftimmungen oder wegen der in 
Ausübung feines Berufd gethanen Aeußerungen gericht- 
lich oder disciplinarifch verfolgt, oder fonft außerhalb der 
Berfammlung zur Verantwortung gezogen werden. Die 
Ständeverfammlung hat das Recht, ihre Mitglieder wegen 
unmwürbdigen Verhaltens in der Berfammlung zu beftrafen 
und äußerften Falld audzufchließen. Das Nähere bes 
ftimmt die Gefhäftsordnung. Eine Ausfchließung kann 
nur dann audgefprochen werden, wenn eine Mehrheit 
von drei Biertel der Stimmen fich dafür entfcheidet. 

$. 71. Die Abgeordneten erhalten aus der Staats 
Taffe Diäten, auf welche nicht verzichtet werden darf. 


Zitel V. 
Bon dem Fürften und dem Fürftlihen Haufe. 


$. 72. Die Perfon des Fürften ift unverleßlich 
und unverantwortlic. 

$. 73. Die Mitglieder der Staatsregierung find 
verantwortlih. Alle Erlaffe ded Fürften in Staatdans 
gelegenheiten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich- 
nung wenigftend eined Mitglieded der Staatsregierung 
welches dadurch die Verantwortlichfeit übernimmt. 

$. 74. Dem Fürften allein fteht die vollziehende 

Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die verantwortlis 
hen Mitglieder der Staatöregierung, wobei ed der im 
$. 73. gedachten Gegenzeichnung nicht bedarf. 

$. 75. Der Fürft übt die gefeßgebende Gewalt in 
Gemeinfhaft mit dem Landtage aud. Er verfündigt 
die Gefeße mit Bezug auf die Aufimmung der Stände, 
beziehungsweife auf die nach F. 137. vorliegenden Ums 
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fände, umd erläßt die zur Vollziehung derfelben nöthis 
gen Berordnungen. 

$. 76. Der Fürft führt den Dberbefehl über das 
Militär und befegt alle Stellen in demfelben, fo wie 
in den übrigen Zweigen ded Staatsdienftes, infofern | 
nicht das Gefeb ein Anderes verordnet. 

$. 77. Der Fürft hat das Recht, Verträge mit 
fremden Regierungen zu fließen — innerhalb der durch 
die Reichöverfaffung vorgezeichneten Grenzen. Berträge 
durch welche dem Staate Laſten oder einzelnen Staats— 
bürgern Berpflichtungen auferlegt werden, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Zuftimmung der Stände. 


$. 78. Der Fürft hat dad Recht der Begnadigung 
and Strafmilderung, fo wie der Amneftirung. Das 
Verbot der Einleitung oder Fortfeßung einer einzelnen 
Unterfuhung kann der Kürft nur mit Zuftimmung des 
Landtags erlaffen. Zu Gunften eines auf Anklage ver 
Stände wegen feiner Amtdhandlungen verurtheilten 
Mitgliedes der Regierung kann der Fürft dad Recht 
der Begnadigung und Strafmilderung nur ‚dann aus— 
üben, wenn die Stände darauf antragen. Die Erlaf- 
fung rüdftändiger Steuern, Abgaben, DomanialEins 
nahmen, Sporteln und Gebühren in einzelnen Fällen 
bleibt dem Ermeffen ded Kürften vorbehalten. 

$. 79° Der Fürſt beruft den Landtag und fchließt 
die Sißungen deffelben. Er hat das Recht, die Stände 
aufzulöfen. Es müffen in diefem Kalle neue Wahlen 
angeordnet und innerhalb eined Zeitraum! von drei 
Monaten nach der Auflöfung die neuen Stände vers 
fammelt werden, Nach vergeblihem Ablauf diefer Frift 
tritt der neugewählte, oder infofern die neuen Wahlen 
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noch nicht ſtattgefunden haben, der zuletzt verſammelt 
geweſene Landtag ohne Einberufung wieder zuſammen. 
F. 80. Vor Schließung oder baldigſt nach Auf— 
löſung der jedesmaligen ———— eröffnet der Fürſt 
dem Landtage über deſſen bis dahin nicht erledigten 
Anträge ſeine Erklärung in einem Landtagsabſchiede. 
Der Landtagsabſchied iſt in die Geſetzſammlung eins 
zurüden. _ 
$. 81. Der Fürft kann die Stände vertagen. 
Ohne deren Zuftiimmung jedoch darf diefe Vertagung wes 
der die Frift von dreißig Tagen überfchreiten, noch 
während derfelben Diät wiederholt werden. Auch der 
Landtag kann fich auf vierzehn Tage vertagen, 

82. Der Fürft darf den Sitz der Staatdregier 
rung nicht außer Landes verlegen, auch ohne Zuftims 
mung ded Landtags feinen wefentlichen Aufenthalt nicht 
außerhalb des Landes nehmen. 

$. 83. Iſt der Fürft an der Ausübung der Res 
gierung verhindert, fo führt während diefer Verhindes 
rung der von ihm zu ernennende Stellvertreter die Res 
gierung nach den Beftimmungen diefer Verfaffung. Auch 
der Stellvertreter darf feinen wefentlihen Aufenthalt 
nicht außerhalb Landes nehmen. 

$. 84, Die Regierung ift erblic in dem Mannds 
ftamme des Waldedifchen Fürſtenhauſes nach dem Rechte 
der Erftgeburt und der agnatifchen Linealfolge. Er- 
lift der Mannsſtamm, fo geht die Regierungsfolge 
auf die weibliche Linie über. Hierbei entfcheidet die 
Nähe der Berwandtfchaft mit tem zuleßt regierenden Fürs 
ften und bei gleihem Verwandtfchaftdgrade das höhere 
Alter. Nach dem Uebergange gilt wieder. der Vorzug 
des Mannsftammes in der Primogeniturordnung. Su 
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Anſehung des Fürftentbums Pyrmont bleibt es bei den 
beftehenden Verträgen. 

$. 85. Der Fürft wird mit Vollendung des ein 
und zwanzigften Lebensjahres volljährig und regierungss 
fähig. Er ſchwört in der Landtagdverfammlung einen 
Eid, die Berfaffung feft und unverbrüchlich zu halten 
und in Uebereinftimmung mit derfelben und den Gefes 
gen zu regieren. Erſt nach geleiftetem Eide ift der 
Fürft berechtigt, Negierungdhandlungen vorzunehmen. 
Bid zur Eidedleiftung wird die Regierung von der vers 
antwortlihen Staatsbehörde geführt. 

$. 86, Erft nach diefer Eidedablegung wird die 
Huldigung geleiftet. Der Huldigungdeid wird allgemein 
dahin feitgefeßt: „Ich ſchwöre dem Fürften und der 
Verfaſſung Treue und Gehorfam zu leiſten.“ Der 
Huldigungseid wird zuerft von den Abgeordneten geleifs 
tet, Jeder Staatdangehörige männlichen Geſchlechts 
bat den Huldigungdeid, infofern er nicht fehon früher 
geleiftet wurde, bei feiner Verheirathung oder felbftän- 
digen Einrichtung abzulegen. 

$. 87. Im Falle der Minderjährigfeit des Fürs 
ftien bat der Landtag die Negentfchaft und Vormund—⸗ 
ſchaft anzuordnen , infofern nicht ſchon durch ein befon- 
dered Gefeß für beides Vorſorge getroffen if. Die 
leiblihde Mutter und Großmutter und die Agnaten des 
Zürftlihen Haufes find nicht ohne zureichende Gründe 
zu übergeben. 

$. 88. Iſt der Fürſt in der Unmöglichkeit zu res 
gieren, fo beruft die Staatsregierung den Landtag, um 
die Regentfhaft und Vormundfchaft anzuordnen. 

$. 89. Die Regentfchaftfann nur einer Perfon über- 
tragen werden. Der Regent fchwort bei Antritt der Regent⸗ 
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Schaft in der Fandedverfammlung einen Eid, die Berfaffung 
feft und unverbrüclich zu halten und in Uebereinitims 
mung mit derfelben und den Geſetzen zu regieren. Die 
Regentfchaft dauert bid zur Eidesleiftung des Fürften. 
‚990. Der Regent übt im Namen ded Fürften 

die volle Staatdgewalt, wie fie diefem felbft verfaſſungs⸗ 
mäßig zufteht. 

$. 91. Der Regent, mit Ausnahme der Mutter und 
Großmutter, kann die Bormundfchaft über den minders 
jährigen Fürften nicht führen. 

$. 92. Die Erziehung ded minderjährigen Fürs 
ften gebührt, wenn darüber vom leßtregierenden Fürs 
ften feine Anordnung getroffen worden, zunächft der 
leiblichen Mutter und nach diefer der Großmutter von 
väterlicher Seite, falls und fo lange fie nicht anderweit 
vermählt find. In Ermangelung derfelben ift die mit 
. der Reitung der Erziehung zu beauftragende Perfon 
auf den Borfchlag der Staatsregierung vom Landtage 
zu beftimmen. In allen Källen bedarf ed bei Annahme 
der übrigen zur Erziehung und zum Unterricht erfors 
deflihen Perfonen der Zuftimmung der Staatsregie—⸗ 
rung. Sollte diefe mit der die Erziehung leitenden Pers 
fonen fich nicht einigen fonnen, fo bat der Landtag die 
Vermittlung zu übernehmen und nöthigenfalld für die 
eine oder andere Anficht zu entfcheiden. e 

$. 93. Der Erbpring kann nad) vollendetem ein 
und zwanzigften Lebensjahre an den Berathungen der 
Staatsregierung Theil nehmen, nicht aber an der Bes 
ſchlußfaſſung, an ver Gegenzeichnung und Berantworts 
lichkeit der Mitglieder derfelben. 

$. 94. Das im Fürftentbum Walded gelegene 
Domanialvermögen wird für Staatögut erklärt. Das 
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Domanialvermögen im Fürftentbum Pyrmont geht zur 
Benußung und Berwaltung für immer auf dad Kurs 
ftenthum Pyrmont über. Die nähern Bedingungen und 
Beltimmungen über die Erklärung zu Staatögut bei 
Waldeck und über den Uebergang in Benußung und 
Verwaltung bei Pyrmont enthält die Anlage 1. 

$. 95. Dem Fürftenhaufe wird eine Givillifte aus— 
gefeßt, die zunächft aus den Einfünften ded gefammten 
Domanialvermügens beider Fürftenthümer gewährt wird. 
Diefelbe wird bei jedem Negierungsmwechfel von Neuem 
mit der Ständeverfammlung vereinbart. Die weiteren 
Beftimmungen enthält gleichfalld die Anlage I. 

$. 96. Die übrigen Berhältniffe des Fürftlichen Haus 
ſes werden vom Fürſten hausgeſetzlich beftimmt. Das 
Hausgeſetz ift den Ständen zu ihrer Kenntnißnahme, 
und fo weit nöthig zu ihrer Zuftimmung vorzulegen. 


Titel VI. 
Bon der Staatsregierung. 


$. 97. Die Mitglieder der Staatsregierung has 
ben den Zutritt zu den Sißungen ded Landtags und 
der Ausſchüſſe. Es muß ihnen vor dem -Schluß der 
Debatte und vor dem letzten Wort ded Antragftellerd 
oder Berichtserftatterd auf Verlangen zu jeder Zeit das 
Wort ertheilt werden. j 

$. 98. Diefelben haben die Verpflichtung, perföns 
lich oder in Vertretung Durch ein andered Mitglied den 
Sißungen ded Landtags und der Ausfhüffe auf Vers 
langen anzumwohnen und Audfunft zu ertheilen. 

$. 99. Die Mitglieder der Staatsregierung find 
für alle von ihnen unterzeichnete Verfügungen des Fürs 
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ſten und für alle ihre Amtshandlungen verantwortlich. 
Die Mitglieder der Staatöregierung können wegen des 
Verbrechens der Berfaffungsverleung oder fonftiger 
Verlegung ihrer Amtöpflicht von den Ständen angeflagt 
werden. Das Neichdgericht wird über die Anklage ents 
fcheiden. Die nähern Beftimmungen werden einem bes 
fondern Geſetze vorbehalten. | 

$. 100. Die wegen politifcher Gründe entlaffenen 
Mitglieder der Staatsregierung erhalten eine nad) den 
Beftimmungen ded Penfionirungsgefeßed ſich regelnde 
Penfion oder werden mit Berudfihtigung ihrer bis— 
berigen Stellung und mit Belaffung ihres Dienfteins 
fommend im Staatödienft anderweit angeftellt. 


Titel VII. 
Bon der richterlichen Gewalt. 


$. 101. Alle Gerichtöbarkeit geht vom Gtaate 
aus. E8 follen feine Patrimonialgerichte beftehen. 

$. 102. Die richterlihde Gewalt wird felbftäns 
dig von den Gerichten geübt. Kabinetd-und Minis 
fterialjuftiz ift unftatthaft. Niemand darf feinem ges 
feßlihen Nichter entzogen werden. Audnahmegerichte 
ſollen nie ftattfinden. 

$. 103. Es ſoll feinen privilegirten Gerichtäftand 
der Perfonen oder Güter geben. ie Militärgerichtds 
barfeit bleibt auf die Aburtheilung militärifcher Vers 
drehen und Vergehen, fo wie der Militärdisciplinars 
vergeben befchränft, vorbehaltlich der Beftimmungen für 
den Kriegsſtand. 

$. 104. Kein Richter darf, außer durch Urtheil 
und Recht, von feinem Amte entfernt oder an Rang 
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und Gehalt beeinträchtigt werden. Suspenſion darf 
nicht ohne gerichtlichen Beſchluß des Hofgerichts erfols 
gen. Kein Richter darf wider feinen illen, außer 
durch —— Beſchluß des Hofgerichts in den durch 
das Geſetz beſtimmten Fällen und Formen, zu einer 
andern Stelle verſetzt oder in Ruheſtand geſetzt werden. 

$. 105. Das Gerichtsverfahren ſoll öffentlich und 
mündlich fein. Ausnahmen von der Deffentlichfeit wird 
das zu erlaffende Gefeß im Sntereffe der Sittlichkeit 
beftimmen. 

$. 106. In Straffachen fol der Anflageproceß 
gelten. Schwurgerichte follen in ſchwereren Straffachen 
und bei allen politifchen Vergehen urtheilen. 

$. 107. Die bürgerliche Rechtöpflege fol, infofern 
das Bedürfniß von der Tandeögefeßgebung anerkannt 
wird, in Sachen befonderer Berufserfahrung durch Sachs 
fundige, von den Berufögenoffen frei gewählte Richter 
geübt oder mitgeübt werden. 

$. 108. Rechtspflege und Verwaltung follen getrennt 
und von einander unabhängig fein. Bei einem Streit 
zwifchen Verwaltungs » und Suftizbehörden über die 
Zuftändigfeit der leßtern, fo wie überhaupt über vie 
Frage, ob eine Sache zum Gerichtöverfahren fich eigne, 
entfcheiden die Gerichte im regelmäßigen Snftanzenzuge. 

$. 109. Die Verwaltungdrechtöpflege hört auf; 
über alle Nechtöverleßungen entfcheiden die Gerichte, 
Der Polizei fteht Feine Strafgerichtäbarkeit zu. 

‚$. 110. Rechtskräftige Urtheile anderer deutfchen 
Gerichte find gleich denen ver einheimifchen Gerichte 
wirffam und vollziehbar, 

$. 111. Anitandöbriefe [Moratorien] dürfen nicht 
ertheilt werden. 
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Titel VHH. 
Bon der bewaffneten Macht. 


$. 112. Die bewaffnete Macht foll den Gefeten 

des deutfchen Reichs gemäß aufgeitelt werden. Neben 
dem zum deutfchen Heere zu ftellenden Theile derfelben 
fol jedenfalls eine allgemeine Volkswehr eingerichtet 
werden, bei welcher jeder Landesbewohner vom vollens 
deten zwanzigften bid zum vollendeten fünfzigften tes 
bensjahre Dienft zu leiften berechtigt und verpflichtet 
if. Die Ausnahmen hiervon wird das Geſetz beftims 
men. Die Volkswehr ift berufen und verpflichtet, für. 
Aufrechbthaltung der Landesverfaffung, für Vertheidig- 
ung der Landesgrenzen, für Erhaltung der Ruhe und 
Drdnung im Innern zu wirfen, Perfonen und Eigens 
thum zu befchüsen. Die Dfficiere und Unterofficiere 
ded zum Deutfchen Heere gehörenden Theils der bes 
waffneten Macht find Staatediener und werden vom 
ne ernannt; die Dfficiere und Unterofficiere der 
olföwehr werden von den Mannfchaften gewählt. Der 
Fürft ald folcher hat den Dberbefehl über alle Theile 
der bewaffneten Macht und übt denfelben unter Gegens 


zeichnung und Verantwortlichkeit der Staatsregierung 
$. 113. Zur Aufrechthaltung der innern Ruhe und. 


+ 


Sicherheit, fo wie zur Vollziehung der von den bürgers 
lichen Behörden ergangenen Verfügungen Tann die bes 
waffnete Macht nur auf ausdrüdlichen Antrag der zur 
ftändigen, dafür verantwortlichen bürgerlihen Behörde 
einfehreiten, und nicht weiter ald dieſe ed verlangt, 


$. 114. Sn den Fahneneid ift die Verpflichtung. 


Pr 
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zur Treue gegen das Neichdoberhaupt und die Reiche 
verfaffung an erfter Stelle aufzunehmen. 


Titel IX. 
Bon der Finanzverwaltung, 


6. 115. Die beftehbende Steuergefeßgebung fol ei« 
ner Revifion unterworfen und fo geordnet werden, daß 
die Bevorzugung einzelner Stände und Güter in Staat 
und Gemeinde aufhört. 

$. 116. Sobald die neue NRegulirung der Grunde 
fteuer und die Landesfataftrirung im Fürftentbum Wals 
def zur Ausführung fommen werden, foll audy im Füre 
ſtenthum Pyrmont dazu gefchritten werden und foll als— 
dann überhaupt dabin geftrebt werden, das Steuer⸗ 
foftem der beiden Fürftenthümer Walded und Pyrs 
mont in Vebereinftimmung zu bringen, zwifchen denfels 
ben eine völlige Bereinigung der Finanzen und Kaffen 
berzuftellen, die unterfcheidende Behandlung der gemeins 
fhaftlihen und befonderen Angelegenheiten aber aufzus- 
heben lund eine einzige gemeinfame Vertretung des Fürs 
ſtenthums Walded- Pyrmont ftattfinden zu laffen. Eine 
den Umftänden angemeffene Bereinbarung wegen der 
wechfelfeitigen Landesfchulden fol alddann getroffen. wers 
den. Für den Fall, daß jene gänzliche Finanz, Kaffen. 
und Repräfentationsvereinigung nicht zu erreichen ſtän—⸗ 
de, bleiben beiden Fürftenthümern alle in den bis jetzt 
geltenden Verhältniffen begründeten Rechte und Zuſtän—⸗ 
dDigfeiten vorbehalten. 

$. 117. Bid zu obigem Zeitpunft der Finanzvers 
einigung: werden die Sintraden und Ausgaben eines jes 
den der beiden Fürftenthümer befonderd vereinnahmt und 
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verrechnet, und aus den Sintraden ded Fürſtenthums 
Pyrmont, neben den befonderen Ausgaben deffelben, 
diejenigen Beiträge zu den Staatsausgaben ded Fürs 
ſtenthums Walde in den angemeffenen Zielern geleiftet, 
welche bisher geleiftet worden find. Diefe Beiträge 
beftehen in dem neunten Theile der bei den oben $. 
46. genannten gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ftatt> 
findenden Ausgaben, mit Ausnahme der (ef. nro. 3, 
ibid. allgemeine Gefeßgebung) Diäten der beiderfeitis 
en Abgeordneten, welche jeder Seite für fih zur Laft 
allen, und mit Ausnahme nro. 4 ibid. Givillifte und 
Apanagen, worüber die $$. 95. und 118 beftimmen. 
S. 118. Auf der Gefammtmaffe des Domanials 
vermögend in den beiden Fürftenthümern Waldeck und 
Pyrmont ruhen und haften die Civilliſte und fämmts 
lie Domanialſchulden und find die damit verbundenen 
Laften und Befchwerden daraus zu beftreiten. Die Ans 
theile, welche jedes der beiden Fürftenthümer an Civil—⸗ 
lifte, Schuldenverzinfung und Schuldenabtrag zu leiften 
bat, werden nah den Rein» Erträgen, welche das 
Domanialvermögen in jedem Fürftentbum nad den 
Rechnungen der lebten fünfzehn Sahre von 1848 rüds 
wärts gerechnet, abgeworfen hat, ermittelt und feitges 
ftelt und bis dahin, daß die in $. 116 erwähnte Fir 
‚ nangvereinigung etwa zu Stande fommt, geleiftet. Der 
alddann und nach Abzug der fonftigen Verwaltungsko— 
ften verbleibende Ueberfchuß der Domanialverwaltung im 
Fürſtenthum Walde wird der Staatskaſſe diefed Fürften, 
thums und der Weberfchuß der Domanialverwaltung im 
Fürftentyum Pyrmont derdortigen Staatskaſſe überwieſen. 
$. 119. Die Finanzverwaltung der Fürftenthüs 
mer Waldel und Pyrmont wird von einer gemeinfas 
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men Finanzbehörde (Finanztammer) geführt. Bei ders 
felben ſollen wenigitend zwei Abtheilungen (Domänen 
und Forften; Steuern und Abgaben) mit befonderer 
Kaffersund Rechnungsführung eingerichtet werden. Die 
hiernächftige Vereinigung der Finanzfammer mit ber 
Staatdregierung bleibt vorbehalten. 

$. 120. Es wird eine zweijährige Finanzperiode 
angenommen und foll die erfte verfelben mit dem 1. 
Sanuar 1850 beginnen, 

$. 121. Auf die Dauer diefer Periode wird das 
Budget entworfen und durch ein Gefeg feitgeitellt, 

$. 122. Das Budget wird dem Landtage vorges 
legt und von demfelben in feinen einzelnen Anſätzen und 
nach den Erläuterungen und Belegen, welche die Staats— 
tegierung vorzulegen hat, geprüft und ganz oder theil- 
weife bewilligt oder verworfen. 

$. 123. Wenn nad Ablauf der Bewilligungszeit 
das Zuftandefommen eined neuen Finanzgefeged aus 
dem einen oder andern Srunde fich verzögert, fo dür— 
fen die für den ordentlichen Staatsbedarf bewilligten 
Steuern und Abgaben noch ſechs Monate hindurch forts 
erhoben werden. Diefe ſechs Monate werden in die 
neue Rinanzperiode eingerechnet. 

$. 124. Zur Einführung neuer Steuern, fo wie 
zur Aenderung und Korterhebung der beftehenvden Steuern 
bedarf es der Zuftimmung des Landtags, 

$,. 125. - Jede Bewilligung gilt nur für den bes 
fondern Zweck, für welchen fie beftimmt worden. Die 
Verwendung darf nur innerhalb der Grenze der Ver⸗ 
willigung erfolgen. 

$. 126. Die Bewilligungen dürfen nicht an Bedin- 
gungen gefnüpft werden, welche mit dem aD vorges 

1 


194 Staatsgrundgefe 


ſchlagenen Ausgabe oder mit der Verwendung der zu 
verwilligenden Gelder nicht im unmittelbaren Zufams 
. menbange fteben. 

$. 127. Die Landezfchulden find gemährleiftet.. 
Die Rechte aller Gläubiger ded Landes werden dem 
befondern Schuße der Berfaffung unterftet. 

$. 128. Zur Aufnahme neuer Landesfhulden, 
diefelbe möge im Wege der Darleihe oder durch Eins 
führung von Kaffefcheinen oder auf fonftige Weiſe bes 
werfftelligt werden, ift die Zuftimmung des Landtags 
erforderlich. Als neue Schuldenr find nicht folde Bors 
fhüffe zu betrachten, welche zu Tilgung von Landes⸗ 
fhulden aufgenommen werden. Zur Ausftelung neuer 
Schuldurfunden an die Stelle älterer Obligationen, ſo 
wie über Gelder, welche aus der Kaffe der Depofiten- 
und Maflegelder, aus der Brandfaffe, Staatödieners 
wittwenfaffe und aus der Kandesfparfaffe einfließen, ift 
die Zuftimmung des Landtags nicht erforderlich. 

$. 129. enn durch ylößlich eingetretene Ereig— 
niffe in Kriegdzeiten außerordentliche Ausgaben und des— 
falfige Anleihen nothwendig werden, eine fehleunige Bes 
rufung des Landtagd zur Bewilligung ded Bedarfd aber 
nicht möglich war, fo ift die Staatsregierung ermäch⸗ 
tigt, die nothwendigen Mafregeln unter ihrer Verant—⸗ 
wortlichkeit vorzufehren, und find diefe Tem folgenden 
Zandtage zur Prüfung und Genehmbhaltung vorzulegen. 

$. 130. Borübergebende Bedürfniffe ver Kaffe, zu 
deren Beftreitung die Mittel derfelben anreichen, jedoch 
für den Augenblick nit flüffig find, Fonnen bis zur 
Befeitigung der Hinderniffe einftweilen durch Borg ges 
deckt werben. u 

$. 131, Das Bermögen der Religiondgefelfchafs 


für die Fürſtenthümer Walde und Pyrmont. 195 


ten, Wohlthätigfeitds und Unterrichtdanftalten darf dem 
Staatdvermögen nicht einverleibt und überhaupt feinem’ 
ftiftungsmäßigen Zwede nicht entzogen werden. Sollte 
der ftiftungdmäßige Zwed nicht mehr zu erreichen fein, 
fo darf eine Verwendung! zu ähnlichen Zweden nur mit 
Zuftimmung der Betheiligten, und wenn von Kandess 
eg die Rede ift, mit Zuftimmung der Stände ers 
olgen. 

— $. 132. Die von der Finanzkammer alljährlich zu 
ftellenden Rechnungen werden von der Etaatöregierung, 
geprüft und abgefchloffen, und dem Landtag zur Wahr— 
nehmung der verfaffungdmäßigen Rechte vorgelegt. Die 
—— derſelben ſollen öffentlich bekannt gemacht 
werden. 


Titel X. 
Von den Staatsdienern. 


F. 133. Ueber die beſondern Rechtsverhältniſſe der 
Staatödiener, über deren Anftellung und Entlaffung, 
ſo wie über die Disciplin im Staatsdienfte, fol ein 
befondered Geſetz, unbefchadet der Beftimmungen des 
$.104, erlaffen werden. Bis dahin hat ed in Anfehung: 
der nicht zum NRichterftande gehörigen Staatödiener bei ' 
der Beftimmung des $. 25. litt. h. der Berfaffungss 
urfunde vom 19. April 1816 fein Bewenden. | 

S. 134 Ale Staatsdiener find, jeder für feinen 
Theil, wegen ihrer amtlichen Handlungen verantworts 
lich und belangbar. > 

$. 135. Die Venfionirung der Staatsdiener rich- 
tet fich einftweilen nad den Beſtimmungen ded Geſetzes 
vom 6. Suni 1828. Die dabei feftgefegte Mitwirkung 
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der landftändifchen Deputation geht auf die Ständes 
verfammlung über. | 


Titel XL. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 136. Die Gefete und Verordnungen find nur 
verbindlih, wenn fie in der durch das Geſetz vorge- 
fohriebenen Form befannt gemacht worden find. 
$. 137. Wenn der Landtag nicht verfammelt ift, 
Fonnen in dringenden durchaus feinen Auffchub erleiden- 
den Fällen von der Staatöregierung unter ihrer Ver⸗ 
antwortlichfeit Verordnungen, welche eine Abänderung der 
Berfaffung nicht enthalten und nicht Steuerverhältniffe 
betreffen, mit Gefebestraft erlaffen werden. Diefelben 
- find den Abgeordneten bei ihrer nächften Verſammlung 
Horzulegen,, und wenn deren Zuftimmung nicht erfolgt, 
wieder aufzuheben. 
$. 138. Im Falle ded Krieges oder Aufruhrs fon 
nen die Beftimmungen der Grundrechte über Verhaft— 
ung, Hausdfuhung und Verſammlungsrecht von der 
Staatsregierung zeitweife,, fomweit es nothwendig ift, aus 
Ber Kraft gefebt werden. Die Staatöregierung hat die. 
Zuftimmung des Landtags, wenn derfelbe zur Zeit vers 
fammelt ift, fofort einzuholen. Sft der Landtag nicht 
verfammelt, fo darf die Berfügung nicht länger als 
vierzehn Tage dauern, ohne daß derfelbe zufammen be- 
rufen und. die getroffene Maßregel ihm zur Genehmig— 
. ung vorgelegt wird. 
.$ 139. Ein Beſchluß der Stände, wodurd eine 
Abänderung, Erläuterung oder Ergänzung der Verfaſ— 
fung beantragt oder auf Vorfchlag des Fürften einge 
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willigt wird, erfordert zu feiner Gültigfeit, daß er an 
drei verfchiedenen Tagen berathen und jededmal mit eis 
ner Mehrheit von zwei Dritteln der verfaffungsmäßis 
gen Zahl der Stände gefaßt werde. 

$. 140, In den Dienfteid der Staatdbeamten und 
in den Eid der Gemeindebürger, fo wie in den Fahr 
neneid ift der Eid auf diefe Verfaffung aufzunehmen. 

$. 141. Gefeßliche Beftimmungen, welche mit dies 
ae —— in Widerſpruch ſtehen, find aufs 
eboben. 
: $. 142. Alle Gefeße und Verordnungen der Reichs⸗ 
gewalt erhalten verbindliche Kraft durch ihre Verkündi— 
gung von Neichdwegen. Die Verpflichtung auf die 
NReichöverfaffung ift mit der Verpflichtung auf die Lans 
deöverfaffung zu verbinden und diefer voranzufeßen. 


Titel XII. 
Borübergehbende Beftimmungen. 


$. 143. Zu $. 7 Tebter Abſatz, zu IN. 3 
und zu $. 11 zweiter Abſatz. Bis zu Erlaffung der 
bier vorbehaltenen Gefeße bleiben die auf diefe Gegens 
ftände fich beziehenden bis jetzt gültigen Einrichtungen 
beftehen. Zu $. 12% zweiter Abfab. Bid zum Erlaß 
des Neichöprefgefeßed bleibt dad Gefeb vom 14. März 
1848, die Aufhebung der Genfur betreffend, in Kraft. 
Zu $. 12 dritter Abſatz. Bid zur Einführung der 
Schwurgerihte wird über die hier erwähnten Preßvers 
gehen von den gewöhnlichen Gerichten entfchieden. Zu 
$. 16 erfter Abfab. Bis dahin, wo die zur Durchfüh— 
rung des bier audgefprochenen Grundſatzes ter Gelbs 
ftändigfeit der Religionsgefellfchaften erforderlichen Eins 
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zihtungen und Gefebe getroffen und erlaffen fein wer- 
Den, bleibt die gegenwärtige evangelifche Kirchenverfaf- 
fung beftehben. Zu $$. 18. 19. 20. Bid zu Erlaffung 
der erforderlichen Gefeße über Eid, Ehe und Standes 
bücher bleiben die bisherigen gefeglichen Einrichtungen 
in Kraft. Zu $$. 22, 25 und 26. Bid zu ander 
weitiger Anordnung des Schulmefend auf Grund die— 
fer $$. bleibt es bei der Schulordnung vom 30. Tas 
nuar 1846 und bei dem Gefeße vom. 16. December 
1848, fo wie bei den fonftigen einfchlägigen biäher 
gültigen Beftimmungen. Zu F. 38. Wo das Vers 
bot von Volksverſammlungen unter freiem Himmel zus 
Yäffig ift und in, Anwendung fommen muß, fol daß; 
jelbe bi8 auf Weitered von derjenigen Polizeibehörde 
ausgehen, welche über den Drt, wo folche gehalten wers 
den follen, die zuftändige ift. Zu $. 33 erfter Abfaß. 
Bis zu Erlaffung des bier erwähnten Uebergangdgefets 
zes bleiben die, die Theilbarfeit de3 Grundeigenthums 
befchränfenden bisherigen Gefete beitehen. Zu $. 103, 
Das Geſetz vom 4. Juli 1836, den Gerichtöftand der 
Mitglieder der Untergerichte betreffend, bleibt vorerft be- 
ftehen. Zu $. 104. Bid zum Erlaß des im dritten 
Abſaßt erwähnten Geſetzes bleibt es bei den bidher gül- 
tigen Beftimmungen. . 

$. 144. Alle gegenwärtig beftehenden Gerichts: 
und Verwaltungdbehorden bleiben in ihrer biöherigen 
Thätigfeit bid zur Ausführung der organifchen Gefeße, 
welche Bezug auf fie haben. (S$. 101 105 bid 109 
einfchliehlich.) | 

$. 145. Wenn durch die Verfaffung des deutfchen 
Reichs Abänderungen ded gegenwärtigen Berfaffungdges 
feßed nöthig werden, fo wird der Fürft diefelben als 
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bald anordnen und diefe Anordnungen dem Landtage 
bei feiner nächſten Berfammlung mittheilen. Der Lands 
tag wird dann Befchluß darüber faffen, ob die vorläus 
fig angeordneten Abänderungen mit der Reichöverfafs 
fung in Uebereinftimmung ftehen. 

$. 146. Der im $. 140 vorgefchriebene Berfafs 
fungseid der Staatsbeamten und ded Militärs ift ſo— 
glei nad Bereidung der Abgeordneten der nächiten 
Ständeverfammlung zu leiften, 





Indem Wir zu dem vorftehenden Staatdgrundges 
feß Unferer Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont hier— 
durch die formliche und feierliche Verfiherung erthei- 
len, daß Wir daffelbe treu und unverbrüchlich halten, und 
gegen alle Eingriffe und Verletzungen zu ſchützen ftetd 
bedacht fein werden, beftimmen und verordnen Wir: 
noch im Einverftändniß mit Unferen getreuen Ständen 
was folgt: 

$. 1. Die Berfaffung vom 19. April 1816 tritt 
am 1. k. M. Juni außer Geltung, und damit das ges 
genmwärtige Staatögrundgefeß in Kraft. 

$. 2. Die dermaligen Stände bleiben bid zu dem 
Zeitpuntte in Wirffamkfeit, wo nach VBorfchrift des vors 
ftehenden Staatdgrundgefeßed Abgeordnete erwählt und 
beeidigt find. Urkundlich Unferer eigenhändigen Un— 

terfchrift und beigedrudten Fürftlichen Inſiegels. 
| Gegeben Arolfen, am 23. Mai 1849. 
i L. 8. Emma. 
Gleisner. C. Bauer. H. Varnhagen. Win 
terberg. L. Severin. 
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Wir Emma, von Gottes Gnaden verwittwete Fürſtin 
zu Waldeck und Pyrmont, Gräfin zu Rappoltſtein, 
Herrin zu Hohenack und Geroldseck am Waßigen ꝛc., 
Vormünderin und Regentin, erlaſſen mit Zuſtimmung 
der zur Vereinbarung der Verfaſſung erwählten Abge— 
u der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont fols 
gendes 





Wahlgeſe tz. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. Die Abgeordneten werden in fünfzehn Mahl- 
freifen, wovon zwölf auf das Fürſtenthum Walde 
und drei auf das Fürftenthbum Pyrmont fallen, gewählt, 

$. 2. Jeder Mahlfreid wählt einen Abgeordneten, 

$. 3. Die fünfzehn Wahlfreife follen folgenders 
maßen gebildet werden. Es begreift: Wahlfreid I, 
Die Städte N. Wildungen, A. Wildungen und Züs 
fhen und die Landgemeinden Mandern, Wellen, Wege, 
- MWahlfreid II. Die Landgemeinden Alberöhaufen, res 
bershaufen, Hüddingen, Hundsdorf, Armsfeld, Bergs 
freiheit, Odershauſen, Braunau, Reinhardshaufen, 
Sellershaufen, Kleinern, Reizenhagen. Wahlfreis III, 
Die Stadt Waldeck und die Landgemeinden Anraff, 
Gifflitz, Bergheim, Mehlen, Affpoldern, Hemfurth, 
Bringhaufen, Bublen, Bohne, Königshagen, Berich. 
Wahlkreis IV. Die Städte Sachfenhaufen und Freis 
enhagen und die Landgemeinden Nebe, D. Werbe, 
N. Werbe, Alraft, Dehringhaufen, Meineringhaufen, 
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Strotbe: Wahlkreis V. Die Städte Sachfenberg und 
Kürftenberg und die Landgemeinden Smmighaufen, Rhas 
dern, Münden, Neukirchen, Dalwigksthal, Goddeläheim. 
Waöðlkreis VI. Die Stadt Sorbach und die Landgemeinden 
D. Enfe, N. Enfe, Nordenbed, Goldhaufen, Lelbach, Lens 
gefeld, Berndorf. Wahlfreid VII. Die Landgemein- 
den Eppe, N. Scleidern, Hillerdhaufen, Alleringhaus 
fen, Welleringhaufen, Neerdar, Bömighauſen, Rhena, 
Uffeln, Wilingen, Schwalefeld, Rattlar, Ditlar, Gies 
bringbaufen, Schweinsbühl. Wahlfreis VII. Die 
Landgemeinden Flechtdorf, Benkhauſen, Suded, Hering- 
haufen, Stormbruch, Rhenegge, Adorf, Wirmighaufen, 
Helmfheid, Bastel, Gemted. Wahlkreis IX. Die 
Stadt Mengeringhaufen und die Landgemeinden Mühls 
haufen, Twifte, O. Waroldern, N. Waroldern, Elle 
ringbaufen, Braunfen. Wahlkreis X. Die Städte 
Hrolfen und Landau und die Landgemeinden Bolfhars 
dinghaufen, Bühle, Küterdheim, Maffenhaufen. Wahl 
freis XT. Die Randgemeinten Helfen, Külte, Wetters 
burg, Schmillinghaufen, Herbfen, Hörle, Ammenhaus 
fen, Debaufen, Neudorf, Koblgrund. Wahlkreis XII. 
Die Stadt Rhoden und diefandgemeinden Wreren, Hels 
mighaufen, Heöpringhaufen, Wethen. Wahlkreis XIII. 
Die Stadt Pyrmont und die Landgemeinde Holzhaufen. 
Wahlkreis XIV. Die Landgemeinden Desdorf, Hagen, Lö⸗ 
wenfen, Thal. Wahlkreis XV. Die Landgemeinden 
Neerien, Baarfen, Großenberg, Kleinenberg, Eichenborn. 

$. 4. Die Mabhlen werden in jedem einzelnen 
Drte vollzogen. Die Stimmen aus allen zu einem 
Wahlkreiſe gehörigen Orten werden zufammengerechnet. 
— Ergebniß entſcheidet die Wahl für einen jeden 

reis. 
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$. 5. Es werden Orts⸗ und Kreis-Wahlcommif- 
fionen errichtet. , 

$.6. Die Drtdwahlcommiffionen werden gebildet: 
A. in den Städten durd a. den amtsführenden Bür- 
germeifter, b. die beiden dienftälteften Mitglieder des 
Stadtraths oder der Stadtfreunde, c. den Stadtſecre— 
fär oder Stadtfchreiber, ald Protofollführer, d. in Pyr⸗ 
mont anftatt a. b. und ec. durch die ftädtifchen Depus 
titten. B. in den Landgemeinden durch den Richter 
(Greben) und Borfteher, welche noc zwei andere Ge— 
meindeglieder und zur Protofollführung eine kundige 
und zuverläffige Perfon, welche mittelft Handgelübdes 
zu verpflichten ift, hinzuzuziehen haben. 

$. 7. Die Kreiswahlcommiffionen werden gebildet 
durch a. ein Mitglied desjenigen Oberjuftigamtd, in 
deffen Bezirk die Mehrzahl der zum Wahlfreife geboris 
gen Drte liegt, im fünften Wabhlfreife durch den Be- 
amten in Sachfenberg; b. die Bürgermeifter der im 
Wahlfreife liegenden Städte, in Pyrmont durch den 
BVorfißenden der jtädtifchen Deputirten; c. die drei 
dienſtälteſten Richter (Greben); der Zuftigbeamte ift 

Borfigender und Protofolführer. - 
| F. 8. Mer dad Wahlreht an einem Drte aus— 
üben will, muß in vemfelben feinen feften Wohnfig 
haben. Seder darf nur an Einem Drte wählen. Der 
Standort der Soldaten und Militärperfonen gilt als 
Wohnſitz und berechtigt zur Wahl. 

9 Für jede Stadt und für jede Landgemeinde 
wird zum Zweck der Wahlen eine Kifte_angelegt, im 
welde die zum Wählen Berechtigten nach Bor» und 
Zunamen, Alter, Gewerbe und Wohnort eingetragen 
werden. Die Wahliften entwirft in den Städten Der 
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Stadtrath, für die Landgemeinden ein Mitglied des 
Dberjuftizamtd, beziehungsweife der Beamte zu Sach—⸗ 
fenberg, mit Hinzuziehung ded Nichterd (Greben) 
und Vorſtehers eined jeden Orts. Diefe Liften find 
fpäteftend acht Tage vor dem zur ordentlichen Wahl 
beftimmten Tage zu Sedermannd Einficht aufzulegen 
und ift died im Orte vom Stadtrath, bezüglid vom 
Richter (Greben) öffentlich befannt zu machen. Eins 
fprachen gegen die Kiften find binnen der erften drei 
- Tage nah der öffentlihen Bekanntmachung bei der 
Drtöwahlcommiffion anzubringen und innerhalb der 
nächften acht Tage von derfelben zu erledigen, worauf 
die Kiften unter Tag und Datum und mit der Bemers 
fung, an welchem Tage diefelben ausgelegt worden 
feien, gefchloffen werden. Die Entfheidungen der Drids 
swahlcommiffionen find für den vorliegenden Wahlfall 
unwiderruflich. Sie find den Liſten beizufügen. Nur 
diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, 
welche in die Lilten eingetragen find. 

$, 10. Die Wahlhandlung .ift öffentlih. Das 
Wahlrecht wird in Perfon durch Stimmzettel ohne Uns 
terfchrift ausgeübt. | i 

$. 11. Die Wahl ift direft. Sie erfolgt durch 
abfolute Mehrheit aller in einem Wahlkreiſe abgegebes 
nen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abfolute 
Stimmenmehrheit fich nicht heraus, fo ift eine zweite 
Wahlhandlung vorzunehmen. Wird auch bei dieſer 
eine abfolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo ift zum 
dritten Mal nur unter den zwei Kandidaten zu wählen, 
welche in der zweiten Wahlhandlung die meiften Stim- 
men erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entfcheis 
det alddann das Loos. Begibt fih der Fall, dag uns 
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ter denen, welche bei der zweiten Wahlhandlung die 
meiſten Stimmen gehabt haben, Stimmengleichheit 
ſtattfindet, fo iſt gleichfalls durch das Loos zu ents 
—— welche Beide in die dritte Wahl zu gehen 
aben 


$. 12. Stellvertreter der Abgeordneten find nicht 
zu wählen. | 

$. 13, Die Wahlen find im Umfang ded ganzen 
Landes an einem und demfelben Tage vorzunehmen, 
welchen die Staatsregierung beftimmt. 


1. Wablverfahren. 
A. Bei Anfertigung der Wahlliften. 


$. 14. Sobald die Staatöregierung ten Wahl 
tag durch das NRegierungsblatt ausgefchrieben bat, wer⸗ 
den die Wahlliften von den dazu beftellten Behörden 
($. 9 angefertigt und den Drtd s Wahlfommiffionen 
nebft der der Wählerzahl entfprechenden Anzahl von 
gedrudten, auf der NRüdfeite abgeftempelten Wahlzets 
teln zugeftelt. Es fol dies Iängftend binnen 14 Tas 
gen nach ergangenem Ausfchreiben gefchehen. 


B. Bei den Drtöwahlfommiffionen. 


$. 15. Die Drtdwahlfommiffionen haben alddann 
mit der Auflegung der Kifte und desfallfigen Befannts 
machungen, ($. 9) unverzüglich zu verfahren. 

$. 16. Wenn im Wahltermin die Wähler vers 
fammelt find, fo eröffnet der die Wahl Keitende die 
Handlung mit der Ermahnung an die Wähler ihrer 
ftaatsbürgerlichen Pflicht eingedenf zu fein, und daher 
ihre Stimmen ohne alle Nebenrüdfichten nach ihrer 


% 
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freien Ueberzeugung fo abzugeben, wie fie der Rüdficht 
auf das allgemeine Wohl ſolches ſchuldig feien. 

$. 17. Hierauf tritt jeder Wähler einzeln vor 
die Wahlfommiffion. Diefe behändigt ihm einen Wahls 
zettel, auf welchen er an einem, in einiger Entfernung 
von der Wahlfommiffion, jedoch im Gefichtäfreife ders 
felben aufgeftellten Zifche den Namen desjenigen, wels 
chen er zum Abgeordneten wählen will, deutlih und 
mit binreichender Bezeichnung der Perſon eigenhändig 
einzutragen hat. Sodann legt er den Wahlzettel zus 
fammen, zeigt ihn der Wahlbehörde fo, daß fie von 
dem Vorhandenfein ded Stempeld auf der Nüdfeite 
fih überzeugen kann, vor und legt ihn in eine vor 
der Wahlkommiffion frei aufgeftellte Urne nieder. Dems 
jenigen Wähler, welcher nicht fehreiben kann, bleibt e3 
nadgelaffen, feine Stimme mündlich zum Protofoll ab- 
zugeben. Bei jedem Wähler, welcher auf die eine oder 
andere Art abgeftimmt Hat, wird in der Wahllifte zu 
dem Namen deffelben von dem Protofolführer Anzeich- 
nung gemadt. 

$. 15. Nachdem ſämmtliche Wahlzettel in die 
Urne eingelegt find, lieft ein Mitglied der Wahlkom— 
miffion die Wahlzettel einzeln ab. Der Protofollfühs 
rer trägt jeden abgelefenen Namen in dad Protokoll 
und zeichnet jede auf denfelben gefallene Stimme da— 
neben einzeln an. Ein andered Mitglied der Wahl 
fommiffion nimmt den eben abgelefenen Wahlzettel. 
jededmal in Empfang und führt eine Gegenlifte in 
gleicher Art. Sobald der lebte Wahlzettel verlefen ift 
und Protofol und Gegenlifte übereinitimmend befuns 
den find, werden die Wahlzettel vernichtet. 

$. 19. .Unleferlih gefchriebene Wahlzettel oder 
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ſolche, welche die Perſon der Gewählten nicht hinläng⸗ 
lich bezeichnen, werden, wenn auf desfallſige Auffor⸗ 
derung feine Berichtigung erfolgt, nicht beachtet. 

$. 20. Eine Abweichung der Zahl der Wahlzets 
tel von der Zahl der Wählenden macht eine Wieder— 

holung der Abftimmung blos dann nöthig, wenn die- 
Mehrheit der anmwefenden Wähler es verlangt. 

Ss. 21. Wenndie Räumlichkeit, in welcher die Wahls 
handlung vorgenommen werden fol, nicht groß ges 
nug ift, um fämmtlihe Wähler auf einmal aufzunehs 
men, fo find diefelben nacheinander in angemeffener An⸗ 
zahl einzulaffen. 

$. 22. Außer der wahlleitenden Behörde und den’ 
Wählern hat Niemand Zutritt in die NRäumlichfeit, wo 
die Wahl vorgenommen wird. | 

$. 23. Die Wahlhandlung beginnt zur feitgefeß- 
ten Stunde, ohne Rüdfiht darauf, wie viel Wähler 
ſich eingefunden haben. 

S. 24. Wenn mindeftend fechd Stunden nady der 
befannt gemachten Anfangszeit der Wahlhandlung vers 
floffen find, fodann aber auf Anfrage Niemand mehr 
zur Stimmgebung fich meldet; fo ift die Berhands 
lung von der Wahlfommiffion für gefhloffen zu erklä⸗ 
ren und weiter feine Stimmgebung zuläſſig. , 
| $. 25. Iſt nicht wenigftend die Hälfte der Währ 
fer erfchienen, fo fol ein einmaliger anderer Wahlter⸗ 
min angeſetzt werden, und fällt, wenn alsdann wieder⸗ 
um nicht wenigftend die Hälfte der Wähler erfcheint, 
die Wahl für dasmal aus. 

F. 26. Späteftend® am Tage nach abgehaltener' 
Wahl bat die Ortdwahltommifion dad Wahlprotofoll 
nebft der Wahllifte und Gegenlifte an den Vorſitzenden 
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derjenigen Kreiswahlfommiffion, unter welche ihr Drt 
gehört, verfiegelt einzufenden, die Wahl mag zu Stande 
gefommen fein oder nicht. | i 


C. Bei den Kreis Wahlkommiffionen. 


$. 27. Auf die am Tage nah Abhaltung der 
Ortswahlen eingegangenen Protokolle hat der Borfits 
zende einen gleichfalld öffentlich abzuhaltenden, fpätes 
ftend act Täge entfernten Termin anzufeßen, diefen 
in den Orten des Wabhlfreifes befannt zu machen, die 
übrigen Mitglieder der Kreiswahlkommiſſion dazu zu bes 
rufen und in denfelben mit Erfündigung der Wahl zu 
verfahren. 

$. 28. Zu dem Ende werden die DOrtdmahlprotos 
folle einzeln verlefen. Der Protofolführer trägt die 
Namen derjenigen Perfonen, auf welche laut derfelben 
Stimmen gefallen find, mit Angabe deren jedesma— 
liger Zahl in das SKreiswahlprotofol ein, und ein 
anderes ... der Kreiswahlfommiffion führt die 
Gegenliſte. Wenn fämmtliche Drtdwahlprotofolle durchs 
gegangen, Kreidwahlprotofoll und Kreidgegenlifte übers 
einftimmend befunden find, werden die Stimmen fums 
mirt und das Ergebniß wird verfündigt. 

$. 29, Dem mit der erforderlichen abfoluten Stim⸗ 
menmehrheit Erwählten ift die Wahl durch ein Schreis 
ben der Kreidwahlfommiffion befannt zu machen. Iſt 
die abfolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, oder wird 
eine Wahl abgelehnt, welches fpäteftend binnen drei 
Tagen durh NRüdfchreiben an die Kreiswahlfommiffion 
gefcheben muß, fo hat diefelbe für fämmtliche Drte des 
Wahlkreiſes eine neue Wahl anzuordnen und hiernächft 
nach 88. 11, 27, 28 und 29 zu verfahren, 
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$. 30. Nah beendigtem Wahlverfahren hat die 
Kreiswahlcommiffion das Kreiswahlprotofoll nebit den 
dazu gehörigen Dridwahlprotofollen und den Anlagen 
beider an die Staatsregierung einzufenden. 


III. Schlußbeſtimmungen. 


—_ $.31. Wenn Jemand in mehreren Wahlkreiſen 
zum Abgeordneten gewählt ift, fo bat die Regierung 
defien Erklärung, fur welden Kreis er die Wahl ans 
nehmen wolle, mit dreitägiger Friſt einzuziehen und 
nach abgegebener Erklärung in dem betreffenden Wahl- 
kreiſe eine neue Wahl anzuordnen. 

$. 32. Hierbei, fo wie bei allen Einzelwahlen iſt 
nach den BVorfchriften diefes Geſetzes, fo weit diefelben 
alddann zur Anwendung fommen, zu verfahren. 

$. 33. Ueber die Güligfeit der Wahlen bat die 
Abgeordnetenverfammlung, welcher die Wahlprotofolle. 
von der Staatsregierung zuzuftellen find, zu enticheiden. 

$. 34. Das ‚gegenwärtige Wahlgefeb wird für 
wei Jahre gültig erklärt. Mit deren Ablauf fol das 
Pefbe einer Revifion im Wege der gewohnlichen Geſetz— 
gebung unterworfen. werben. 

Unfere Regierung ift mit Bekanntmachung und Voll- 
ziehung dieſes Gefeßed beauftragt. Gegeben Arolfen 
den 23. Mai 1849, 


Em 
Vorſtehendes Gefet wird hiermit veröffentlicht. 
Arolfen am 23. Mai 1549. 
I Fürſtlich et — 
leiöner. 


Derfaffung 
des 
Freiſtaates Hamburg. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Der Freiſtaat Hamburg bildet einen felbfts 
ſtändigen Einzelftaat ded deutſchen Reiche. 


Art. 2. Dad Gebiet ded hamburgifiben Staatd - 


umfaßt ſämmtliche gegenmärtig demfelben angehörenden 
Theile. Die NRegulirung der Verhältniſſe des Amtes 
Bergedorf bleibt vorbehalten. 

| Gede Gebietöveräußerung gilt ald eine Beränders 
ung der Berfaffung. 

"> Art. 3. Angehöriger des hamburgifchen Staat 
ift Seder, welbem nach gefeßlicher Beftimmung das 
Heimathsrecht in demfelben zuiteht. 

Art: 4. Das Staatsbürgerrecht wird Durch Ver— 
pflibtung auf die Berfaffung erworben. Nur Bolls 
jährige werden zu diefer Verpflichtung zugelaffen. 
Diie Form derſelben beitimmt das Gefeß. 

Art. 5. Für Staatsangehörige ift die Erwerbung 

14 
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des Staatöbürgerrechtd an Feine andere Bedingung ges 
fnüpft, als die im vorigen Artifel vorgefchriebenen. 

Art. 6. Nicht» Staatsangehörige haben vor Ers 
werbung des Staatdbürgerrechtd nachzuweiſen, daß ih- 
rer Aufnabme ald Gemeindebürger in die ftädtifche oder 
eine der übrigen Gemeinden nichts entgegenfteht. Sie 
können auc nach Erlangung ded Staatsbürgerrechtd die 
in demfelben enthaltenen Befugniffe erft, nachdem fie 
dad Bürgerrecht in einer Gemeinde erworben haben, 
ausüben, - 

Art. 7. Die Berfaffung des Staats ift die demo 
fratifche. 

Ale Staatdgewalt wird von den Staatdbürgern 
entweder unmittelbar, oder mittelbar durch verfaffungds 
mäßig gewählte Vertreter, ausgeübt, 

PR — 8. Die geſetzgebende Gewalt iſt der Bürger⸗ 

aft, 
die vollziehende dem Rath, 
die richterliche den Gerichten 
übertragen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Grundrechte. 


Art. 9. Alle Staatsangehörigen find vor dem Ges 
feße gleich. 

Art, 10. Der Staat erkennt bei feinen Angehöri— 
gen feinen Adel, noch fonft. einen bevorrechteten Stand an. 

Art. 11. Kein Staatdangeböriger darf von eis 
nem anderen Staate einen Titel oder Drden anneh⸗ 
men, 
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- Ein vow einem. anderen Staate übertragenes Amt: 
befreit keinen: Staatdangehürigen von den ihm gegen 
den hamburgifchen Staat obliegenden Pflichten. 

Art. 12. Niemand darf verhindert werden, aus 
dem Staatöverbande zu treten, wenn er die zur Zeit 
bereits entftandenen Dbliegenbeiten gegen den Staat er⸗ 
fült, und feine privatrechtlichen Anfprüche gegen feis: 
nen Austritt geltend gemacht werden. 

Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden. 

Art. 13. Kein Staatdangehoriger darf einem ans 
deren Staate zur Beftrafung ausgeliefert werden. 

— Att. 14. Die öffentlihen Aemter find für alle 
Staatsbürger, welche die gefeßlich vorgefchriebenen Eis 
genfchaften befigen, gleich zugänglich). 

Das Geſetz darf nur folbe Beringungen der Wähl⸗ 
barkeit aufftellen,, welche die Natur des Amtes fordert. 

Art. 15. Die Freiheit der Perfon ift unverleglicd. 

Niemand darf anderd, ald in den gefehlich bes 
flimmten Fällen, verhaftet oder in polizeiliche Berwah- 
rung genommen werden. 

Art. 16, Die Verhaftung einer Perfon foll, aus 
fer im Fall der Ergreifung auf frifher That, nur ges: 
ſchehen in Kraft eines richterlichen mit Gründen vers 
fehenen: Befehls. Diefer Befehl muß im Augenblide 
der Verhaftung oder innerhalb der nächſten vier und: 
smanzig Stunden dem. Berhafteten fchriftlich zugeftellt 
werden, 

Die Polizeibehörde muß Seden, den fie in Bers 
wahrung genommen bat, im Laufe des folgenden Ta⸗ 
ged entweder freilaffen: oder der richterlichen Behörde 
übergeben. 

Art. 17. Jeder Berhaftete fol Be LS ei⸗ 
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ner vom Gerichte zu beftimmenden Gaution oder Bürg- 
fhaft der Haft entlaffen werden, fofern nicht dringende 
Anzeigen eines fhmeren Verbrechens gegen ihn vorliegen. 

Art. 18. Im Fall einer widerrechtlich verfügten 
oder verlängerten Gefangenfchaft ift der Schuldige und 
nöthigenfalld der Staat dem Berleßten zur Genugthuung 
und Entihädigung verpflichtet. 

Art. 19. Die für dad Militairwefen erforderlichen 
Abweichungen von den in den Art. 15 bis 18 ent 
— 7—— Beſtimmungen bleiben der Geſetzgebung vors 

ehalten. 

Art. 20. Die perfönlihe Haft ald Vollftredungds 
mittel — Schuldforderungen ſoll abgeſchafft werden. 
-. Art. 21. Die Wohnung iſt unverletzlich. Das 
Eindrin en in diefelbe und namentlich eine Haudfus 
dung if nur in den gefeßlich beitimmten Fälen und 
Den zuläffig. 

Art. * Die Beſchlagnahme von Briefen und 
— kann nur in den geſetzlich vorgeſchriebenen 
Fällen und Formen, die ———— in Beſchlag ge⸗ 
nommener Briefe und Papiere nur kraft eines richters 
lihen, mit Gründen verfehenen, fchriftlihen Befehls 
vorgenommen werden. 

Bei der Durchſuchung ift, wenn möglich, der Bes 

theiligte zuzuzieben, welchem dann der Befehl fofort zu 
eröffnen ift. 
7 Art, 23. Das Briefgeheimniß ift gewährleiftet. 
Ausnahmen von diefer Beftimmung fünnen nur in ftrafs 
gerichtlichen Unterfuhungen nah Maaßgabe gefeßlicher 
Vorch riften, und in Kriegdfällen eintreten. 

Art. 24. Zur Erlangung eined Geftändniffes in Uns 
terfuhungen darf fein Zwangsmittel angewendet werden. 
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Art. 25. Keine Strafe darf angedroht oder vers 
re werden, als in Gemäßheit eines beftimmten Ges 
etzes. 

Art. 26. Die Todesſtrafe, ausgenommen wo dad 
Kriegsrecht fie vorfchreibt, oder dad Seerecht im Fall 
einer Meuterei fie zuläßt, fo wie die Strafen ded Prans 
gerd, der Brandmarfung und der körperlichen Züchtig— 
ung find abgefchafft. | 

. Art. 27. Seder hat das Necht, durch Wort, Schrift, 
Druck und bilvlihe Darftellung feine Meinung frei zu 
äußern. 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umftänten und 
in Feiner Weiſe dur vorbeugende Maafregeln, naments 
lich Genfur, Gonceffionen, Privilegien, Sicherheitäleift- 
ungen, Staatdauflagen, Befchränfungen der Druderzs 
eien oder ded Buchbandeld, Poftverbote, oder andere 
Hemmungen des freien Verkehrs befchränft, fuspens 
dirt oder aufgehoben werden. 

Verbrechen und Bergeben, zu welchen die Ausübs 
ung dieſes Nechtes mißbraucht wird, unterliegen dem 
allgemeinen Strafgefeßen. | 

Art. 28. Jeder bat dad Recht, einzeln oder in 
Gemeinſchaft mit Mehreren ſich mit Gefucben fchriftlich 
an die Behörden ded Staated und der Gemeinden zu 
wenden. . _ 
fi Abweifende Befheide müffen mit Gründen verfehen 
ein, 

Art. 29, Jeder hat volle Glaubens⸗- und Gewiffend- 
freiheit. 

Niemand ift verpflichtet, feine religiofe Ueberzeug—⸗ 
ung zu offenbaren. 
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Art. 30. Die gemeinſame häusliche und öffent—⸗ 
liche Uebung der Religion ift unbefchränft. | 

Verbrechen und Vergehen, zu welchen die Ausübs 
ang diefed Rechtd mißbraucht wird, unterliegen dem 
Strafgeſetz. —— — 
| Art. 31. Durch das religiöfe Bekenntniß wird der 
Genuß der bürgerlichen und ftaatöbürgerlichen Nechte 
weder bedingt noch beſchränkt. Den bürgerlichen und 
ftaatsbürgerlichen Pflichten darf daſſelbe feinen Abs 
bruch thun. 

Art. 32. Jede Religiondgefellichaft ordnet und vers 
waltet ihre Angelegenheiten felbititändig, bleibt aber 
den allgemeinen Staatögefeßen unterworfen. 
| Art. 33. Keine Religionsgeſellſchaft genießt vor 
anderen Borrechte durch ten Staat; ed befteht ferners 
Din feine Staatäfirche. 
| Neue Religionsgefellfebaften dürfen fich bilden; eis 
ner Anerkennung ihres Befenntniffed durch den Staat 
bedarf es nicht. 

— Art. 34, Niemand foll zu einer Firchlichen Hands 
lung oder Feierlichfeit gezwungen werden. 

Art. 35. Die Gültigfeit der Ehe ift nur von der 
Bollzichung der durch die bürgerliche Gefeßgebung vors 
gefehriebenen Korm abhängig. Erft nach diefem Civil⸗ 
Act kann eine firhlihe Trauung ftattfinden. Die Ne 
Vigiondverfchiedenheit ift fein Ehehinderniß. 

Art. 36. Die Geburtd:, Ehe⸗-und Sterberegifter 
find von den bürgerlichen Behörden zu führen. 

: Art. 37. Dad Recht, fich friedlich und ohne Waf- 
fen zu verfammeln, ift gewährleiftetz einer befonderen 
Erlaubniß dazu bedarf ed nicht. Volksverſammlungen 
unter freiem Himmel können in ftädtifch bebauten Bes 
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zirken bei dringender Gefahr für die öffentliche Ord⸗ 
nung und Sicherheit verboten werden. 

Art. 38. Das Recht, Bereine zu bilden, fol 
durch keine vorbeugende Maaßregel befchränft werden. 

Art. 39. Die Beftimmungen der Artifel 37 und 
38 finden auch auf die Mitglieder der Wehrmacht Ans 
wendung, infoweit die militairifchen Disciplinarvors 
fohriften nicht entgegenftehen. 

Art. 40. Das Eigenthum ift unverleglich. Eine 
Enteignung kann nur aus NRüdfichten ded gemeinen 
Beten, auf Grund eines befondern Befchluffes der ges 
feggebenden Gewalt, und gegen gerechte Entfhädigung 
vorgenommen werden. Ä 

Art. 41. Die Beltimmungen über die Verwendung 
des Vermögens von milden Stiftungen, öffentlihen Ans 
ftalten oder Gorporationen fünnen nur durch einen Bes 
ſchluß der gefeßgebenden Gewalt, und im einem_dem 
urfprünglicben Zweck entfprechenden Sinne geändert 
werden. 

Art, 42. Jeder Grundeigenthümer fann - feinen 

Grundbefiß unter Lebenden und von Todeswegen gang 
oder theilweife veräußern. Das Beifpruchsrecht ift aufs 
.geboben. Der Unterfchied zwiſchen wohlgewonnenem 
und Erbgut und die Befchränfung der Verfügbarkeit 
über das lebtere iit aufzuheben. 
- Art. 43. Die aus dem guts-und fehußherrlichen 
Berbande fließenden perfonliben Abgaben und Keiftuns 
gen, fo wie die dem Berechtigten bisher etwa obliegens 
den Gegenleiftungen fallen ohne Entfhädigung weg. 

Art. 44. Alle auf Grund und Boden haftenden 
“ Leiftungen und Abgaben, wie Zehnten und Renten, find 
auf Antrag des Belafteten ablösbar. Das Gefeg bes 
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flimmt die Normen der Ablöfung. Fortan darf fein 
Grundftüd mit einer unablosbaren Leiftung oder Abs 
gabe belaftet werden. 

Art. 45. Sm Grundeigenthbum liegt die Berechti⸗ 
gung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden. Die 
Ausübung der Jagd aus Gründen der öffentlichen Eiche 
erheit und ded gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der 
Gefeßgebung vorbehalten. 

Art. 46. Aller Fehnd und dem Äbnlicher Verband 
ift aufzuheben. Der Canon ift auf Antrag des Belaftes 
ten abzulöfen. Jede Leiftung und Abgabe, welche als 
Anerfennung des Obereigenthums anzufeben ift, fällt 
ohne Entfchädigung weg. 


Dritter Abfchnitt. 
Die Bürgerfhbaft. 


Art. 47. Die Bürgerfchaft beſteht aus dreihun—⸗ 
dert Mitgliedern. Diefelben werden durch unmittelbare 
Wahl mit geheimer Stimmabgabe ernannt. | 

Art. 48. Zur Teilnahme an diefer Wahl ift jeder 
bamburgifche Staatöbürger berechtigt. 

Art. 49, Bon der Ausübung des MWahlrechts aus⸗ 
gefchloffen find: 1) Diejenigen, welde die Uebernahme 
eined der Aemter verweigert haben, zu deren Annahme 
nah Berfaffung und Gefeß jeder Etaatdbürger vers 
pflichtet ift, — und zwar auf zehn Sahre nach ihrer 
Weigerung; 2) diejenigen, denen nach gefeßlicher Bes 
ftimmung durch gerichtliched Urtheil ihre ftaatsbürgers 
liben Rechte entzogen find, während des im Urtheil 
zu beftlimmenten Zeitraumes; 3) die zu einer Strafs 
haft Berurtheilten während der Dauer der Strafzeit, 
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Art, 50. Dad Wahlreht ruht ferner: 1) Bei 
Denjenigen, welche unter Guratel ftehen, fo wie bei 
Denjenigen, welde von der zuftändigen Behörde für 
geifteöfrant erklärt find, fo lange die Cura dauert 
oder die Wiederberftellung des Geifteöfranfen nicht 
anerfannt ift. 2) Bei Denjenigen, über deren Vermö⸗ 
gen Concurs ausgebrochen ift, bid zur Beendigung des 
Soncurdverfahrend, oder falld diefe nicht früher erfolgt, 
bis zum Ablaufe von 2 Sahren nach Ausbruch des Cons 
eurfed. 3) Bei Denjenigen, welche von den üffentlichen 
Armenanftalten regelmäßige Unterftüßung erhalten. 


Art. 51. Jeder nach den vorftehenden Artikeln 
zur Theilnahme an der Wahl Berechtigte ift zur Bürs 
gerfhaft wählbar. Ausgenommen von der Wählbars 
feit find Diejenigen, welde zur Zeit des Zufammens 
tritts ter Bürgerſchaft nicht mindeftend ein Jahr lang 
im hamburgifchen Staate gewohnt haben. 

Art. 52. Kein Abgeordneter Fann binfichtlich feis 
ned Verhbaltend in der Bürgerfchaft gültige Berpflichs 
tungen gegen die Wähler übernehmen; eben fo wenig 
Tonnen die Wähler einem Abgeordneten bindente Bors 
ſchriften ertheilen. 

Art. 53. Ueber die Sültigfeit der Wahlen ent 
fiheidet die Bürgerfchaft. 

Art. 54. Jeder in die Bürgerfchaft Gewählte ift 
zur Annahme der Wahl verpflichtet. Wer fich der auf 
ibn gefallenen Wahl oder der ihm dadurch auferlegten 
Pflicht entzieht, ohme von der Bürgerfcbaft entlaffen zu 
fein, wird von der Letzteren für die Dauer der nächften 
zehn Sabre feiner ftaatdbürgerlicben Rechte verluftig ers 
Hart. Eine MWiedereinfegung in diefe Rechte vor Abs 
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‚lauf des angegebenen Zeitraums kann nur durch einen 
Beſchluß der Bürgerfchaft verfügt werden. 

Art, 55. Die Mitglieder ded Raths und die Sym 

dick find, wenn fie in die Bürgerfchaft gewählt werden, 

zur Annahme diefer Wahl nicht verpflichtet. Nehmen 
| — an, ſo haben ſie ihr bisheriges Amt nieder⸗ 
zulegen. 

Art. 56. Ein Abgeordneter, welcher durch einen 
der in Art. 49 bis 51 genannten Gründe feine Wähl—⸗ 
barfeit verliert, tritt aus der Bürgerfchaft. Deßgleichen 
derjenige, welcher ein befoldeted Staatdamt oder eine 
DBeforderung im Staatddienfte, oder ald Beamter eine 
Gehaltderhohung erhält, jedoch unbefchadet feiner Wie— 
derwahl. 

Art. 57. Bei eintretender Bacanz wird eine Neus 
wahl audgefchrieben. Bei Vacanzen, die in den lebten 
ſechs Monaten vor regelmäßiger Erneuerung der Wah— 
len eintreten, findet eine Neuwahl nur dann ftatt, wenn 
die Bürgerfchaft fie für erforderlich hält, Erfaßmänner 
werden nicht gewählt. 

Art. 58. Die Mitglieder der Bürgerfchaft verwals 
ten ihr Amt unentgeltlih. Weber den etwaigen Erfaß 
der für den Befuch der Sikungen aufgewandten Ausds 
lagen entfcheidet dad Geſetz. 

Art. 59. Falls und foweit die Thätigfeit eines 
Abgeordneten mit fonitigen Obliegenheiten deffelben ges 
gen den Staat unvereinbar ift, ftebt ihm dad Recht 
zu, der erfteren den Vorzug zu geben, unbefchadet der 
Befugniß der Bürgerfchbaft, ihn auf feinen Antrag in 
ſolchem Falle aus ihrer Mitte zu entlaffen. 

Art. 60. Die Bürgerfchaft wird auf zwei Sabre 
gewählt. Nach Ablauf derfelben findet vollftändige Ers 
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neuerung ftatt. Hat die Neuwahl der Bürgerfihaft 
nah Maaßgabe der Beftimmung ded Art. 77 ftattges 
funden, fo bleibt die neue Bürgerfchaft nur fo lange in 
Wirkſamkeit, wie die vorhergehende noch gedauert has 
ben würde. 

Art. 61. Die Mitglieder einer früheren Bürger» 
fchaft find für jede folgende wieder wählbar, Die Bürs 
gerfchaft gilt in demfelben Zeitpunft für aufgeloft, in 
welchem die neue Bürgerfchaft zufammentritt. | 
| Art. 62. Die neugewählte Bürgerfchaft tritt nach 
Hollendeter Wahl am erften Werktage ded Monats 
September, Mittagd zwolf Uhr, zufammen, und cons 
ftituirt fi unter Leitung ihres älteſten Mitgliedes. 

Art. 63. Die Bürgerfbaft ift beſchlußfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der Gefammtzahl ihrer Mitglieder 
(Art. 47) anwefend find. Ueber die Befhlußfähigfeit 
für Anberaumung der Sißungszeiten, Tagesordnung, 
fo wie für andere die Gefchäftsbehandlung ‚betreffende 
Fragen entfcheidet die Gefchäftsordnung. 

Art. 64. Die Situngen der Bürgerfchaft find öf— 
fentlid. Ausnahmsweiſe tritt auf Verlangen von zehn 
Mitgliedern oder des Rathes die Bürgerfhaft in ger 
heimer Sigung zufammen, in welcher fie nah Anhö— 
rung ded Antrages, für welchen die geheime Sitzung 
verlangt wurde, zuerft befchließt, ob die Sitzung für 
Die Behandlung des in Rede ftehenden Gegenftandes 
eine geheime bleiben foll. 

Art. 65. Die vom Rathe nach feinem Ermeſſen 
aus feiner eigenen Mitte oder anderweitig zu beftims 
menden Bevollmächtigten für die Verhandlungen mit 
der Bürgerfehaft haben zu den Sitzungen derfelben Zus 
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tritt, und find berechtigt, ohne Stimmrecht an den Vers 
bandlungen Theil zu nehmen. 

Art. 66. Kein Abgeordneter kann von Gtaatds 
wegen für feine Aeußerungen oder Abftimmungen in 
der DBürgerfchaft oder deren Ausfchüffen zur Verants 
wortung gezogen werden. Die Bürgerfchaft ift befugt, 
nad Maaßgabe der Gefchäftdordnung wegen Drdnungds 
widrigfeiten gegen ihre Mitglieder auf disciplinarifchem 
Wege zu verfahren. 

Art. 67. Die Bürgerfchaft befchlieft allein über 
die Bertagung ihrer Sißungen auf beftimmte oder uns 
beftimmte Zeit. Seder Verſuch, diefelbe an ter Auss 
übung ihrer verfaffunggmäßigen Befugniffe zu bindern, 
gilt ald Hochverrath. 

Art. 68. Auch ohne vorhergehenden Befchluß der 

Bürgerfchaft wird fie durch ihr Bureau zufammenberus 
fen: 1) auf Antrag ded Rathes, 2) auf Antrag ded 
Bürgerausfchuffes, 3) auf Antrag von wenigftend funfe 
zig Abgeordneten, 4) bevor feit dem lebten Sitzungs⸗ 
tage der Bürgerfiheft drei Monate verfloffen find. Iſt 
im leßteren Falle die Bürgerfchaft nicht durch das Bus 
reau zufammenberufen, fo tritt fie ohne Weiteres an 
dem Tage, an welchem feit der lebten Sitzung drei 
Kalender-Monate verfloffen find, Mittags zwolf Uhr zur 
fammen. - 
Art, 69. Die Bürgerfchaft befchließt allein und 
endgültig über ihre Gefchäftsordnung und die etwa ers 
forderlichen Abänderungen derfelben innerhalb der von 
der Berfaffung gezogenen Gränzen. 

Art. 70. Die Bürgerfchaft befchließt die Geſetze 
nad) den aus ihrer eigenen Mitte oder_ (vom Rathe 
ausgegangenen Borfchlägen. 
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A, 71. Iſt ein Geſetzvorſchlag von einem oder 
mehreren Mitgliedern der Buürgerfchaft eingebracht, jo 
bat fie zunächſt darüber zu entfcheiden, ob derfelbe in 
Betracht zu ziehen ift. 

Art. 72. Die Bürgerfchaft fann, wenn fie einen 
Geſetzvorſchlag in Betracht zu ziehen befchloffen hat, 
oder der Antrag zu einem Gefeße ihr vom Rathe vors 
gelegt wird, denfelben durch einen Ausſchuß oder im 
anderer geeigneter Weiſe einer vorbereitenden Prüfung 
unterziehen. 

Art. 73, Jeder Gefebvorfchlag, den die Bürgers 
fhaft in Betracht zu ziehen befchloffen hat, oder der 
ihr vom Rathe vorgelegt wird, ift einer zweimaligen 
Berathbung und Abftimmung zu unterziehen, bevor ders 
— als definitiv von ihr angenommen zu betrachten 
ſt, falls ſich nicht bei der erſten Abſtimmung mindeſtens 
zwei Drittheile aller an derſelben theilnehmenden Mits 
glieder und mehr ald die Hälfte aller Bürgerfchaftdmit- 
glieder für den Vorfhlag erklären. Die zweite Beras 
thung kann früheftend vierzehn Tage nach der Beendis 
gung der eriten beginnen, falls fi nicht mindeftend 
zwei Drittbeile aller Anmwefenden und mehr als vie 
Hälfte aller Bürgerfibaftdmitglieder für eine Abkürzung 
diefer Frift entſcheiden. Jedoch darf auch in Ddiefem 
Falle die zweite Berathung niemald früher, ald am 
dritten Tage nach Beendigung der eriten beginnen. 

Art. 74. Iſt das befchloffene Geſetz vom Rathe 
beantragt worden und von der Bürgerfchaft unveräns 
dert angenommen, fo hat der Rath daffelbe innerhalb 
acht Tage nach der desfallfigen ihm von der Bürgerfchaft 
gewordenen Mittheilung zu verfünden. 

Art. 75. In allen anderen Fälen hat der Rath 
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ſein etwaiges Bedenken gegen ein von der Bürgerſchaft 
beſchloſſenes Geſetz derſelben innerhalb vierzehn Tage 
nach Mittheilung ihres Beſchluſſes unter Angabe ſeiner 
Gründe vorzulegen, widrigenfalls das Geſetz ohne 
Weiteres in Kraft tritt, und demgemäß vom Rathe 
zur Berfündung zu bringen ift. 

Art. 76. Nah Mittheilung eines ſolchen Beden- 
end tritt die Bürgerfchaft in abermalige Berathung 
über den von ihr früher gefaßten Beſchluß. Erklärt 
fich Diefelbe alddann mit dem vom Rathe geäußerten. 
Bedenken einverftanden, oder wird ihr früherer Beſchluß 
von mindeitend zwei Drittheilen aller ihrer Mitglieder: 
beftätigt, fo hat e8 bei dem nunmehrigen Bürgerfchaftes 
befchluffe fein Bewenden. 

Art. 77. Erklären fih mehr ald die Hälfte der 
Anwefenden, aber weniger als zwei Drittheile ſämmt— 
licher Mitalieder für den Bürgerfchaftäbefchluß, fo bleibt 
derfelbe bis zur nächiten Erneuerung der Bürgerſchaft 
fufpendirt, tritt jedoch fodann ohne Weiteres in Kraft, 
wenn diefe erneuerte Bürgerfchaft mit einfacher Majos 
rität ſich für denfelben erflärt, Es fteht jedoch in dies 
ſem Falle der Bürgerfchaft frei, durch Befchluß- der 
Mehrzahl fammtlicher Mitglieder ihre fofortige Erneues 
rung herbeizuführen. Diefer Befchluß darf nicht an 
demfelben Tage gefaßt werden, an weldem die Ab» 
fliimmung über den beanftandeten Gegenftand felbft: er⸗ 
folgt ift. Nach Erledigung ded vom Rath erhobenen 
Bedenfend auf dem einen oder anderen Wege ift mit 
dem nunmehr befchloffenen Gefete wie in dem Falle 
unter Art. 74 zu verfahren. R 

Art. 78. Berfündet der Rath ein von der Bürs 


gerfchaft endgültig befchloffenes Geſetz nicht-in der vor⸗ 
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chriebenen Frift, fo hat der Bürgerausfchuß dem 

ath zur fofortigen Verkündung aufzufordern, und die 
Bürgerfchaft, falls die Verkündung dennoch unterbleibt, 
diefelbe durch ihren Vorfigenden zu bewirken. . 

Art. 79%: Die Bürgerfhaft befchließt die Steuern; 
fie ertheilt die Ermächtigung zum Abſchluß von Staates 
anleihen und zur Veräußerung von Staatdgut, fo wie 

r Enteignung von Privateigenthbum (Art. 40). Gie 
aßt die Befchluffe über diefe Gegenftände in den für 
die Gefeßgebung in den Artifein 70 bid 78 vorgefchries 
benen Formen. 

Art. 80. Die Bürgerfchaft beſchließt über die. ihr 
vom Rathe vor Beginn des betreffenden NRechnungds 
jahres mit den Spezial-Etatd vorzulegenden Boranfchläge 
im Ganzen und in den einzelnen Theilen, fo wie über 
die etwa erforderlichen Nachbewilligungen. 

Art. 81. Die Bürgerfchaft hat die Aufficht über 
die Handlungen der vollziehenden Gewalt und der eins 
zelnen ee Zu diefem Zmwede bat 
ihr der Rath 1) balvtbunlichit nach Ablauf jedes Rech⸗ 
nungsjahres die Abrechnung über die Einnahmen und 
Audgaben zur Prüfung vorzulegen; 2) alljährlich eine 
Mittheilung über den Zuftand des Staated zu machen; 
3). jederzeit auf Verlangen Auskunft über einzelne, durch 
Antrag eined Abgeoroneten oder auf Befchwerde des 
Betheiligten in Anregung gebrachte Angelegenheiten zu 
ertheilen. Die Bürgerfcbaft ift berechtigt, zu dieſem 
Zwede jederzeit die Anmwefenheit eined Bevollmächtigten 
des Rathes in ihrer Sitzung zu verlangen. 

Art. 82. Die Bürgerfchaft hat das Necht, gegen 
die Mitglieder ded Raths oder der einzelnen Berwals 
tungsbehörden wegen Verfaſſungsverletzungen, geſetz⸗ 
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widriger Handlungen oder Unterlaffungen die öffentliche 
Anklage zu erheben. - | 

Art. 83. An Abftimmungen über Fragen der Con—⸗ 
teole oder offentlihen Anklage nehmen die etwa in der 
Burgerfchaft figenden Mitglieder der betreffenden Vers 
waltunge-Deputation oder die betreffenden Beamten feis ' 
nen Theil. . 

Art. 84. Staatsverträge bedürfen zu ihrer Güls 
tigkeit der Genehmigung der Bürgerfchaft. 

Art, S5. Die Bürgerfibaft ift berechtigt, von jes 
dem Staatdangebörigen die im öffentlichen Intereſſe 
erforderliche Ausfunft zu verlangen. Der Aufgeforverte 
ift verpflichtet, Diefelbe nach beften Kräften zu ertheilen. 


Vierter Abfchnitt. 
Der Bürgerausfchuß, 


Art. 86. Die Bürgerfchaft wählt fofort nach ihrem 
Zufammentritt aus ihrer Mitte den aus dreißig Mits 
gliedern beftehenden Bürgerausfchuß. Bon dieſen wers 
den vier und zwanzig durch die Abgeordneten der Stadts 
pe: und die der Borftadt St. Pauli gemeinfcaft 
ich, und ſechs durch die übrigen Abgeordneten gewählt. 
Diefed Zahlenverhältniß kann durd die Gefeßgebung 
nah Maafigabe der in dem Verhältniß der Bevolferung 
etwa eintretenden Veränderungen abgeändert werden. 
A. Art. 87. Der Bürgerausfbuß wird nah Ablauf 
eined Jahres erneuert. Seine Bollmact erlifcht früher, 
wenn die Bürgerfchaft, von der er gewählt ift, ſich 
früher auflöfen ſollte (Art. 77). Die von der neuen 
Bürgerfchaft alddann vorzunehmende Wahl gilt nur 
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biß zum Ablauf des Jahres, für welches der frühere: 
Bürgerausſchuß gewählt war. Ein aus der Bürger“ 
ihaft entlafjened Mitglied tritt zugleich aus dem Bürs“ 
gerausſchuß, und wird durch eine bid zum Ablauf des 
Jahres gültige Neuwahl erfebt. 5 

Art. 88, Die in den Bürgerausfhuß gewählter‘ 
Abgeoroneten find, vorbehältlih. ihrer Entlaffung durch: 
die Bürgerfchaft, zu einer einmaligen Annahme ber: 
Wahl und zur pe diefed Amted während der 
Zeit, für weldhe fie gewählt wurden, verpflichtet, mit 
Ausnahme derer, die bereitd Mitglieder einer Verwal⸗ 
tungddeputation find, oder einem Gerichte als nicht 
rechtögelehrte Mitglieder angehören. Die Nichterfüllung 
diefer Pflicht hat diefelben Folgen, wie bei der Wahl. 
zur Bürgerfhaft (Art. 54). 

Art. 89. Der Bürgerausfhuß wird durch feinen 
Borfißenden berufen. . 

Art. 90. Der Bürgerausfhuß. ift befchlußfähig, 
fobald mehr ald die Hälfte feiner Mitglieder anwefend 
find. - 
Art. 91. Die Sißungen ded Bürgerausſchuſſes 
find offentlih. Ausnahmsweiſe tritt. derfelbe auf Ver⸗ 
langen von drei Mitgliedern oder des Rathes zu einer: 
eheimen Sitzung zufammen, in welcher er- nah Ans 
— des Antrages, für welchen die geheime Sitzung 
verlangt wurde, zuerſt beſchließt, ob die Sitzung für 
die Behandlung des in Rede ſtehenden Gegenſtandes 
eine geheime bleiben ſoll. | 

Art. 92. Der Bürgerausfhuß ift befugt: 1) aus 
Berordentliche und im Budget nicht vorhergefehene Aus⸗ 
aben bid zw dem: bei Beliebung des Budgets_feftges 
Aeiten Belaufe, fo wie die —— * Staats⸗ 
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gar falls dasſelbe nicht den Werth von drei Taufend 
re Banco überfteigt, zu bewilligen; 2) auf Antrag 
des Rathes in dringlichen Fällen geſetzliche Verfügun⸗ 
gen von geringerer Bedeutung bis zur Entſcheidung 
durch die Bürgerſchaft vorläufig zu beſchließen; 3) vom 
Rathe Auskunft über Staatsangelegenheiten zu verlan⸗ 
gen; 4) die Zuſammenberufung der Bürgerſchaft zu 
Yeranlafien. 

Art. 93. Wenn in dem im Art. 92 unter 2) er 
wähnten Falle ein Drittheil der anmwefenden Mitglieder 
des Bürgerausfchuffed vor Eröffnung der Berathung 
die Zuftändigfeit des Bürgeraudfchuffes für den. betrefs 
fenden Antrag in Frage ftellt, fo ift derfelbe an die 
Bürgerfchaft zu verweifen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Der Rath 


Art. 94. Der Rath befteht aus neun Mitgliedern. 

Art. 95. Wählbar zum Rathsmitgliede ift jeder 
zur Bürgerfhaft wählbare Staatsbürger nad) vollendes 
tem dreißigften Lebensjahre. Audgefchloffen von ber 
Wahl ift Derjenige, welcher mit einem Mitgliede des 
Rathes in auf⸗ oder abfteigender Linie, oder ald Brus 
der, Oheim, Neffe verwandt oder ald Stiefvater, Stiefs 
fohn, Schwiegervater, Schwiegerfohn, Frauenbruder oder 
Schweſtermann verfchwägert if. Es macht in den Fäls 
Jen der Schwägerfchaft feinen Unterſchied, ob die fie 
begründende Ehe noch fortdauert oder nicht. 
v- Art. 96. Die Wahl geſchieht unmittelbar durch 
die Bürgerfchaft, Jedes Rathsmitglied wird in einer 
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befönderen Wahlhandlung durch Stimmzettel mit abſo⸗ 
Inter Mehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
fcheidet‘ dad 2008. Hat eine zweimalige Abftimmun 

feine abfolute Mehrheit ergebeu, fo wird unter den Beis 
den gewählt, auf welche bei der zweiten Abftimmung 
die: meiften Stimmen gefallen find. n 

Art. 97. Die Mitglieder ded Rath bekleiden ihr 
Amt ſechs Jahre; alle zwei Sahre treten drei derfelben 
aus. Die Austretenden find wieder wählbar. Ä 

Art. 98. Die Wahl gefcbieht regelmäßig binnen 
vierzehn Tagen nach dem erften Zufammentritt der ers 
nneuerten Bürgerfchaftl. Wird in der Zwifchenzeit eine 
Rathsſtelle erledigt, fo findet innerhalb vierzehn Tage 
eine für den Reſt der Amtsdauer gültige Erfagwahl 
ftatt. Wenn ein Rathsmitglied während des lebten 
Jahres feiner Amtsdauer ausfcheidet, und nicht etwa 
Bürgerfhaft und Rath über Ausfegung der Wahl bi 
um Beginne der nächften Bürgerfchaft einverftanden 
find, fo gilt die Erfaßwahl für das laufende und die’ 
nächſten ſechs Sabre. 

Art. 99. Jedes nach Ablauf ſeiner Amtszeit oder 
freiwillig vorher ausſcheidende Rathsmitglied verwaltet 
ſein Amt bis zur Wahl ſeines Nachfolgers. Die Fälle, 
in denen ein Rathsmitglied zum Austritte genoöthigt 
iſt, beſtimmt das Geſetz. Br 

Art. 100. Mit der Führung‘ ded Rathsamts tft 
jeded andere öffentliche: Amt unvereinbar. Eine fonftige 
Berufsthätigkeit Dürfen die Rathsmitglieder fortfeßen, 
in ſo weit -diefelbe der Erfüllung ihrer Amtöpflicht kei⸗ 
nen Abbruch thut. | . Ä 

Art. 101. Jedes Rathemitglied muß in der Stadt 
oder in deren mächfter Umgebung auf hamburgiſchem 
15 
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fort: nach der Mr cin | | i 6 

Art. 102. SGeded. Mitglied des Rathes Hat fich in 
einer gemeinfamen Verfammlung der Bürgerfchaft und: 
des Rathes vor Antritt feines Amtes zur getreuen Füb⸗ 
rung deffelben feierlich zu verpflichten. Die Korm dies 
fer. Verpflichtung wird gefeßlich beftimmt. 

Art. 103. Der Rath wählt aus feiner Mitte ei- 
nen erften und einen zweiten Bürgermeifter für die 
Dauer eined Jahres zu Borfigenden. Die Wiederwahl 
iſt zuläffig. Wird in der Zwifchenzeit dad Amt eines 
Bürgermeifterd erledigt, fo findet eine für den Reſt der 
Amtsdauer gültige Erfabwahl ftatt. 

-— Art. 104. Die Mitglieder des Raths erhalten ein 
gefeßlich zu beftimmended Honorar. | 

Art. 105.. Dem Rathe find ſechs Syndici beige, 
geben. Die Zahl derfelben Fann durch die Gefeßgebung 
vermehrt oder vermindert werden. _ 

Art. 106, Die Syndici werden von dem Ratbe . 
mit, abfoluter Stimmenmehrheit gewählt, vorbehältlich 
der Beftätigung ihrer Wahl durch die Bürgerfchaft. 

. Art, 107. Die Syndici Eonnen vom Rathe mit 
Genehmigung der Bürgerfchaft- entlaffen werden. - Ein 
freiwillig aus dem Amte fcheidender Syndicus bleibt 
bis zum. Einteitte feined Nachfolgerd in Thätigkeit. 
—Art. 108 Der Rath kann nad feinem: Ermeffen 
die Syndici oder einzelne derfelben zu feinen Sitzungen 
binzuziehen. Sie. nehmen an vdenfelben nur mit be⸗ 
rathender Stimme Theil. Ä | 
... At 109. Das Meitere über die Amtöthätigkeit, 
fo wie die Beftimmungen über das: Honorar und Die- 
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- rk 110, Die Geſchäftsordnung des Nathes bes 
darf der Betätigung durch. die Bürgerfhaf. - 
Art. 111. Der Rath als Inhaber der vollziehen: 

den Gewalt ift die oberfte Vermaltungsbehörde; er übt 
Die Aufficht über. ſämmtliche Zweige der Verwaltung. 
Art. 112. Der Rath hat. die geſetzliche Ordnung 
-aufrerht zu erhalten, umd die Sicherheit ded Staats 
im Innern, wie nad Außen zu wahren. ' — 
Art. 113. Der Rath verfügt innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Schranken über die bewaffnete Macht. 
| Art. 114. Der Rath vertritt den Staat der deut 
hen Reichdgewalt ‚gegenüber. Er leitet die auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten, . führt die auf diefelben bezüglis 
hen Verhandlungen und ernennt die Bevollmächtigten 
bei anderen Staaten. Bei Vollziehung von Staats—⸗ 
verträgen hat er die Genehmigung der Bürgerfchaft 
»orzubehalten. an 
‚Art. 115. Die dem Staate zuftehende Oberauf 
u — die Gemeinden wird Durch den Rath aus 
Ä eu 0 * 
Art. 116. Das Recht, eine von den Gerichten 
erkannte Strafe durch Begnadigung zu mildern oder 
zu erlaſſen, ſteht dem Rathe zu. Bei den nah Maß— 
—— des Art. 82 auf Anklage der Bürgerſchaft er⸗ 
ten Strafen kann der Rath das Begnadigungs 
zecht nur auf Antrag der Bürgerfchaft ausüben: Eine 
Amneftie kann nur durch die Gefeßgebung ertheilt werdem. 
Art. 242. Alle Beamten, über. deren Wahl nicht 
Durch Die Berfaffung oder Die Geſetze anderweitig. vers 
fügt: wird, ermennt der Rath. ©: >... 5: „under 


Art. 118. Die dem Staate zu leiftenden Eide 
oder die deren Stelle vertretenden Verpflichtungen wer⸗ 
den, foweit. die Berfaffung oder die Gefete nicht ans 
dermweitig darüber beftimmen, vor dem Rathe abgelegt. 
Art. 119. Der Rath hat dad Recht, die Zufams 
menberufung der Bürgerfchaft, fo wie ded Bürgeraus⸗ 
fchuffed zu verlangen. Er ift befugt, der Bürgerfchaft 
und in den geeigneten ‚Fällen dem Bürgerausfchuffe 
Anträge zur Berathung und Befchlußnahme ‚vorzules 
gen.. Er hat ber Bürgerfchaft auf ihr Verlangen Vors 
Schläge zu Gefeßen mitzutheilen. Er bat das Recht, 
gegen die. von der Bürgerfchaft . befchloffenen Geſetze 
nah Maßgabe der im Art. 75 entbaltenen Beftimmuns 
gen fein Bedenken geltend zu machen. Er verfündet 
innerhalb der Durch die Verfaffung beftimmten Friſt die 
Geſetze, vollzieht dDiefelben und erläßt die nöthigen Voll⸗ 
zugsverordnungen. Er: hat der. Bürgerfchaft aljährig 
aber den Zuftand ded Staats Bericht zu erftatten, und 
in demfelben die ihm etwa nothwendig erfcheinenden 
Berbefferungen in der Verwaltung‘ anzugeben. Er bat 
Der Bürgerfchaft den Voranfchlag der gefammten Einnah— 
men und Ausgaben ded Staated für das nächte Fahr 
und die Gefammtabrechnung für das verfloffene Jahr 
rechtzeitig vorzulegen. 
Art. 120. Der Rath hat“die, von ihm audgehenden 
Gefebanträge, bevor er diefelben an die Bürgerfchaft 
bringt, fo wie alle Staatöverträge vor ihrem. Abfchluffe, 
wenn thunlich, den bezüglichen Verwaltungs Deputatios 
nen zur Begutachtung vorzulegen. | ö | 
Art. 121. Die Mitglieder des Rathes und die 
Syndici find dafür verantwortlich, daß durch ihre Amts⸗ 
führung die Verfaffung ‚und die Geſetze nicht: werleßt 
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‚werden. Kür die Gefammtbefchlüffe des Rathes 
find in diefer Beziehung diejenigen feiner Mitglieber 
verantwortlich, welche nicht nachzuweifen vermögen, daß 
fie nicht für den bezüglihen Beſchluß geftimmt haben. 
Die Beftimmungen über die Geltendmachung diefer Vers 
antwortlichteit follen durch ein Gefeß feftgeftellt werden. 


Sechster Abſchnitt. 
Die Rechtspflege. 


Art. 122. Die richterliche Gewalt kann nur von 
den geſetzlich angeordneten Gerichten ausgeübt werden. 

‚Art. 123. Die Berwaltungsrechtöpflege hört auf; 
über alle Nechtöverlegungen vntfcheiden die Gerichte, 
Der Polizei fteht Feine Strafgerichtöbarkeit zu. 

Art. 124. Im Zweifelöfalle, ob eine Sade im 
Berwaltungssoder im Nechtöwege zu erledigen fei, ift 
die darüber erfolgte rechtäfäftige gerichtliche Enticheidun 
für alle Behörden verpflichtend. Hierdurch find jedo 
unter dringenden Umftänden vorläufige‘ Verfügungen 
der Berwaltungsbehörden vor ausgemachter Sache nicht 
ausgefhloffen. 4 

Art. 125. Die. Verwaltungsbehörden und Beams 
ten fünnen von Jedem, der fib durch ihre amtlichen 
Handlungen in feinem Rechte verlegt glaubt, ohne Y 
ed einer befonderen Erlaubniß dazu bedarf, gerichtli 
belangt werden. | 

Art. 126. Dad Gerichtöverfahren foll öffentlich 
und mündlich fein. . Die - Deffentlichteit kann nur - im 
einzelnen —— ſoweit ſie die Sittlichkeit gefährden 
würde, durch Beſchluß des Gerichte: beſchränkt werden. 
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Art. 127. In Strafſachen foll das Anklageverfah⸗ 
sen: Statt finden. 
Art. 128... Sn fohmereren Straffachen , fo wie über 
‚alle Anklagen wegen politifcher Vergehen follen Geſchwor⸗ 
nengerichte urtheilen. 
Ark 129% Die bürgerliche Rechtäpflege fol in 
Sachen befonderer Berufserfahrung durch fachkundige 
von den Berufdgenoffen gewählte Richter mitgeübt wer: 
den. Namentlich wird ein Handeldgericht und ein Ger 
werbegericht beftehen. u | 

Art. 130. Auch bei den übrigen collegialifch befeß- 
‚ten Gerichten nehmen an der, Entfheidung nicht rechtd- 
‚gelehrte Mitglieder Theil. Sie werden zu diefem Amte 
Don der Bürgerfchaft auf.einige Sabre gewählt. 
,, At. 181. Die rechtögelehrten. Mitglieder der Ge 
richte werden von ber Bürgerfchaft. mit abfoluter Stim- 
‚menmehrheit gewählt, Sie beziehen ein geſetzlich be 
ſtimmtes Honorar, beffeiven ihr Amt lebenslänglich, 
and dürfen ‚neben demfelben fein. andered Berufsge⸗ 
ſchäft betreiben. 
| Art. 132. Die Gefeßgebung hat die Fälle umd 
Formen zu beftimmen, in welchen ein Richter wegen 
forperliher oder geiftiger Schwäche in Ruheſtand zu 
serfeßen, oder wegen Unwürdigkeit vom Amte zu ent» 
fernen ift. 
Art. 133. . Audgefchloffen von der Wählbarkfeit zum 
Richteramt find diejenigen, welche nicht zus Bürgerfchaft 
wählbar find. 
Art. 134. Jeder Staatöbürger. ift. zur Annahme 
Der Wahl: zum. nichtrehtsgelehrten Mitgliede eined Ge⸗ 
zihtd und zur Führung diefed Amtes. während, Der ge⸗ 
febmäßigen Zeit verpflichtet „ wenn er nicht. bereits Mit⸗ 
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ai deffelben Gerichts geweſen iſt, oder einem andern 
erichte, einer Verwaltungd-Deputation, oder dem Bürs 
gerausfchuffe angehört, vorbehältlich der Entlaffung 
durch die wählende Körperfchaft oder einen Ausſchuß 
Derſelben. Die Nichterfüllung dieſer Pflicht hat dieſel⸗ 
ben Folgen, wie bei ver Wahl zur Bürgerfchaft. (Art: 54.) 
“Met. 135. Die Gefammtheit der rechtsgelehrten 
Richter hat von Zeit zu: Zeit einen Bericht über die 
-Thätigkeit der Gerichte und über die Beditfniffe, welche 
Ach hinfichtlich der NRechtöpflege gezeigt haben, zu vers 
Hffentlichen , auch auf Verlangen der. Bürgerfchaft oder 
pe erg Gutachten über vorgelegte Gegenftände zu 
erftatten. Zu 

Art. 136. Friedendgerichte zur ntfcheidung der 
minder erhebliden, und zum vworgängigen Bergleichd- 
verſuch bei erheblichen Streitigten find im: den Landge⸗ 
meinden durch Die Gefeßgebung einzuführen. 

Art. 137. Die Mitglieder der Gerichte haben beim 
: Antritt ihred Amtes die getreue Erfüllung ihrer Amts: 
pflichten zu geloben. | | 
Ä Art. 138.. Die Gefebgebung hat das. Nähere über 
"bie gerichtlichen Behörden, über deren Drganifatidn, 
Berfahren und Zuftändigkeit, fo wie über die Anord⸗ 
pre der Nechtäpflege für dad Amt Nitebüttel zu bes 

mmen. — * 

Art. 139. Durch die mmungen dieſer Verfaſ⸗ 
fung wird an ben zufolge Uebereinkunft der vier freien 
Städte für das gemeinfchaftlihe Oberappellationdgericht 
beftehbenden Borfchriften nichts geändert. ns Beil 


. z > u 
rät» . nn. . + : + — 64 
re — rs, Pe | Rh € 973 


za 1esnlrrnu He} a KEEP 


234 Berfaffung 
Siebenter Abfchnitt. 
Die Berwa tung. 


Art. 140. Die Staatöverwaltung zerfällt nad 
Maaßgabe ded Bedürfniffes in mehrere Abtheilungen. 
Dad Geſetz hat die Zahl diefer Abtheilungen und den 
Wirkungskreis einer jeden zu beftimmen. | 

Art. 141. Zu jeder Berwaltungd »Abtheilung er 
nennt der Rath: nach näherer gefeblicher  Beftimmung 
eind feiner Mitglieder oder einen Syndicus. Demfels 
ben können noch ein oder zwei Rathsmitglieder oder Syns 
dici beigeordnet werden. 

Art. 142. Die Gefeßgebung verfügt, für welche 
Zweige der Verwaltung Deputationen beftehen. Die 
Lebteren werden aus den zu der betreffenden Verwal⸗ 
tungs » Abtheilung ernannten Rathsmitgliedern umd eis 
ner Anzahl anderer Staatöbürger zufammengefeßt. 

Art. 143. Die nicht zum Rathe gehörigen Mits 
glieder der Deputationen befleiden ihr Amt während 
einiger Sabre, und verwalten daffelbe unentgeltlih. Das 
Geſetz bat die Beftimmungen über die Wahl diefer 
Mitglieder der Deputationen feftzuftelen, und kann 
für die einzelnen Deputationen eine verfchiedene Wahl 
art anordnen. . | 

" Art. 144. Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit zum 
Mitgliede einer Deputation ift jeder, welcher: zur 
Fr nicht wählbar ift, fowie die rechtögelehrten 

ichter. . 

Art. 145. Jeder Staatsbürger iſt zur Annahme 
der Wahl in eine Deputation und zur Fortführung des 
Amtes während der geſetzmäßigen Zeit verpflichtet, wenn 
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er nicht bereit Mitglied derfelben Deputation gewefen 
ift, oder einer andern Deputation, einem Gericht, oder 
dem Bürgerausfchuß angehört, worbehältlich -der Ents 
laſſung durch die wählende Körperfchaft oder einen Aus⸗ 
ſchuß derfelden. Die Nichterfüllung diefer Pflicht hat 
—— Folgen, wie bei der Wahl zur Bürgerfchaft. 


Art, 146. Sn jeder Deputation führt, abgefehen 

von den Sißungen ihrer einzelnen Abtheilungen, ein- 
Rathemitglied oder ein Syndicus den Vorſitz. 
Art. 147. Jede Deputation: faßt ihre -Befchlüffe 
mit. abfoluter Stimmenmehrheit. Jedoch ift der Bor, 
fitende der Deputation berechtigt, gegen einen Befchluß, 
welcher nach feiner Anficht der Verfaffung oder einem 
Geſetz zumiderläuft oder eine Meberfchreitung der vers 
faffungsmäßigen Geldbewilligungen veranlaffen würde, 
Einfpruch zu thun und die Sache dem Rathe vorzules 
gen, :welcher: Iebtere fodann unter feiner Verantwort- 
lichteit über das: erhobene Bedenken entfcheidet. 

Art. 148, Nah Maafgabe der gefeblichen Beftims 
mungen iſt jedes Mitglied einer Deputation für die ihm 
ald Einzelnen obligende Amtdführung verantwortlich; 
der Borfibende außerdem dafür, daß durch die Befchlüffe 
der Deputation die VBerfaffung und tie Gefebe nicht 
verlebt werden. 

Art. 149. Ueber Befchwerden in Berwaltungdans 
gelegenheiten entfcheidet ‚der Rath in letzter Inſtanz, 
unbefchadet der gerichtlichen. Entfcheidung in dem, Art. 
-125, vorgefchriebenen Falle. 

Art. 150. Die einzelnen Deputationen find befugt, 
dem Rathe Borfchläge über die in ihren Geſchäftskreis 
fallenden: Angelegenheiten: zu machen, und verpflichtet, 


demſelben über ſolche ihnen — Gegenftände Gut⸗ 

achten zu ertheil en. 

Ä Act. 151. Jeder Verwaltungszweig hat ſein Spt 

alte für. dad näcfte Jahr und Die Abrechnung 

; Über Einnahmen und Ausgaben für das verfloffene Jahr 
fo zeitig dem Rathe einzureichen, daß diefer das Ges 
neralbudget und die vollftändige Jahresrechnung recht⸗ 

zeitig der Dürgerfihaft vorzulegen im Stande. ift. 

Art, 152. Die Behörde, welche die Hauptſtaats⸗ 
Taffe zu "verwalten bat, darf niemals einer anderen: Be⸗ 
hörde eine größere. Summe auszahlen, ald: diefer leß- 

‚teren im Ganzen verfaffungsmäßig:. bewilligt iſt. Aus⸗ 

nahmsbeſtimmungen für die Anfangszeit ded Rechnungs⸗ 
jahrs, falld dad Budget alsdann noch nicht feſtgeſtellt 

- fein follte, bleiben der Gefebgebung vorbehalten. 
Art. 153. Zur Forderung der Intereffen ded Han» 
dels erwählt die Kaufmannfchaft, zur. Forderung des 
Gewerbebetriebed: wählen die Gemwerbetreibenden. einen 
Ausfhuß. Der Wirkungsfreid diefer Ausſchüſſe und 
deren Berhältniß zu den Staatsbehörden werben en 
die Geſetzgebung beftimmt. 


Achter Abſchnitt. 
Das Unterrichtöwefen. 


Art: 154. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt BD 
... Art, 155. Es flieht einem Jeden frei, feinen. Bes 
ruf zu wählen und fich für benfelben ausgubilben, wie 
und wo er will. 
| Art. 156. Der Staat ſoll für die —— — 


Sugend durch öffentliche Lehranſtalten, namentlich durch 
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allen: Vollsklaſſen gemeinfame, untere und höhere Volks⸗ 
ſchulen genügend ſorgen. N 

Art. 157. Für den Unterricht in den unteren Volks⸗ 
fhulen und niederen Gewerbefchulen wird Fein Schuls 
geld bezahlt. Unbemittelten fol auch auf höheren Lehrs 
anftalten freier Unterricht gewährt werden. 

Art. 358, Die Lehrer an öffentlihen Schulen find 
Staatdbeamte. Die Lehrer an den unteren Volksſchu— 
len werden unter gefeßlih geordneter Mitwirfung der 
betreffenden Gemeinden gewählt. ! 

Art. 159, Unterrichts⸗ und: Erziehungsanftalten 
ee und zu leiten fteht jedem Gemeindebürger, 

terricht zu ertheilen Sedem frei; beided unter der 
Boraudfeßung, daß vie fittliche, wiffenfchaftliche und 
technifche Befähigung in der gefetlich beſtimmten Art 
nachgewiefen ift. Jedoch müffen auch die nicht üffents 
lichen Schulen die genügende, vom Geſetz vorgefchrie- 
bene @inrihtung haben, und ftehen, wie die Hffentlichen, 
unter Aufficht ded Staats. | s - 

Art. 160. Der häusliche Unterricht unterliegt kei⸗ 
ner Befchränfung. jedoch dürfen Eltern oder deren 
Stellvertreter ihre. Kinder oder Pflegebefohlenen nicht 
ohne denjenigen Unterricht laſſen, welcher für die untes 
ren Vollksſchulen vorgefchrieben ift. 

“Art: 161. Der Staat übt die Oberleitung und 
Dberaufficht über dad gefammte Unterrichts und Er⸗ 
—— —* einer Oberſchulbehörde aus, 

welcher außer ihm auch die Gemeinde, die Wiſſen⸗ 
Haft und die Schule vertreten ſein ſollen. Das Uns 
terrichts⸗ und Erziehungsweſen iſt der Beaufſichtigung 
der Geiſtlichkeit als ſolcher enthoben. ki 

Art. 162, Die Sorge für den Keligiondunterricht 
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und deſſen Ueberwachung bleibt den Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten überlaffen. | | 


Neunter Abſchnitt. 
Die bewaffnete Macht. 


Art. 163. Jeder Staatsangehörige iſt wehrpflich⸗ 
tig. Die Ausnahmen von der Dienftpflicht, die Zeit 
für die Einftelung zum Dienft, fo wie die Dauer der 
Dienftzeit beftimmt das Geſetz. 

; Art. 164. Es findet feine Art der Stellvertretung 
bei Ausübung der Wehrpflicht ftatt. 

Art. 165. Der Staat ift zur Penfionirung oder 
andermweitigen Berforgung derjenigen Wehrmänner vers 
pflichtet, welche in und durch Vollziehung ihres Dienfted 
‚unfähig geworden find. J 

Art. 166. Die geſammte bewaffnete Macht bildet 
nur einen Wehrkörper. Derſelbe wird in verſchiedene 
Aufgebote eingetheilt. 


Zehnter Abſchnitt. 
—X Die Gemeinden. 


| Art. 167. Die Stadt Hamburg bildet mit der, 
Ian Borftadt St. Georg eine Gemeinde. . In wels 
en Beziehungen die Borftadt St. Pauli diefer Stadt 
geunehnde Ongebört und in wie fern. fie eine eigene Ge⸗ 
nieinde bildet, wird durch die Geſetzgebung beftimmt, 
* Art. 168. Die. Landgemeinden behalten, fo lange 
ht eine anderweitige Beftimmung von der Geſetzge⸗ 
bung getroffen wird, ihre biöherige Degrengung.. ar 
Art. 169. ; Zur Bildung einer, neuen ‚Gemeinde 
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iſt ein Befchluß der gefebgebenden Gewalt ‚erforderlich. 
Eines ſolchen Befchluffed bedarf ed auch zur Herftels 
lung eined Kreidverbanded unter mehreren Gemeinden. 
sn Art. 170. . Seder Staatsangehörige fol Angehös 
riger einer Gemeinde fein. Jedes Grundftüd fol einem 
Gemeindeverbande angehören. 

#4 Art. 171. Die Bedingungen, unter denen das 
Gemeindebürgerrecht erworben wird, find von der Ges 
feßgebung feitzuftellen. Jeder, der das Gemeindebürs 
gerrecht in der. Stadt oder einer der Landgemeinden 
erwerben will, mit Ausnahme der Frauen, muß zuvor 
Staatöbürger werden. 

3 Art. 172. Die Angelegenheiten der Stadtgemeinde 
werden in derfelben Weife,. wie. die den ganzen Staat 
betreffenden, von der Bürgerfchaft und dem Rath ger 
leitet; jedoch nehmen in der Bürgerfchaft die nicht in 
der Stadtgemeinde gewäßlten, und im Bürgerausfhuß 
die. von.den Abgeordneten der Kandgemeinden ernann⸗ 
"ten Mitglieder feinen Antheil an der Berathung und 
Abftimmung über rein ftädtifche Angelegenheiten. Tritt 
in Betreff der Leßteren der im.Art. 77. vorgefehene Fall 
ein, ſo finden. die in jenem. Artikel für die Gefammts: 
bürgerfchaft getroffenen Beftimmungen allein auf bie 
in der Statdgemeinde gewählten Mitglieder vderfelben 
Anwendung. — 

Art. 173. Die für die verſchiedenen Zweige der 
Staatsverwaltung beſtellten Behörden führen zugleich 
die Verwaltung der ſtädtiſchen Angelegenheiten: es 
bleibt jedoch der Geſetzgebung unbenommen, für einzelne 
ſtädtiſche Verwaltungen befondere: Behörden zu geftatten. 
neh 174 Die Entfheidung darüber, welche Ans 
gelegenheiten als rein ftädtifche. zw betrachten: find,  fteht 
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der Gefeßgebung zu: In zweifelhaften Fällen hat ein 
von der Bürgerfchaft gewählter, zu gleichen Theilen 
and Abgeordneten der Stadtgemeinde und der Landges 
meinden beftehender Ausfhuß der Bürgerfchaft vor 
deren Befchlußnahme ein Gutachten vorzulegen. 

Art. 175. Die Grundfäße für die Berfaffungen 
der Landgemeinden werden durch eine von. der Geſetz⸗ 
. zu befchließende Gemeindeordnung beftimmt. 

ch Anleitung diefed Gefeßed hat jede Landgemeinde 
felbftftändig ihre Berfaffung: feftzuftellen. 

Art. 176. Gedenfalld ſtehen jeder Landgemeinde 
folgende Rechte zu: 1) Freie Wahl der Gemeindevors 
fteher und Vertreter, 2) felbftitändige Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten mit Einfchluß der Ortsopolizei, 
3) Deffentlichkeit der Berhandlungen der. Gemeindevers 
treter, 4) Selbſtbeſteuerung zu Gemeindezweden, 5)- 
Beröffentlichung ded Gemeindehaushaltes. Das Recht, 
an.der Wahl der Bertreter Theil zu nehmen und zum 
Vertreter gewählt zu werden, befißt jeder Gemeindeans 
gehörige, welchem das gleiche Recht in Bezug auf: die: 
Bürgerfhaft zufteht.. Das Gefeb beftimmt, in wie: 
weit dem Staat ein Oberauffichtsrecht über: die Vers‘ 
waltung der. Gemeindeangelegenheiten. zufteht. ud 


Eilfter Abfchnitt. 
Gewähr der Verfaffung. 


Art. 177. Die Kenntniß der Berfaffung ſoll uns 
ter allen Staatdangehörigen möglichft verbreitet werben. 

Art. 178. Die Berfafiung kann weder gang, noch 
theilweiſe ohne Zuſtimmung der wahlberechtigten Staats⸗ 
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Art. 179. Der Antrag auf eine Veränderung der 
Berfaffung oder einzelner Theile derfelben fanı nur 
auf Befchluß der Bürgerfchaft an die Gefammtheit der 
Staatsbürger gebracht werden. 

Art. 180. Der Beſchluß, einen foldhen Antrag 
an die wahlberechtigten Staatsbürger zu bringen, kann 
nur in den für die Gefebgebung vorgefchriebenen Fors 
men gefaßt werden. Jedoch iſt zur Faſſung eines des 
fallfigen Befchluffes die Zuftimmung von zwei Drittheis 
len fammtlicher Bürgerfchaftsmitglieder erforderlich. Dies 
felbe Mehrheit wird zur Befeitigung eines etwa vom 
Rathe gegen den früheren Befchluß erhobenen Beden- 
kens erfordert. 

Art. 181. Der Antrag auf eine Veränderung der 
Berfaffung kann entweder diejenigen Beftimmungen ent- 
halten, welche an die Stelle der bisherigen zu feßen 
find, oder auch fih auf den Vorfchlag über die Art, 
in der die Veränderung herbeigeführt werden foll, bes 
fchränfen. Im letteren Falle ift die Bürgerfchaft be- 
fugt, ihre fofortige Erfeßung durch Neuwahl auch vor 
Ablauf ihrer verfaffungsmäßigen Wahlperiode zu be- 
antragen. 

Art. 182. Der befchloffene Antrag wird alsdann 
den wahlberechtigten Staatdbürgern zur Abftimmung 
vorgelegt. Zur Annahme ded Antrages ift die Zuftims 
mung der Mehrheit fümmtlicher an der Abftimmung 
theilnehmenden Staatsbürger erforderlich. 

Art. 185. Im Fall eined Krieged oder Aufruhrs 
fonnen die grundrechtlihen Beſtimmungen über Ber: 
baftung, Hausfuchung und Verſammlungsrecht von dem 
Rathe zeitweilig außer Kraft gefeßt werden. Doc 
bedarf diefe Suspenſion der fofortigen es 
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der Bürgerfhaft. Iſt die Bürgerfchaft zur Zeit nicht 
serfammelt, fo hat der Rath die Genehmigung des Bür- 
geraudfchuffes einzuholen, und der leßtere fofort die Zus 
fammenberufung der Bürgerfchaft zu veranlaffen, damit 
diefe über den Fortbeitand der Suspenfion entfcheide, 

- Art. 184. Auch die Bürgerfchaft Tann diefe Sus— 
venfion nur auf längftend vier Wochen vom Tage ihres 
Befchluffed an verfügen, nad) deren Ablauf die etwa 
erforderliche Verlängerung immer nur in derfelben Weiſe 
gefchehen fann, wie die urfprüngliche Befchlußnahme, 

Befchloffen in der conftituirenden Berfammlung 

des Freiftaates Hamburg, am 11. Juli 1849, 





Hamburgifches 
Woahlgefes. 





$. 1. Zur Hamburgiſchen Bürgerfchaft werden 
Drei Hundert Abgeordnete gewählt. 

$. 2. Berechtigt zu wählen ift jeder männliche, am 
—* der Wahl volljährige Hamburgiſche Staatsange⸗ 

örige. 

$.3. Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Wahl⸗ 
rechtd find: 1) Diejenigen, welche fich in Strafhaft bes 
finden ; 2) diejenigen, welche unter Guratel ftehen, fo - 
wie diejenigen, welche von der zuftändigen Behörde für 
geiftesfrant erklärt find; 3) Falliten, deren Euratoren 
noch nicht entfchlagen, Falls nicht feit dem Tage ihrer 
Inſolvenzerklärung zwei Sabre verlaufen find; 4) die⸗ 
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jenigen, welche von den öffentlihen Armenanftalten res 
gelmaͤßige Unterſtützung erhalten. 

$. 4. Der Ausübung des Wahlrechts kann, uns 
befehadet der fonft verwirkten Strafen, für eine Zeit 
von 2 bis 10 Jahren durch frafgerichtliched Erkenntniß 
verluftig erflärt werden, wer bei den Wahlen Stimmen 
erfauft, feine Stimme verfauft, oder mehr ald einmal 
bei der, für einen und denfelben Zwed beftimmten 
Wahl feine Stimme abgegeben oder zur Einwirkung 
auf die Wahl überhaupt gefeßlich unzuläffige Mittel 
angewendet hat. 

$. 5. Seder iſt Wähler in demjenigen Wahlbes 
zirke, in welchem er am Tage der Wahl feine regelmä— 
Bige Wohnung hat. 

$. 6. Jeder männliche, am Tage der Wahl voll⸗ 
jährige Hamburgiſche Staatsangehörige iſt in jedem 
Bezirke wählbar, wenn derſelbe zur Zeit des Zufams 
mentritts der Bürgerſchaft ein Jahr lang im Hambur⸗ 
giſchen Staate gewohnt hat. 

$. 7. Ausgenommen von der Wählbarkeit find die 
im $. 3 von der Wahlberehtigung Ausgefchloffenen. 

$. 8. Der Hamburgifihe Staat wird zum Zmwede 
der Wahlhandlung in acht und vierzig Bezirfe_getheiltz 
die Stadt Hamburg in 24, ©t. Georg in 4, ©t. Pauli 
in 4, die Seeftlande in 7, die Marfchlande in’? und 
dad Amt Rikebüttel in * Bezirke. In Anſehung der 
Begränzung der Bezirke, fo wie in Betreff der Zahl 
der von jedem derfelben zu wählenden Vertreter dient 
das dieſem Gefeße angehängte Verzeichnig — (bei wels 
chem das Berhältniß der Eimmwohnerzahl zu Grunde ges 
legt ift) — zur Richtſchnur. 
3.99 Die Leitung und Beauffichtigung des Wahl⸗ 
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geſchäfts gefchieht durch eine Gentralcommiffion und 48 
48 Bezirfdcommiffionen. Zur Vornahme einer amtlichen 
Handlung in diefen Gommiffionen ift die Gegenwart 
von wenigftend drei Mitgliedern, einfchließlich eines der 
zum Borfiß Berechtigten, erforderlich. 
$. 10. Die Gentralcommiffion ift zur Oberleitung 
der Wahlen beftimmt: fie wird auf ähnliche Weife zur 
fanımengefeßt, wie die, die Wahlen zur conftituirenden 
Berfammlung leitende, gebildet war. 
$. 11. Für die Bezirfdcommiffionen werden die 
Wahlcommiffaire von der Gentralcommiffion ernannt, 
$. 12. Der Wahlcommiffair führt in dem Bes 
zirksbüreau den Vorſitz. Er wählt fih aus den Wahl 
berechtigten des Bezirks, zwei Perfonen ald Vertreter 
und Mitarbeiter und dieſe drei vervollftändigen das 
Büreau durch Hinzuziebung von noch ferneren 6 Perr 
fonen, vorzugsmweife aus denjenigen Wahlberechtigten 
des Bezirks, welche fich dazu erbieten. 
$. 13. Die Legitimation der Wöhler muß vor 
der Bezirkscommiſſion auf folgende Art befchafft werden: 
1) Bürger, Schußbürger und Mitglieder der ifraelitis 
ſchen Gemeinden müffen ihren Bürgerbrief, Schußbürs 
gerbrief, oder Gemeindefchein beibringen. 2) Söhne 
vorgedachter Perfonen, falls fie hier geboren find, oder 
falls vor ihrem 22. Lebensjahre ihr Vater das biefige 
Bürger oder ifraelitifche Gemeinderecht erworben bat, 
zeigen ihren Tauf- oder Geburtäfchein und den Bürs 
gerbrief, Schußbürgerbrief, oder Gemeindefchein ihres 
Baterd vor; 3) diejenigen, welche dad Heimathsrecht 
lediglih durch ihre Mutter erworben haben, müffen 
ihren Zaufs oder Geburtäfchein beibringen, und außers 
dem beweifen: entweder, daß. bei ihrer Geburt ihre 
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Mutter in Hamburg heimathöberechtigt war; oder daß 
fie, bei der Verheirathung ihrer Mutter mit einem hie— 
' figen Heimathöberechtigten, noch minderjährig waren. 
4) Angeftellte und in Degen Staatsdienften Stehende, 
welche nicht Bürger find, bringen ihre Beftallung over 
ein Atteft ihrer vorgefebten Behörde bei, woraus her- 
vorgeht, daß fie hiehge Staatdangehörige find; 5) ans 
dre volljährige Staatdangehörige bedürfen eines Attefted 
der DBewaffnungscommiffion in Betreff ihrer Dienft 
——— oder eines Atteſtes der Polizeibehörde in 
etreff des geſetzlich durch 15 jährige ununterbrochene 
Wohnung in der Stadt oder Gebiet, erworbenen Heis 
mathsrechts. Für die, im activen Dienft ftehenden 
Mitglieder der Garnifon, gelten diefelben Beſtimmungen; 
jedoch können fie ihre Legitimation compagnieweife, durch 
eine gemeinfhaftlihe, von der Sommandantur beglaus 
bigte Beſcheinigung befchbaffen; 6) die Legitimation 
fann äußerſten Falls auch dadurch befchafft werden, 
daß zwei Bürger, unter Berufung auf ihren Bürgereid 
vor der örtlichen Polizeibehorde diejenigen Umftände 
beftätigen, aus welchen hervorgeht, daß der fich als 
Wähler Meldende mwahlberechtigt fei. Das Protokoll 
über ſolche Erklärungen ift bei der Bezirfdcommiffion 
vorzuzeigen; 7) auf-Verlangen muß jeder Wähler fi 
glaubhaft darüber ausweiſen, daß er in dem betreffen- 
den Bezirfe feine regelmäßige Wohnung babe. 
$. 14. Bei Befchwerden wegen, von der Bezirfds 
commiffion nicht anerkannter Legitimation bat fich der 
Betheiligte fofort während der, für feinen Bezirk, feft- 
geftellten Wahlfrift, mündlih an die Gentralcommiffion 
- Zu wenden, welche fodann nach Anleitung dieſes Geſetzes 
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definitiv entfcheidet, und folche Entfiheidung dem Bes 
theiligten fogleich febriftlich zuftellt. 

$. 15. Die Legitimation wird in dem für die 
Wahl angefeßten Termine, bei der Stimmabgabe, zu 
welcher jeder Wähler perfonlich erfcheinen muß, befchafft. 

$. 16. Zur Wahl wird öffentlich eingeladen, uns 
ter genauer Bezeichnung ded Drted wofelbit, und der 
Zeit während welcher die Stimmzettel entgegengenoms 
men werden. Für das Landgebiet und dad Amt Ritze⸗ 
büttel können durch die Gentralcommiffion Unterwahls 
m. zur Entgegennahme der Stimmzettel angelegt 
werden. 

$. 17. Der volle Vor⸗ und Zuname jeded erfchei- 
nenden Wähler, mit Angabe feiner Wohnung und mit 
Bezeihnung der von ihm beigebrachten Legitimationd- 
documente wird von der Bezirfdcommiffion in einem 
Regiſter verzeichnet. Iſt dies gefchehen, fo hat der 
Mahler feinen Stimmzettel, nachdem derfelbe verdedt 
geftempelt worden, perfünlih in den verſchloſſenen Zet- 
telbehälter zu legen, Ä 

$. 18. Zur Bürgerfhaft wird vom 1. Auguft 
1849 an, in acht Abfchnitten gewählt, fo daß zwifchen 
den Abfchnitten jedes Mal ein freier Tag liegt. Im 
jedem Abfjchnitte wird die Wahl in 4 Bezirken der 
Stadt und Borftadt und in 2 ländlichen Bezirken, alfo 
zufammen in 6 Bezirken gleichzeitig vollzogen. 

$. 19. Die Reihenfolge der Bezirfe bei der Wahl 
in dem angegebenen Berhältniffe, wird durch dad Loos 
beftimmt. | 

$, 20. Zur Befchaffung der Legitimation und Eins 
reihung der Stimmzettel wird für jeden Bezirk die Zeit 
zweier Tage beftimmt. Nach Ablauf der (nach SS. 16 


| 
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und 26) von ‚der Gentralcommiffion feftgefeßten Frift 
wird die Wahlhandlung unbedingt gefchloflen und zur 
Stimmzählung gefcritten. Die Unterwahlbüreaus * 
ben ſofort nach geſchloſſener Annahme, die verſiegelten 
Zettelbehälter an die betreffende Bezirkscommiſſion eins 
zuſenden. 

F. 21, Wenn ein Name auf einem Stimmzettel 
unleferlich gefchrieben, oder die zu bezeichnende Perfon 
nicht unzmweideutig erkennbar ift, fo wird folcher Name 
ald nicht gefchrieben betrachtet. Wenn mehr Namen, 
als in dem Bezirke zu wählen find, auf dem Stimm- 
zettel ftehen, fo gelten nur die voranftehenden Namen 
bis zu der erforderlichen Zahl. 

$. 22. Die Wahl gefchieht durch relative Stim- 
menmehrheit. Unter Perjonen welche gleich viele Stim- 
men bei der Wahl erhalten haben, entfcheidet das Loos. 
Bei gleichzeitigen Doppelwahlen entfcheidet ſich der Abge⸗ 
ordnete darüber, für welchen Bezirk er die Wahl ans 
nehmen will. 

$. 23. Die Bezirfdcommiffion hat fofort dag Re— 
fultat der Wahl zu ermitteln, und ungefäumt dad, über 
das ganze Wahlverfahren aufgenommene, üffentlich ver- 

- Iefene, und von den gegenwärtigen Büreaumitgliedern 
———— Protokoll, der Central-⸗Commiſſion einzus 
enden. 

$. 24. Die Centralcommiſſion hat an jedem, zwi—⸗ 
hen den Wahltagen, liegenden freien Tage, die bes 
reits erlangten Nefultate der Wahlen üffentlicy befannt 
zu machen. 

$. 25. Nach gefchloffener Wahlhandlung in den 
Bezirken werden die, über die erfchienenen und legitis 
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mirten Wähler aufgemachten Regifter (8. 17) der Cen⸗ 
tralcommiffion: eingefendet. 

$. 26. Der Gentralcommiffion liegt es ob, die. 
Belanntmahungen über die Reihenfolge der Bezirke 
bei der Wahl, über die Zeit der Wahlen und der zur 
Annahme der Legitimationen und Stimmzettel beftimms 
ten Friften in den Bezirken, fo wie über die Refultate 
der Wahlen, zu erlaffen. 

$. 27. Ueber die Gültigkeit der Wahlen entfcheis 
det die Bürgerfchaft. 

$..28. Jeder in der Bürgerfchaft Gewählte ift 
zur Annahme der Wahl verpflichtet. Die Mitglieder 
des Rathes und die Syndici find, von diefer Verpflich- 
tung- ausgenommen. 
S. 29. Befreiungen von der Annahme der Wahl 
fonnen bei der Bürgerfchaft nachgefucht, und, außer bei 
änderen, der Erwägung der Burgerfhaft anhein zu 
ebenden Gründen, bewilligt werden: 1) wegen eined 
Iterd von 60 Jahren; 2) wegen eine bewiefenen lei- 
denden Gefundheitdzuftandes; 3) wegen einer Entfer- 
nung von Hamburg, welche aber genügend begründet 
fein muß; 4) wegen Zahlungseinjtellung, ohne daß 
Coucurs ausgebrochen ift. e 

$. 30. Ein Abgeordneter, welcher durch einen der 
in der Verfaffung genannten Gründe feine Wählbarz 
feit verliert, tritt aus der Bürgerfchaft. 

$. 31. Auch tritt derjenige aus der Bürgerfchaft, 
der ein befolveted Staatsamt, oder eine Beförderung 
im Staat3dienfte oder ald Beamter eine Gehaltszulage 
erhält, jedoch unbefchadet feiner Wiederwahl. 

$. 32. Ein Abgeordneter welcher ſich beharrlic) 
weigert, die ihm durch die Geſchäftsordnung auferlegten 
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Pflichten zu erfüllen, kann für die laufende Periode 
aus der Bürgerſchaft ausgeſchloſſen werden. Für ſol⸗ 
che Ausſchließung eines Abgeordneten iſt eine Majori⸗ 
‚tät von zwei Drittheilen ſämmtlicher Mitglieder der Bürs 
gerfchaft erforderlich. A 

$. 33. Bei eintretender Vacanz hat, auf Anzeige 
des Borfigenden der Bürgerſchaft, vie Central⸗Commiſſion 
in dem betreffenden Bezirke eine Neumahl auszufihreiben. 

$. 34. Sofort nad) Erlaffung des im Art. 4 der 
Berfaflung vorbehaltenen Gefeßed über die Erwerbung 
des Staatdbürgerrechtd wird dieſes Wahlgefeß einer 
Reviſion unterworfen, bei welcher zugleih auf Grund 
neuer ftatiitifher Aufnahmen über eine gleichmäßigere 
Bezirfdeintheilung das Nöthige von der Gefebgebung 
verfügt wird. 


Staatsgrundgeſetz 
für das 
Koͤnigreich Daͤnemark. 


Wir Friedrich der Siebente, von Gottes 
Gnaden König zu Dänemark, der Wenden und Gothen, 
Herzog zu Schledwig, Holftein, Stormarn, Dithmar⸗ 
fhen, Lauenburg und Didenburg, thun Fund und zu 
wiffen für Ale: nachdem wir aus freier Foniglicher 
Machtvolfommenheit in Uebereinftimmung mit unferm 

etreuen Volke befchloffen haben, ein neues Grundgefeß 
* das Königreich Dänemark ausgehen zu laſſen, und 
eine vollftändige Webereinfunft über den Inhalt dieſes 
Grundgefeßes zwifchen und und der für das Königreich 
zufammengetretenen Neichöverfammlung glüdlih zu 
Stande gebracht worden ift in Bezug auf den Entwurf, 
den wir der Reichöverfammlung ald Grundlage für ihre 
Verhandlungen haben vorlegen laffen, fo haben ‚wir 
jebt — doch mit dem Vorbehalte, daß die Ordnung als 
led defien, was die Stellung des Herzogthums Schles⸗ 
wig betrifft, bis nach abgefchloffenem Frieden beruhen 
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bleibt — nachfolgendes Staatögrundgefeß von Dänes 
mark angenommen, fo wie ed von und und unferen 
Nachfolgern auf dem Dänifhen Throne unverbrüchlich 
gehalten werden fol, welches folgendermaßen lautet: 


J. 


F. 1. Die Regierungsform iſt eingeſchränkt mo— 
narchiſch. Die königliche Gewalt iſt erblich. 

$. 2. Die Geſetzgebende Gewalt ift bei dem Kö— 
nige und dem Neichdtage in Gemeinfchaft. Die aus— 
übende Gewalt ift bei dem Könige. Die richterliche 
Gewalt ift bei den Gerichtähofen. 

$. 5. Die evangelifchslutherifhe Kirche ift die 
dänifche Volfäfirche und wird als folhe vom Staate 
unterſtützt. | 


11. 


$. 4. Die im Königsgefebe beftimmte Erbfolge 
gilt auch ferner. Sie kann nur nach einem Vorſchlage 
des Königs und mit Einwilligung des vereinigten Reich: 
iaged, wozu drei BViertheile der abgegebenen Stimmen 
nöthig find, verändert werden. 

$. 5. Der König fann ohne Einwilligung des 
NReichdtaged nicht Dberhaupt eined anderen Landes, ald 
derer, die zur dänifhen Monarchie gehören, fein. 

$. 6. Der König muß der evangelifchelutherifchen 
Kirche angehören. 

$.7. Der König ift mündig, wenn er fein 18tes 
Jahr vollendet hat. 

$. 8. Bevor der König die Regierung antritt, legt 
er vor dem vereinigten Reichdtage folgenden Eid ab; 
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„Ich gelobe und ſchwöre, das an Staats: 
grundgefeß zu halten, fo helfe mir Gott umd 
a fein heiliges Wort.’ 
Söllte der NReichdtag bei dem Thronwechfel nicht vers 
fammelt fein, fo wird der Eid fchriftlich im Staatsrathe 
niedergelegt und fpäter vor dem vereinigten Reichstage 
wiederholt. 

$. 9. Sobald der König wegen einer Reife oder 
wegen Schwäche findet, daß ein Neichdvorftand zu er- 
nennen ift, fo ruft er den NReichdtag zufammen und legt 
diefem einen Gefeßvorfchlag darüber vor. 

$. 10. Wenn der König fih außer Stande zu 
regieren befindet, fo ruft der Etaatdrath den Reichstag 
‚ zufammen, Wenn der vereinigte Reichdtag - mit drei 
Biertheilen der abgegebenen Stimmen die Nothwendig- 
feit einräumt, fo ernennt er einen Reichsvorſtand, und 
ordnet, wenn ed nöthig fein follte, eine Vormundſchaft an. 

F. 11. Sf Grund zur Beforgniß da, Daß der 
Thronfolger zur Zeit ded3 Todes des Königs unmündig 
oder aus anderen Gründen felbft zu regieren außer 
Stand ift, fo wird ein Reichsvorſtand durch das Gefeß 
beftimmt und eine Bormundfchaft vom Könige angeord> 
net. Der Reich3voritand fann nicht an der VBormunds 
fhaft Theil nehmen. 

$. 12. Der Reihdvorftand legt den für den König 
vorgefehriebenen Eid ab und übt, fo lange die Reichs— 
vorfteherfhaft währt, im Namen des Königs alle deſſen 
Rechte aud, doc, kann er feine Veränderung der Erbs 
folge vorſchlagen. 

$. 13. Nach ded Könige Tode verfammelt fi} 
innerhalb 14 Tagen der zuleßt gewählte Reichstag ohne 
Zufammenberufung. 
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$. 14. Iſt kein Thronfolger vorhanden, oder kann 
der Thronfolger oder der Reichövorftand die Regierung 
nicht gleich antreten, fo wird diefe vom Staatsrathe 
geführt, bid der Neichdtag die nothwendigen Beftim- 
mungen getroffen bat, 

$. 15. Wenn der Thronfolger oder der Reichs— 
vorftand abwesend ift, fo beftiimmt ver vereinigte Reichs— 
tag, innerhalb welcher Zeit er zurüdfehren müffe. Sft 
der Thronfolger unmündig oder aus anderen Gründen 
nicht im Stande zu regieren, ohne daß Reichsvorſteher 
und Bormundfchaft eingefegt find, fo ernennt der vers 
einigte Reichdtag den NReichsvorftand und beforgt die, 
Bormundfcaft. Sit Fein ZThronfolger vorhanden, fo 
wählt der vereinigte Neichdtag einen König und feßt 
die fernere Erbfolge feit. 

.$. 16. Die Givillifte des Königs wird zu Anfang 
jeder Regierung durch ein Gefeb beftimmt. Dabei wird 
gleichzeitig feſtgeſtellt, welche Schlöffer und anderweitis 
ges Staatdeigenthbum zur Givillifte gehören follen. Die 
Civilliſte kann nicht mit Schulden belaftet werden, 

$. 17. Für die Mitglieder des königlichen Haus 

es können Apanagen durch ein Geſetz beitimmt werden, 

hne Genehmigung des Reichstages fonnen feine Apa—⸗ 
nagen aufferhalb Landes en werden. 


$. 18. Der König ift unverantwortlich, feine Pers 
fon ift heilig und unverleglih. Die Minifter find für 
die Führung der Regierung verantwortlich, 

$. 19. Der König ernennt und entläßt feine Mis 
nifter. Die Befchlüffe über Gefeßgebung und Regies 
rung find durch die Unterſchrift des Königs gültig, 
wenn diefe von der Unterfchrift eined Minifters begleitek 
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iſt. Der Minifter, welcher unterfhrieben hat, ift für 
den Befchluß verantwortlich. 

$. 20. Die Minifter können für ihre Amtsfühs 
rung in Anklageftand verfeßt werden. Die Volkskam— 
mer klagt an, dad Neichdgericht richtet. 

$. 21. Die Minifter in ihrer Gefammtheit bilden 
den Staatdrath, den Vorſitz in demfelben führt der 
vom Könige ernannte Premierminifter. Alle Gefebed> 
vorſchläge und wichtigeren Negierungdmaaßregeln wer 
den dem Staatdrathe vorgelegt. Die Dronung deffels 
ben, fo wie die Minifterverantwortlichfeit werden durch 
ein Gefeß beftimmt. 

4 $. 22. Der König befeßt alle Aemter in demfels 
ben Maaße wie bisher. Veränderungen darin können 
nur durch ein Gefeb gefchehen. Niemand kann zum 
Beamten ernannt werden, Der nicht das Indigenat—⸗ 
recht bat. I 

Der König kann die von ihm angeftellten Beamten 
entlaffen. Die Penfion verfelben wird in Ueberein— 
flimmung mit dem Penfiondgefeße feitgeitellt. 

Der König fann Beamte ohne ihre Einwilligung 
verfeßen, doch fo, daß fie dabei nicht an den Amts— 
einnahmen einbüßen, und daß ihnen zwifchen folcher 
Verſetzung und einer Berabfihiedung mit Penfion nad 
den allgemeinen Borfchriften die Wahl gelaffen wird. 

Ausnahmen für gemiffe Claffen von Beamten, 
außer den im $. 87 feitgeftellten, werden durch ein 
Geſetz beftimmt. — 
= 823. Der König hat den Oberbefehl über Land— 
und Seemacht, er erklärt Krieg und fihließt Frieden, 
geht ein und hebt auf Bündniffe und Handelöverträge, 
doch kann er ohne Genehmigung des Reichdtaged feinen 
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Theil des Landes abtreten, über Staatdeinnahmen ent- 
feiden oder dem Staate irgend eine belaftende Ber- 
pflihtung aufladen. 

7 $ 24 Der König ruft jährlich einen ordentlichen 
Reihdtag zufammen. Dhne Genehmigung des Königs 
kann derfelbe nicht länger als zwei Monate fißen. Ums 
änderungen in diefen Beftimmungen fünnen durch ein 
Geſetz gefchehen. 

MB S. 25. Der — kann den Reichstag zu außer⸗ 
ordentlichen Zuſammenkünften einberufen, deren Dauer 
von ſeiner Beſtimmung abhängt. 

F. 26. Der König kann die Zuſammenkünfte eine 
Zeitlang vertagen, doch ohne Einwilligung des Reichs— 
tages nicht länger als auf zwei Monate und nicht mehr 
als einmal im Jahre bis zu deſſen nächſter ordentlicher 
Zuſammenkunft. 

F. 27. Der König kann den ganzen Reichstag 
oder eine Abtheilung deffelben auflöfen; wird nur eine 
Kammer aufgelöft, fo werden die Verfammlungen der 
andern vertagt, bis der ganze Neichdtag wieder zus 
fammentreten fann. Diefed muß innerhalb zweier Mo: 
nate nach der Auflöfung ftattfinden.’ 


$. 28. Der König fann dem Reichstage Gefeßes- 
vorfchläge und andere Befchlüffe vorlegen laffen. Ä 


$. 29. Die Einwilligung ded Königs thut noth, 


um einem Reichstagsbeſchluſſe Geſetzeskraft zu verleihen: 


Der König befiehlt die Bekanntmachung und forgt für 
deſſen Vollſtreckung. 

F. 30. In ſehr kritiſchen Fällen kann der König, 
wenn der Reichstag nicht verſammelt ſein ſollte, vor⸗ 
läufige Geſetze erlaſſen, die jedoch dem Grundgeſetze 
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nicht zuwider fein dürfen und immer dem nächften 
Reichstage vorgelegt werden müffen. | 

$. 31. Der König fann begnadigen und Amneftie 
ertheilen; die Minifter kann er nur mit Einwilligung 
der Volkskammer von den ihnen durch das Reichdgericht 
zuerfannten Strafen befreien. 

$. 32. Der König ertheilt theild unmittelbar, theils 
durch die betreffenden Negierungsbehörden diejenigen 
Bewilligungen und Ausnahmen von den jebt geltenden 
Gefeben, welche bisher geltenden Regeln zufolge ges 
bräuchtich gewefen find. Ä 

6. 33. Der König hat das Net, mit Rückſicht 
auf das Geſetz, Geld münzen zu laffen. 


IV. 


$. 34. Der Reichstag befteht aus. einer Volks— 
und einer Landed-Kammer (Folkething—Landsthing). 
$. 35. Das Wahlrecht zur Volkskammer hat je 
der unbefcholtene Mann mit Indigenatrecht, wenn er 
fein 30ſtes Jahr vollendet hat, wenn er nicht a) ohne 
eigenen Hausfiand in Privatdienften ſteht; b) irgend 
eine Unterftüßung von der Armenverwaltung, die ents 
weder nicht aufgegeben oder nicht zurüdbezahlt ift, ges 
nießt oder genoffen hat; c) über feine Wohnung nicht 
verfügen Tann; d) fein fefted Domicil ein Sahr lang 
in dem Wahlbezirfe oder der Stadt gehabt hat, wo er 
fih zur Zeit der Wahl aufhält. — 
$. 36. Wählbar zur Volkskammer- iſt, mit den 
in F. 35 a, b und e genannten Ausnahmen, ein’ jeder 
unbefcholtene Mann mit Sndigenatrecht, der fein 25ſtes 
Jahr vollendet hat. 
$. 37. Die Anzahl der Mitglieder der Volkskam⸗ 
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halten. Die Wahlen: geben in Wahlbezirfen vor fich, 
deren Umfang: das Wahlgefeb beftimmt. Ein jeder 


Wahlbezirk wählt einen von denen, die fi) zur Wahl 


gemeldet haben. 

$; 38. Die: Mitglieder der Volfdfammer werden 
auf drei Jahre gewählt. Sie erhalten Diäten: 

$. 39. Das Wahlrecht zur Landedfammer hat ein- 
jeder, der zufolge $.35 dasjenige zur Volkskammer bat. 


Die Wahlberechtigten wählen aus ihrer Mitte Wahl: . 


männer nach den im Wahlgefeße angegebenen Beftims: 


en. 

T 40. Waählbar zur Landedfammer ift jeder uns 
befcholtene Mann mit Sndigenatsrecht, deffen Wohnung 
nicht unter Banferotts oder Fallimentd-Behandlung. ift, 
wenn er fein 40ſtes Sahr vollendet und im lebten Jahre 
entweder in directer Steuer dem Staate oder der Ge- 
meinde 200 Rthlr. gezahlt hat oder nachweift, daß er 
ein- reines jährliches Einkommen von 1200 Rthlr. bes 
fitt. Sn den Wahlbezirfen, wo die Anzahl der Wähls- 


baren nad) diefer Borfchrift nicht in dem vom Wahlge⸗ 


ſetze beftimmten Berhältniffe zur Bevölkerung fteht, wird 


die Anzahl der Wählbaren durch die Nächſtbeſteuerten 


a dere vergrößert, bis jened Berhältniß er 
reicht ift. | 

$. 41, Die Wahlen zur‘ Landesfammer finden in 
größeren Wahlbezirken ftatt, welche durch das Wahlges 


ſetz beftimmt werden. Die Wahlmänner in jedem grös 


Beren Wahlbezirfe treten zufammen und flimmen für fo 
viele Männer, als für den Wahlbezirk gewählt werden 
ſollen, in: welchem mindeſtens drei Viertheile der Ge⸗ 


wählten im letzten Sabre vor der Wahl feſtes Domicil 


17 


258 Staatsgrundgefeh 


haben müffen. Zu einer gültigen Wahl bevarf es 
mehr ald der Hälfte der abgegebenen Stimmen. 

$. 42. Die Zahl der Mitglieder der Landeskam⸗ 
mer fol immer ungefähr halb fo groß fein, ald Die 

der Mitglieder der Bolkdfammer. 

| $. 43. Die Mitglieder der Landeskammer werden 
auf 8 Jahre gewählt. Jedes Ate Jahr  fcheidet die 
Hälfte aus. Sie erhalten diefelben Diäten. wie bie 
Mitglieder der Volkskammer. 
Ki S. 44. Wenn ein neued Sommunalgefeb — 
iſt, können die Landeskammer-Wahlen durch, ein Geſetz 
auf die größeren communalen (Amts⸗ oder a 
e— übergehen. | 


V. 


$. 45. Der jährliche Neichdtag tritt am erſten 
Montage im October zuſammen, wenn der König ihn 
nicht auf eine frühere Zeit einberufen hat. 

46. Der Reichstag verſammelt ſich am Sitze 
der Regierung In außerordentlichen Fällen kann der 
König ihn in eine andere Stadt des Reichs berufen. 
fi $.47. Der Reichstag iſt unverletzlich. Wer deſſen 
Sicherheit und Freiheit antaftet oder einen dahin zie— 
Ienden Befehl ausftellt oder befolgt, ift des Hochver⸗ 
raths ſchuldig. 

F. 48. Jede Kammer iſt berechtigt, Geſetze vor— 
AT und ihrerfeitd anzunehmen. 
$. 49, Sede Kammer kann Aoreffen an den Kö⸗ 
nig einreichen. 
$. 50. Jede Kammer Tann Commiffionen_ ihrer 
Mitglieder zur Unterfuhung allgemein wichtiger Gegen- 
Stände niederſetzen. Dieſe ſind berechtigt, ſowohl von 
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Staatöbehörden ald von Privaten mündliche oder 
ſchriftliche Aufklärungen zu fordern. 

$. 51. Keine Steuer kann anders ald durch ein 
Geſetz aufgelegt, umgewandelt oder aufgehoben werben, 
ebenfo kann ohne ein Geſetz Feine Mannfchaft audges 
fohrieben, feine Staatdanleihe aufgenommen, feine 
Staatddomaine verkauft werden. 

$. 52. Auf jedem ordentlichen Neichdtage wird 
gleich nach feiner Zufammenkunft der Entwurf des Fis 
nanzgefeßes für das folgende Sinanzjahr, welcher einem 
Ueberſchlag der Staatd-Einnahmen und Ausgaben ents 
hält, vorgelegt werden. Die Finanzvorlage wird zus 
erft in der Vollöfammer verhandelt. Dhne daß das 
Finanzgefe angenommen ift, können feine Steuern 
erhoben werden. Keine Ausgabe kann gefchehen, die 
nicht in diefem eine Gewähr hat. 

$. 53. Jede Kammer ernennt zwei befoldete Re—⸗ 
viſoren. Diefe prüfen die jährlihe Staatd-NRechenfchaft 
und fehen zu, ob fämmtlihe Staatd,Einnahmen darin 
aufgeführt find und feine Ausgaben über das Finanze 
gefes ftattgefunden haben. Sie fünnen die Mittheilung 
aller dazu nöthigen Aufklärungen und Actenftüde fors 
dern. Die jährliche Rechenſchafts-Ablage wird mit den 
Bemerfungen der Reviforen dem Reichdtage vorgelegt, 
der, mit Rüdficht auf diefe, einen Befchluß faßt. 

$. 54. Keine Ausländer können von nun an ohne 
ein Geſetz das Indigenatrecht erhalten. : 

$. 55. Kein Gefeßedvorfchlag fann angenommen 
werden, bevor er dreimal in der Kammer verhandelt 
worden ift. Be 

$. 56. Wenn ein Gefeßedvorfchlag von einer 
Kammer verworfen worden ift, fo Bun nicht von 

, 1 ° 
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Dderſelben Kammer in derſelben Seſſion wieder vorge⸗ 
nommen werden. 
F. 57. Wenn ein Geſetzesvorſchlag in einer Kam⸗ 
mer angenommen iſt, ſo wird er in der feſtgeſetzten 
Form der anderen vorgelegt; wird er in dieſer verän⸗ 
„Dert, fo geht er an die erſte zurüd; nimmt dieſe wie 
der Veränderungen vor, fo gebt der Vorfchlag abermals 
‚an die andere Kammer. Wird dann noch feine Leber- 
einftimmung erzielt, fo fann, auf Verlangen einer Kam⸗ 
„mer, jede Kammer eine gleiche Anzahl von Mitgliedern 
‚ernennen, um zu einem Audfchuffe zufammenzutreten, 
welcher ein Gutachten über die Abweichungen abgiebt; 
‚mit NRüdfibt auf den Bericht des Audfchuffes findet 
dann in jeder Kammer für fi) der Endbeſchluß ftatt. 
$. 58. Sede Kammer entfcheidet felbft über die 
Gültigkeit der Wahlen ihrer Mitglieder. | 
$.59. Jedes neue Mitglied legt, fobald die Gül— 
-tigfeit feiner Wahl anerkannt ift, den Eid auf Das 
Grundgeſetz ab. 
$. 60. Die Reihdtagsmitglieder find nur an ihre 
Ueberzeugung, nicht an irgend eine Borfehrift ihrer 
Wähler gebunden. Beamte, die in.den Neichdtag ge 
wählt werden, bedürfen feiner Regierung s Erlaubniß 
zur Annahme der Wahl. 
$. 61. So lange der Reichstag fißt, kann Fein 
Mitglied deſſelben ohne ‚Einwilligung der Kammer, 
welcher ed angehört, für Schulden verhaftet, viel wes 
niger ‚gefangen genommen oder angeklagt werden, falld 
es nicht auf frifcher That ergriffen wird. Kein Mit- 
lied fann für feine Aeußerungen im Neichdtage ohne 
enehmigung der Kammer außerhalb derfelben zur 
Verantwortung gezogen werden. | Ä 
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9.162. Geräth ein in gültiger Weiſe Gewählter 
in eine Lage, "welche von der Wählbarkeit ausſchließt, 
fo verliert er da8 aus der Wahl entfpringende Recht. 
Sedoch fol kein Mitglied den Sik in der Kammer eins 
»büßen, wenn es im Laufe der Zeit, auf welche es de 
wählt ift, in einen anderen Wahlbezirk verzieht. "Ein 
Geſetz fol näher beftimmen, in welchen Fällen fich ein 
Meichdtagd: Mitglied, welches zu befolveten Staatdämtern 
vefördert wird, einer Neuwahl unterwerfen muß. 

$. 63. Die Minifter haben zufolge ihres Amts 
‚Zutritt zum Neichdtage und find berechtigt, während 
der Verhandlungen, fo oft fie wollen, das Wort zu 
verlangen, müffen jedoch im Uebrigen die Gefchäfts- 
ordnung befolgen. Das Stimmrecht haben fie nur, 
wenn fie Reichdtagsmitglieder find. 

S. 64. Jede Kammer wählt fich feldft ihren Präs 
fidenten und Bicepräfidenten. | 
Ä $. 65. Keine Kammer kann einen Befhluß faffen, 
wenn nicht über die Hälfte ihrer Mitglieder zugegen 
iſt und ander Abftimmung Theil nimmt. 

S. 66. Jedes Neichdtagsmitglied kann in der Kam⸗ 
mer, welcher ed angehört, mit deren Genehmigung 
jedes öffentliche Anliegen zur Berhandlung bringen und 
Darüber eine Erklärung der Minifter verlangen. 

$.:67. Kein Antrag fann einer Kammer anders 
als durch ein Mitglied überreicht werden. 

$. 68. Findet die Kammer Teine Beranlaffung, 
Über einen Antrag einen Beſchluß zu fallen, ‘fo Tann 
fie denfelben an die Miniſter ——— 

$. 69. Die Reichstagsſitzungen find öffentlich, 
Doch kann der Präftvent oder die in der Geſchäftsord⸗ 
nung beftimmte Anzahl Mitgliever fordern, daß alle 
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nicht -Betheiligten entfernt werden, worauf die Kam⸗ 
mer entfcheidet, ob die Sache in geheimer oder üffents 
licher Situng verhandelt werden folle. 

$. 70. Sede Kammer febt die näheren Beftims- 
mungen feft, welche das Gefchäftsverfahren und die 
Aufrechterhaltung der Ordnung betreffen. 

$. 71. Der vereinigte Reichdtag wird durch den 
Zufammentritt der Volks- und der Landeskammer ges 
bildet. Zur Faffung eined Befchluffed bedarf es der 
Anwefenheit und Theilnahme an der Abftimmung von 
mehr ald einer Hälfte der Mitglieder einer jeden Kams 
mer. Er wählt fich felbit den Präfidenten und trifft 
die näheren Beftlimmungen in Betreff der Gefchäftd- 
ordnung. 


| vi 

$, 72. Das Neichdgericht befteht aud 16 Mitglies 
dern, die auf 4 Jahre zur Hälfte von der Landesfam- 
mer, zur Hälfte von den höchſten Gerichtshöfen des 
Landes aus ihren eigenen Mitgliedern gewählt werden. 
Es wählt ſich den Präfidenten aus feiner eigenen Mitte. 
ae —— IUNERN wird durch ein Gefeb näher bes 

mmt. Ä 

$.73. Das NReichdgericht erfennt über die von der 
Volkskammer gegen die Minifter eingebrachten Klagen. 
Der König kann auch Andere für Verbrechen, die ihm 
befonder8 ftaatdgefährlich fcheinen, mit Genehmigung 
der Volkskammer vor dad Neichdgericht ftellen. 

$. 74. Die Ausübung der richterlihen Gewalt 
kann nur durch ein Geſetz geordnet werden. 

$. 75. Die mit gewiffen Grundbefiß verbundene 
Gerichtögewalt (Patrimonialgerichtöbarfeit) fol Durch 
ein Gefeb. aufgehoben werden. — 
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$. 76. Die NRechtöpflege u von der Verwaltung 
nad) den durch ein Geſetz feftzuftellenden Regeln ges 
trennt werden. 

$. 77. Die Gerichtähöfe Haben dad Recht, jede 
Frage über die Gränzen der obrigfeitlihen Gewalt zu 
unterfuchen. Doc Tann derjenige, welcher eine ſolche 
Anfrage ftelt, dadurch, daß er die Sache vor ein Ges 
richt gebracht hat, vorläufig den Befehlen der Obrigkeit 
nachzukommen nicht unterlaffen. 

$. 78. Die Richter dürfen fih nur nach den Ge 
feßen richten. Sie können nicht ohne Richterſpruch ab⸗ 
gefegt oder wider ihren Willen verfeßt werden, als 
wenn eine neue Einrichtung der Gerichtshöfe ftattfindet. 
Doch kann ein Richter, der fein 65ſtes Jahr vollendet 
bat, ohne Berluft der Einfünfte verabfchiedet werden. 

$. 79. Deffentlichkeit und Münpdlichfeit follen bald» 
möglihft in die ganze Nechtöpflege- eingeführt werden. 
Für Verbrechen und politiſche Gefebedübertretungen 
werden Gefchwornengerichte eingeführt. 


VII. 


$. 80. Die Verfaſſung der Volkskirche wird durch 
ein Geſetz geordnet. 

$. 81. Die Bürger haben das Recht, ſich gemeins 
fam zu verfammeln, um Gott auf die Weife zu vers 
— wie ſie zu ihrer Ueberzeugung ſtimmt, doch darf 
nichts gelehrt oder vorgenommen werden, welches der 
Sittlichkeit oder der öffentlichen Ordnung zuwider läuft. 

$. 82. Es iſt Niemand zu einem perſönlichen Bei⸗ 
trage für andere Bekenntniſſe als dasjenige, dem er 
angehört, verpflichtet. Doch ſoll ein Jeder, welcher 
nicht nachweiſt, daß er Mitglied einer im Lande aner⸗ 
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fannten Glaubensgenoſſenſchaft iſt, für das Schulweſen 
die der Volkskirche geſetzlich gebührenden perſönlichen 
Abgaben zahlen. 

$. 83. Die Verhältniſſe der von der Volkskirche 
abweichenden Glaubendgenoffenfchaften werden durch 
ein Gefeß näher geordnet. 

$. 84. Keiner kann wegen feine Glaubensbekennt⸗ 
niffed den vollen Genuß der bürgerlichen und politifchen 
Rechte einbüßen oder fich der Erfüllung einer allge 
‚meinen Bürgerpflicht entziehen. 


VIII. 


$. 85. Ein Jeder, der verhaftet wird, fol inner⸗ 
halb 24 Stunden vor ‚einen Richter geftelt werden. 
Kann der Verhaftete nicht gleich auf freien Fuß geſtellt 
werden, fo foll der Richter durch einen mit Gründen 
verfehenen Befcheid, der fo bald ald moglich, fpäteftens 
innerhalb dreier Zage, zu geben ift, deſſen ar 
tung verfügen, und falls verfelbe ‚gegen Bürgfcha 
freigelaffen werden kann, deren Art und Größe beftims- 
men. Der vom Richter abgegebene Befcheid kann vom 
Betheiligten fogleich vor einem höheren Gerichte einges 
klagt werden. Für ein Berfehen, welches nur durch 
Geldbuße oder ‚einfache Haft geftraft werben kann, darf 
Teine Unterfuchungdhaft ftattfinden. 

$. 86. Die Wohnung ift unverlehlih. Haus 
ſuchung, Beihlagnahme und Lnterfuchung won Papies 
ren und Briefen kann, wo fein Geſetz eine beſondere 
—— geſtattet, nur auf gerichtliche Verfügung ſtatt⸗ 
S. 87. Dad Eigenthumsrecht iſt unverletzlich. Nie⸗ 
mand kann verpflichtet werden, fein Eigenthum abzutre⸗ 
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‚ten, außer wenn dad Gemeinwohl ed erheifcht. Es kann 
dieſes nur nach einem Gefeße ‚und mit vollſtändigem 
Erſatze erfolgen. | 

$. 88. Seglihe.Einfchränfung des freien und gleis 
hen Zugangs zum Ermerbe, die nicht auf dad Gemein- 
wohl begründet ift, fol durch ein Geſetz aufgehoben 
‚werden. 

$. 89. Wer fich oder die Seinigen nicht ernähren 
Tann, und deffen VBerforgung keinem Anderen obliegt, 
ift berechtigt, Hülfe vom Staate zu erhalten, doch muß 
er fih den Verpflichtungen unterwerfen, welche die Ges 
ſetze darüber erheifchen. | 

$. 90. Die Kinder, deren Eltern feine Mittel zu 
ihrer Erziehung haben, erhalten freien Unterricht in den 
Gemeindeſchulen. 

F. 91. Ein Jeder iſt berechtigt, ſeine Gedanken 
durch den Druck zu veröffentlichen, doch vorbehältlich 
der gerichtlichen Verantwortung. Cenſur und andere 
vorbeugende Maaßregeln können in keiner Weiſe wieder 
eingeführt werden. 

S. 92. Die Bürger haben dad Recht, ohne vor⸗ 
gängige Erlaubniß, Vereine zu jedem geſetzlichen Zwecke 
zu bilden. Kein Verein kann durch eine Regierungs⸗ 
maaßregel aufgehoben werden. Doc fonnen Bereine 
vorläufig verboten werden, nur daß fogleich eine Klage 
- gegen den Verein, um deſſen Aufhebung zu erwirken, 
eingereicht werden muß. 

$. 93. Die Bürger haben dad Recht, fih ohne 
Waffen zu verfammeln. Deffentlihe Berfammlungen 
zu überwachen ift die Polizei berechtigt. Berfammluns 
en; unter freiem Himmel konnen bei drohender Gefahr 
Für: die öffentliche Ruhe verboten ‚werden. | 
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$. 94. Bei Aufläufen kann die bewaffnete Macht, 
wenn fie nicht angegriffen wird, nur dann einfchreiten, 
wenn die Menge dreimal im Namen ded Königd und 
des Geſetzes vergeblich aufgefordert worden, auseinans 
der zu gehen. 

$. 95. Seder waffenfähige Mann ift verpflichtet, 
mit feiner Perfon zur Bertheidigung des Baterlandes 
beizutragen, nach den im Gefebe vorgefchriebenen nähes 
ren Bellimmungen. | 

$. 96. Dad Recht der Gemeinden, unter ftaatli- 
cher Aufficht ihre Angelegenheiten felbftftändig zu vers 
walten, fol durch ein Geſetz geordnet werden. 

$. 97. Jedes in der Gefeßgebung an Adel, Titel 
und Rang gefnüpfte Vorrecht ift aufgehoben. 

$. 98. Kein Lehen, Stammhaus oder Fideicoms 
mißgut kann .von nun an geftiftet werden; ed fol durch 
ein Geſetz näher beftimmt werden, wie die jeßt beftehen- 
den zu freiem Eigenthum übergehen können. 

$. 99. Für die Kriegsmacht find die in den 
$$. 85, 92 und 93 gegebenen Beftimmungen nur mit 
den Einfchränfungen, welche aus den Vorfchriften des 
Militairgefeßbuches folgen, anmwentbar, 


IX. 


„. $. 100. Vorſchläge zu Veränderungen oder Zu 
faben zu diefem Grundgefeße werden auf einem ordent⸗ 
ihen Neichdtage vorgelegt. Wird der darüber gefaßte 
Beihluß in unveränderter Form vom nächften ordents 
lichen Neichdtage angenommen und vom Könige genehs 
migt, fo werden beide Kammern aufgelöft und e8 finden 
allgemeine Wahlen für beide ſtatt. Nimmt der neue 
Reichdtag in einer odentlichen oder außerordentlichen 
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Seffion den Beſchluß zum dritten Male an, und wird 
er nun vom Könige beftätigt, fo ift er Grundgeſetz. 


X. 
Tranfitorifhe Beftimmungen. 


1. © wie die Vorfchrift des $. 16, daß die 
| Gioilite durch ein Geſetz beftimmt wird, auf den jeßi- 
gen König feine Anwendung hat, fo ift auch der $. 17 
fein Hinderniß, daß nicht Apanagen außerhalb Landes 
verzehrt werden, fo weit folched mit fchon beftehenden 
Gontracten fich verträgt. 

$. 2. Bid das im $. 22 angedeutete Penfiondge- 
feß erlaffen ift, enthält jeder Beamte, der nach den Ber 
flimmungen diefed $. verabfchiedet wird, feine Penfion 
nach den biöher befolgten Vorſchriften. 

$. 3. Die im $. 75 befindliche Beſtimmung, daß 
fein Richter ohne Richterfpruch entlaffen- oder gegen feis 
nen Wunfch verfeßt werden foll, bezieht fich nicht auf 
Bob jeßigen Richter, die zugleich Verwaltungsgefchäfte 

a n 

$. 4. Bid eine Umgeftaltung des Criminalproceſſes 
eingeführt ift, wird die im $. 88 beitimmte Befchwer- 
denklage gegen einen Verhaftäbefehl ald Privatfache ver- 
handelt werben, jedoch mit Ertra- Gericht» Citation, ſo 
wie der Kläger fein Stempelpapier zu nehmen und feine 
Rechtögebühren zu zahlen hat. Es muß ihm erlaubt 
werden, fih für eine foldhe Beſchwerde mit einem Sach⸗ 
walter zu berathen, und es fünnen dem Obergerichte 
neue Aufſchlüſſe vorgelegt werden. 

Und es ift hiermit aufgehoben das von Unferem 
Borgänger auf dem Throne, dem hochfeligen Könige 
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Friedrich TIT., nach der ihm von den dänifchen Stän— 
den dazu ertheilten Vollmacht am 14. Kovember 1665: 
game Königsgefeg, jedoh mit Ausnahme der 
eftimmungen, welche in den SS. 27 bis 40 über die 
Erbfolge enthalten und im Grundgefeße $. 4. beftätigt : 
find, fo wie der Vorfchriften in den 88. 21 und 25 über 
bie königlichen Prinzen. und Prinzeffinnen, bis durch. 
ein Hausgefeb darüber anders beftimmt fein folte: 
Gegeben auf Unferem Schloffe Chriftiandborg, - 
den 5. Suni 1849, | 
Unter Unferer Königlihen Hand und Siegel. | 
Frederif R. 


A. W. Moltke. 
Bardeufleth. Zahrtmann, C. F. Hanſen. 
W. © € Sponneck. P. G. Bang. 
J. N. Madvig. H. N. Clauſen. 
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Im Namen der allerheiligſten und —— 
Dreieinigkeit. 


Die ſouverainen Fürſten und freien Städte Deutſch— 
lands, den gemeinfamen Wunſch hegend, den 6. Artifel 
des Parifer Friedens vom 30. Mat 1814 in Erfüllung 
zu feßen, und von den VBortheilen überzeugt, welche 
aus ihrer feiten und dauerhaften Verbindung für die 
Sicherheit und Unabhängigkeit Deutfchlands und Die 
Ruhe und das Gleihgewiht Europa's hervorgehen 
würden, find übereingefommen, fi) zu einem beitändigen 
Bunde zu vereinigen, und haben zu diefem Behuf ihre 
Geſandten und Abgeordneten am Congreſſe in Wien 
mit Vollmachten verſehen, nämlich: 
(folgen die Bevollmächtigten.) 

In Gemäßheit dieſes Beſchluſſes haben die vor— 

ſtehenden Bevollmächtigten, nach geſchehener Auswechs— 





vom 8. Suni 1815 und vom 15. Mat 1820. 5 


lung ihrer richtig befundenen Vollmachten, folgende Ar⸗ 
tikel verabredet. | 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


Artifel I. Die fouverainen Fürften und freien 
Städte Deutfchlands, mit Einfhluß I. 3. M. M. des 
Kaifers von Deiterreih und der Könige von Preußen, 
von Dänemarf und der Niederlande; und zwar der 
Kaifer von Defterreich, der König von Preußen, beide 
für ihre gefammten vormald zum deutfchen: Reich gehö— 
rigen Befigungen, der König von Dänemark für Holitein, 
der König der Niederlande für das Großherzogthum 
Luxemburg, vereinigen fich zu einem beftändigen Bunde, 
welcher der deutſche Bund heißen fol. 

Art. 5. Der Bund ift ald ein unauflößlicher Verein 
gegründet, und ed fann daher der Austritt aus dieſem 
Berein feinem Mitgliede deffelben frei ftehen. 

Art. 6. Der Bund ijt nach feiner urfprünglichen 
Beftimmung auf die gegenwärtig daran theilnehmenden 
Staaten beichränft. Die Aufnahme eined neuen Mit: 
glieded fann nur ftatt Haben, wenn die Gefanmtheit der 
Bundesglieder ſolche mit den beftehenden Berhältniffen 
vereinbar und dem Bortheil ded Ganzen angemeffen findet. 
Deränderungen in dem gegenwärtigen Befigftande ver 
Bundedglieder fönnen feine Veränderungen in den Rechten 
und Verpflichtungen bderfelben in Bezug auf den Bund, 
ohne ausdrüdlihe Zuftimnung der Gefammtheit, bemirfen. 
Eine freiwillige Abtretung auf einem Bundesgebiete haf— 
tender Souverainifäts-Nechte kann ohne foldhe Zuſtim— 
mang nur zu Gunften eined Mitverbündeten geſchehen. 


Artikel U. Der Zweck deſſelben iſt Erhaltung 
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der Außern und innern Sicherheit Deutſchlands, und 
der Unabhängigfeit und Unverlegbarfeit der, einzelnen 
deutichen Staaten. 

Artikel IH... Alle Bundesglieder haben ald folche 
gleiche Rechte. Sie verpflichten ſich alle gleihmäßig, 
die Bundgdacte unverbrüchlich zu halten. . 

Art. 1. Der deutfhe Bund ift ein völferrechtlicher 
Verein der deutfchen fouverainen Fürften und freien 
Städte, zur Bewahrung der Unabhängigfeit und Unvers 
leßbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur 
Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutfchlands, 

Art, 2. Diefer Derein befteht in feinen Innern 
ald eine Gemeinfchaft felbititändiger, unter fih unab— 
bängiger Staaten mit wechfelfeitigen gleihen Vertrags— 
Rechten und Vertrags-Obliegenheiten, in feinen äußern 
Derhältniffen aber, ald eine in politifcher Einheit ver: 
bundene Geſammt-Macht. | 

Art. 3. Der Umfang und die Schranken, melde 
der Bund feiner Wirkſamkeit vorgezeichnet hat, find in 
der Bundedacte beftimmt, die der Grundvertrag und dad 
erfte Grundgefeg diefed Vereins ift. Indem Diefelbe die 
Zwecke ded Bundes audfpricht, bedingt und begränzt fie 
zugleich deffen Befugniffe und Verpflichtungen, 

Art. 4 Der Gefammtheit der Bundedglieder fteht 
die Befugniß der Entwidelung und Ausbildung der Bun— 
dedacte zu, infofern die Erfüllung der darin aufgeftellten 
Zwecke ſolche nothwendig macht. Die defhalb zu faſſen— 
den Beſchlüſſe dürfen aber mit dem Geiſte der Bundesacte 
nicht im Widerſpruch ſtehen, noch von dem Grundcha⸗ 
raeter des Bundes abweichen. 

Artikel IV. Die Angelegenheiten des Bundes 
werden durd) eine Bundesyerfammlung beforgt, in welder 
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alle Glieder deffelben durch ihre Bevollmächtigten theils 
einzelne, theild Gefammtitimmen folgendermaßen, jedoc) 
unbeſchadet ihres — 
1) Oeſterreich ... . . . 1 Stimme 
DI SDERRBEN: 5.0 1 * 
DEN... 
4) Sachſen.. 
5) Hannover — aa a Te 6 
6) nn de ee ——— 
D3 SDRDEU. .- 
8) Churheſſen . . — 
9) Großherzogthum Heſſen u: 
10) Dänemark wegen Holitein . 
11) Niederlande wegen des Großherzog⸗ 


vuh wu Tu u — — 
= 
De 


thums Ruremburg . 1 — 
12) Die Großherzoglich und Herzoolih Sid 
fifchen Häufer es 1’ „ 
13) Braunſchweig und Naſſau 1 u 
14) aa Schwerin und Mecklenburg⸗ 
i RE pe" 
15) —— Oldenburg, Anhalt und 
Schwarzburg . 1 * 


16) Hohenzollern, Liechtenſtein, Reuß, 
- Schaumburg-Lippe, Lippe und Waldeck 1 2 
17) Die freien Städte: Lübeck, —2 


Bremen und Hamburg . . . .» 1 Pr 
Totale . . . . 17 Stimmen. 


MrL.:9, Die Bundedverfammlung , aus den Bes 
vollmaͤchtigten ſämmtlicher Bundesglieder gebildet, ſtellt 
den Bund in ſeiner Geſammtheit vor, und iſt das beſtän— 
dige verfaſſungsmäßige Organ feines Willens und Handelns. 
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Art. 8. Die einzelnen Bevollmächtigten am But: 
destage find von ihren Gommittenten unbedingt abs 
hängig, und diefen allein wegen getreuer Befolgung der 
ihnen ertheilten Inſtructionen, fo wie wegen ihrer Ge- 
fhäaftsführung überhaupt, verantwortlid). 

Art. 9. Die Bundeödverfammlung übt ihre Rechte 
und Obliegenheiten nur innerhalb der ihr vorgezeichneten 
Schranken aus, Ihre Wirkjamfeit ift zunächſt durch die 
Dorfhriften der Bundedacte, und durd die in Gemäßbeit 
derfelben befchloffenen oder ferner zu befchließenden Grund: 
gefeße, mo aber diefe nicht zureichen, durch die im Grund: 
vertrage bezeichneten Bundeszwecke beſtimmt. 

Art. 17. Die Bundesverſammlung iſt berufen, zur 
Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesacte, die 
darin enthaltenen Beſtimmungen, wenn über deren Aus— 
legung Zweifel entſtehen ſollten, dem Bundeszweck gemäß 
zu erklären, und in allen vorfommenden Fällen den Vor— 
fohriften diefer Urkunde ihre richtige Anwendung zu ſichern. 


Artikel V. Defterreih Hat bei der Bundesver— 
fammlung den Vorſitz. Jedes Bundesglied ift befugt, 
Vorihläge zu machen und in Vortrag zu bringen, und 
der Vorfigende iſt verpflichtet, ſolche in einer zu beitims 
menden Zeitfriit der Berathung zu übergeben. 


Artifel VI. Wo ed auf Abfaffung und Abänderung 
von Grundgefegen ded Bundes, auf Beſchlüſſe, welche 
die Bundesacte felbit betreffen, auf organifche Bundes 
Einrichtungen und auf Dar Anordnungen fon= 
ftiger Art anfommt, bildet ſich die Berfanimlung zu einem 
Plenum, mobei jedody mit Rückſicht auf die Verſchieden— 
heit der Größe der einzelnen‘ Bundesftaaten folgende 
Berechnung und Vertheilung der Stimmen verabredet ift: 





von 8. Juni 1815. und vom 15. Mai 1820. 


V Oeſterreich N 

2) Preußen 

3) Sachſen 

4) Bayern . 

5) Hannover . 

6) — 

7) Baden 
8) Churheſſen . . 

9) — — Sei en. 
10) Holitein . 

11) Luremburg . 

12) Braunfchneig . ; 
13) Medlenburg: Schwerin ; 
14) Naflau . . ; 
15) Sadjen: Weimar . 

16) „ Gotha 

17) „»  Goburg . 

18) „ Meiningen j 
19) ,, Sildburghauſen 
20) Medlenburg-Strelig 
21) Holftein-Dldenburg . 
22) Anhalt-Defau 

23) ,, Bernburg 
24) ,„ Eöthen 


25) Schwarzburg-Sonder&haufen 


—— Schwarzburg-Rudolſtadt . 
ohenzollern-Hechingen 
ae iechtenſtein 
29) Hobenjollern-Cigmaringen . 
30) Walded. . ; 
31) Reuß ältere Linie 
32) Reuß jüngere Linie . 


. 4 &timmen 


[43 
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33) Frag Im er 

54) t an ie ” 
35) Die * Stadt Lüͤbeck. | — 
836 ranffunt ie Ba 7 Pr 
T) vn Z tvemen . . 0.0. 1 „ 
ss) ,», » „» HSamnbug. ... 1 * 


Totale . . . >. ..69 Stimmen. 


Db den mebiatif zen vormaligen Reichsſtänden auch 
einige Curiatſtimmen in Pleno zugeſtanden werden ſollen, 
wird die Bundesverſammlung bei der Berathung der 

organiſchen Bundesgeſetze in Erwägung nehmen. 

Art. 16. Wenn die Beſitzungen eines fouverainen 
deutfchen Haufed durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, 
fo hängt ed von der Gefammtheit des Bundes ‚ab, ob und 
in wie fern Die auf jenen Befigungen haftenden Stimmen 
im Plenum, da im engern Rathe fein Bundesglied mehr 
ald eine Stimme führen fann, dem neuen Bejiger bei— 
gelegt werden follen. 

Art. 64 Wenn Borfchläge zu gemeinnüßigen Anords 
nungen, deren Zwed nur durch die zufammenmirkende 
Eheilnahme aller Bundesftaaten vollitändig erreicht werden 
fann, von einzelnen Bundesgliedern an die Bundeöver: 
ſammlung gebracht werden, und diefe fih von der Zweck— 
mäßigfeit und Ausführbarkeit folder Vorfchläge im Als 
gemeinen überzeugt, fo liegt ihr ob, die Mittel zur Voll— 
führung derfelben in forgfältige Erwägung zu ziehen, und 
ihr anhaltendes Beitreben dahin zu richten, die zu dem. 
Ende erforderlihe freiwillige Bereinbarung unter den 
ſämmtlichen —— zu bewirken. 

Artikel VII. In wiefern ein Gegenſtand nad) 
obiger Beſtimmung für das Plenum geeignet ſei, wird 


Stimme 
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in der engern Berfammlung durch Stimmenmehrheit 
entſchieden. 
Diie der Entſcheidung des Pleni zu unterziehenden 
Beſchluß-Entwürfe werden in der engern Verſammlung 
vorbereitet und bis zur Annahme oder Verwerfung zur 
Reife gebracht. Sowohl in der engern Verſammlung, 
als in Pleno werden die Beſchlüſſe nach der Mehrheit 
der Stimmen gefaßt, jedoch in der Art, daß in der 
erſten die abſolute, in letzterer aber nur eine auf zwei 
Drittheilen der Abſtimmung beruhende Mehrheit ent— 
ſcheidet. — Bei Stimmengleichheit in der engeren Ver— 
fammlung ſtehet dem Vorſitzenden die Entſcheidung zu. 
Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grunds 
geſetze, auf organiſche Bundes-Einrihtungen, auf Jura 
singulorum oder Religions = Angelegenheiten anfommt, 
fann weder in der engeren Berfammlung, nod) in Pleno 
ein Befchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. 
Art. 10. Der Gefanımtwille ded Bundes wird 
durch verfaffungsmäßige Beichlüffe der Bundedverfammlyng 
ausgeſprochen; verfaſſungsmäßig aber find diejenigen Be— 
fhlüfe, die innerhalb der Gränzen der Competenz der 
Bundesverfanmlung, nad vorgängiger Berathung, durch 
freie Abftimmung entweder im engern Rathe oder im 
Plenum, gefaßt werden, je nachdem dad Eine oder das 


Andere durch die grundgefeglichen Beftimmungen vorge: . 


fchrieben ift. 
Art, 11. In der Regel faßt die Bundesverfamme 


lung die zur Beforgung der gemeinfamen Angelegenheiten 
bed. Bundes erforderlichen Beichlüfe im engern Rathe, 
nad) abfoluter Stimmenmehrheit, Diefe Form der Schluß— 


faffung findet in allen Fällen ftatt, wo bereitö feitftehende 


allgemeine Grundfäge in Anwendung, oder bejchloffene 





2 28 


12 Deutſche Bundesaete und Schlußacte 


Geſetze und Einrichtungen zur Ausführung zu bringen 
ſind, überhaupt aber bei allen Berathungsgegenſtänden, 
welche die Bundesacte oder ſpätere Beſchlüſſe nicht be⸗ 
ſtimmt davon ausgenommen haben. 
Art. 12. Nur in den in der Bundesacte ausdrück— 
lich bezeichneten Fällen, und, mo ed auf eine Kriegser— 
Färung, oder Friedensſchluß-Beſtätigung von Seiten des 
Bundes anfommt, wie auch, wenn über die Aufnahnte 
eined neuen Mitgliedes in den Bund entichieden werden 
foll, bildet fib die Verſammlung zu einem Plenum. Iſt 
in einzelnen Fällen die Srage, ob ein Gegenftund vor 
dad Plenum gehört, zweifelhaft, jo fteht die Entfcheidung 
Lerfelben dem engern Rathe zu. Im Plenum findet keine 
Erdrterung noch Berathung ftatt, fondern es wird nur 
darüber abgeftimmf, ob ein im engern Rathe vorbereis 
teter Befchluß angenommen oder - verworfen werden joll. 
Ein gültiger Beſchluß im Plenum fest eine Mehrheit von 
zwei Driftheilen der Stimmen voraus, 
Art. 13. Ueber folgende Gegenftände: 
I) Annahme neuer Grundgefege, oder Abänderung der 
beitehenden ; | 

2) Drganifche Einrichtungen, das heißt, bleibende An— 
ftalten, ald Mittel zur Erfüllung der außdgefpro= 
chenen Bundeszwecke; 

3) Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4) Religions: Angelegenheiten ; 
findet fein Beſchluß durd Stimmenmehrheit- ftatt; jedoch 
fann eine definitive Abftimmung über Gegenftände diefer 
Art nur nad genauer Prüfung und Erörterung der den 
Widerſpruch einzelner Bundesglieder beſtimmenden Gründe, 
deren Darlegung in keinem ee — werden darf, 
erfolgen. 
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Art. 14 Was indbefondere die -organifihen Ein- 
xichtungen betrifft, fo muß nicht nur über die Borfrage, 
ob foldhe unter den obmwaltenden Umftänden nothmwendig 
find, jondern auch über Entwurf und Anlage derfelben 
in ihren allgemeinen Umriffen und weſentlichen Beſtim— 
wungen, im Plenum, und durch Etimmeneinhelligfeit 
entichieden werden, Wenn die Entfcheidung zu Gunften 
der vorgefchlagnen Einrihtung ausgefallen ift, fo bleiben 
die ſämmtlichen weiteren Berhandlungen über die Aus: 
führung im Einzelnen der engern Berfammlung überlaffen, 
welche alle dabei no vorfommenden Fragen durch Stim— 
menmehrheit entfcheidet, auch nad Befinden der Umftände 
eine Commiſſion aus ihrer Mitte anordnef, um Die vers 
chiedenen Meinungen und Anträge mit möglichfter Scho— 
nung und Beröckſichtigung der Verhältniſſe und Wünſche 
der Einzelnen audzugleichen. 

Art. 15. In Fällen, wo die Bundesglieder nicht 
in ihrer vertragämäßigen Einheit, fondern ald einzelne, 
yelbftftändige und unabhängige Staaten erfcheinen, folglich 
Jura singulorum obmalten, oder wo einzelnen Bundes: 
gliedern eine befondere, nicht in den gemeinfamen Ver— 
pflihtungen Aller begriffene Leiftung oder Verwilligung 
für den Bund zugemuthet werden- follte, kann ohne freie 
Zuftimmung fämmtlicher Berheiligten fein diefelben ver: 
bindender Beichluß gefaßt werden. 
| (Artifel VH.) Die Bundesverfammlung 
iſt beſtändig, hat aber die Befugniß, wenn die ihrer 
Berathung unterzogenen Gegenſtände erledigt ſind, auf 
eine beſtimmte Zeit, jedoch nicht auf länger als vier 
Monate, ſich zu vertagen. 

Alle näheren, die Bertagung und die Beforgung 
der etwa während derjelben vorkommenden dringenden 
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Gefchäfte, betreffenden Beftimmungen werden der Bun— 
desverfammlung- bei Abfaffung der organifhen Gefeße 
vorbehalten. | 

Artifel VII Die Abftimmungs - Ordnung der 
Dundesglieder betreffend, wird feftgefett, daß, fo lange 
die Bundedverfammlung mit Abfafjung der organifchen 
Geſetze befhäftigt it, hierüber Feinerlei Beſtimmung 
elte, und die zufällig fich fügende Ordnung feinem der 

ifglieder zum Nachtheil gereichen, nod eine Regel 
begründen fol, 

Nach Abfaffung der organifchen Gelee wird die 
Bundesverfammlung die Fünftige ald beftändige die 
einzuführende Stimmenordnung in Berathung nehmen 
und fid darin fo wenig ald möglich von der ehemals 
auf dem Reichstage und namentlih in Gemäßheit des 
Reichsdeputationsſchluſſes von 1803 beobadıteten ent: 
fernen. Auch diefe Ordnung kann aber auf den Rang 
der Bundesglieder überhaupt und ihren Bortritt außer 
den Verhältniffen der Bundesverfammlung Feinen Eins 
fluß ausüben. 

Artifel IX, Die Bundedverfammlung hat ihren 
Sik zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung derfelben 
iſt auf den 1. September 1815 feftgefeßt. 

Artifel X. Das erfte Gefchäft der Bundesver— 
fammlung nad) ihrer Eröffnung wird die Abfaffung der 
Grundgefege des Bundes und deffen organifche Einriche 
tung in Rüdficht auf feine auswärtigen, militairifcdyen 
und inneren DVerhältniffe fein. 

Artifel XI. Ale Mitglieder des Bundes ver: 
ſprechen, ſowohl ganz Deutfchland, als jeden einzelnen 
Dundesftaat gegen jeden Angriff in Schuß zu nehmen, 


+ 
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und garantiren fich gegenfeitig ihre fämmtlihen unter 
dem Bunde begriffenen Befißungen. 

Bei einmal erflärtem Bundesfrieg darf Fein Mite 
glied einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eine 
geben, noch einfeitig Waffenftiflitand oder Frieden fchließen. 

rt. 35. Der Bund hat ald Gefammtmaht das 
— Sie: Frieden, Bündniffe, und andere Verträge 
zu befchließen. Nah dem im zweiten Artifel der Bun 
dedacte ausgefprocenen Zwecke ded Bundes übt derfelbe 
aber diefe Rechte nur zu feiner Selbftvertheidigung, zur 
Erhaltung der Selbftftändigfeit und äußern Sicherheit 
Deutfhlands, und der Unabhängigkeit und Unverlegbarteit 
der einzelnen Bundesftaaten aus, 

Art. 36. Da in dem eilften Artifel der Bundesacte 
alle Mitglieder des Bundes ſich verbindlich gemacht haben, 
ſowohl ganz Deutfchland als jeden einzelnen Bundesftaat 
gegen jeden Angriff in Schug zu nehmen, und fidy gegen« 
feitig ihre fämmtlihen unter dem Bunde begriffenen Bes 
figungen zu garantiren, fo kann Fein einzelner Bundes— 
ftaat von Auswärtigen verlegt werden, ohne daß die Der: 
legung zugleich und in demfelben Maaße die Gefammtheit 
bed Bundes treffe, 

- Dagegen find die einzelnen Bundesſtaaten verpflichtet, 
von ihrer Seite weder Anlaß zu dergleichen Verlegungen 
zu geben, noch auswärtigen Staaten foldye zuzufügen, — 
Sollte von Seiten eined fremden Staated über eine von 
einem Mitgliede ded Bundes ihm widerfahrne Verlegung 
bei der Bundesverſammlung Beſchwerde geführt, und Diefe 
gegründet befunden werden, fo liegt der Bundedverfanmme 
fung ob, das Bundeöglied, welches die Beſchwerde ver« 
anlaßt hat, zur ſchleunigen und genügenden Abhülfe aufe 
zufordern, und mit diefer Aufforderung, nad Befinden ber 
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Umftände, Maaßregeln, wodurdh meitern friedeſtören— 
den Folgen zur rechten Zeit vorgebeugt werde, zu ver— 
binden, | 

Art. 37. Benn ein Bundesjtaat, bei einer zwiſchen 
ihm und einer auswärtigen Macht entftandnen rrung, 
die Dazmifchenfunft des Bundes anruft, fo hat die Bundes— 
verfammlung den Urfprung folcher Jrrung und das wahre 
Sadverhältniß forgfältig zu prüfen. — Ergiebt fih aus 
diefer Prüfung, daß dem Bundesſtaate das Recht nicht 
zur Seite fteht, fo hat. die Bundesverſammlung denſelben 
von Fortſetzung ded Streites ernftlid abzumahnen, und 
die begehrte Dazmwifchenkunft zu verweigern, auch erforter- 
lihen Falls zur Erhaltung des Friedensftandes geeignete 
Mittel anzuwenden, Ergiebt fid) dad Gegentheil, fo iſt 
die Bundedverfammlung verpflichtet, dem verlegten Bundes— 
ftante ihre wirffamfte Verwendung und Bertretung ans 
gedeihen zu laffen, und folche foweit auszudehnen, ale 
nöthig ift, Damit demjelben volle Sicherheit und ange— 
nieffene Genugthuung zu Theil werde, | 

Art. 38. Wenn aus der Anzeige eined Bundesſtaates, 
oder aus andern zuverläjfigen Angaben, Grund zu ber 
Beforgniß geihöpft wird, daß ein einzelner Bundesſtaat, 
oder die Geſammtheit ded Bundes, von einen feindlichen 
Angriffe bedroht fei, fo muß die Bundedverfammiung 
jofort Die Frage, ob die Gefahr eined ſolchen Angriffes 
wirflic vorhanden ift, in Berathung nehmen, und das, 
rüber in der fürzeftsmöglichen Zeit einen Ausfpruch thun. — 
Wird die Gefahr anerkannt, fo muß, gleichzeitig mit dieſem 
Ausſpruche, wegen der in folhem Falle unverzüglich im 
Wirkſamkeit zu fegenden Vertheidigungs-Maaßregeln, ein 
Beichluß gefaßt werden. Beide, jener Ausfpruch und 
diefer Beichluß, ergeht von der engern Verſammlung, die 
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dabei nad) der in ihr geltenden abfoluten Stimmenmehr: 
heit verfährt. 

Art. 39. Wenn dad Bundesgebiet von einer aus— 
mwärtigen Macht feindlich überfallen wird, tritt fofort der 
Stand des Krieges ein, und es muß im diefem Falle, 
was aud) ferner von der Bundesverſammlung beichloifen 
werden mäg, ohne mweitern Verzug zu den erforderlichen 
Dertheidigungd-Maafregeln gejchritten werden. 

Art. 40. Sieht ſich der Bund zu einer förmlichen 
Kriegserflärung genöthigt, jo kann folde nur in der 
vollen Berjanmlung nad der für Diejelbe vorgefchriebenen 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen beſchloſſen werden. 


Art. 41. Der in der engern VBerfammlung gefaßte 
Beichluß über die Wirklicyfeit der Gefahr eined feindlichen 
Angriffe verbindet ſämmtliche Buntesftaaten zur Theil— 
nahme an den vom Bundestage nothmwendig erachteten Ver— 
theidigungs-Maafregeln. Gleicherweiſe verbindet die in der 
vollen Verſammlung ausgeſprocheue Kriegserflärung ſämmt— 
liche Bundesſtaaten zur unmittelbaren Theilnahme an dem ge— 
meinſchaftlichen Kriege. 

Art. 42. Wenn die Vorfrage, ob Gefahr vorhanden 
iſt, durch die Stimmenmehrheit verneinend entſchieden wird, 
jo bleibt nichts deſto weniger denjenigen Bundesſtaaten, 
welche von der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt ſind, 
unbenommen, gewmeinſchaftliche Vertheidigungs-Maaßregeln 
unter einander zu verabreden. 

Art. 43. Wenn in einem Falle, wo es die Gefahr 
und Beſchützung einzelner Buudesſtaaten gilt, einer der 
itreitenden Theile auf die förmliche Dermittelung des Bun- 
des anträgt, fo wird derfelbe, in jo fern er ed der Lage 
der Sachen und feiner Stellung angemejfen findet, unter 
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voransdgefegter Einwilligung bed andern Theils, dieſe 
Vermittelung übernehmen; jedoch darf dadurch der Beſchluß 
wegen der zur Sicherheit des Bundesgebiets zu ergreifen— 
den Vertheidigungs-Maaßregeln nicht aufgehalten werden, 
noch in der Ausführung der bereits beſchloſſenen ein Still: 
ftand oder eine Verzögerung eintreten. 

Urt. 44. Dei audgebrocdhenem Kriege fteht jedem 
Bundesftaate frei, zur gemeinfamen Vertheidigung eine 
größere Macht zu ftellen, als fein Bundescontingent bes 
trägt; es fann jedoch in diefer Hinficht feine Forderung 
an den Bund ftatt finden. 

Art, 45. Wenn in einem Kriege zwifchen auswär— 
tigen Mächten oder in andern Fällen Berhäftniffe eintreten, 
welche die Beforgniß einer Derlegung der Neutralität ded 
Bundesgebiets veranlaffen, fo hat die Bundesverfammlung 
ohne Verzug im engern Rathe die zur Behauptung diefer 
Neutralität erforderlihen Maaßregeln zu befchließen. 

Art. 46. Beginnt ein Bundesftaat, der zugleich 
außerhalb des Bundesgebietd Befigungen hat, in feiner 
Eigenfchaft ald Europäifhe Macht einen Krieg, fo bleibt 
ein folder, die Verhaͤltniſſe und Verpflichtungen des 
Bunded nicht berührender Krieg dem Bunde ganz fremd. 

"Art, 47. . In den Fällen, mo ein folder Bunded- 
ftaat in feinen außer dem Bunde belegenen Befigungen 
bedroht oder angegriffen wird, tritt für den Bund Die 
Derpflichtung zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungd-Maaß- 
regeln, oder zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur in 
fo fern ein, als vderfelbe, nad vorgängiger Berathung 
durh Stimmenmehrheit in der engern Berjammlung, 
Gefahr für dad Bundesgebiet erkennt. — Im legtern 
Falle finden die Borjchriften der a inte Artikel. 
ihre gleichmäßige Anwendung, 


— 
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Art. 49. Wenn von Seiten des Bundes Unter— 
handlungen über Abſchluß des Friedens oder eines Waffen— 
ſtillſtandes ſtatt finden, fo hat die Bundesverſammlung 
zu ſpecieller Leitung derſelben einen Ausſchuß zu beſtellen, 
zu dem Unterhandlungs-Geſchäft ſelbſt aber eigne Bevoll:. 
mächtigte zu ernennen, und mit gehörigen Anitructionen 
zu verfehen. Die Annahme und Beftätigung eines Friedend- 
vertragd kann nur in der vollen Berfammlung gefchehen. 

Art. 50. In Bezug auf die audmwärtigen Berhält: 
niffe überhaupt liegt der Bundedverfammlung ob: 

1) Ald Organ der Gefammtheit ded Bundes für die 
Aufrehthaltung friedlidher und freundfchaftlicher Ver: 
hältniffe mit den auswärtigen Staaten Sorge zu 
tragen ; 

2) die von fremden Mächten bei dem Bunde beglau— 
bigten Gefandfen anzunehmen, und, wenn es 
nöthig befunden merden follte, im Namen des 
Bundes Gefandte an fremde Mächte abzuordnen ; 
in eintretenden Fällen Unterhandlungen für die 
Gefammtheit ded Bundes zu führen, und Derträge 
für denfelben abzufchließen ; 

4) auf Verlangen einzelner Bundedregierungen, für 
diefelben die Verwendung ded Bunded bei fremden 
Regierungen, und in gleicher Art, auf Berlangen 
fremder Staaten die Dazwiſchenkunft ded Bundes 
bei einzelnen Bundeögliedern eintreten zu laffen. 

Art. 51. Die Bundedverfammlung ift ferner verpflich- 
tet, die auf das Militairmefen des Bundes Bezug habenden 
organifchen Einrichtungen, und die zur Sicherjtellung feines 
Gebiets erforderlichen Vertheidigungsanftalten zu befchließen. 

(Artikel XL.) Die Bundesglieder behalten 
zwar das Recht der Bündniſſe aller Art; verpflichten ſi ſich 
2” 
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jedoch in feine Verbindungen einzugehen, welche gegen 
die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesftaaten 
gerichtet wären. 

Art. 48. Die Beftimmung der Bundedacte, vermöge 
welcher, nad einmal erflärtem Bundeskriege, fein Mit: 
alied des Bundes einfeitige Unrerhandlungen mit dem Feinde 
eingehen, noch einjeitig Waffenftillitand oder Frieden 
ichließen darf, ift für fämntliche Bundesftaaten, fie mögen 
außerhalb des Bundes Beiigungen haben oder nicht, gleich 


verbindlid. 

. (Artifel XL) Die Bundesglieder machen 
ſich ebenfalls verbindlich, einander unter keinerlei Vor— 
wand zu bekriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt 
zu verfolgen, fondern fie bei der Bundesverfammlung 
anzubringen. Ä 
Dieſer liegt alddann ob, die Bermittlung durch einen 
Ausſchuß zu verfuden; falle diefer Verſuch Fehlichlagen 
follte, und demnach eine richterliche Entiheidung noth— 
wendig würde, folme Durch eine wohlgeordnete Aufträgal: 
Inſtanz zu bewirfen, deren Ausiprud die itreitenden 
Theile fich fofort zu unterwerfen haben. 

Art, 18. Da Eintracht und Friede unter den Bundes— 
gliedern ungeftört aufrecht erhalten werden joll, fo hat 
die Bundesverfannmlung, wenn die innere Ruhe und Sicher— 
heit ded Bundes auf irgend eine Weile bedroht oder ge: 
ſtört ift, über Erhaltung oder MWiederherftellung derfelben 
Rath zu pflegen, und die dazu geeigneten Beſchlüſſe nad) 
Anleitung der in den folgenden Artikeln enthaltenen Be: 
ſtimmungen zu fallen. 

Art. 19. Wenn zwiſcheun Bundesgliedern Spätlic- 
feıten zu bejorgen, oder wirklich ausgeübt worden find, io 
ift die Bundesverſammlung berufen, vorläufige. Maaß— 
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regelm zu ergreifen, wodurch jeder Selbſthülfe vorgebeugt, 
und der bereitd unternonmenen Einhalt gethan werde. 
Zu dem Ende bat fie vor allen für Aufrehthaltung des 
Befigftanded Sorge zu fragen. - 

Art. 20. Wenn die Bundedverfammlung von einem 
Bundesgliede zum Schuge des Beligftanded angerufen 
wird, und der jüngfte Befigftand ftreitig ift, fo ſoll fie 
für diefen befondern Fall befugt feyn, ein bei der Sache 
uicht betheiligted Bundesglied in der Nähe des zu fchügen- 
den Gebietes aufzufordern, die Thatſache des jüngften 
Befiged, und die angezeigte Störung deffelben ohne Zeit: 
verluft durch feinen oberiten Gerichtshof fummarifch unter- 
ſuchen und darüber einen rechtlichen Beſcheid abfaffen zu 
laffen, deffen VBolziehung die Bundesverfawumlung, wenn 
der Bundesftaat, gegen welchen er gerichtet ift, fich nicht 
auf vorgängige Aufforderung freimillig dazu verfteht, durch 
die ihr zu dieſem Ende angemiefenen Mittel zu bewirken hat. 

Art. 21. Die Bundedverfammlung hat in allen, nad 
Borichrift der Bundesacte bei ihr anzubringenden Strei— 
tigfeiten der Bundesglieder die Vermittlung durch einen 
Ausſchuß zu verfuhben. Können die entftandenen Strei— 
tigfeiten auf Dielfem Wege nicht beigelegt werden, jo hat 
fie die Entſcheidung derfelben dur eine Austrägalinftanz 
zu veranlaffen, und dabei, fo lange nicht wegen der Aus— 
trägalgerihte überhaupt eine anderweitige Webereinkunft 
zwifchen den Bundedgliedern ftatt gefunden hat, die in 
dem Bundestagd =: Beichluffe vom ſechszehnten Juni acht— 
zehn Hundert und fiebenzehn enthaltenen Borfchriften, jo 
mie den, in Folge gleichzeitig an die Bundestagsgefandten 
ergebenden Inftructionen, zu faflenden befondern Beſchluß 
zu beobadıten: 

Art. 22. Wenn nad Anleitung des obgedachten 
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Bundestags: Befchluffed der oberſte Gerichtshof eined Bunz 
deöftaatd zur Audträgalinftanz gewählt ift, fo fteht dem— 
felben die Leitung des Proceſſes und die Entfcheidung des 
Streit in allen feinen Haupt= und Nebenpunften uneins 
gefchränft und ohne alle weitere Einmirfung der Bundes: 
verfammlung oder der Landesregierung zu. Legtere wird 
jedoh, auf Antrag der Bundeöverfammlung, oder der 
ftreitenden Theile, im Fall einer Zögerung von Seiten 
ded Gerichtd, die zur Beförderung der Entfcheidung nöthis 
gen Derfügungen erlaffen. 

Art, 23. Wo feine befonderen Entiheidungsnormen 
vorhanden find, hat dad Austrägalgeriht nah den in 
Rechtöftreitigfeiten derfelben Art vormald von den Reichs: 
gerichten fubfidiarifch befolgten Rechtsquellen, in fo fern 
folhe auf die jegigen DBerhältniffe der Bundeöglieder noch 
anwendbar find, zu erkennen. 

Art. 24. 8 ftehtübrigend den Bundesgliedern frei, 
fowohl bei einzelnen vorfommenden Streitigfeiten, ald für 
alle künftigen Fälle, wegen bejonderer Austräge oder Com— 
promiffe übereinzufommen, wie denn auch frühere Familien 
. oder Bertragd=Audträge durch Errichtung der Bundes: 

Austrägalinftang nicht aufgehoben, noch abgeändert werden. 
R Art. 25. Die Aufrehthaltung der innern Ruhe und 

Ordnung in den Bundesjtaaten fteht den Regierungen 
allein zu, Ald Ausnahme kann jedoh, in Rückſicht auf 
die innere Sicherheit ded gefanmten Bundes, und in 
Folge der Verpflihtung der Bundesglieder zu gegenfei= 
tiger Hülfleiftung, die Mitwirkung der Gefammtheit zur 
Erhaltung oder Wiederheritellung der Rube, im Fall einer 
MWiderfeglichfeit der Unterthanen gegen die Regierung, 
eined offenen Aufruhrd, oder gefährliher Bewegungen in 
mehreren Bundesftaaten, ftatt finden. 
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Art. 26. Wenn in einem Bundesftaate durch Wider: 
feglichfeit der Unterthanen gegen die Obrigfeit die innere 
Ruhe unmittelbar gefährdet, und eine Verbreitung aufs 
rübrerifher Bewegungen zu fürchten, oder ein wirklicher 
Aufruhr zum Ausbruch gefommen ift, und die Negierung 
felbft, nad) Erfchöpfung der verfaſſungsmäßigen und geleg: 
lihen Mittel, den Beiltand ded Bundes anruft, fo liegt 
der Bundesverfammlung »ob, die fchleunigfte Hülfe zur 
Wiederheritellung der Ordnung zu veranlaſſen. Sollte im 
legtgedachten Falle die Regierung notoriſch außer Stante 
feyn, den Aufruhr durch eigene Kräfte zu untertrücen, 
zugleich aber durch die Umftände gehindert werden, die 
Hülfe ded Bundes zu begehren, fo ift die Bundesver: 
fammlung nichts deſto weniger verpflichtet, auch unauf: 
gerufen zur Miederherftellung der Ordnung und Sicher: 
heit einzufchreiten. In jedem alle aber dürfen die ver: 
fügten Maafregeln von feiner längern Dauer feyn, als 
die Regierung, welcher die bundesmäßige Hülfe geleifter 
wird, ed nothmwendig eradıtet. 


Art. 27. Die Regierung, welcher eine ſolche Hülfe 
zu Theil geworden, ift gehalten, die Bundesverfammlung 
von der Beranlaffung der eingetretenen Unruhen in Kennt: 
niß zu jegen, und von den zur Befeſtigung der wieder: 
bergeftellten gefeglihen Drönung getroffenen Maaßregeln 
eine beruhigende Anzeige an Diefelbe gelangen zu laffen. 


Art, 28. Wenn die öffentlihe Ruhe und gefegliche 
Ordnung in mehreren Bundesftaaten durd) gefährliche Ber: 
bindungen und Anfchläge bedroht find, und dagegen nur 
dur Zufammenmirfen der Gefammtheit zureichende Maaß— 
regeln ergriffen werden können, fo ift die Bundesverſamm— 
lung befugt und berufen, nad) vorgängiger Rückſprache 
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mit den zunächſt bedrohten Regierungen, ſolche Maaß⸗ 
regeln zu berathen und zu beſchließen. 

Art. 31. Die Bundesverſammlung hat das Recht 
und die Verbindlichkeit, für die Vollziehung der Bundes— 
acte und übrigen Grundgeſetze des Bundes, der in Ge— 
mäßheit ihrer Competenz von ihr gefaßten Beſchlüſſe, der 
durd Ausdträge aefällten ſchiedsrichterlichen Erkenntniſſe, 
der unter die Gemwährleiftung des Bundes geftellten com= 
promiffarifchen Entiheidungen und der am Bundestage 
vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrechthaltung 
der von den Bunde übernommenen befonderen Garantieen, 
zu forgen, aud zu diefem Ende, nad Erfhöpfung aller 
andern bundesverfafjungdmäßigen Mittel, die erforderlichen 
Executions-Maaßregeln, mit genauer Beobachtung der in 
einer befonderen Erecutiond-Drdnung dieferhalb feitgefegten 
Beftimmungen und Normen, in Anwendung zu bringen. 

Art. 32. Da jede Bundedregierung die Obliegen— 
heit hat, auf Vollziehung der Bundesbeſchlüſſe zu halten, 
der Bundedverfammlung aber eine unmittelbare Einwir: 
kung auf die innere Verwaltung der Bundesftaaten nicht 
zufteht, fo faun in der Regel nur gegen die Regierung 
felbit ein Erecutiond-DBerfahren ftatt finden, Ausnahmen 
son diefer Regel treten jedoch ein, wenn eine Bunded- 
regierung, in Ermangelung eigener zureichenden Mittel, 
felbit die Hülfe ded Bundes in Anfpruch nimmt, oder 
wenn die Bundesverfammlung, unter den im fechd und 
zwanzigften Artifel bezeichneten Umftänden, zur Mieder- 
herftellung der allgemeinen Ordnung und Sicherheit uns 
aufgerufen einzufchreiten verpflichtet ift. — Im erften . 
Fall muß jedody immer in Webereinftimmung mit den Anz 
trägen der Regierung, melcher die bundedmäßige Hülfe gelei= 
ftet wird, verfahren, und im zweiten Fall ein Gleiches, fobald 
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die Regierung wieder in Thätigkeit gefegt ift, beobachtet 
werden. 


Art. 33. Die Erecutiond » Maafregeln werden im 
Namen der Gefammtheit ded Bundes befhloffen und aus— 
geführt. Die Bundesverfammlung ertheilt zu dem Ende, 
mit Berückſichtigung aller Localumftände und fonftigen 
Derhältniffe, einer oder mehreren bei der Sache nicht be— 
theiligten Regierungen, den Auftrag zur Bollziehung der 
befchloffenen Maafregeln, und beftimmt zugleich ſowohl 
die Stärfe der dabei zu vermendenden Mannfchaft, als 
die nach dem jededmaligen Zweck des Erecutiondverfahreng 
zu bemeffende Dauer deifelben. 


Art. 34. Die Regierung, an melde der Antrag ger 
richtet ift, und welche ſolchen als eine Bundespflicht zu 
übernehmen Hat, ernennt zu diefem Behuf einen Eivil- 
Commiffär, der, in Gemäßheit einer, nah den Beftims 
mungen der Bundesverfanmlung, von der beauftragten 
Regierung zu ertheilenden befondern nftruction, daß 
Erecutiond:Derfahren unmittelbar leitet. — . Wenn der 
Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ift, fo beftimmt 
die Bundesverſammluug, welche derielben den Civil-Com— 
miffär zu ernennen hat. Die beauftragte Regierung mird, 
während der Dauer ded Erecutiond-Derfahrend, die Bun— 
deöverfammlung von dem Erfolge deffelben in Kenntniß 
erhalten, und fie, fobald der Zweck vollftändig erfüllt ift, 
von der Beendigung ded Gefchäftd unterrichten, 

Art. 52. Da zur Erreihung der Zwede und Ber 
forgung der Angelegenheiten ded Bundes, von der Ge: 
fanmtheit der Mitglieder Geldbeiträge zu leiften find, fo 
hat die Bundesverfammlung 


1) den Betrag der gewöhnlichen verfaff uugömäßigen 
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Ausgaben, fo weit foldes im Allgemeinen geichehen 
kanu, feitzufegen ; a 

2) in vorfommenden Tällen die zur Ausführung be= 
fonderer, in Hinfiht auf anerkannte Bundeszwecke 
gefaßren Befchlüffe erforderliben außerordentlichen 
Ausgaben und die zur Beltreitung derfelben zu 
leiftenden Beiträge zu beftimmen ; 

3) dad matrifelmäßige Verhältuiß, nad welchem von 
den Mitgliedern ded Bundes beizutragen ift, feit: 

zuſetzen; 

4) die Erhebung, Verwendung und Verrechnung der 
Beiträge anzuordnen und darüber die Aufſicht zu 
führen, 


1, Befondere Beitimmungen. 


Außer den in den vorhergehenden Artifeln beſtimm— 
ten auf die Feftitelung des Bundes gerichteten Punften 
find Die verbündeten Mitglieder übereingefommen, hiemit 
über folgende Gegenftände die in den naditehenden 
Artifeln enthaltenen Beſtimmungen zu treffen, welde 
mit jenen Artifeln gleihe Kraft haben follen. 

Art. 53. Die durd die Bundesacte den einzelnen 
Bundesftaaten garantirte Unabhängigkeit fchließt zwar im 
Allgemeinen jede Einwirfung ded Bundes in-die innere 
Staatseinrichtung und Staatöverwaltung aud. Da’ aber 
die Bundesglieder fi in dem zmeiten Abfchnitt der Bun— 
dedacte über einige befondere Beftimmungen vereinigt 
haben, weldye fi theils auf Gemwährleiftung zugelicherter 
Rechte, theild auf beftimmte Verhältniffe der Untherthanen 
beziehen, fo liegt der Bundesverfammlung ob, die Erfül- 
lung der durch dieſe Beftimmungen. übernommenen Ber: 
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biudlichkeiten, wenn ſich aud hinreichend begründeten Anz 
zeigen der Betheiligten ergiebt, daß ſolche nicht ftatt ge— 
funden habe, zu bewirfen. Die Anwendung der in Ges 
mäßheit diefer Berbindlichkeiten getroffenen allgemeinen 
Anordnungen auf die einzelnen Fälle bleibt jedoch den 
Regierungen allein überlaffen. 

Artifel XI - Diejenigen Bundedglieder, deren 
Befisungen nicht eine Volkszahl von 300,000 Seelen 
erreichen, werden fid) mit den ihnen verwandten Häufern 
oder andern Bundedgliedern, mit welchen fie wenigſtens 
eine folche Volkszahl ausmachen, zu Bildung eines ge— 
meinfchaftlihen oberiten Gerichts vereinigen. 

In den Staaten von folder Volksmenge, wo fchon 
jest dergleichen Gerichte Nitter Inſtanz vorhanden find, 
werden jedoch diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhal: 
ten, wofern nur die Volkszahl, über weldye fie fich er— 
ftreden, nicht unter 150,000 Seelen ilt. 

Den vier freien Städten fteht dad Recht zu, ſich 
unter einander über die Erridhtung eines gemeinfamen 
oberiten Gerichts zu vereinigen. 

Dei den folchergeftalt errichteten gemeinſchaftlichen 
oberiten Gerichten fol jeder der Partheien geftattet ſeyn, 
auf die Verſchickung der Acten auf eine deutfche Facul: 
tät oder an einen Schöppenituhl zu Abfallung des End: 
urtheils anzutragen. 

Art. 29. Wenn in einem Bundedftaate der Fall 
einer Juftizvermeigerung eintritt, und auf gefeglichen 
Wegen audreihende Hülfe nicht erlangt werden fann, fo 
liegt der Bundedverfanmlung ob, erwiefene, mad ber 
Derfafung und den beftehenden Gefegen jeded Landes zu 
beurtheilende Befchwerden über verweigerte oder gehemmite 
Rechtöpflege anzunehmen, und darauf die gerichtliche Hülfe 
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bei der Bundesregierung, die zu der Beſchwerde Anlak 
gegeben bat, zu bewirken, 

Art. 30. Wenn Forderungen von Privatperfonen 
deghalb nicht befriedigt werden föünnen, weil die Berpflich- 
tung, denfelben Genüge zu leiften, zmifchen mehreren Bun— 
deögliedern zmeifelhaft oder beftritten ift, fo hat die Bun- 
dedverfammlung, auf Anrufen der Betheiligten, zunörderft 
eine Audgleihung auf gütlihem Wege zu verfuchen, im 
Fall aber, daß diefer Derfuh ohne Erfolg bliebe, und . 
die in Anfpruc genommenen Bundesglieder fi nicht in 
einer zu beftimmenden Frift über ein Compromiß vereinig- 
ten, Die rechtlibe Entiheidung der ftreitigen Vorfrage 
durdy eine Ansträgalinftanz zu veranlaffeı. 

Artifel XIN. Sn aller’ Bundesitaaten wird cine 
landitändifhe Verfaſſung ftatt finden. 

Art. 54. Da nad dem Sinn des dreizehnten Artifeld 
der Dundesacte, und den darüber erfolgten fpätern Er- 
flärungen, in allen Buntesftaaten landſtändiſche Verfaſ— 
fungen ftatt finden follen, fo hat die DBundeöverfammlung 
darüber zu wachen, daß dieſe Beftimmung in feinem Bun⸗ 
desſtaate unerfüllt bleibe. 

Art. 55. Den fouverainen Fürften der Bundes— 
ftaaten bleibt überlaffen , diefe innere Landedangelegenheit 
mit Berückſichtigung fomohl der früherhin gefeglich” be— 
ftandenen ftäntifhen Rechte, ald der gegenwärtig obmal- 
tenden Derhältnifie zu ordnen. 

Art. 56. Die in. anerfannter Wirkfamfeit beftehen- 
den landftändifhen DBerfaffungen fünnen nur auf verfaf: 
fungdmäßigem Wege wieder abgeändert merden. 

Art. 57. Da der deutihe Bund, mit Ausnahme der 
freien Städte, aus fonverainen Fürften befteht, fo muß, 
dem hierdurch gegebenen Grundbegriffe zufolge, die ges 
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jammte Staatsgewalt in dem Dberhaupte ded Staats 
vereinigt bleiben, und der Souverain fann durch eine 
landftändifhe Verfaſſung nur in der Ausübung beſtimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden, 

Art. 58. Die im Bunde vereinten ſouverainen Fürften 
dürfen durch feine landftändifhe Berfaffung in der Erfül- 
lung ihrer bundedmäßigen ‘Berpflichtungen gehindert oder 
beichränft werden. 

Art. 59. Wo die Oeffentlichteit landftändifcher Ber: 
bandlungen dur die Verfaffung geftattet ift, muß durch 
die Geichäftsordnung dafür geforgt werden, daß die ge- 
jeglihen Gränzen der freien Yeußerung, weder bei den 
Berhandlungen felbft, noch bei deren Bekanntmachung durd 
den Drud, auf eine die Ruhe des einzelnen Bundesſtaats 
oder des geſammten Deutſchlands gefährdende Weife über: 
ſchritten werden. 

Art. 60. Wenn von einem Bundesgliede die Garantie 
ded Bundes für die in feinem ande eingeführte landftän: 
diſche Verfaſſung nachgeſucht wird, fo iſt die Bundes: 
verſammlung berechtigt, folche zu übernehmen. Sie erhält 
dadurd die Befugniß, auf Anrufung der Betheiligren, 
die Derfaffung aufrecht zu erhalten, und die über Aus: 
legung oder Anwendung derjelben entitandenen Srrungen, 
jo fern dafür nicht anderweitig Mittel und Wege geſetz— 
lich vorgeichrieben find, dur gütlihe Vermittelung oder 
compromifjariihe Entſcheidung beizulegen. 

Art, 61. Außer dem Fall der übernommenen be: 
jondern Garantie einer landftändifchen Verfaſſung, und 
der Aufrechthaltung der über den dreizehnten Arrifel der 
Bundesacte hier feftgejegten Beftimmungen, ift die Bun: 
desverjammlung nicht berechtigt, in landftändiiche Ange: 
legenheiten, oder in Streitigkeiten zwilchen den Landes— 





30 Deutfhe Bundedacte und Schlußacte 


herren und ihren Ständen einzumirfen,: fo lange folde 
nicht den im ſechs und zwanzigſten Artikel ‚bezeichneten 
Eharafter annehmen, in welden Kalle die Beftinnmungen 
diefed, fo wie des jieben und zwanzigften Artifeld auch 
hiebei ihre Anwendung finden. — Der ſechs und vier- 
zigite Artikel der Wiener Eongreßacte vom Jahre acht— 
zehnhundert und fünfzehn, in Betreff der Derfaffung der 
freien Stadt Frankfurt, erhält jedoch hiedurch feine Ab— 
änderung. 

Art. 62. Die vorftehenden Beftimmungen in Bezug 
auf den dreizehnten Artikel der Bundesacte ind auf die 
freien Städte in fo weit anwendbar, ald die befondern 
Derfaffungen und DVerhältniffe derjelben es zulaffen. 

Artifel XIV. Um den im Jahr 1806 und feit: 
dem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsitänden und 
Reichsangehörigen in Gemäßheit der gegenwärtigen Ver: 
hältniffe in allen Bundesitaaten einen gleichförmig blei— 
benden Rechtszuſtand zu verfchaffen, fo vereinigen die 
Bundesitaaten ſich dahin: 

a) Daß dieſe fürjtlichen und gräflihen Häufer fortan 
nicht8deftoweniger zu dem hohen Adel in Deutlich: 
land gerechnet werden, und ihnen das Recht der 
Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbundenen 
Begriff verbleibt. 

b) Eind die Häupter diefer Häufer die eriten Stanz 
deöherren ın dem Etaate, zu dem fie gehören. 
Sie und ihre Familien bilden die privilegirtefte 
Klaſſe in demfelben, insbefondere in Anfehung 
der Beitenerung. 

c) Es follen ihnen überhaupt in Rüdficht ihrer Wer: 
fonen, Familien und Befisungen alle diejenigen 
Rechte und Vorzüge zugefichert werden oder bleiben, 
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welche aus ihrem Eigenthum und deſſen unge- 
jtörtem Genuffe herrühren, und nicht zu der 
Staatsgewalt und den höhern Regierungsrechten 
gehören. — Unter vorermähnten Rechten find 
insbefondere und namentlich begriffen: 


1) 


2 


— 


3) 


4) 


Die unbefhränfte Freiheit, ıhren Aufenthalt 
in jedem zu dem Bunde aehörenden oder mit 
demfelben im Frieden lebenden Staate zu 
nehmen, 

Werden nah den Grundfäken der. früheren 
deutfchen Werfaffung die noch beftehenden 
Familienverträge aufrecht erhalten, und ihnen 
die Befugniß zugefichert, über ihre Güter und 
Familienverhältniffe verbindliche Verfügungen 


zu treffen, welche jedoch dem Souverain vor: 


gelegt und bei den höchſten Yandesitellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung ges 
bracht werden müfen. Alle bisher dagegen 
erlaffenen Verordnungen follen für Fünftige 


‚Fälle nicht weiter anwendbar ſeyn. 


Privilegirter Gerichtsftand und Befreiung von 


aller Militairpflichtigfeit für fi und ihre Fa= 


milten. 

Die Ausübung der bürgerlichen und yeinlichen 
Gerechtigfeitöpflege in eriter, und mo die Ber 
figung groß genug ift, in zweiter Inſtanz, der 
Foritgerichtöbarfeit, Ortspolizei und Aufficht 
in Kirchen= und Sculfachen, auch über milde 
Stiftungen, jedoch nad) Vorfchrift ter Landes— 
gefege, welhen fie, fo wie der Militairverfafs 
fung und der Dberauffiht der Regierungen 
über jene Zuftändigfeiten unterworfen bleiben. 
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Dei der näheren Beitimmung der angeführten Be: 
fugniffe fowohl, wie überhaupt und in allen übrigen 
Punften wird zur weitern Begründung und Feititellung 
eined in allen deutſchen Bunvdesitaaten übereinitimmene 
den Rechtszuſtandes der mittelbar gewordenen Füriten, 
Grafen und Herren die in dem Betreff erlaflene Königl. 
Baieriſche Verordnung vom Jahr 1807 als Baſis und 
Norm unterlegt werden. 

Dem ehemaligen Reichdadel werden die sub Nro. 
1. und 2. angeführten Rechte, Antheil der Begüterten 
an Landitandichaft, Patrimonial= und Forſtgerichtsbar— 
feit, Ortspolizey, Kirchenpatronat, und der privilegirte 
Gerichtsſtand zugefichert. Diefe Rechte werden jedoch 
nur nad) der Vorſchrift der Landesgeſetze ausgeübt. 

In den durch den Frieden von Lüneville vom 9. 
Febr. 1801 von Deuticland abgetretenen und jet wie: 
der damit vereinigten Provinzen werden bei Anwendung 
der obigen Grundiäße auf den ehemaligen unmittelbaren 
Reichsadel diejenigen Befchränfungen itatt finden, wel— 
he die dort beitehenden befondern Berhältniffe noth— 
wendig maden. 

Urt. 63. Es liegt der Bundesverjammlung ob, auf 
die genaue und vollftändige Erfüllung derjenigen Beſtim— 
mungen zu achten, welche der vierzehnte Artikel der Bun— 
desacte in Betreff der mittelbar gewordenen ehemaligen 
Reichsſtände und des ehemaligen unmittelbaren Reichs— 
adeld enthält. Diejenigen Bundesglieder, deren Länder 
die Beligungen derfelben einverleibt worden, bleiben gegen 
den Bund zur unverrüdten Aufrechthaltung der durch 
jene Beitinnmungen begründeten ftaatörechtlihen Verhält— 
nifje verpflichtet, Und mwenn glei die über die Anwen— 
dung der in Gemäßheit des vierzehnten Artifeld der Bun— 
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dedacte erlaffenen Verordnungen oder abgefihloffenen Ber: 
träge entitehenden Streitigfeiten in einzelnen Fällen an 
die competenten Behörden ded Bundesſtaats, in welchem 
die Befigungen der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen 
und Herren gelegen find, zur Entfcheidung gebracht wer: 
den müflen, fo bleibt denfelben doch, im Fall der ver: 
mweigerten gefeglichen und verfafiungdmäßigen Recdtöhülfe, 
oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheil erfolgten legis— 
lativen Erklärung der durd die Bundesacte ihnen zuge: 
fiherten Rechte, der Recurs an die Bundedverfammlung 
vorbehalten; und dieſe ift in einem folchen Falle ver: 
pflihtet, wenn jie die Beſchwerde gegründet finder, eine 
genügende Abhülfe zu bemirfen. 

Artifel XV. Die Fortdauer der auf die Rhein: 
fhifffahrt3=Octroi angewieſenen directen und fubfidiari- 
fchen Renten, die durch den Reichddeputationsfhluß vom 
25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen, in Betreff 
des Schuldenwefend und feitgefeßter Penftonen an geift 
und weltliche Individuen, werden von dem Bunde 
garantirt, 


Die Mitglieder der ehemaligen Dom- und freien 
Reichsitifter haben die Befugniß, ihre durch den er— 
wähnten Reichsdeputationsſchluß feitgefeten Penſionen 
ohne Abzug in jedem mit dem deutſchen Bunde in 
Frieden ftehenden Staate verzehren zu dürfen. 


Die Mitglieder des deutichen Ordens werden eben- 
fall3 nad ven in dem Reichsdeputations-Hauptſchluß 
von 1803 für die Domftifter feitgefeßten Grundſätzen 
Penfionen erhalten, infofern fie ihnen nod nicht hinrei— 
chend bewilliget worden, und diejenigen Fürften, welche 
eingezogene Beſitzungen des deutſchen Ordens erhalten 

: 3 
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haben, werden diefe Penfionen nad) Verhältniß ihres 
Antheild an den ehemaligen Befitungen bezahlen. 

Die Berathimg über die on der Suſten⸗ 
tations⸗Caſſa und der Penſionen für die überrheinifchen 
Biſchöfe und Geiſtlichen, melde Penſionen auf die Bes 
ſitzer des linken Rheinufers übertragen werden, ift det 
Bundesverfammlung vorbehalten. Diefe Regulirung ift 
binnen Jahresfriſt zu beendigen; bis dahin wird bie 
Bezahlung der erwähnten Penfionen auf die bisherige 
Art fortgeſetzt. 

Artikel XVI Die Verfchiedenheit der chriftlichen 
Religionspartheien Fan in den Ländern und Gebieten 
des deutihen Bundes feinen Unterſchied in dem Genuffe 
der bürgerlihen und politiihen Rechte begründen. 

Die Bundedverfammlung wird in Berathung ziehen, 
. wie auf eine möglichft übereinitimmende Weile die bür— 
gerliche Berbefferung der Befenner des jüdifchen Glaubens 
in Deutfchland zu bewirfen fey, und wie infonderheit 
denjelden der Genuß ver bürgerlihen Rechte gegen die 
Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bundesitaaten 
verfchafft und gefichert werden könne; jedod werden 
den Befennern dieſes Glaubens bis dahin die denfelben 
von den einzelnen Bundesitaaten bereit eingeräumten 
Rechte erhalten. — 

Artikel XVII. Das fürſtliche Haus Thurn und 
Taxis bleibt in dem durch den Reichsdeputationsſchluß 
vom 25. Febr. 1803 oder ſpätere Verträge beſtätigten Beſitz 
und Genuß der Poſten in den verſchiedenen Bun— 
desftanten, fo lange als nicht etwa durch freie Ueber— 
einfunft anderweitige Verträge abgeſchloſſen werden follten. 

In jedem Falle werden demielben, in Folge des 
Artifeld 13. des erwähnten Reichtdeputationg = Haupt: 
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fchluffes, feine auf Belaffung der Poften, oder auf eine 
angemeflene Entihädigung gegründeten Rechte und An: 
fprüdye verfichert. 

Dieſes fol auch da ftatt finden, wo die Aufhebung 
der Poſten feit 1803 gegen den inhalt des Reichsde— 
putations⸗Hauptſchluſſes bereitd gefchehen wäre, infofern 
diefe Entihädigung durch Berträge nicht fhon definitiv 
feſtgeſetzt iſt. 

Artikel XVIII. Die verbündeten Fürſten und 
freien Städte kommen überein, den Unterthanen der 
deutſchen Bundesſtaaten folgende Rechte zuzuſichern: 

a) Grundeigenthum außerhalb des Staats, den ſie 
bewohnen, zu erwerben und zu beſitzen, ohne 
deßhalb in dem fremden Staate mehreren Ab— 
gaben und Laſten unterworfen zu feyn, als deſſen 
eigene Unterthanen. 

b) Die Befugniß: 

1) des freien Wegziehens aud einem deutfchen 
Bundesftaat in den andern, der erweislich fie 
zu Unterthanen annehmen will, aud) 

2) in Eivil- und Militärdienfte deſſelben zu 
treten, beides jedoch nur infofern feine Ver: 
bindlichfeit zu Militärdieniten gegen das bis— 
herige Vaterland im Wege ftehe; und damit, 
wegen der dermalen vormwaltenden Verſchie— 
denheit der gefeglichen Vorſchriften über Mili- 
tärpflichtigfeit, hierunter nicht ein ungleich— 
artiged, für einzelne Bundesitaaten nachtheili— 
ges Verhältniß entitehen möge, fo wird bei 
der Bundesverfammlung die Einführung mög: 
lichſt gleichförmiger Grundfäge über diefen Ge: 
genftand in Berathung genommen werben. 

3 * 
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e) Die Freiheit von aller Nachiteuer (jus detractus, 
gabella emigrationis), injofern das Vermögen 
in einen andern deutſchen Bundesſtaat übergeht 
und mit diefem nicht befondere Verhältniſſe durch 
Freizügigkeits-Verträge beitehen. 

d) Die Bundesverfammlung wird fich bei ihrer erften 
Zufammenfunft mit Abm ung gleichförmiger Ber: 
fägungen über die Preßfreiheit und die Sicher: 
ftelung der Rechte der Schriftiteller und Verleger 
gegen den Nachdruck befchäftigen. 

Artifel XIX. Die Bundesglieder behalten ſich 
vor, bei der eriten Zufammenfunft der Bundesverfamm: 
lung in Sranffurt wegen des Handel® und Verkehrs 
zwifchen den verfchiedenen Bundesftaaten, fo wie wegen 
der Ehifffahrt nach —— der auf dem Congreß zu 
Wien angenommenen Grundſätze, in Berathung zu treten. 

Art. 65. Die in den beſondern Beſtimmungen ber 
Bundedacte, Art. 16, 18, 19, zur DBerathung der ‘Bun: 
desverfammlung geftellten Gegenftände bleiben derfelben, 
um durch nemeinfchaftliche Uebereinkunft zu möglichft gleiche 
förmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernern 
Bearbeitung vorbehalten. | 

Artikel XX. Der gegenwärtige Vertrag wird 
von allen contrahirenden Theilen ratificirt werden und 
die Ratificationen follen binnen der Zeit von ſechs Wochen, 
oder wo möglic noch früher, nad) Wien an die Kaiſer— 
ih Defterreihifche Hof: und Staatäfanzley eingelandt, 
und bei Eröffnung des Bundes in das Archiv deffelben 
niedergelegt werden. 

Zur Urkunde deſſen haben fämmtlihe Bevollmäch— 
tigte den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und mit 
ihren Wappen befiegelt.. So geihehen Wien, den 
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ahten Juni im Sahr Eintaufend Ahthundert 
und fünfzehn. 
(Folgen die Unterichriften.) 


Die voritehende Acte wird ald das Refultat einer 
unabänderlihen Vereinbarung zwiſchen den Bundes— 
gliedern, mittelſt Präſidialvortrags an den Bundestag 
gebracht, und dort, in Folge gleichlautender Erklärungen 
der Bundesregierungen, durch förmlichen Bundesbeſchluß 
zu einem Grundgeſetz erhoben werden, welches die näm— 
liche Kraft und Gültigkeit wie die Bundesacte ſelbſt 


haben und der Bundesverſammlung zur unabweichlichen 


Richtſchnur dienen fol. 

Zur Urfunde deflen haben fämmtlihe hier verſam— 
melte Bevollmächtigte die gegenwärtige Acte unterzeid)- 
net und mit ihren Wappen unterfiegelt. 

Sp geisiehen zu Wien, den fünfzehnten des 
Monats Mai, im Jahr Eintaufend Achthundert 
und zwanzig. 
| (Folgen die Unterfchriften.) 


‘ 


Wiener Schlußacte 


vom 9. Suni 1815. 


Inhaltsverzeichniß Der Wiener Schiufßaete. 
Eingang. 


"  Beranlaffung Benennung der Bevollmächtigten von 
Defterreih, Spanien, Franfreih, Großbritannien, Por: 
tugal, Preußen, Rußland, Schweden: nah franzöjifch- 
ulphabetifher Ordnung der Mächte. 


1, Dolen. 


Art. 1. Allgemeine Derfügungen in Beziehung auf dad 
Herzogthum Warſchau. 2, Grenzen ded Herzogthums 
Pofen. 3. Salzwerke von Wieliczka. 4. Grenzen zwi⸗ 
fhen Galizien und dem ruffiihen Gebiet. 5. Zus 
rüdgabe der Kreife von Tarnopol ꝛc. an Defterreich. 
6. Cracau zur freien Stadt erflärt. 7. Grenzen ded 
Gebiet? von Cracau. 8. Privilegien für Podgorze, 
9. Neutralität von Cracau. 10. Eonftitution, Aca— 
demie und Biöthum von Cracau. 11. Allgemeine Am= 
neftie in dem Herzogthum Warſchau. 12. Aufhebung 
des Sequefterd und der Eonfiscationen. 13, Ausnah— 
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men von vorftehendem Artikel. 14, Freie Schifffahrt 
auf den Strömen; freie Cireulation der Producte in 
den polnischen Provinzen, 


1. Deutfhland. 
A. Territorial Beränderungen. 
a) Preußen. 


aa) Wad ed von dem Königreih Sadfen 
| erhält. 


Art. 15. Abtretungen Sadıfend an Preußen. 16. Zitel, 
welche der König von Preußen annimmt. 17. Garantie 
diefer Abtretungen, von Defterreih, Rußland und 
Großbritannien. 18. VBerzichtleiftung ded Kaiferd von 
Defterreih, auf dad Recht der Lehnberrlichfeit über 
die Raufig, u. f. wm. 19, Gegenfeitige Berzichtleiftung 
Preußens und Sadıfend, auf die von der einen biefer 
Mächte auf dem Gebiete der andern ausgeübten Lehn— 
rechte, 20. Freiheit der Auswanderung und Ausfüh- 
rung des Dermögend, 21. Eigenthum religiöfer In— 
ftitute und öffentlicher Lehranftalten, 22, Allgeneine 
Anıneftie, J 


J 


bb) Alte preußiſche Provinzen. 


Art. 23. Aufzählung der Provinzen, von welchen Preußen 
wieder Beſitz ergreift. 
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cc) Neue Befigungen Preußens auf beiden 
Seiten ded Rheins, ° 

Art. 24. Preußiſche Beligungen Dieffeitd des Rheins. 

25. Preußifhe Beligungen auf dem linken Rheinufer, 


b) Königreih Hannover. 


Art. 26. Stiftung des Königreih8 Hannover. 27. Ab- 
tretungen Preußens an dad Königreih Hannover. 
28. Derzichtleiitung VPreußend auf dad Gapitel von 
St. Perer zu Nörten. 29. Abtretungen, melde von 
Hannover an Preußen gefhehen. 30. Schifffahrt und 
Handel für die Stadt Emden einerfeitd, und für dad: 

. Derzogthum Lauenburg andrerjeitd. 31. Militärftraffen 
zwifhen Preußen und Hannover, 32. Mebiatifirte 
Gebiete, welde zu dem Königreih Hannover gehören 
ſollen. 


ce) Großherzogthum Oldenburg. 
Art. 33. Abtretungen von Hannover an den Herzog von 
Oldenburg. 34. Großherzogliche Würde für Oldenburg. 


d) Großhberzogthümer Mecklenburg-Schwerin 
und Strelitz. 


Art. 35. Die großherzogliche Würde erhalten die her— 
zoglichen Häuſer Mecklenburg-Schwerin und Mecklen— 
burg-Strelitz. 


e) Großherzogthum Sachſen-Weimar. 


Art. 36. Großherzogliche Würde für Sachſen-Weimar. 
37. Abtretungen von Preußen an Sachſen-Weimar. 
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33. Weitere Maaßregeln, in Abiiht auf Beſtimmung 

ter an Weimar abzutretenden Länder. 39. Bezirke 
und Orte, welche unter diefen Abtretungen begriffen 
fein jollen. 


f) Fulda, ‘ 
. Art. 40. Abtretungen aus dem chemaligen Fulda-Depar- 


femient, an Preußen, 
[2 

g) Berfaufte Domänen von Fulda und Hanau. 
Art. 41. Domänen ded Fürſtenthums Fulda und der 

Sraffhaft Hanau, 

h) Wesglar. 
Art. 42. DBerfügung über Wetzlar, zu Gunſten Preußens. 
i) a Bezirke in dem weſtphäliſchen 
Kreiſe. | 

Art. 43, Mediatifirte oder fubjieirte Bezirke in dem 

weſtphaͤliſchen Kreife, welche zu Preußen gehören follen. 

k) Würzburg und Afhaffenburg. 


Art. 44. Verfügungen über dad Großherzogthum Würz: 
burg und dad Fürſtenthum Aſchaffenburg, zu Guniten 
Bayerns. 


1) Fürſt Primas. Diener des Großherzog: 
thums Frankfurt. 


Kt. 45. Rechte, Borzüge, Unterhalt und Privatver— 
mögen ded Kürften Primad, Unterhalt der Diener 
des Großherzogthums Frankfurt. a 
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m) Stadt Franffurt, 


Art. 46. Die Stadt Frankfurt wird eine freie Stadt 
und Mitglied ded deutfchen Bunded, Rechtsgleichheit 
der dhriftlihen Glaubenspartheien. Berfaffung. Ent: 
fheidung der Streitigkeiten über ihre Verfaſſung, und 
Handhabung dieſer. 


n) Großherzogthum Heffen. 
Art. 47. Entfhädigung ded Großherzogd von Helfen. 


0) Heffen- Homburg. 
Art, 48. MWiedereinfeßung ded Randgrafen von Heffen: 
Homburg in feine vormaligen Befigungen, Einfünfte, 
Rechte und politifchen Beziehungen. 


p) Befigungen auf der linfen Rheinfeite, 

vorbehalten für Oldenburg, Coburg, Med: 

lenburg= Strelig, Heffen= Homburg und den 
Grafen von Pappenheim. 


Art. 49. Gebiete auf der linfen Mheinfeite, welde für 
Dldenburg, Sadfen = Coburg, Medlenburg = Strelig, 
Heflen= Homburg und den Grafen von Pappenheim 
vorbehalten merden, 50. Künftige Anordnungen, in 
Beziehung auf diefe Gebiete, 


q) Länder auf beiden Seiten des Rheinß, für 
Defterreich; indöbefondere Iſenburg. 


Art. 51. Länder auf beiden Seiten ded Rheins, melde 
an Defterreich überlaffen werden. 52. Fürſtenthum 
Iſenburg kommt unter öfterreichifehe Hoheit. 
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B. Deutfher Bund. 


Art. 53. Stiftung diefed Bunded. Feftfegung dazu ges 
böriger Gebiete, und feined Namend. 54, Zwed bed 
PBunded, 55. Gleichheit der Bundedrechte und Bundes— 
pflihten, für alle Bundeöglieder. 56. Bundeöver- 
fammlung mit 17 Stimmen. . 57. Oeſterreichs Vorſitz, 
und jeglichen Bundedglieded Befugniß zu Borfchlägen. 
58. Bildung der Bundeöverfammlung, für beftimmte- 
File, zu einem Plenum, mit 69 Biril- Stimmen, 
Audfegung der Frages ob den Standeöherren Euriat: 
Stimmen zu ertheilen feyen? 59. Beftimmung der 
fir das Plenum gehörenden Gegenftände, Anzahl der 
Stimmen, melde zu Faſſung der Befchlüffe erfordert 
werden. Beftändigfeit und Vertagung der Bundes: 
verfanmlung. 60, Ordnung in der Abftimmung. 61. Sig 
und Eröffnung der Bundedverfammlung. 62. Erfted 
Geſchäft der Bundesverſammlung: die Abfaffung von 
Grundgefegen, und die Einrichtung ded Bundes, 
63. Schuß, Kriegs- und Bündnißrecht ded Ganzen 
und der Einzelnen. Auſträgal-Inſtanz für Streitig— 
feiten der Bundesgenoſſen. 64, Beftätigung der übrigen 
Artilel der Bundesacte, 


IH. Königreich der Niederlande, und Groß: 

herzogthbum Luxemburg. 

Art. 65. Stiftung ded SKönigreih® der Niederlande, 
66. Grenzen diefed Königreihs. 67. Großherzogthum 
Luremburg, zu dem deutſchen Bund gehörig, Die 
Stadt Luremburg eine Bundesfeftung. 68. Grenzen 
bed Großherzogthums Bouillon. 69. Verfügungen 
über dad Herzogthum Bonillon. 70. Abtretung der 
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Beſitzungen des Haufed Naffau-Dranien in Deutſch— 
land, 71. Fürftlichenaffauifher Kamilienvertrag von 

- 1783, auf das Großherzogthum Lureimburg übertragen, 
72. Laſten und Verbindlichfeiten, welde auf den von 
Frankreich getrennten belgiihen Provinzen haften. 
78. DBereinigungsacte der. belgifchen Provinzen. 


IV, Schweizeriſche ou 


Art. 74. Integrität der neunzehn Cantone, . Aufe 
nahme drei neuer Cantone. 76. Vereinigung yes Bis: 
thums Bafel und der Stadt Biel mit dem Ganton 
Bern. 77. Rechte der Einwohner in den mit Bern 
vereinigten Rändern. 78. Zurüdgabe der Herrſchaft 
Razüns an den Ganton Graubünden. 79. Verabre— 
dungen zwifchen SFranfreih und dem Canton Genf. 
80. Abtretungen des Königd von Sardinien an den 
Canton Genf. 81. Eompenfationen, melde zwiſchen 
den alten und neuen Cantonen eintreten follen. 82. 
Derfügungen in Betreff der in England angelegten 
Geldcapitale. 83. Entfhädigung für die Beliger der 
Lods oder Löbergerechtſame. 84. Beltätigung der Der 
claration vom 20. März 1815, an die Tagfagung er: 
lafien von denen Mächten, welche den barifer Frieden 
unterzeichnet haben. 


V. Stalien 


a) Sardinifhe Staaten. 


Art. 85. Grenzen der Staaten bed Königd von Sar- 
dinien. 86. Bereinigung der Staaten son Genua mit 


— 
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Piemont. 87. Zitel eined Herzogs von Genua, für 
den König von Sardinien, 88. Rechte und Privilegien 
der Genuefer. 89, Bereinigung der Feudi imperiali 
mit den Staaten ded Königs von Gartinien. 90. Une 
befchränftes DBefeftigungsredt. 91. Abtretungen von 
Savoyen an den Canton Genf. 92, Neutralität ter 
Landſchaften Chablaid und Faucigny. 


b) Defterreihifhe Staaten. 


Art. 93. Aufzählung der an Defterreich zurückgefallenen 
Beligungen. 94. Länder, die mit der öfterreichiichen 
Monardie neu vereinigt werden. 95. Defterreichifche 


Grenzen in Jtalien. 96. Schifffahrt auf dem Po. 


97. Derfügungen, den Monte Napoleone betreffend. 


ec) Staaten des Hauſes Efte 


Art. 98. Staaten von Modena, Reggio und Mirandola, 
für den Erzherzog Ferdinand von Eſte. — Staaten: 
von Maffa und Garrara, nebſt den Feudi imperiali 
in der Lunigiana, für die Erzherzogin Maria Beatrix 
von Eite. 


d) Parma und Piacenza. 


Art, 99. Verfügungen über Parma und Piacenza, zum 
Vortheil der Kaiferin Marie Lonife, 


e) Staaten des Großherzogd von Toscana. 


Art. 100. Großherzogthum Toscana, Verfügungen über ' 


den Stato degli Presidii, die Inſel Elba, das Fürften- 
thum Piombino, und verfhiedene Feudi imperiali. 
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f) Lucca. 


Art. 101. Uebertragung des Herzogthums Lucca an Die 
Infantin Marie Louiſe von Spanien. 102. Reverfi: 
bilität des Herzogthumd Lucca an den Großherzog 
von Zodcana. 


g) Kirchenſtaat. 


Art. 103. Verfügungen, in Beziehung auf dad Gebier 
ded heiligen Stuhld und deffen Einwohner. 


h) Neapel, 


Art. 104. Wiedereinſetzung des Königs Ferdinand IV., 
auf den Thron von Neapel. 


VI PBortugiefifhe Angelegenheiten. 


Art. 105. Zurückgabe von Dlivenza. 106, Berhältniß 
zwifchen Frankreih und Portugal, 107. Portugals 
Zurüdgabe von Franzöfifh = Guiana an Frankreich. 


Vil. Verfügungen, die Alu: Schifffahrt 
betreffe 


Art. 108. Schifffahrt auf Strömen, welche durch ver: 
fhiedene Staaten fließen. 109. Freiheit der Schifffahrt. 
110. Gleihförmigfeit des Syſtems, in Ablicht auf 
Polizei und Abgaben bei der Schifffahrt. 111. Zarif 
der Scifffahrtd> Abgaben. 112. Erhebungs : Bureanr. 
113. Leinpfade oder Treppelwege. 114. Stapelredhte 
und Umfchlag = oder Stationenrehte, 115. Zölle. 
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116. Abfafung einer bleibenden Vorſchrift für das 
Schifffahrtwefen, 117. Befondere Vorſchriften für den 
Rhein, den Main, den Nedar, die Mofel, die Maas 
und die Scelde. 


VII, Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 118. Beftätigung der, diefer allgemeinen Congreß— 
Acte beigefügten beſondern Zractate, Verträge, Decla= 
rationen, Borfchriften und andern ParticulärsActen. 
119. Einladung an die übrigen auf dem Gongreß ver: 
fanmelten Mächte, fo wie an die Fürften und freien 
Städte, den erwähnten Acten, Verträgen und Bor: 
fohriften beizutreten. 120, Vorbehalt in Beziehung auf 
den Gebraud der franzöfifhen Sprade. 121. Rati— 
fieation und Hinterlegung der Urfchrift dieſes Tractats 
in dem Hof= und Staatdardiv zu Wien, 


Die Mächte, welche den’am 30ſten May 1814 zu 
Paris abgefchloffenen Friedens » Tractat unterzeichnet 
haben, find zufolge des 32ften Artifeld diefer Acte, um 
diefen Tractat vollftändig zu machen, und demfelben Die 
nach dem fetten Kriege nothwendig gewordenen Ein— 
richtungen hinzuzufügen, zu Wien mit den Fürften und 
ihren allürten Staaten, dahin übereingefommen, die ver: 
fchiedenen Refultate ihrer Unterhandlungen in eine ges 
meinfhaftlihe Acte zufammen zu tragen und biefelbe 
gegenfeitig zu ratificiren. Sie haben daher ihre Be— 
vollmächtigten authorifirt, alle Befchlüffe von vorzüg- 
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lidyem und dauerndem Intereſſe in ein gemeinichaftliches 
Inftrument zu vereinigen, und Diefer Acte, als inte: 
arirender Theil derfelben, die Zractaten, Conventionen, 
Declarationen, Reglements und andere. befondere Ver— 
handlungen, fo wie fie im gegenwärtigen Tractate auf: 
geführt find, hinzuzufügen. Demzufolge haben die be— 
nannten Mächte zu ihren Bevollmächtigten am Eongreffe 
folgende Perfonen ernannt: (folgen die Namen der Bes 
vollmäcdtigten.) 

Diejenigen der Bevollmächtigten, welche beym Schluß 
der Unterhandlungen gegenwärtig gewefen, find nadı= 
dem fie ihre Vollmachten vorgezeigt, und diefe in ge: 
höriger Form befunden worden, übereingefommen, in 
dem befagten allgemeinen Inſtrument, folgende Artifel 
aufzunehmen und mit ihrer gemeinfchaftlihen Unterfchrift 
zu verfehen. 

i 9 2 di 5 hum Warfchau, 
Mereinigung des Herzog. ad Herzogthbum Warfchau, mit 
een Reihe Ausnahme der Provinzen und Dit: 

ticte, worüber in den folgenden Ar: 
tifefn anderweitig difponirt worden, wird mit dem Ruf: 
fiihen Reiche vereinigt. Unwiderruflich wird es durd) 
feine Eonftitution mit demfelben verbunden, um auf 
ewige Zeiten im Befis Sr. Majeftät des Kaifers aller 
Reußen, feiner Erben und Nachfolger zu - verbleiben. 
Ce. Kaiferl. Maj. behält fich vor, diefem Staate, wel: 
cher ſich einer. befondern Adminifiration zu erfreuen. hat, 
diejenige innere Ausdehnung zu geben, melde fie für 
ihn paßlich halten werden, Sie nehmen zu den mit 
ihren übrigen Befißungen verbundenen Titeln auch den 
eines Czars und Königs von Polen an. Die Polen, 
welde Untertkanen von Rußland, Oeſtereich und Preußen 
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find, erhalten Etände » Verfammlungen und .nationale 
Einrichtungen, der politifhen Eriftenz gemäß, melde die 
Regierungen, denen fie angehören, für nüglich und zweck⸗ 
mäßig halten werden. 
SD ——— hums Warſd 
Sranzen des Groß. er Theil/des Herzogthums Warſchau, 
herzogthunt poſen. weſchen Ee. Maj. der König von Preußen 
in voller Souverainitat und Eigenthum für ſich und 
feine Nachfolger, unter dem Zitel des Großherzogthums 
Poſen, befiten wird, ift in folgender Linie eingefchlof- 
fen. Bon der Gränze Oftpreußend, bei dem Dorfe 
Neuhof, folgt die neue Gränze der von Weftpreußen, 
fo wie fie feit 1772 bis zum Zilfiter Frieden eriftirte, 
bis zum Dorfe Leibitfh, welches dem Herzogthum 
Warfihan verbleibt. Bon da fol eine Linie gezogen 
werden, die, indem Komponia, Grabomwice und Szcytno 
an Preußen fümmt, bei dem legteren Orte durd die 
Meichfel geht, an der andern Seite des Fluffed, der 
gerade Szeytno gegenüber in die Weichfel fällt, bis zur 
alten Gränze des Netz-Diſtricts, bei Groß-Opoczko, fo 
tag Sluzsewo dem Herzogthum, und Przybranowa, 
Hollaender und Mazicjemo, Preußen angehören wird. 
Von Groß-Opoczko geht fie durch Chlewisfa, welches 
Preußen verbleibt, nad dem Dorfe Przyhyslaw, und 
von da durd die Dörfer Plasfi, Chelmee, Witowiozfi, 
Kobilinfa, Woyczyat, Orchowo bis zur Stadt Powidz. 
Bon Powidz geht fie durch die Stadt Elupce big zum 
Zufammenflug der Warta und Prosna. Dann folgt fie 
dem Laufe des Fluffed Prodna bis zum Dorfe Kosciel: 
navied eine Stunde von Kalifh. Diefer Stadt (am 
linfen Ufer der Prosna) verbleibt ein Gebiet im Halb: 
Circle von Koscielnawies nad Kalifh. Hier lenkt fie 
4 


50 Miener Schlußacte vom 9. Suni 1815. 


wieder ein nad) der Prosna, verfolgt deſſen Lauf, geht 
weiterhin dur) die Städte Grabow, Wierufow, Boles— 
lawiec und endigt bei dem Dorfe Gola an der Schleſi— 
ſchen Gränze, Pitſchia — 
rt. 3 


— — Kaiſerl. Fönigl. Oeſterreichiſche May. 
»ta. beſitzt als völliges fouveraines Eigenthum bie 
Salzwerke von Wieliezka, nebſt dem dazu gehörenden 
Gebiet. Ä 
Art. 4. 
— — Der Thalweg der Weichſel trennt 
Rufifhen Gebiet. Galizien von dem Gebiete der freien 
Stadt Krafau. Auch zwiſchen Galizien 
und dem Theil des ehemaligen Herzogthums Warſchau, 
welches mit den Staaten Sr. Maj. ded Kailerd aller 
Reußen bid zu den Umgebungen der Stadt Zawichoſt 
vereinigt werden, wird derfelbe zur Gränze dienen. Bon 
Zamwichoit bid zum Bug. fol die Landgränze nad) der 
im Wiener Tractat von 1809 feitgefeten Linie, mit 
Vorbehalt der Veränderungen, die man gemeinschaftlich) 
beitimmen wird gezogen werden. Die Gränze vom Bug 
an foll von diefer Seite zmifchen beiden Reichen wie 
vor dem bejagten aa wieder hergeftellt werden. 
rt. 5. 


BiebererflattungterKXreife Se, Maj. der Kaiſer aller Reußen 
— ae tritt an Se. Mai. den Kaifer von 

Deiterreich die Diftricte ab, welche 
Kraft ded Wiener Tractatd von 1809 von Ditgalizien abges 
tiffen wurden, die Kreife von Zloozow, Brzezain, Tar: 
nopol und Zaledczyh, und die Gränzen follen von diefer 
Seite jo wieder hergeitellt werden, wie fie ſich vor be— 
nanntem Zractat befanden. 
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Art. 6. . 
Krakau wird zur freien Die Stadt Rrafau und deren 


Stadt erklärt. 
er Gebiet foll auf ewige Zeiten unter 


dem Schuß von Rußland, Deiterreih und Preußen als 
freie Stadt angefehen werden. 
— — 7. er P 
sangen ed» Dias Gebiet der freien Stadt Krakau 
biets von Kteken. öl zur Gränze am linfen Ufer der 
Weichſel eine Linie, welche beim Dorfe Wolica anfängt, 
dba wo der Bach nahe bei diefem Dorfe in die Weichſel 
fällt, geht diefed Waſſer hinauf durch Elo, Koscielnifi 
bis nad) Ezulice, fo daß diefe Dörfer in dem Rayon 
der freien Stadt Krafau begriffen find; von bier folgt 
fie der Gränze der Dörfer, und geht durch Dzifanovice, 
Garlice, Tomoszow, Karniomwice , welche ebenfalls zum 


Gebiete von Krafau gehören, bid zu Dem Punkte, wo 


die Gränze anfängt, welche den Diftrict Krzeszovice von 
dem von Olkusz trennt; von da läuft die Gränze 
zwifchen den beiden angeführten Diftricten, und endigt 
an der Gränze von —— een 

rt 


Boreeäte, bie ber Stat Se. Maj. der Kaifer von Oeſter⸗ 
———— reich haben die Abſicht, die Handels— 
beziehungen und die gute Nachbarſchaft Ihrerſeits zwi— 
ſchen Galizien und der Waſſerſtadt Podgorze ſo viel 
als möglich zu erleichtern, und bewilligen dieſer Stadt 
die Vorrechte einer freien Handelsſtadt, ſo wie ſie Brody 
beſitzt. Dieſe Handelsfreiheit ſoll, ſich auf einen Rayon 
von 500 Toiſen ausdehnen, der bei der Barriere der 
Vorſtädte von Podgorze anfängt. Zufolge dieſer auf 
immer zugeſtandenen Vergünſtigung, welche jedoch den 
Souveränitäts-Rechten Sr. Kaiſerl. Majeſtät von 
4 * 
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Oeſterreich feinen Abbruch thun darf, dürfen die Defterrei- 
hifchen Douanierd nur außerhalb des benannten Rayons 
aufgeftellt werden. Kein militairifhes Etabliffement darf 
dafelbft errichtet werden, wodurd die Neutralität von 
Krakau bedroht oder die Handelöfreiheit, womit Se. 
Kaiferl. Majeftät von Oeſterreich die Stadt Podgorze 
und defien Umgebung begünftigen will, könnte benach-⸗ 
theiligt werden. i 

t 


tt. 9. 

Neutsalität von Die Höfe von Rußland, Defterreid und 

| Preußen verpflichten ſich zu jeder Zeit die 
Meutralität der freien Stadt Krafau und deffen Gebiet 
zu refpectiren und refpectiren zu laffen ; feine bewaffnete 
Macht darf unter irgend einem Vorwande hineingelegt 
werden. Da hingegen ift ed ausdrücklich feftgefegt wor: 
den, Daß in der freien Stadt Krafau und deren Gebiet 
den Flüchtlingen, Deferteurd und denen die durch das 
Gefe verfolgt werden, und welche einem der hohen 
obengenannten Mächte angehören, Fein Zufluchtäort oder 
Schuß bewilligt werden darf, ‚und daß man nad ges 
ihehener Aufforderung zur Auslieferung durdy die comes 
petenten Behörden, ſolche Individuen arretirt und ohne 
Auffhub unter fichere Escorte der Wache, die an der 
Gränze zu defien Empfang beauftragt worden, audges 
fiefert werden follen. 
Sonkitution, Xcademi er ſi f 
ee Ar Sc Die ie Dispofitionen betreffend, 

Be die Eonftitution der freien Etadt 
Srafau, die Academie diefer Stadt, das Bisthum und 
das Kapitel von Krafau, fo wie fie fi) in den Artifeln 
7, 15, 16 and 17 des additionellen Tractats im Bezie— 
bung von Krafau, welcher viefer allgemeinen Acte hin= 
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zugefügt worden, befinden, follen biefelbe Rechtöfraft 
und Gültigfeit haben, ald wenn fie wörtlich in diefer 
Acte wären aufgenommen worden. 

Art. 11. 

Allgemeine Amneſtie. ine völlige, allgemeine und be: 
fondere Amneftie fol zu Guniten aller Individuen jedes 
Ranges, Geſchlechts Standes jtattfinden. 
| - et. 12. 

Die Seaueſtres und Gon- Mermöge des vorhergehenden Ar: 
Mücakionen erden aufge ifels darf Feiner in Zukunft auf 

irgend eine Weiſe aufgefucht oder 
beunruhigt werden, weder wegen direkter noch indirefter 
Theilnahme, an die politifhen, bürgerlichen oder milie 
tairifshen Begebenheiten Polens, zu welcher Zeit ed auch 
immer gewefen fein mag. 

Ale Prozeffe, Verfolgungen oder Nachforſchungen 
follen ald nicht" gefchehen angefehen werden; die yro« 
viforifhen Sequeitres oder Eonfiscationen werden auf— 
gehoben, und feiner Acte, welche aus‘ einer ähnlichen 
Sache herrührt, folk Folge geleiitet werden. 

Art. 13. 


Ausnahme. Ausgenommen ſind von dieſen allgemeinen 
Dispoſitionen in Ruͤckſicht der Confiscationen, alle Fälle,’ 
wo die Edicte oder in letter Inſtanz ausgefprochenen 
Urtheile fchon vollzogen, und nicht durch die darauf 
folgenden OEBERENDELIEN ADIge ODE worden find. 

rt. 1 


Breie Shifffahrt Die feſtgeſetzten Grundſätze über die 
—— freie Shimakrt auf den Flüffen und Kar 
nälen im ganzen Umfange des alten Polens, fo wie 
über das Beſuchen der Häfen, über die Eirculation der 
Produkte ded Bodens und der Induſtrie zwiſchen den 
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verfchiedenen Provinzen Polens, und über den Tranfitos 
handel, fo wie fie in den Artifeln 24, 25, 26, 28 und 
29 des Tractats zwiſchen Defterreicdh und Rußland, und 
in den Artifeln 22, 23, 24, 25, 28 und 29 des Trac: 
tats zwilchen Rußland und Preußen beftimmt find, follen 
unabänderlich beibehalten werden. - 
Art. 15. 
Motretungen Bahfens on Ge. Majeftät der König von 
Sachſen entfagt aufimmer für fid 
und feine Nachkommen und Nachfolger zu Guniten Sr. 
Majeität des Königs von Preußen, allen feinen Rechten 
und Anfprüchen auf die Provinzen, Diitriete, Gebiete 
oder Theile des Gebietd des Königreichs Sachen, fo 
wie ed hier unten beftimmt worden, und Se. Majeftät 
der König von Preußen wird dieſe Ränder als fouver: 
aines Eigenthum befiten, und fic mit feiner Monardie 
vereinigen. Die Diftricte und Gebiete, welche abgetreten, 
follen von dem übrigen Königreihe Sachſen durch eine 
Linie getrennt werden, die von nun an die Gränze 
zwifchen dem Preußifhen und Sädjfifhen Gebiete aus: 
machen wird, fo daß alles, mad in der durch diefe Linie 
befindlihen Begränzung liegt, Sr. Maj. dem Könige 
von Sachſen zurüdgegeben wird, aber Se. Majeftät 
entfagen auch auf alle Diftriete und Gebiete, die jenfeits 
> Linie liegen, und welche ihm vor dem Kriege zuges 
örten. 
Dieſe Linie fängt von der Böhmiſchen Gränze, nahe 
bei Wieſe in der Gegend von Seidenberg an, und folgt 
dem Laufe der Wittich bis zum Zufanmenfluß mit Der 
Neifie. Don der Neiffe geht fie durch den Eige’.er Kreis, 
zwifchen Tauchritz, welhes an Preußen ömimt, und 
Bertfhoff, welches Sachſen verbleibt, hierauf folgt fle 
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der nördlichen Gränze des Eigener Kreifes bis zum Winfel, 
zwiſchen Puulsdorf und Oberfohland; von da verlängert 
fie fih biß zu den Gränzen, welche den Görliger Kreis 


von dem DBaußner trennt, fo daß Ober:, Mittel: und 


Nieder-Sohland, Oliſch und Radewitz an Sachſen bleiben, 
Die große Poititraße zwiſchen Görlig und Baugen fällt 
Preußen big zu den Gränzen der beiden obengenannten 
Kreife zu. Hierauf folgt die Pinie der Gränze des 
Kreifed bis nach Dubraufe, und dehnt fi) bi8 zu den 
Anhöhen rechts des Loebauer-Waſſer, fo daß diefer Badı 
mit feinen beiden Ufern und die daran liegenden Derter 
bi8 nach Neudorf mit diefem Dorfe an Sacfen bleiben. 
Diefe Linie Fällt hierauf auf die Spree und das Schwarz: 
waſſer zurüd; Liska, Hermsdorf, Ketten und Solchdorf 
fonmen an Preußen. Bon der fchmwarzen Eliter, nahe 
bei Solhdorf, bis zur Gränze der Herrſchaft Königs: 
brud, nahe bei Großgraebchen wird eine gerade Linie 
gesogen. Diele Herrichaft bleibt an Sachſen, und die 


inie folgt der nördlichen Gränze dieſer Herrichaft bis 


zu der ded Amtes Großenhayn in der Nähe von Drts 
rand. DOrtrand und die Etraße von diefem Orte durch 
Merzdorf, Stolzenhayn, Gröbeln nah Mühlberg mit 
den Dörfern, welche dieier Weg durchkreuzt, und zwar 
fo, daß fein Theil des befagten Weged aus dem Preuſ— 
fiihen Gebiet bleibe, Fommen unter die Herrſchaft 
Preußend. Die Gränze von Groebeln wird bis zur 
Elbe nahe bei Fichtenberg gezogen, und folgt der des 
Amted Mühlberg. But erg kömmt an Preußen. 
Don der Elbe bid zur Gränze des Merfeburgifchen 
Gebiets wird fie fo feitgefegt, Daß die Aemter Torgau, 
Eilenburg und Delitih an Preußen kommen, und die 
von Oſchatz, Wurzen und Leipzig bei Sachſen bleiben, 
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Die Linie folat der Gränze diefer Aemter, indem fie 
einige Inclaven und Halbe Inclaven durchſchneidet. 
Die Straße von Mühlberg nad) Eilenburg wird ganz und 
ar Preußiſch Gebiet. Bon Podelwitz, weldhes zum 
mte Leipzig gehört und bei Sachſen bleibt, bis nad) 
Eytra, welches ebenfalld diefem Lande verbleibt, durch— 
fchneidet die Linie dad Merfeburger Gebiet, fo daß 
Breitenfeld, Hanichen, Groß- und Klein-Dolzig, Mark, 
Ranitaedt und Knaut» Nauendorf an Sachſen bleiben ; 
Modelwitz, Schkeuditz, Klein Libenau, Alt = Ranftedt, 
Scfoehlen und Zietihen fommen an Wreußen. Bon 
bier aus durdhfchneidet die Linie das Amt Pegau, zwi— 
ihen Floßgraben und der Weißen-Elſter. Eriterer, von 
dem Puncte an, wo er ſich oberhalb der Stadt Groffen 
(weldye einen Theil ded Amted Hayndburg ausmadıt) 
von der Meißen:Eliter trennt, bis dahin, wo er unter: 
halb der Stadt Merfeburg ſich mit der Saale verbindet, 
ehört während des ganzen Laufes an beiden Ufern zum 
Dreußifchen Gebiet. Von da, wo die Gränze an der 
des Gebiet? von Zei ftößt, folgt fie dieſer bis zum 
Altenburger Gebiete bei Yudau. Die Gränzen des Neu: 
ftädter Kreifes, welcher ganz unter die Herrfchaft Preußens 
fömmt, bleiben unberührt. Die Jnclaven ded Voigt: 
landes im Gebiet von Reuß, namentlih: Gefaell, Blin: 
tendorf, Sparenberg und DBlanfenberg befinden fi in 
der Preußiſchen Gränze. 
Zitel, welche S — ni * 
— dein and ie Provinzen und Diftricte des 
* ee Königreihd Sachſen, welche unter 
die Herrfhaft Sr. Majeität des 
Königs von Preußen gelangen, werden unter dem Namen 
des Herzogthums Sachſen begriffen, und Se. Mai. 
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fügen zu ihren übrigen Titeln den eined Herzogd von 
Sachſen, Landgrafen von. Thüringen, Markaraten der 
beiden Lauſitze, und den eined Grafen von Henneberg 
hinzu. Se. Majeität der König von Sachen wird 
fernerhin den Titel eined Marfarafen der Oberlaufig 
führen. Eben fo behalten Se. Mai in Beziehung und 
Kraft ihrer Nachfolgerechte auf die Beſitzungen der Ernes 
ftinifhen Linie die Titel eines Landgrafen von Thüringen, 
fo wie eined Grafen ig Henneberg. 
te: 12: 


Garantie von Rußland, Deiterreich, Rußland, Großbritan⸗ 


Sagland, Defterreih und 7 
—— nien und Frankreich garantiren Sr. 


Majeſtät dem Könige von Preußen, 
deſſen Nachkommen und Nachfolgern den Beſitz der im 
Artikel 15 bezeichneten Länder als völliges ſouveraines 
Eigenthum. 
Art. 18. 


Gntfagung Defterreigt auf Se, Kaiſerl. und Königl. Apoſto⸗— 
— über die Kaufe. liſche Majeftät von dem Berlangen 

beſeelt, Sr. Majeſtät dem Könige 
von Preußen einen neuen Beweis Ihres Wunfches zu 
geben, alles zu entfernen, was zwilchen beiden Höfen 
in Zufunft Uneinigfeit bewirken fönnte, entfagen für 
ſich und ihre Nachtolger den Nechten der Oberiehnsherr⸗ 
(haft über die Ober- und Niederlaufiß, die ihnen als 
König von Böhmen zukommen, in fo weit ihre Rechte 
den heil diefer Provinzen betreffen, welcher unter die 
Herrſchaft Sr. Majeftät des Königs von Preußen ges 
langt, Kraft des Tractats, welcher den 18ten Mai 1815 
mit Sr. Mai. dem Könige von Sachſen zu Wien abs 
geichloffen worden. Was das Recht des Rüdfalld Sr. 
Kaiferl. Majeität auf den benannten Theil der mit 
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Preußen vereinigten Lauſitz betrifft, fo iſt diefed auf 
das jet in Preußen regierende Haus Brandenburg 
übergetragen, Se. Kaiferl. und König. Majeſtät refer- 
viren ſich jedoch für fi und ihre Nahfommen, im Fall 
jenes regierende Haus erlöſchen follte, in ihr Recht 
zurüdzutreten. Se. Kaiferl. und Königl. Majeität von 
Deſterreich entfagen auf gleiche Weile zu Guniten Er. 
Majeftät des Könige von Preußen auf die Diftricte 
Böhmens, melde in dem Theil der Oberlaufig incladirt 
find, der durch den Tractat vom 18ten Mai an Se. 
Majeftät den König von Preußen abgetreten worden, 
und die Derter Gunterddorf, Taubentranf, Neufretihen, 
Nieder: Gerlahsheim, Winkel und Gindel mit ihrem 
Gebiete enthalten. — 
Gegenſeitige Entf — Mm ſt 

egenfeitige Gntfagung e. ajeftät der König von 

auf die Feudeltechte. en und Se. Majeftät der 
König von Sachſen von gleihem erlangen befeelt, 
forgfältig jede Urfahe zum Streit und zur Uneinigfeit 
für die Zufunft zu entfernen, entjagen ein jeder für fi 
und wechjelfeitig zu Gunften des andern, jedem Recht 
oder Anfpruch der Rehnsherrichaft, weldye fie jenfeits der 
durch diejen Zractat beftimmten Gränzen ausgeübt haben 
Fönnten. 
Freiheit der Auswand — 3 ſtaà K 

eipeit der Auswanderung Ge, Majeſtät der König von 
LEN OR NE Preußen verfprechen alles mas auf 
dad Eigenthum und das Intereſſe der refpectiven Unters 
thanen Bezug hat, nad) den liberalften Grundfagen zu 
beitimmen. Gegenwärtiger Artikel ſoll vorzüglid auf 
diejenigen Individuen bezogen werden, melde auf 
beiden fowohl Preußiſchem als Sächſiſchem Gebiete Güter 
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befiten, auf den Handel von Leipzig und auf alle 
übrigen Gegenftände diefer Art; und damit die indis 
viduelle Freiheit der Einwohner fowohl der abgetretenen 
ald auch der übrigen nicht gefährdet werde, fo fol es 
ihnen frei ftehen, von einem Gebiete in dad andere aus— 
zumwandern, jedoch mit Vorbehalt der Verpflichtung zum 
Militairdienft und in fo fern die durchs Gefeh vorge: 
fchriebenen Formalitäten erfült werden. Auf gleiche 
Weile fönnen fie ihr Eigenthum, ohne dem Abzugsgelde 
nterworfen zu fein, mitnehmen. 
th reisten Die Geieilfhaften, € 
entpum von teligiäfen ie Gefellfdyaften, Eorporationen 
Hungen uns be$öfent- und religiöten Stiftungen und die 
öffentlichen Unterricht = Anftalten, 
welche in den Provinzen und Diftricten, die von Sachſen 
an Preußen abgetreten find oder in den Provinzen und 
Diitrieten, welde Er. Sächſiſchen Majeftät, verbleiben, 
fib befinden, behalten, was auch bei der Veränderung 
ihr Scidfal fein mag, ihr Eigenthum, fo wie die Ein— 
fünfte, welche ihnen nac ihrer Gründungsacte gehören, 
oder welche fie naher erworben oder welde fie aus 
einem vor dem Gefege gültigen Rechtsgrunde beſitzen, 
fie mögen nun unter Preußifcher oder Sächſiſcher Herr: 
fchaft fich befinden, ohne daß der Vermaltung und He— 
bung der Einfünfte von beiden Seiten Schwierigkeiten 
in den Weg gelegt werden dürfen. Jedoch find fie 
gehalten, fih den ao is zu unterwerfen, fo wie fid 
den Abgaben zu unterziehen, welche das Eigenthum diefer 
Art in dem Lande, wo = fich befinden, entrichtet. 
rt. 22. 
Augemeine Amnetie Kein Individuum wohnhaft in den 
Provinzen, welche fid) unter der Herrſchaft Sr. Maje: 


i 
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ftät des Königs von Sachſen befinden, kann eben fo 
wenig ald irgend ein Individuum wohnhaft in den Bros 
vinzen, die durch gegenwärtigen Tractat unter die Herr: 
(haft Sr. Majeltät des Königs von Preußen gelangen, 
an feiner Perfon, Gütern, Renten, Penfionen und 
Einfünften jeder Art, an feinem Range und Würden 
angegriffen noch verfolgt werden, noch aud) auf irgend 
eine Weife wegen des Antheild, den es fowohl in Yolie 
tiſcher als militairiſcher Rüdfiht an die Begebenheiten, 
die feit dem Anfange des durd den Parifer Frieden 
vom 30ften Mai beendigten Kriegs ftattgefunden, ges 
habt, in Anfprud genommen werden. Diefer Artifel 
erftredt fi) auch auf die, welche ohne in einem oder 
dem andern Theile von Sachſen domicilirt zu fein, Das 
felbit fiegende Gründe, Renten, Penfionen oder fonftige 
Einfünfte haben. 
Art. 23. 


Betimmung ber Provinzen, Rachdem Se. Maj. der König 
a von Preußen, zufolge des letzten 
Kriegs wieder in den Beſitz mehrerer 
Provinzen und Länder, die durd den Zilfiter Frieden 
abgetreten waren, gelangt find, fo wird durch gegen 
wärtigen Artikel anerfannt und erklärt, daß Se. Maj., 
deren Erben und Nadfolger von neuem, mie vorher, 
ald völliges fouverained Eigenthum, folgende Länder 
befigen werden; nämlich: 
Den Theil der alten Polniſchen Provinzen, ber 
im 2. Artifel bezeichnet iftz die Stadt Danzig und deren 
Gebiet, fo wie es im Zilfiter Friedend-Tractat beftimmt 
worden; den Kottbuffer Kreis; die Alt: Mark; den Theil 
des Magdeburger Kreifed am linfen Elbufer mit dem 
Saal: Kreife; dad Fürſtenthum Halberitadt mit den 
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Herrichaften Derenburg und Heffenrode; die Stadt und 
das Gebiet von Nuedlinburg, mit Vorbehalt der Rechte 
Shrer Königl Hoheit, der Prinzeffin Sophie Albertine 
von Echmweden, Aebtilfin von Quedlinburg, nad den 
im Sahr 1803 jtattgefundenen Arrangements. 

Den Preußifchen Anrheil der Graffhaft Mansfeld, 
den Preußiihen Antheil der Grafihaft Hohenitein; das 
Eichsfeld; die Stadt Nordhaufen mit deren Gebiet; die 
Stadt Mühlhaufen mit deren Gebiet; den Preußifchen 
Antheil des Diſtricts von Zreffurtb mit Dorla; die 
Etadt und dad Gebiet Erfurt; den Preußiſchen Antheil 
der Grafihaft Gleichen; die niedere Graffchaft Kranich— 
feld ; die Herrſchaft Blanfenhayn; das Fürſtenthum Pas 
derborn mit dem Preußiſchen Antbeil der Aemter Schwal⸗ 
lenburg, Oldenburg und Stoppelberg und der Gerichte 
Hagendorn und DOldenhaufen, im Gebiete won Lippe 
gelegen; die Grafſchaft Marf mit dem Theil von Lippe 
ttadt, welcher dazu gehört; die Grafihaft Werden; die 
Grafſchaft Eſſen; einen Theil des Herzogthums Gleve 
am rechten Rheinufer mit der Stadt und Feitung Welel, 
einen Theil ded Herzoathbums am linfen Ufer, fo wie 
ed im Artifel 25. fpecificirt worden; das weltlihe Ca— 
pitel Eliten; das Fürſtenthum Müniter, daß heißt den 
Preußiihen Antheil des ehemaligen Bisthums Münfter; 
die weltliche Probſtei Cappenberg; die Grafihaft Ted: 
lenburg ; die Grafichaft Lingen, mit Ausnahme des durch 
den Artifel 27, an das Königreih Hannover abge: 
tretenen Theils; das Fürſtenthum Minden; die Grafs 
ſchaft Navendberg; das weltlibe Eapitel Herford; dag 

ürftenthum Neufchatel mit der Graffchaft Valengin, 
o wie die Gränzen durh den Warifer Frieden und 
durd den Artikel 76 des gegenwärtigen allgemeinen 
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Tractats beitimmt worden. Diefelbe Dispofition erſtreckt 
ſich auch auf die Souverainitätd= und DOberlehneherr: 
ſchaftlichen Rechte über die Grafihaft Wernigerode, auf 
die des hohen Schußes über die Grafſchaft Hohen-Lin— 
burg, fo wie auf alle Rechte oder Anfprüce, von wel— 
her Art fie auch fein mögen, welde Se. Maj. von 
Preußen vor dem ZTilfiter Frieden befeffen und ausgeübt, 
und denen fie nicht durd andere Tractate, Acten und 
Eonventionen entlagt haben. 

Ne Befigungen bief — ſtät der Kö 
Preußiſche Beigungen Die" Se, Majeſtät der König von 

DIN SEN NER, Preußen werden mit eier Mo: 
narchie in Deutfchland und dieffeit3 des Rheins folgende 
Länder vereinigen, die fie und ihre Nachfolger ald völ- 
lige8 fouveraines Eigenthum befigen werden, nämlich: 

Die Provinzen Sachſens, welde im Artifel 15 
aufgeführt find, mit Ausnahme der Derter und Gebiete, 
welhe nach dem Artifel 39 an den Großherzog von 
Sadyfen: Weimar abgetreten find. Die von Sr. Briti- 
fhen Maj. dem König von Hannover durch den Ars 
tifel 29 an Preußen ‚abgetretenen Gebiete; den Theil 
ded Departements Fulda und die dazu gehörenden Gen. - 
biete, fo wie fie im Artifel 40 feitgefeßt worden; die - 
Stadt Wetzlar und teren Gebiet nad Artifel 42; das 
Großherzogthum Berg mit den Herrſchaften Hardenberg, 
Broik, Styrum, Schoeler und Ddenthall, welche fchon 
unter der Pfalzgräflihen Herrihaft zu genanntem Herz. 
zogthum gehört haben; die Diftricte des ehemaligen 
Erzbisthums Cöln, die zuletzt zum Großherzogthum 
Berg gehörten; das Großherzogthum Weſtphalen, fo 
wie ed vom Großherzog von Heflen befeflen worden; 
die Grafihaft Dortmund; das Fürftentbum Corvey ; die 
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mediatifirten Diftricte, fo wie fie im Artikel 43 fpeci: 
fieirt worden; die alten Befigungen ded Haufed Naffau: 
Dieg, durd Ce. Maj. den König der Niederlande an 
Preußen abgetreten, und ein Theil diefer Befigungen 
ausgetaufcht gegen Diftricte, welche dem erzoge und 
Fürjten von Naflau gehören, werden Se. Majeität der 
König von Preußen ald fouveraines Eigenthum befigen 
und als jolches mit feiner Monarchie vereinigen: 

1. Das Fürſtenthum Siegen mit den Aemtern Bur— 
lady und Neukirchen, mit Ausnahme eines Theil mit 
12000 Einwohnern, die dem Herzog und a von 
Naſſau angehören werden. 2. Die Aemter Hohen-Solms, 
Greifenftein, DBraunfel®, Freusberg, Friedemalde, 
Schönitein, Schönberg, Altenfirhen, Altenwied, Dier: 
dorf, Neuerburg, Linz, Hammerftein mit Engerd und 
Hoddersgorf; die Stadt und Das Gebiet von Neumied, 
dad Kirchſpiel Hamm zum Amte Hachenburg gehörend, 
das Kirchſpiel Horhaufen, welches einen Theil ded Am: 
tes Hersbach ausmacht und die Theile der Aemter Ballen: 
dar und Ehrenbreititein am rechten Rheinufer, fo wie diefes 
in der zwifhen Sr. Maj. dem Könige von Preußen und 
dem Herzoge und Fürften von Naffau abgefchloffenen und 
diejem Zractat MUBEANGEN — beſtimmt worden. 

tt. 25. | 
Preupife Beigungen am Ce, Majeität der König von 
Tinten Rdeinufer. Preußen werden ebenfalls ale ſou⸗ 
veraines Eigenthum beſitzen, die am linken Rheinufer 
gelegenen und in folgender Gränze befindlichen Länder. 
Die Gränze fängt am Rhein bei Bingen an; ſie folgt 
hierauf dem Laufe der Nahe bis zum Zuſammenfluß 
derſelben mit der Glan, von der Glan bis zum Dorfe 
Medart unter Lauterecken; die Städte Kreutznach und 
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Meifenheim mit ihren Bezirfen fommen ganz an Preußen ; 
aber Rautereden und deſſen Bezirk bleibt außerhalb der 
Preußiſchen Gränze. Von der Glan geht die Gränze 
durch Medart, Merzweiler, Langmweiler, Nieder: und 
Ober-Feckenbach, Ellenbach, Ereundenborn, Ausweiler, 
Eronweiler, Niederbrambah, Burbach, Böſchweiler, 
Heubemweiler, Hambach und Reingendberg, bis zu der 
Gränze des Cantons Hemerdfeil; die obengenannten 
Derter liegen in der Preußifchen Gränze, und werden 
mit ihren Feld-Marfen an Preußen fommen. 

Don Reintzensberg bid zur Sarre folgt die Demar: 
cationd=Linie den Santond:Gränzen, fo Daß die Cantons 
von Hermersfiel und Cons, der letere jedoch mit Aus: 
nahme der Derter am linfen Ufer der Sarre, ganz an. 
Preußen fallen, während die Cantons Wadern, Merzig 
und Sarreburg außer der Preußiſchen Gränze bleiben. 
Don dem Punct an, mo die Gränze des Cantons Cons 
unter Gomlingen durd die Sarre läuft, geht die Linie 
die Sarre hinauf bis dahin, wo fie in die Mofel fließt, 
hierauf diefen Fluß hinauf bi8 zum Zufammenfluß mit 
der Eure, und von da, wo diefe in die Dur fällt, und 
die Dur bi zu den Gränzen des alten Ourthe-Depar— 
tementd. Die Derter, welche durd) diefe Flüffe durch— 
ſchnitten werden, follen nicht getheilt, fondern mit ihren 
Feld-Marken der Macht angehören, auf deren Gebiet 

der größte Theil diefer Derter liegt. Die Flüffe felbit, 
in fo fern fie die Gränze ausmachen, gehören gemein: 
Ihaftlid den beiden angränzenden Mächten. In dem 
alten Durthe= Departement gehören die 5 Cantons Et. 
With, Malmedy, Eronenburg, Schleiden und Eupen 
mit der vorragenden Spike des Cantond Aubel im Sü— 
den von Aachen an Preußen, und die Gränze folgt der 
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diefer Cantond, jo daß eine Linie, gezogen von Süden 
nadı Norden, die genannte Spite des Cantons Aubel 
durchfchneiden wird, und fid) bis dahin dehnt, wo fie 
die drei -alten Departements der Ourthe, der Nieder: 
Maas und der Röer berührt; von hieraus folgt die. 
Gränze der Linie, welche die beiden legten Departements 
trennt bis zum Fluffe Worms (der fih in die Röer 
ergießt), läuft längs diefem Fluffe bis dahin, wo fie 
aufs neue die beiden Departements berührt, folgt diefer 
Gränze bi8 im Süden von Hillensbera, zieht fih dann 
wieder nach Norden hinauf, läßt Hillensberg an Preußen, 
theilt den Canton Sittard in zwei fait gleiche Theile, 
fo daß Sittard und Sufteren zur Linfen bleiben, bis 
zum alten Holländifhen Gebiet; hierauf folgt fie der 
alten Gränze dieſes Landes bid zu dem Wuncte, mo 
diefe das alte Defterreihiihe Kürftentbum Geldern nad) 
der Seite von Ruremonde berührt, und indem fie ihre 
Richtung nad dem öftlihen Puncte des Holländifchen 
Gebiet im Norden von Swalnen nimmt, läuft fie um 
das Gebiet. herum. Hierauf zieht fie fih, indem fie 
von dem öftlidhften Theil anfängt, nad dem Theile des 
Holländiihen Gebiets, wo Vanloo liegt; fie umfaßt 
diefe Stadt mit deren Gebiet. Bon da folgt fie bie 
zur alten Holländiſchen Gränze nahe bei Moof, unter- 
halb Genep dem Laufe der Maas in einer Entfernung 
vom rechten Ufer, fo daß alle Orte, melde vom fer 
nicht weiter als taufend Deutfche Ruthen entfernt find, 
mit ihren Feld-Marken dem Königreihe der Niederlande 
angehören, jedoch wohlveritanden, daß nad) der Reci— 
procität diefes Grundfages fein Punct des Uferd der 
Mans ein Theil des Preußiihen Gebiet? ausmacht, der 
nicht in der Nähe von 800 Deutihen Ruthem liegt. 
*8 
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Von dem Puncte an, wo die eben befchriebene 
Linie die alte Holländifhe Gränze am Rhein erreicht, 
wird die Gränze im MWefentlihen fo bleiben, wie fie 
im Sahre 1795 zwiſchen Eleve und den vereinigten Pros 
vinzen war. Sie fol durd die Commiſſion unterfucht 
werden, welche unverzüglich von den beiden Gouverne: 
mentd zur genauen Beltimmung der Gränze ſowohl des 
Königreihd der Niederlande als ded Großherzogthums 
Luremburg ernannt werden wird, fo wie ed in dem 
Art. 66 und 68 beitimmt iſt. Die Gommiffion wird 
mit Hülfe von Sachfundigen alled requliren, was den 
Waſſerbau und Ähnliche Puncte betrifft, und zmar auf 
die biffigite Weile und fo wie es dad Intereſſe des 
Preußiſchen Staats und der Niederlande erfordert. Durch 
fie wird auch über die Beitimmung der Gränzen in den 
Diftricten von Kyfwaerd, Lobith und in dem ganzen 
Gebiete bis nadı Keferdorn entichieden. Die Orte Huiſſen, 
Malbourg, Limerd mit der Stadt Eevenaer und Die 
Herrfchaft Weel werden zum Königreiche der Niederlande 
geſchlagen, und Se. Majeität der König von Preußen 
entfagen denfelben auf immer für fi, ihre Nachkommen 
und Nachfolger. Se. Majeftät der König von Preußen 
tritt, indem er die in diefem und dem vorhergehenden 
Artikel bezeichneten Provinzen und Diftricte mit feinen 
Staaten vereinigt, in alle Rechte, und übernimmt alle, 
in Bezug diefer von Frankreich durch den Tractat von 
Paris am 30ſten Mai 1814 aetrennten Länder ftipufirte 
Laſten und Verpflichtungen. Die Breußifchen Provinzen 
an beiden Ufern des Rheins bi8 oberhalb Eöln, welches 
in diefem Arrondiffement noch begriffen ift,- erhalten den 
Namen des Großherzogthums vom Nieder: 
Rhein und Se. Majeftät nehmen deflen Titel an. 


x 
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— Art 26. 
Kon igreich Hannover. Se, Majeſtät der König der verei— 
nigten Reiche Großbritanien und Irland haben ſtatt 
ihres vorigen Titels, Churfürſten des Heiligen Römi— 
ſchen Reichs den eines Königs von Hannover ange: 
nommen, und da dieſer Titel durch die Mächte von 
Europa, durch die Fürſten und freien Städte, Deutſch— 
lands anerfannt worden, fo follen die Länder, welche 
"bisher das Churfürftenthum Braunfchweigstüneburg bils 
deten, So wie deffen Gränzen anerfannt und durch die 
folgenden Artikel für die Zufunft beftimmt worden, das 
Königreid) Hannover ausmachen. 
Abtretung Preußens Se, Meirfiät d Rö p 
verung Preußens an Se, Majeſtät der König von Preu— 

— ßen treten an Se. Majeſtät den 

König von Großbritanien und Irland, König von 
annover ab, um von Sr. Majeſtät und deren Nach— 
olger als völliges ſouveraines Eigenthum beſeſſen zu 

werden: 

1) Das Fürſtenthum Hildesheim, welches mit allen 

Rechten und Kalten, gerade fo mie ed ſich unter der 
Herrichaft Preußens befand‘, unter die Er. Majeftät 
gelangen wird. 

2) Die Stadt und. dad Gebiet Goslar. 

3) Das Fürftenthum Oſtfriesland, mit Inbegriff 
des Harlingerlanded, unter den im Art. 30 gegenfeitig 
für die Schifffahrt der Emd und den Handel durdy den 
Hafen von Emden feſtgeſetzten Bedingungen. Die 
Stände des Fürſtenthums behalten ihre Rechte und 

‚ Privilegien. 

4) Die Niedere Graffhaft Lingen und der Theil 

des Preußiſchen Fürftenthums Münſter, welcher zwifchen 


* - 
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diefer Graffchaft und dem Theil von Rheina Wolbed 
liegt, der im Beſitz von Hannover iſt. Da man aber 
übereingefommen it, daß dad Königreih Hannover 
durd) diefe Abtretung eine Vermehrung der Bevölferung 
von 22000 Seelen erhalten, und es fein könnte, daß 
die Niedere Grafihaft Lingen und der hier ermähnte 
Theil des Fürftentbums Münſter diefer Bedingung nicht 
entiprechen, fo verpflichten fih Se. Majeftät der König 
von Preußen die Gränze fo weit in dad Fürjtenthum 
Müniter hinauszudehnen, ald ed zur Completirung diefer 
Benölferung nöthig fein wird. Die Commiffion, melde 
dad Preußiſche und SHannöverfche Gouvernement zur 
genauen Beſtimmung der Gränze unverzüglich ernennen 
wird, foll befonders mit der Ausführung dieſes Gegen: 
ftandes beauftragt werden. Se. Preußiſche Majeſtät 
entfagen auf immer für fih, ihre Nachkommen und 
Nachfolger der im gegenwärtigen Artifel erwähnten Pro: 
vinzen und Territorien, fo wie aller darauf Bezug haben 
den Rede. 

Preufeng auf Se Maiehä der K ' 
Entiogung Preußens auf Se. Majeftät der König von Preus 
en 8 Gen entfagen auf immer für ſich, 
ihre Nahfommen und Nachfolger jedem Rechte und 
Anfvruhe, welche Se. Majeftät ald Eouverain vom 
Eichäfelde auf das Kapitel von St. Peter in der Burg 
von Nörten, oder auf ihre im Hannöverfchen gelegenen 
Gebiete machen könnten. 

u e A RR 
tretungen Hannover e. Diajeftät der König des verei- 
en nigten dieichs von Großbritanien 
und Irland, König von Hannover treten für fi und 
ihre Nachfolger als völliges ſouveraines Eigenthum an 


* 
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Se. Majeftät den von Preußen ab: 1) Den 
Theil des Herzogthums Lauenburg, meldher am rechten 
Elbufer gelegen, mit den an demſelben Ufer befindlichen 
Lauenburgiihen Dörfern; der am linfen Ufer gelegene 
Theil des Herzogthums verbleibt dem Königreihe Han⸗ 
nover. Die Etände desjenigen Theil des Herzogthumß, 
weldher unter die Herrſchaft Preußend fommt, behalten 
ihre Rechte und Privilegien, namentlidy die, welche fich 
auf den ProvincialsReceß vom 15. September 1702 
begründen, und durch Se. Majeftät den jeßt regierenden 
König von Großbritanien unter dem 2iften Junius 
1765 beitätigt worden find; 2) das Amt Klöße; 3) das 
Amt Elbingerode; 4) die Dörfer Rüdigershayn und 
Ganſeteich; 5) dad Amt Nedeberg, Se. Britifche 
Majeität, König von Hannover entfagen auf immer 
für fich, ihre Nachkommen und Nachfolger den im gegen: 
wärtigen Artifet begriffenen Provinzen und Diftricten, 
fo wie allen darauf Deus habenten Rechten. 
| rt. 30. 

Schifffahrt und Handel Se, Majeftät der König von Preus 
gen und Se. Britiſche Majeftät, König von Hannover, 
befeelt von dem Berlangen ihren gegenfeitigen Unter— 
thanen die Vortheile des Handeld der Ems und des 
Hafend von Emden in gleihem Berhältniffe zufommen 
zu laffen, find über folgende Puncte übereingefommen: . 
1) die Hannöveriſche Regierung verpflichtet fich in den 
Sahren 1815 und 1816 auf ihre Koiten die Arbeiten 
in Ausführung bringen zu laflen, weldhe eine von beiden 
Seiten aus Sachkundigen zufammengefegte Commiſſion, 
die fogleih von Preußen und Hannover, zur Schiff: 
barmahung des Theild des Emsfluffes, von der Preus 
ßiſchen Gränze an bis zu deffen Ausfluß ernannt wer— 
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- den fol, für nöthig eradhten wird, und nad) der Vol— 
lendung diefer Arbeiten wird fie diefen Theil des Fluffes 
in dem Zuftande erhalten, worin er durch dieſe zum 
Beſten der Schifffahrt gefeßt werden wird. 2) Den 
Preußiſchen Unterthanen fol es geftattet fein, durch den 
Emdener Hafen alle Producte und Waaren, fie mögen 
roh. oder bearbeitet fein, aus und einzuführen, in ber 
Stadt Emden Magazine zu halten, und die benannten 
Maaren von dem Tage ihrer Ankunft dafelbit zwei 
Jahre hindurdy zu lagern, ohne daß die Magazine einer 
andern Auffiht ald die der Hannöveriſchen Unterthanen 
felbft unterworfen wären. 3) Die Preußiſchen Schiffe, 
und Preußifchen Kaufleute bezahlen für die Schifffahrt, 
Aus: und Einfuhr der Waaren, fo wie für die Aufbes 
wahrung derfelben in Magazinen feine andere Zölle 
und Rechte, ald die Hanndveriichen Unterthanen. Diefe 

ölfe und Rechte werden gemeinfchaftlich zwiſchen Preu— 
en und Hannover beftimmt, und in der Folge darf 
der Zarif nur mit Bewilligung beider verändert werden. 
Die Vorrehte und hier benannten —— erſtrecken 
ſich gleichfalls auf die Hannöveriſchen Unterthanen, welche 
den Preußiſchen Antheil des Fluſſes Ems befahren. 
4) Die Preußiſchen Unterthanen find nicht verpflichtet 
ſich zum Handel in diefem Hafen der Kaufleute von 
Emden zu bedienen; es fol ihnen frei ſtehen, den 
zn mit ihren Waaren zu Emden entweder mit den 

inwohnern der Stadt oder mit Fremden zu führen, 
ohne andere Abgaben zu erlegen, als ſolche, denen die 
Hanndverifchen Unterthanen unterworfen find, und die 
nur mit gemeinfchaftlicher Hebereinfunft Fönnen erhöht wer⸗ 
den. Se. Majejtät der König von Preußen verpflichten fich 
ihrerfeits den Hannöverifchen Unterthanen die freie Schiff: 
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fahrt auf dem Etednig= Kanal zu geftatten, jo daß fie 
nur diefelben Abgaben wie die Einwohner des Herzog: 
thums Lauenburg erlegen. Se. Majeftät fichern den 
Hanndveriihen Unterthanen auch dann diefe Vortheile 
zu, wenn fie das Herzogthum Lauenburg einer andern 
Macht abtreten follten. 
Art. 31. 
Wititeir-Stroßen. Se. Majeftät der König von Preußen 
und Ce. Majeitär der König ded vereinigten Reichs 
Großbritanien und Irland, und der König von Hans 
nover, tewilligen gegenfeitig dur ihre reipectiven Staa— 
ten drei Militair-Straßen, nämlich: 1) eine von Halbers 
itadt durch das Hildesheimische nad) Minden; 2) eine 
zweite von der Altmarf durd Gifhorn und Neuftadt nad 
Minden; 3) eine dritte von Osnabrück durd Sppenbürn 
und Rheina nad) Bentheim. Die beiden eriten zu Guns 
ften Preußens, und die dritte zu Gunften Hannovers, 
Die beiden Regierungen werden unverzüglich eine Coms 
miffion ernennen, um gemeinfchaftlic für die genannten 
Straßen die nöthigen ——— zu treffen. 
. 32. 

Meviatifietes Gebiet. Dad Amt Meppen, dem Herzoge 
von Aremberg angehörend, fo wie der Theil von Rheina 
MWolbef, welcher dem Herzoge von Looz-Corswaren 
gehört, und die gegenmärtig von der Hannöveriſchen 
Regierung proviſoriſch befett find, werden mit dem 
Königreid Hannover in foldhe Beziehungen gefegt, wie 
die föderative Konititution Deutichlands für die media 
tifirten Gebiete fie beitimmen wird. Die Preußifche und 
Hannöverifhe Regierung referviren ſich jedoch für die 
—— wenn es nöthig ſein ſollte, die Gränze in 

eziehung des Herzogthums, welches dem Looz-Cors⸗ 
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waren angehört, anderweitig zu beſtimmen; die genann— 
ten Regierungen werden daher die Commiſſion, welche 
fie zur Grängberihtigung des von der Grafſchaft Lingen 
an Hannover abgetretenen Theils ernennen, beauftragen, 
fih mit dem ebengenannten Gegenftande zu befchäftigen, 
und definitiv die Gränzended Theild der Graffchatt, welche 
dem Herzog von Looz-Corswaren gehört, zu beitimmen, 
die, wie ſchon gefagt worden, von der Hanndveriichen 
Negierung occupirt wird. Die Beziehungen zwilchen 
der Hanndverifdhen Regierung und der Graffchaft Bent: 
heim bleiben, fo wie fie durch Die Hypotheken-Tractate, 
welche zwifhen Sr. Britiſchen Majeität und der Graf: 
fchaft Bentheim eriftiren, regulirt find, und nachdem 
die Rechte diefem ZTractate zufolge werden erlofchen 
ein, wird die Grafichaft Bentheim fich gegen das Kö— 
nigreich Hannover in folden Beziehungen befinden, wie 
die Föderativ-Conſtitution Deutſchlands dieſes für Die 
‚mebtatifirten Gebiete beftimmen wird. 


Art. 33. 


Abtretungen an den Herr Se. Britiſche Majeftät, König 

zog von Oldenbuts . von Sannover, im Mücicht des 
Wunſches Sr. Majeität ded Königd von Preußen, 
Sr. Hoheit dem Herzoge von Oldenburg eine paßliche 
Vergrößerung des Gebiets zu verfchaffen, verfpredhen 
demjelben einen Diftrict mit einer Bevölferung von 
5000 Einwohnern abzutreten. 


Art. 34. 


Großherzog von Divendurg. Se. Könial. Hoheit, der Herzog 
von Holftein-Dfdenburg wird den Titel von Großherzog 
von Dfdenburg annehmen. 
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Art 35. 
a, — Ihre Königl. — die Her⸗ 
Steelig. zööge von Medlenburg = Schwerin 


und Medlenburg : Strelig werden den Zitel von Groß: 
herzog von a und Streliß annehmen. 
Art. 36. 
Seoßherzog von Sachſen· Ce. Königl. Hoheit,. der Herzog 
ee von Sachſen Weimar wird den Titel 
von Großherzog von Weimar annehmen. 


Art. 37. 
— an Se. Majeſtät der König von Preus 
Sachfen-Weimar. Ben tritt von der Mafle feiner 


Staaten, jo wie fie durch gegenwärtigen Tractat aner— 
fannt find, dem Großherzog von Sadjlen- Weimar einen 
Flächeninhalt mit 50,000 Einwohnern ab, welcher ent= 
weder an das Fürſtenthum Weimar gränzt, oder dody 
in der Nahbarichaft deffelben Tiegt.- Se. Preußiiche 
Majeität verpflichten fi) ebenfalld Sr. Königl. Hoheit 
in dem Theil des Fürſtenthums Fulda, welder Kraft 
derjelben Stipulationen ihnen übergeben, einen Diftrict 
mit 25,000 Einwohnern abzutreten. Se. Königl. Hoheit, 
der Großherzog von Weimar wird die obengenannten 
Diftricte ald ſouveraines Eigenthum befiten und fie auf 
immer mit feinen Staaten vereinigen. 
— — * 
a een ie Diftricte und Gebiete, welche 
ne: — —— Sr. Königl. Hoheit, dem Groß— 
herzoge von Sachſen-Weimar, Kraft gegenwärtigen 
Tractats, abgetreten werden, ſollen durch eine eigene 
Convention beſtimmt werden, und Se. Majeſtät der 
König von Preußen verpflichtet ſich, dieſe Convention 
abzuſchließen und Sr. Koͤnigl Hoheit die beſagten Di— 
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itricte und Gebiete binnen zwei Monaten, von der Aus: 
wechslung der Ratification ded am 1. Suni 1815 zwi⸗ 
hen Er. Preußiſchen Majeität und Er. König. Hoheit 
dem Großherzog abgeſchloſſenen Tractats angerechnet, 
zu überliefern. 

Art. 39. 


Beiigungen, bie fogleid Se, Majeität der König von 

—— Preußen treten jedoch ſogleich ab, 
und verſprechen Sr. Königl. Hoheit in 14 Tagen von 
der Unterzeihnung ded Tractats angerechnet folgende 
Diitricte und Gebiete überliefern zu laffen, nemlich: die 
Herrſchaft Blanfenhayn, mit Ausnahme des Amtes 
Wandersleben, das zu Untergleihen gehört; die Niedere 
Herrihaft Kranichfeld, die Commanderien ded Deutichen 
Ordens Zwaegen, Leheslen und Liebſtädt mit den landes- 
herrlichen Einfünften, die einen Theil des Amtes Edartds 
berga ausmachen, und in dem Gebiet von Sadjens 
Weimar enclavirt find, fo wie alle übrigen Enclaven, 
welche im Fürftenthum Weimar liegen und zu benanntem 
Amte gehören; das Amt Taufenburg, mit Ausnahme - 
von Droigen, Horſchen, Wethaburg, Wetterfcheid und 
Moelliheinhg, welche Preußen verbleiben; das Dorf 
Rensla, fo wie Klein= Brembadh und Berllitedt, im 
an Weimar enclavirt und zum Erfurter 

ebiet gehörend; das Eigenthum der Dörfer Biſchoffs— 
roda und Probiteizella, im Gebiet von Eiſenach encla= 
virt, deren Gouverainität dem Großherzoge fon 
gehört. Die Bevölferung diefer verfchiedenen Diftricte 
wird in den durd Art. 30 dem Großherzog zugefiherten 
50,000 Seelen mit berechnet und von dieler Summe ab— 


gezogen. 
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Art 40, 
Abtretung des ehemaligen Das Departement von Fulda mit 
eben. 0° nem Gebiete des alten immediati- 
j firten Adeld, welches ſich gegenwär—⸗ 
tig unter der proviforifhen Adminiftration dieſes Des 
partementd befindet, nemlih: Mansbach, Buchenau, 
Werda, Lensfeld; aber mit Ausnahme folgender Aenter 
und Gebiete, nemlih: die Aemter Hammelburg mit 
Thulba und Salef, Brüdenau mit Morfen, Saalmünfter 
mit Urzell und Sonnerz, der Theil ded Amtes Biberitein, 
welcher die Dörfer Baften, Brand, Dielges, Findlos, 
Leibharff, Melperz, Ober= Bernhardt, Saiffers und 
Thaiden enthält, fo wie die Domaine Holzfirchen, melde 
in dem Großherzogthbum Würzburg enclavirt, ift Er. 
Majeftät dem König von Preußen abgetreten und wird 
demfelben vom 1jten Juni diefed Jahrs angerechnet in 
drei Wochen übergeben werden. Se, Preußiſche Majeftät 
verfprehen nach Verhältniß des Theil, den fie durch 
gegenwärtigen Artifel erhalten, ihrerfeitS die Verpflich— 
tungen zu übernehmen, melde die neuen Beſitzer des 
ehemaligen Großherzogthums Frankfurt zu erfüllen haben, 
und diefe Verpflihtung auf Diejenigen Fürſten übergehen 
J laſſen, mit denen Se. Majeſtät Austauſchungen oder 
btretungen dieſer BALLON nase negociren möchten. 
rt. 41. 

Domainen de Fürfen Die Domainen des Fürftenthums 
ee Fulda und der Grafihaft Hanau 
find verfauft worten, ohne daß die Käufer bis jet 
allen Zahlungsterminen ein Genüge geleiftet hätten; es 
fol daher von den Kürften, unter deren Herrichaft die 
benannten Länder Ffommen, eine Commiſſion ernannt 
werden, um- auf eine gleihförmige Weife alles zu res 
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guliren, was auf diefen- Gegenftand Bezug hat, und 
über die NReclamationen der Käufer befagter Domainen 
zu entfcheiden. Diefe Commiffion fol beſonders berüd: 
fihtigen den am 2ten December 1813 zu Franffurt 
zwiſchen den allüirten Mächten und Sr. Königl Hoheit. 
dem Churfürften von Heſſen geichloffenen Tractatz und 
ed foll Grundfag fein, dag wenn der Verkauf diefer 
Domainen nicht Schon ganz vollzogen, die fhon bezahlten 
Summen den Käufern zurüdgegeben werden; jedoch 
fönnen diefe nicht früher aus dem Beſitz deffelben ver: 
trieben werden, als bis die erlegten Gelder gänzlich 

zurüdbezahlt find. j 

Art. 42. 

Beglar. Die Stadt Weslar mit deren Gebiet fällt 
ald völliges fouverained Eigentum Sr. Majeftät dem 
Könige von Preußen — 

tt. . 

evintifiite_ Bänder im Folgende mediatifirte Diftricte: 
— ac ſaen die Beſitzungen, welche die Fürſten 
von Salm:Salm und Salm-Kyrburg, 

die Grafen benannt die Rhein» und Wild-Grafen und 
der Herzog von Croy durch den Hauptreceß der außer— 
ordentlihen Reihsdeputation vom 25ſten Februar 1803 
im ehemaligen Weftphälifhen Kreife erhalten haben, 
fo wie die Herrfhaften Anholt und Gehmen, die Bes 
fisungen ded Herzogs von Looz-Corswaren, melde ſich 
im nemlichen Kal befinden, (in fo fern fie nicht unter 
Hannöverifher Hoheit ftehen) die Grafſchaft Steinfurt, 
dem Grafen Bentheim angehörend; die Graffhaft Rede 
finhaufen, dem Herzoge von Aremberg gehörend; die 
— von Rheda, Gütersloh und Gronau, dem 
rafen von Bentheim-Tecklenburg gehörend; die Graf— 


u 
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(haft Rutberg ded Fürften Kaunig; die Herricdaften 
Neuſtadt und Gimborn des ‚Grafen von Wallmoden, 
und die Herrichaft Homburg, dem Fürften von Sayn— 
Witgenftein = Berleburg ——— ſollen gegen die 
Preußiſche Monarchie in ſolche Beziehungen J— 
wie die Föderativ-Conſtitution Deutſchlands fie für Die 
mediatifirten Gebiete feitfeßen wird. Die Befikungen 
des alten ımmebdiatifirten Adeld, welche im Preußifchen 
Gebiete enclavirt find, namentlid die Herrichaft Wals 
denberg im Großherzogthum Berg und die Baronie 
Schauen im Fürſtenthum SHalberftadt werden der Preu— 
ßiſchen Monarchie angehören. | 


Art. 44. 


Einrichtung, betreffend das Se. Majeſtät, der König von 
a ha eh ——— Bayern werden für ſich nn Er: 
fenburg zu Sunften Bayerns. Gen und Nachfolger das Groß: 
herzogthum Würzburg ald fouverained Eigenthum be— 
figen, fo wie daffelbe vom Erzherzog Ferdinand von 

‚  Deiterreich befeffen worden, und dag Fürjtenthum Aſchaf— 

‚  fenburg, fo wie ed unter der Benennung des Deyartes 
ments von Alchaffenburg einen Theil des Großherzog: 
thums Frankfurt ausgemacht hat. 

Art. 45. 

a dürſten In Rückſicht der Rechte, Vor— 

rechte und der Erhaltung des Für— 
ſten Primat, als vormaligen geiſtlichen Fürſten, it feſt— 
geſetzt worden: 1) Er ſoll behandelt werden nach dem 
Art. des Receſſes von 1803, worin das Schickſal der 
ſeculariſirten Fuͤrſten beſtimmt und auch wirklich in Aus— 
führung gebracht worden iſt. 2) Er wird vom Iffen 
Sunius 1814 an die Eumme von 100,000 Gulden- in 
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vierteljährigen Ratis in guter Münze, 24 Gulden auf 
die Marf, als lebenslängliche Penfion beziehen. Diefe 
Rente erlegen die Eouveraind, unter deren Herrfchaft- 
die Provinzen oder Diitricte  ded Großherzogthums 
Frankfurt gelangen, nad) Verhältniß des Antheild, den 
ein jeder Davon befigen wird. 3) Die durd den Fürs 
ſten Primat aus feiner Privatcaffe der Hauptcafle des 
Fürftenthums Fulda gemadyten Vorſchüſſe, fo wie fie 
liquidirt und audgemittelt werden, follen ihm oder feinen 
Erben wieder erftattet werden Diefe Zurüdbezahlungen 
fallen verhältnißmäßig den Fürften zur Laſt, weiche die 
Provinzen und Diſtricte des Fürſtenthums Fulda in 
Befig nehmen werden. 4) Die Mobilien und andern 
Gegenftände, die man ald Privat-Eigent um des Fürften 
Primat ausmittelt, follen ihm zurüdgegeben werden. 
5) Die Staatödiener ded Großherzogthums Frankfurt, 
fowohl ECivils als geiftliche Beamte, Militaird und Die 
plomaten , follen nad) den Grundfäßen des Art. 59 des 
Reichs-Receſſes vom 2öften Februar 1803 behandelt, 
und die Penſionen follen durch die Souveraind nad dem 
Verhäftnig bezahlt werden, wie fie in den Beſitz der 
Staaten gelangen, die vom 1ften. Junius 1814 das 
Großherzogthum bildeten. 6) Unverzüglidy foll eine 
Commiſſion ernannt werden, deren Mitglieder die be— 
fagten Eouveraind ernennen, um alles zu reguliren, 
was auf die Ausführung der im gegenwärtigen Artifel 
enthaltenen Diepofitionen Bezug bat. 7) Wohl ver: 
ftanden, daß Kraft diefed Arrangements jeder Anſpruch, 
der gegen den Fürften Primat in feiner Eigenihaft ald 
Großherzog von Franffurt erhoben werden fönnte, für 
ungültig erflärt wird, und daß man feine Neclamationen 
diefer Art an ihn machen dürfe. | 
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Art. 46. F 

Freie Stadt Frankfurt. Die Stadt Frankfurt mit deren Ger 
biet, fo wie ed im Jahr 1803 war, wird für frei erflärt, 
fie fol Mitalied des Deutfchen Bundes fein. Ihre 
Eonftitution foll vollfommene Gleichheit der Rechte zmi- 
fhen den verfchiedenen chriftlihen Religion = Partheien 
begründen. Diefe Gleichheit der Rechte wird ſich auf 
alle bürgerliche und politiiche Rechte erſtrecken, und foll 
in allen Beziehungen der Negierung und der Verwal , 
tung beobachtet werden. Discuffionen über die Wahl 
der Eonftitution und über ihre Aufrehthaltung gehören 
vor den Deutfhen Bundestag, und Fönnen nur durch 
diefen entſchieden werden. 


Art. 47. 
Entfädigungen be? Gr Se, Königl. Hoheit, der Groß: 
ee herzog von Ken, erhält für das 
dem Könige von Preußen abactretene Herzogthum Meft: 
phalen eine Länderfläche am linfen Rheinufer, im Depars B 
tement MontTonnerre, mit 140,000 Eeelen. Se. Königl. 
pe werden diefes Gebiet ald völliges fouveraines 
igenthum befigen; auch werden fie den Theil der 
Salinen von Kreutznach, welder am linfen Ufer der 
Nahe liegt, erhalten; Preußen behält jevod die Sou— 
verainität. 
Art. 48. 


Gefen-Homburg. Der Landaraf von Heffen: Homburg 
wird wieder in die Beſitzungen, Einfünfte, Rechte und 
politifhen Beziehungen geſetzt, deren er, zufolge des 
Rheiniihen Bundes, beraubt ward. 

Art. 49. 
@ebiete, Nie für bie Seuſer In dem chemaligen Departe: 


Didenburg , Sahfen»Goburg, 
Medienburg-Etrelig und für me'f der Earre, an den Gränzen 


# 
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ven Grafen Pappenheim refer- der Etaaten des Königd von 

— ae Preußen, wird ein Diftrict mit 
69,000 Seelen refervirt, die auf folgende Weile vertheilt 
werden follen: der Herzog von Sachſen-Coburg und 
der Herzog von Oldenburg erhalten ein jeder ein Gebiet 
mit 20,000 Einwohnern. Der Großherzog von Medlen- 
turg:Streliß und der Landgraf von Heflen= Homburg 
ein Gebiet mit 10,000 Einwohnern, und der Graf Pap— 
penheim ein Gebiet mit 9000 Einwohnern. Das Gebiet 
des Grafen ne unter Preußifche Hoheit. 

rt. 50. 


Bufünftige Yrrangement? in Da die in dem vorigen Art. 

Bezug auf dieſe Länder. den Herzögen von SadıfenCo: 
burg, Oldenburg, Medlendburg : Strelig und dem Land— 
a von Heffen= Homburg angewielenen Vergröße— 
rungen nicht mit ihren refpectiven Staaten in Berührung 
ftiehen, fo werden Ihre Majeitäten, der Kaifer von 
Defterreich, der Kaifer aller Reufen, der König von Groß— 
britannien und der König von Preußen beim Ausgang 
ded gegenwärtigen Krieged, oder fo bald ed die Um— 
jtände erlauben, fi dahin verwenden, den genannten 
Füriten durch) Austaufchungen oder andere Arrangement 
die Vortheile zu verfchaffen, welche fie ihnen zuzuſichern 
befchloffen haben. lm aber die Verwaltungen genannter 
Diftricte nicht fo fehr zu vervielfältigen, fo it beichloffen 
worden, fie proviforiich von Preußen, jedoch zum Mugen 
der neuen Befiger, verwalten zu laffen. 


Art. 51. 
Länder, die an beiten Rhein : 
ufern Defterreih ——— Alle Gebiete und Beſitzungen, 
werben. fowohl am linfen Rheinufer in 


\ den alten Departements der Sarre 
und des MontsTonnerre, ald in den chmaligen Depar— 
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tementd der Fulda, Frankfurt oder tie in dın nahe ges 
legenen Ländern enclavirt find, und welche turd den 
Pariſer Zractat vom 30ften Mai 1814 zur Dispofition 
der alliirten Mächte geitellt wurden und worüber in den 
Artifeln des gegenwärtigen Tractatd noch nicht dieponirt 
worden, fommen ald fouverained Eigenthum unter die 
Herrſchaft Sr. Da, us von Deiterreich. 
tt. 92. - | 
Sfendurg. + Dad Fürſtenthum Sfenburg wird unter 
die Souverainität Er. Majeität des Kaifer3 von Oeſter— 
reich, geitellt, und wird mit demſelben in ſolche Bezie— 
bungen fommen, wie die Föderativ:Eonititution Deutichs 
- lands e8 für die N irten Staaten bejtimmen wird. 
rt. 93. 
Deutſcher Bundestag. Die fouverainen Fürſten und freien 
Städte Deutihlandg, worin begriffen find Ihre Majes 
ftäten der Kaifer von Deiterretch, Die Könige von Preußen, 
Dänemarf und der Miederlante, und namentlich ter 
Kaifer von Deiterreihh und der König von Preußen für 
alle ihre Befigungen, weldye ehemald zum Deutichen 
Reihe gehörten, der König von Dänemark für das 
Bun Holitein und der König der Niederlande 
ür dad Großherzogthum Luremburg, bilden unter fi 
eine immer dauernde Gonföderation, welche den Namen: 
Der Deutihe Bund, annehmen wird. . : 
| Art. 54. 
Bived dieſer Eonföterat'on, Der Zwed Diefer Gonfödera= 
tion iſt die äußere und innere Eicherheit Deutichlands, 
die Unabhängigfeit und Unverlegbarfeit der conföderirten 
Etaaten. 
Art. 55. 
Ele qhheit ihrer Mitglieder. Die Mitglieder der Conföderas 
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tion find ſich als folche ihren Rechten nach gleich; fie ver: 
pflichten ſich alle auf gleihe Weife, die Acte, die ihren 
Bund conftituirt,. aufrecht zu erhalten. ee | 
Art. 96. 
Föderativer Bundestag. Die Angelegenheiten der Confö— 
deration werden einem föderativen Bundestag anvers 
trauet, auf welchem alle Mitglieder durd ihre Bevoll— 
mächtigten auf folgende Weiſe, ſei es nun einzeln oder 
alle zufammen, ohne Nactheil ihred Ranges, votiren: 
1) Oefterreich, eine Stimme; 2) Preußen, eine; 3) 
Bayern, eine; 4) Sachſen, eine; 5) Hannover, eine; 
6) Würtemberg, eine; 7) Baden, eine; 8) Churs 
ol kun: 9) Großherzogthum Heflen, eine; 10) 
änemarf für Holitein, eine; 11) die Niederlande für 
Luxemburg, eine; 12) Die Großherzoglichen und Herzogl. 
Häufer von Sachen, eine; 13) Braunſchweig und 
Naffaı, eine; 14) Medlenburg Schwerin und Streliß, 
eine; 15) Holftein= Oldenburg, Anhalt und Echwarj- 
burg, eine; 16). Hohenzollern, Lichtenftein, Neuß, 
Schaumburg-Lippe, Lippe und Waldeck, eine; 17) die 
freien Städte Lübeck, Franffurt, Bremen und Hamburg 
eine. Summa 17 Stimmen. 
Art, 57. 
Präfidium von Deſterreich. Defterreich wird am föderafiven 
Pundestage präfiviren. Ein jeder Etaat der Confüdera- 
tion hat das Recht, Vorfchläge zu machen, und der, 
welcher das Praͤſidium führt, iſt gehalten, diefelben binz 
nen einer zu beftimmenden Zeit zur Deliberation zu 
bringen. 
Befand der allgemei a = Abfaſ 
eſt and ber allgemeinen zenn die Rede iſt von Abfaſ— 
Berſammiung. ſung der Grundgeſetze, oder wenn 
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die Grundgefcehe der Gonföderation geändert werden 
folfen, oder wenn im Bezug Der föderativen Acte felbft, 
der organiſchen Gefege oder anderer: Einridytungen ‚von 
gemeinichaftlihem Intereſſe Aenderungen getroffen wer: 
den follen, fo bildet fi der Bundestag in eine allge 
meine Verſammlung, und in diefem Falle gefcdhieht die 
Beriheilung der Stimmen auf folgende nadı dem Um— 
fange der einzelnen Staaten berechneten Weife: Oeſter— 
reih hat 4 Stimmen, Preußen 4, Sachſen 4, Bayern 
4, Hannover 4, Mürtemberg 4, Baden 3, Chur-Heſſen 
3, Großherzogthum Heſſen 3, Holitein 3, Luxemburg 3, 
Braunfhmeig 2, Medlenburg: Edjmerin 2, Naſſau 2, 
Sachſen-Weimar 1, Sachen Gotha 1, Sachſen-Coburg 
1, Sadfen-Meiningen 1, Hildburghaufen 1, Medlenburg- 
Streliß 1, Holftein= Didenburg 1, Anhalt= Defau 1, 
Anhalt: Bernburg 1, Anhalt: Köthen 1, Schwarzburg- 
Sondershauſen I, Schwarzburg = Rubolftadt 1, Hohen 
zollerns Hechingen 1, Lichtenftein 1, Hohenzollern-Sig— 
maringen 1, Waldeck 1, Neuß, ältere Linie, 1, Reuß, 
jüngere Linie, 1, Schaumburg:Fippe 1, Yippe 1, die freie 
Stadt Fübek I, die freie Stadt Franffurt 1, die freie Stadt 
Bremen 1, die freie Stadt Hamburg 1. Summa 69 
Stimmen. 

Wenn der Bundestag mit den organifchen Gefeßen 
der Eonföreration ſich befchäftigt, fo wird er- in Ueber— 
legung nehmen, ob den ehemaligen mebdiatifirten Staaten 
des Reichs einige collective Stimmen zu bewilligen find. 


Art. 59, 
Beftimmungen inRüdiht Die Frage, ob eine Angelegen= 
der Rebrheit det Stimmen. heif durch bie General-Verſammlung 
nach den eben feſtgeſetzten Grundſätzen ſolle discutirt 
6* 


— 
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werden, wird in der gemöhnlihen Verfammlung durch 
die Mehrheit der Etimmen entihieden. 

- Diefelbe VBerfammlung wird die Entwürfe, melde 
der General:Berfammlung follen vorgelegt werden, eine 
feiten, und dieſer alled dad communiciren, was ur 
Annahme oder VBerwerfung derjelben beitragen fann. 
Eomohl in der gewöhnlichen ald General: Berfammlung 
enticheidet die Mehrheit der Erimmen, mit dem Inter: 
fhiede jedoh, daß in der erſten die abfolute Mehrheit 
entfcheidet, während in der andern zwei Drittel der 
Stimmen zur Mehrheit erforderlich find. Findet in der ge= 
wöhnlichen Verfammlung Stimmen Gleichheit ftatt, fo 
enticheidet der Präfident Tie vorliegende Frage. Jedes— 
mal jedoch, wenn die Rede ift von Annahme oder Ver— 
änderung der Örundgefege, organiihen Einrihtungen, 
individuellen Rechten oder Religions = Angelegenheiter, 
fo entfcheider nicht die Mehrheit der Stimmen, meter 
in der gewöhnlicen, nod) in der General-Berfammlung. 
Der Bundestag tft permanent. Er fann indeflen, wenn 
die feiner Berathung unterworfenen Gegenftände ent— 
ſchieden ſind, auf eine Zeitlang vertagt werden, aber 
nicht langer als auf vier Monate. Alle weitere Be— 
ſtimmungen in Beziehung der Vertagung und Exvedi— 
tion dringender Öefdäfte während der Vertagung, 
werben dem Bundestage felbit vorbehalten, welcher ſich 
bei Abfertigung. der organifchen Gefege mit diefem Ges 
genftande befhäftigen wird. 

Art. 60. 
SR Was nun die Crönung, nad melder 
die Mitglieder der Gonföderation jtimmen, anbetrifft, fo 
wird feitgefegt, daß, fo lange der Bundestag mit. der 
Abfaſſung der organifhen Geſetze fi befchäftigt, hier— 


Stimmen » Folge. 
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über nichts befiimmt fei, und die bis dahn zu beobadı: 
tente Ordnung mag fein wie fie wolle, fo kann fie 
feinem Mitgliede benadtheiligen, noch als Grundfag 
für die Zufunft aufgeftelt werden. Nach der Abfaffung 
- ber organiihen Geſetze wird der Bundestag diefen Ge— 
genſtand in — nehmen und ſolchen durch eine 
immer gültige Regel beſtimmen; ſie wird ſich jedoch ſo wenig 
als möglich von der des ehemaligen Reichstages entfer— 
nen, namentlich von dem Reichs-Deputations-Receß von 
1803. Die Ordnung, welche man annimmt, kann übri— 
gens auf den Rang und Vorſitz der Mitglieder der 
Tonföderation außer ihren Beziehungen mit dem Bundes⸗ 
tage, feinen Einfluß haben. 
VWerſammlungsort des B Er, N d ſich 
mmiungdor aubeb- er Bundestag wird fich zu 
ven Frankfurt am Main verfammeln. 
Die Eröffnung it auf den Iften September 1815 feſt— 
geſetzt *). 
Art. 62. 


Abfaſſung der Grundgeſetze. Der erfte Gegenftand, den ber 
Bundestag nad feiner Eröffnung in Berathung nimmt, 
ift die Abfaffung der Grundgefeke der Conföberation 
und der organiihen Beftimmungen in Beziehung feiner 
äußern, militairifhen und innern Verhältniſſe. 


Art. 63. 
Hufrehtbaltung des Friedend Die yerbündeten Staaten ver: 
— pflichten ſich, ſowohl ganz Deutſch⸗ 
land als jeden einzelnen Staat des Bundes rg An: 
griff zu vertheidigen, und garantiren fid) gegenfeitig alle die: 


*) Späterhin warb fie auf den Iften December feſtgeſetzt. 
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jenigen, ihrer Befisungen, welche in diefem Bunde begrifz 
fen iind. Wenn der Krieg durch ‘den Bund erflärtift, fo 
darf fein Mitglied befontere Unterhandlungen mit dem 
einde anfnüpfen, noch aud ohne KGinwilligung der 
übrigen Frieden oder Waffenſtillſtand fchliegen. Die 
Mitglieder der Conföderation, unbefchadet ihres Rechts, 
Allianzen zu fchliefen, verpflichten fih, in feine Vers: 
bindlichfeit einzugehen, die gegen die Sicherheit der Con— 
föderation oder der einzelnen Staaten, woraus fie bes 
jteht, gerichtet wäre. Die verbündeten Staaten vers 
pflihten fi ebenfalld, unter feinem Vorwande gegen 
einander Krieg zu führen, und ihre Streitigfeiten nicht 
durch die Gewalt der Waffen zu fchlichten, fondern fie 
der Entjheidung des Bundestages zu unterwerfen. 
Diefer wird durch eine Commilfion den Weg ter Vers 
mittelung verfuchen. Gelingt diefe nit, fo daß ein 
Rechtsſpruch nothwendig wird, fo fol diefe durd) eine 
wohl organifirte Auſtregal-Inſtanz gefproden werten, 
dem ſich die ſtreitigen Partheien, ohne an ein anderes 

Gericht appelliren zu — unterwerfen. 

r 


Beſonderz Dispofitionen Die Artikel, welche unter dem 

Air Namen der befondern Dispofitionen 
in der Acte des Deutichen Bundes begriffen, fo wie fte 
im Original und in einer Sranzöfifchen Ueberſetzung dem 
gegenwärtigen Generals Tractat angehängt find, follen 
diefelbe Rechtskraſt und Gültigfeit haben, ald wenn fie 
hier im Text — EIGENE wären. 

rt. 65. 


Das Königreih der Nieter-r Die alten vereinigten Provin— 
lant vr 6& t , r 

= urbane. * zen der Niederlande und die ehe— 
Königreih der Niederlande. maligen Belgiichen Provinzen, 


EEE 
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beide in den durch den folgenden Art. beitimmten Gränzen, 
werten in Verbindung mit den in demfelben Art. bes 
zeichneten- Yäntern und Gebieten unter der Souveraini— 
tät Er. Königl. Hoheit des Prinzen von Oranien-Naſſau, 
ſouverainen Fürften der Vereinigten Provinzen das Könige 
reich der Niederlande bilden, Erbe durch den in der 
Eonftitutiondacte der genannten Vereinigten Provinzen 
ſchon beftimmten Succeſſions-Ordnung. Der Titel und 
die Vorreihte der Königl. Würde find in dem Hauie 
von Oranien-Naſſau von ns Mächten anerfannt worden. 
(tt. 66. 

Graͤnzen bed Koͤnigreichs | Die Linie, welche das Gebiet des 
er Königreichd der Miederlande ume 
faßt, it auf folgende Weiſe beitimmt: Vom Meere an 
dehnt fie ſich nach ter Seite der Niederlande längs der 
Franzöſiſchen Gränze hin, fo wie fie durd) den Zten Art. 
des Warifer Tractatd vom 30ſten Mai 1814 bis zur 
Maas ift feitgefegt und beitimmt worden, hierauf geht 
fie längs derfelben Gränze bis zu der ehemaligen deg 
Herzogthums Luremburg. Bon da folgl fie der Rich— 
tung der Gränze zwifchen diefem Herzogthum und tem 
alten Bistum Lüttich, bis fie im Süden von Deiffelt 
die weftlihe Gränze diefed Cantons erreiht, und die 
von Malmedy bid zu dem Puncte, wo Diele lebte die 
Gränze zwilhen den alten Departementd der Durthe 
und Röer berührt; fie läuft hierauf längs diefer Gränze 
fo weit, bis fie den ehemaligen Franzöfifhen Canton 
Eupen im Herzogthum Limburg berührt, und indem fie 
die weſtliche Gränze diefed Cantond in nördlicher Rich— 
tung verfolgt und recht3 einen fleinen Theil des ehe— 
maligen Franzöfiihen Cantons Aubel liegen läßt, ver- 
einige fie fi mit dem Berührungspuncte der drei alten 
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Departement? der Ourthe, Nieder» Maad und Röder; 
von diefem Puncte an folgt die Linie der Gränze, melde 
die beiten legten Departements trennt, bid zum Worm 
(ein Fluß, der in die Röer fällt), geht dann lange 
diefem Fluſſe bi8 dahin, mo fie aufd neue die Gränze 
diefer beiden Departements erreicht, verfolgt diefe Gränze 
bi gegen Süden von Hillensberg, (im alten Röer— 
Departement) geht von da nordmwärts, läßt Hillendberg 
rechtd und durdhichneidet den Canton Sittard in -zmei 
faft gleiche Theile, fo daß Eittard und Sufteren linfs 
liegen bleiben, bis zum alten Holländifchen Gebiet, dann 
läßt fie dieſes Gebiet links und verfolgt die öftliche 
Gränze bis dahin, mo diefe an das chemalige Oeſter— 
reihiiche Fürftenthum Geldern, nad) Rüremonde zu, ftößt, 
nimmt die Richtung nad dem öftlihen Theil ded Hol: 
lindifhen Gebietd nördlih von Schwalmen und läuft 
weiter fort um dieſes Gebiet. 

Endlih dehnt fie fih von dem öſtlichen Punct an 
nad dem Theil ded Holländifhen Gebiet? , wo Venloo 
liegt; fie umfaßt dieſe Etadt und deren Gebiet. Bon 
ta big zur alten Holändifhen Gränze nahe bei Moof 
unterhalb Gennep folgt fie dem Saure der Maas, in 
einer gewiffen Entfernung vom rechten Ufer, fo daß alle 
Derter, welche nicht mehr ald 1000 Rheinländifche Ruthen 
vom Ufer entfernt find, mit ihren- Marfen dem König: 
reihe der Niederlande angehören, doch fo, Daß nad) der 
Reciprocität dieſes Grundfages, das Preußiſche Gebiet 
auf feinem Punct die Maas berühre, oder auf 800 
Rheinische Ruthen derfelben fi) nähere. Von Dem Puncte, 
wo die beichriebene Linie die alte Holländifhe Gränze 
bis zum Rhein berührt, fol diefe Gränze im Wefent: 
lihen, fo wie fie im Jahr 1795 zmifchen Eleve und den 
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Vereinigten Provinzen war, bleiben. Eie foll durd 
die Commiſſion, melde unverzüglih durch die beiden 
Regierungen von Preußen und der Niederlande ers 
nannt wird, unterfucht und die Gränzen, fomohl des 
Königreihd der Niederlande als des Großherzogthumd 
Luremburg, nad Art. 68 genau beftimmt werden; Diele 
Commiſſion fol auch mit Hülfe von Sadveritändigen 
alles was auf den Waflerbau und dahin gehörige Ges 
genitänte Bezug hat, auf eine, dem gegenfeitigen Inte— 
reffe des Preußiſchen und Niederlänviihen Staats ge: 
mäße Art reguliren. Eben fo fol durd) fie Die Gränze 
in den Diftricten Kyfwaerd, Lobith, fo wie das ganze 
Gebiet bis nad Kefertom näher beftimmt werden. Die 
Enclaven Huifen, Malbure, Lymerd mit ter Etadt 
Sevenaer und die Herrſchaft Weel werden zum König: 
reich der Niederlande gefchlagen, und Ee. Majeität der 
König von Preußen entfagen für fi), ihre Nadyfommen 
und Nachfolger auf immer derfelben. 


Art. 67. 


Beben Der Theil des chemaligen Herzogthums 
Luxemburg welcher in den, im folgenden 
Art. Tpecificirten Gränzen begriffen ift, wird gleichfalls 
tem fouverainen Fürften der DBereinigten Provinzen, 
jegigem König der Niederlande, abgetreten, um auf . 
immer von denfelben und feinen Nachfolgern ala fouvere 
ained Eigenthum befeffen zu werden. Der Souverain 
der Niederlande wird zu feinen Titeln den eined Große 
herzogd von Luremburg hinzufügen, und ed fteht ©r. 
Majeität frei, über die Succeffionsfolge im Großherzoge 
thum unter den Prinzen, Shren Söhnen, einen foldyen 
Familien= Vertrag abzufchließen, den fie dem Intereſſe 
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Ihrer Monarchie und ihren väterlichen Abfichten für ges 
mäß Balten. 

Das Großherzogthbum Luxemburg, welches für die 
Fürſtenthümer Nafau » Dillenburg, Siegen, Hadamar 
und Dieß ald Entihädigung dient, fol zu den Staaten 
des Deutichen Buntes gehören, und ter Fürft, König 
der Niederlande, wird ald Großherzog von Yurembur 
an diefem Bunde und an allen Vorrechten und Privi— 
legien, welche die antern Deutihen Füriten genießen 
werden, Theil nehmen. Die Stadt Yuremburg wird in 
militairifcher Beziehung al8 Feftung des Bundes anges 
ſehen. Der Großherzog hat Das Recht den Gouverneur 
und Militair-Commandanten diefer Feſtung zu ernennen, 
jedodh mit Benchmigung Der erecutiven Gewalt des 
Bundes und unter den Bedingungen, welche man nad) 
der Fünftigen Eonititution der befagten Conföderation 
feitzufegen für nöthig eradıten wird. 

2. Art. 68. 


Graͤnzen tes Broßberzg, Das Großherzoathum Luxemburg 

NIS EUR: wird aus dem Gebiete beitehen, 
welches zwilchen Dem Königreihe der Niederlande liegt, 
\o wie e8 in Art. 66 beftimmt worden, zwilhen Frank— 
reich, der Mofel bis zur Mündung der Eure, dem Laufe 
der Sure bid zum Zuſammenfluß mit der Dur und dem 
Lauf diefes letzten Fluffes big zu den Gränzen des vors 
maligen Franzöfiihen Gantons von St. Vith, welcher 
nicht zu dem Großherzogthum Luremburg gehört. 

Art. 69. 

Verftigungen betreffend das Se. Majeſtät der König der 
rg Niederlande, Großherzog von 
Yuremburg, wird den Theil des Herzogthums Bouillon, 
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welcher nicht durd; den Pariſer Tractat an Frankreich 
abgetreten worden, für fi und feine Nadfommen als 
völliged fouverained Eigenthum befigen, und foll in 
diefer Beziehung mit dem Grofherzogthum Luremburg 
vereinigt werden. Da aber über das genannte Herzogs 
thum Bouillon Streitigfeiten entitanden find, fo fell 
derjenige der Mitbewerber, deſſen Rechte gefegmäßig 
erwiejen werden, und zwar nad) der weiter unten ge— 
nannten Form, den Theil des Herzogthumg, fo wie der 
legte Herzog ihn befeflen, unter der Eouverainität Er. 

ajeität des Königs der Niederlande, Großherzogs von 
Luxemburg, als völliges Eigenthum befigen. Diele Ent: 
ſcheidung foll ohne weitere Appellation dDurd ein ſchieds— 
vichtertiches Urtheil geihehen. Zu dem Ende follen 
Schiedsrichter ernannt werden, einer durch jeden der 
beiden Mitbewerber, und die andern, drei an der Zahl, 
durch die Höfe von Deiterreih, Preußen und Sardinien: 
Sie werden fid) fo bald ed der Kriegszuftand und die 
Umftände erlauben, zu Aachen vereinigen, und in ſechs 
Monaten, vom Tage ihrer Vereinigung angerechnet, 
muß ihre Enticheidung erfolgen. Während dieſer Zeit 
wird Se. Majeſtät der König der Niederlande, Groß: 
berzog von Luremburg, den genannten Theil des Herzog: 
thums Bouillon in Depot nehmen, um ihn, nebit ten 
Einfünften während der vorläufigen Verwaltung, dem— 
jenigen der Bewerber auszuliefern, zu deſſen Gunften 
das fchiedsrichterliche Urtheil erfolgen wird. Se. Mas: 
jeftät werden ihn für den Verluſt der Einfünfte, welche 
aus den Evuverainitätsrechten fließen, vermittelit einer 
billigen Hebereinfunft entfhädigen. Und follte die Wieder: 
erftattung auf den Prinzen Earl von Rohan fallen, fo 
follen diefe Güter in feinen Händen den Vorſchriften 
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unterworfen werden, woturd feine Anfprüde auf Die 
Erbfolge Eingang ae haben. 
rt. 70 


Berg-Abtretungen Ge, Majeftät der König der Nicderr 
—— DR: lande entfagt für fi, feine Nachkommen 
— und Nachfolger auf immer zu Gunſten 
Sr. Majeſtät der Königs von Preußen den ſouverainen 
Beſitzungen, welche das Haus Oranien-Naſſau in Deutſch⸗ 
land beſitzt, namentlich den Fürſtenthümern Dillenburg, 
Dietz, Siegen und Hadamar, mit der Herrſchaft Bie 
ſtein, und zwar ſo, wie dieſe Beſitzungen durch den im 
Haag am laten Julius 1814 abgeſchloſſenen Tractat 
von den beiten Branchen des Hauſes Naſſau definitiv 
regulirt ſind. Se. Majeſtät entſagen gleichfalls dem 
Fuͤrſtenthum Fulda und den andern Diſtricten und Ter— 
ritorien, weldye Ihnen durch Artifel 12 des Hauptres 
cefied der außerordentlichen Reichsdeputation vom 25ſten 
Sebruar 1803 zugefihert find. 
Samilien-Bertcag zwiſch — V ſi 
milien-Dertrag zwifhen a3 Recht und die Succeffiond- 
ee folge, welche zwifhen den beiden 
Zweigen ded Haufe Naffau Durd die Acte von 1783, 
genannt: Naffauifher Erbverein, iſt feſtgeſetzt worden, 
wird beibehalten und von den vier Fürftenthümern von 
Oranien-Raſſau auf das Großherzogthum Luremburg 
hinübergetragen. Ä 
gußen um Berpfistungn Ce, M jeftät der König de 
aſten un erpflichtungen, e. aje er nig r 
Teossaigente Saelaıe Bahn. Niederlande treten, indem fie 
unter ihre Eouverainität die in 
den Art. 66. und 68. bezeichneten Länder vereinigen, 
in alle Rechte und übernehmen ale Laiten und alle 
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Verpflichtungen, die in Rüdficht der durch den Partſer 
Frieden vom 30ſten Mai 1814 von Frankreich losge— 
riſſenen Provinzen und en ftipulirt worden. 
tt. 73. 
Kite wegen Bereinigung Se. Majeftät ter König der 
RAN Niederlante haben unter dem 2iften 
Zuli 1814 ald Grundlagen der Vereinigung der Belgi— 
(hen mit den Bereinigten Provinzen die adıt Artifel, 
die Dem gegenwärtigen Zractat angehängt find, aner: 
kannt und fanctionirt; gedachte Artifel haben daher dies 
felbe Kraft und Gültigfeit, ald wenn fie Wort für Wort 
gegenwärtigem Tractat Binzugefügt wären, 
rt. 74. 
Uingelegenheiten der Ehmeiz, Die Integrität der neunzchn 
a nee Cantons, ie fie als politiſcher 
Körper zur Zeit der Convention 
vom 29ſten December 1813 waren, iſt als Grundlage 
des Schweizeriſchen anerfannt. 
rt. 75. 
Vexeiniguꝑq ber drei neuen Das Walliſerland, das Gebiet 
| von Genf und das Fürftenthum 
Neufchatel find mit ter Schweiz vereinigt und bilden 
drei neue Santond. Das Thal von Dappes, welches 
einen Theil des Cantons von Vaud ausmadıte, wird 
diefem zurüdgegeben. 


rt. 76. 
Bereinigung des Bisthums Das Bisthum Baſel und die 
Bieier Gebiets mit den Game Stadt, fo wie dad Gebiet von 
——— Biel werden mit dem Schweizer— 
bunde vereinigt und machen einen 
Theil der Cantond Bafel und Bern aus. Folgende 
Diftricte find jedoch von dieſer legten Dispofition aus— 
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ven: 1) ein Diftriet von ungefähr drei Quadrat: 
ieues im Umfange, welcher enthält die Communen: 
Altechweiler, Schönbach, Oberweiler, Terweiler, Ettingen, 
ne Plotten, Pfaeffingen, Aeſch, Brud, Reinadı, 
riesheim; dieſer Diftriet wird mit dem Canton Pafel 
vereinigt; 2) eine Fleine Enclave bei dem Dorfe Neu: 
chatellois de Liguieres gelegen, welche fi bis jest in 
Anfehung der Eiviljurisdiction von dem Canton Neuf: 
chatel abhängig befand, aber in Betreff der Eriminale 
gerichtsbarkeit unter dem Bisthum Baſel ftand, fol jett 
mit völliger Souverainität dem Fürſtenthum Neuſchatel 


angchören. 
Art. 77. 


Rebte ber Ginwohner in Die Einwohner des Bisthums 
te el und die von Biel, vereinigt 

mit den Cantond von Bern und 
Pafel, follen in jeder Nüdfiht, ohne Unterfchied der 
Religion (welde im gegenwärtigen Zuftande erhalten 
wird) diefelben politiihen und bürgerlichen Rechte genießen, 
deren die Einwohner der alten Theile genannter Cantond 
genießen und ſich noch zu erfreuen haben werden. Dem: 
zufolge concurriren fie mit ihnen, zufolge der Gonititu: 
tion der Cantond bei Belegung der Repräfentantens 
Stellen und übrigen Aemter. Die Stadt Biel wird 
ihre Juristiction behalten, fo wie die Dörfer die Muni— 
cipal= Vrivilegien, in fo fern fie nicht der Conftitution 
und dem allgemeinen Neglement des Canton? Bern 
entgegen find. Der Verkauf der National= Domainen 
wird gefichert, und Die Lehnsrechte und die Zehnten 
Dürfen nicht wieder eingeführt werden. Die Acten in 
Bezug auf die Vereinigung follen nad den oben aufs 
geitellten Grundfägen dur Commiffionen, „wozu jede - 
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dabei intereffirte Parthei eine gleiche Anzahl Mitglieder 
-. jendet, abgefaßt werden. Die des Bisthums Bafel . 
follen durd) den dirigirenden Canton unter den angee 
feheniten Bürgern ded Landes gewählt werden. Ge— 
nannte Acten werden von dem Schmeizerbunde garantirt. 
Diejenigen Puncte, worüber die Partheien fich nicht were 
ſtändigen können, follen durch einen von der Tagſatzung 
ermwählten Schiedsrichter geichlichtet werden. 
Art. 78. 

Die Hertſchaft Razens. Da die durch Art. 3. des Wiener 
ZTractatd vom. 14ten October 1809 gefchehene Abtretung 
der Herrfchaft Razüns, enclavirt im Gebiete des Gramm 
bünder Landes, nicht mehr beiteht und Se. Majeität 
der Kaiſer von Deiterreich fich wieder in dem mit diefem 
Beſitz verbundenen Rechte befinden, fo beftätigen fie 
die am 20ſten März 1815 zu Gunften des Cantons 
ter Graubünder erlaffene Declaration. 

BEN Art. 79. * 
— * Um die Handels- und Militair— 
Communication von Genf mit dem 
Canton von Vaud und Dem übrigen Theil der Schweiz 
zu fihern, und um in diefer Nücdficht den Art. 4. des 
Pariſer Tractats vom 30ſten Mai zu ergänzen, willigen 
Se. Majeftät der König von Frankreich ein, ihre Dou— 
anenlinie fo aufzuftelen, daß ter Weg, der von Genf 
durch Verſoy in die Schweiz führt, jederzeit völlig frei 
bleibe, und daß die Poiten, Neifenden, fo wie audy tie 
MWaaren= Transporte weder von den_Douanen vifitirt, 
noch irgend einer Abgabe unterworfen find. Auch iſt 
man übereingefommen , Daß der Echweizerifhen Durch— 
fuhr feine Hinderniffe in den Weg gelegt werden dürfen. 
In den nod) in.diefer Rüdficht zu madenden additionellen 
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Meglementd wird den Genfern anf die vortheilhafteite 
Weile die Ausführung der Tractate in Bezichung ver 
freien Communifation zwifhen der Stadt Genf umd dem 
Mantement Peney zugefihert. Se. Chriſtl. Majeftät 
bewilligt übrigend noch der Gensd’armerie und Miliz 
von Genf den Durchmarſch über die Heerftraße von 
Meyrin, von dem genannten Mandement Peney und 
umgefehrt, nachdem tem näditen Franzöſiſchen Gens: 
d’armerie-Poften davon ara geihehen it, | 
rt. 80. 

Wdtretungen bed Könige Se, Majeftät ter König von 
— Genen. Sardinien tritt den Theil von Sa— 

voyen ab, welcher zwifchen dem 

Fluſſe Arve, der Rhone, den Gränzen ded an Franf: 
reich abgetretenen Theild® von Savoyen und dem Berge 
von Saleve bis nad) Veiry inclufive liegt, hierauf den 
Theil, der ſich zwilchen der Heeritraße des Simplons, 
dem Genfer See und dem gegenwärtigen Gebiet des 
Genfer Cantons, von Venezas bis zu dem Punct, mo 
der Fluß Hermance die genannte Heeritraße durch— 
fhneidet, und von da dem Kaufe diefed Flußes folgt bie 
Pe Ausfluß in ten Genfer See, gegen Oſten des 
orfes Dane befindet (die ganze Heeritraße des 

Simplons bieibt fernerhin Eigenthum des Königs von 
Sardinien); diefe fo begränzten Länder follen mit dem 
Genfer Eanton vereinigt werden, wovon die Gränzen 
jedoch durch gegenfeitige Commiffarien genauer zu bes 
ſtimmen find, vorzüglih die Gränzen oberhalb Veiry 
und am Berge von Saleve; befagte Maieltät entlagt 
für ſich und ihre Nachfolger auf immer, ohne Ausnahme 
noch Vorbehalt, allen und jeden Eouverainitätd:Redhten, 
melde ihnen in den, in biefer Begränzung liegenden 
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Dertern und Territorien angehören könnten; ferner be= 
willigen Se. Majeität der König von Sardinien, daß 
die Communication zwifchen dem Genfer Canton und 
dem Walliferland auf der Heerftraße des Simplons eben 
fo beftimmt werde, wie Frankreich diefed zwiſchen Genf 
und dem Canton de Vaud auf der Straße von Verſoy 
zugeltanden hat. Es wird den Truppen von Genf jeder: 
zeit die freie Communication zwifhen dem Genfer Gebiet 
und dem Mandement Sufiy geitattet, ſo wie auch die 
Erleichterung über den Eee nad der Heerftraße des 
Simplons zu fommen. Andererieit3 wird allen Waaren 
und Lebenämitteln, melde aus den Staaten Sr. Maje: 
tät des Königd von Eardinien und dem Freihafen von 
Genua kommen, und welche die Straße des Simplons 
der ganzen Ausdehnung nad) durch das Walliferland 
und den Genfer Staat yafliren, Befreiung von allen 
Durchgangsrechten bewilligt, Diefe Befreiung bezieht 
ſich jedoch bloß auf den Tranfito, und erftredt fich weder 
auf die Abgaben zur Ausbefferung der Heeritraße, nod) 
auf die Waaren und Lebensmittel, welde im Innern 
verfauft und verbraucht werden. Diefelbe Ausnahme 
findet Statt bei der den Schweizern zwiſchen dem Walli: 
ferland und dem Genfer Canton bemwilligten Communi— 
eation und die refpectiven Gouvernementd werden daher, 
fomohl der Abgaben wegen, ald auch um auf dem Ges 
biete eines jeden die Gontrebande zu verhindern, ges 
meinfcaftlihe Maßregeln ergreifen. 
i Art. 81. : F 
Sompenfationen zwiſchen Um die gegenfeitigen Compenfa= 
ne tionen feftzufegen, follen die. Gans 
tond Nargau, de Vaud, Teſſin, St. 
Ballen den alten Cantons Schwyz, Unterwalden, Uri, 
7 
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Glaris, Zug und Appenzell (dem innern Rhoden) eine 
Summe für den öffentlihen Unterriht und Die wor 
meinen Adminiftrationskoiten erlegen, jedoch vorzüglich 
3 erſteren Gegenjtande in den genannten Cantons 
eftimmt. Die Cantons Yargau, de Vaud und Et. 
Gallen übermweifen den Cantons Schwyz, Unterwalden, 
Uri, Zug, Glarid und Appenzell (dem innern Rhoden) 
— — von 500,000 Schweizer Livres. Ein jeder 
er er 

5 Procent Zinſen, oder auch das Capital entweder baar 
oder in liegenden Gründen, nachdem es ihm paſfend iſt. 
Die Vertheilung in Rüdfiht der Auszahlung, ald auch 
der Einnahme diejer Fonds, gefchieht nad) dem Ver— 
hältniffe der Eontributiond- Tabelle, welche man zu den 
DBundes- Ausgaben regulirt hat. Der Canton Teſſin 
bezahlt dem Canton Uri jährlid die Hälfte der Zoll: 
eirtfünfte im Ihal Revantine. 

Art. 82. 


Verfügungen über die in Ilm den Discuifionen, welche ſich 


land ausſtehend üri 
en zwifchen den Cantons von Zürid) 


und Bern über die in England ber 
findlihen Fonds erhoben haben, ein Ende zu maden, 
fo iſt feitgeleßt worden: 1) Die Cantond Bern und 
Züridy behalten das Eigenthum des Eapitald, fo wie 
es im Jahr 1803 zur Zeit der Auflöfung ded Schweizer 
Gouvernementd war, und genießen die vom Iften Januar 
1815 an fälligen Zinfen. 2) Die fällig gewefenen und 
feit 1798 angehäuften Zinfen, dad Jahr 1814 mit darin 
begriffen, follen zur Tilgung der nod) reftirenden Nati— 
onalfhuld, bekannt unter der Benennung der Schweizer 
Schuld, angewandt werden. 3) Mit dem Reſt der 
Echmeizer Schuld werden die Übrigen Cantons belaftet, 


eren entrichtet die Sntereffen feined Antheild mit 
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indem ‚die von Bern und Züri) fi dur obige Maaß— 
regeln derielben entledigt haben. Der Antheil seines 
jeden Gantond, der mit dem Reſte der Schuld belaftet 
wird, foll nad dem Verhältniß der für die Bundes: 
Ausgaben auferlegten Contribution vertheilt werden. 
Die feit 1813 mit der Schweiz incorporirten: Yänder 
nehmen an- der alten Schweizer Schuld Feinen Theil. 
Sollte nach der Abbezahlung der genannten Schuld ein 
Ueberſchuß fich ergeben, fo wird Diefer unter den Cantons 
Bern und Zürih nah Verhältniß ihrer refpectiven: Ca— 
pitalien vertheilt. Diefelben Dispofitionen finden in 
Nücficht einiger anderer Gläubiger Statt, deren Anz 
ſprüche unter den Schutz des Präfidenten der Taglakung . 
geitellt find. 

EN * ae 83. Zmit üb EN 
Entihädigungen für bie amit der Zwiſt über die Lauds, 
ohne Entſchädigung aufgehoben 
ſind, beendigt werde, ſoll den Eigenthümern derſelben 
eine Entſchaͤdigung ausbezahlt werden. Und um in 
diefer Sache jeden fernern Streit zwifchen den Cantons 
Bern und de Vaud zu vermeiden, fo wird Diefer legtere 
der Regierung von Bern 300,000 Schweizer Livres 
zahlen, um unter die Berner Theilnehmer und Eigen— 
thümer der Lauds vertheiltgu werden. Vom Liten Januar 
1816 an, wird jahrlic ein Fünftel diefer Summe ab- 


getragen. 
Art. 84. 


Behätigung der auf die Die Declaration, welche am 20ſten 

a FR März durch die Mächte, die den 

Parifer Tractat unterzeichnet haben, 

an die Schweizer Tagfagung erlaffen worden, und bie 

von derfelben durch ihre Beitrittsacte vom 28ften Mai- 
7 * 
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angenommen ward, üt ihrem ganzen Inhalte nad bes 
fätigt, und die darin aufgeftellten Grundtäße, fo wie 
die in der Declaration feitgefegten Arrangements, follen 
unveränderlic aufrecht ersalten werden. 

: — Art. 85. 
Sanzen der Staaten bed Die Gränzen der Staaten Er. 
——— Maj. des Königs von Sardinien 
ſind: Nach der Seite von Frankreich, ſo wie ſie im 
Januar 1792 exiſtirten, mit Ausnahme der durch den 
Pariſer Frieden vom 30ſten Mai 1814 veranlaßten Ver— 
änderungen. Nach der Schweiz zu, fo wie fie am Iften 
Sanuar 1792 waren, mit Ausnahme der Veränderung 
durch die an Genf gefchehene Abtretung, fo wie diele 
im Art. 80 der. gegenwärtigen Acte fpecificirt worden. 
Nach der Eeite der Staaten Sr. Maj. des Kaiferd von 
Defterreih,, fo wie fie fih den Iiten Sanuar 1792 be= 
fanden, und die zwifchen Ihren Majeltäten Maria 
Therefia und dem König von Sardinien den Aten 
Dctober 1751 abgefchlofiene Convention, foll von beiden 
Eeiten in allen ihren Stipulationen aufrecht erhalten 
werden. Nach der Eeite der Staaten von Parma und 
Piacenza bin, foll die Gränze in Rückſicht der alten 
Staaten Er. Maj. ded Königs von Sardinien forts 
dauernd bleiben, wie fie den-Iiten Sanuar 1792 war. 
Die Gränzen der ehemaligen Staaten von Genua und 
der Länder Kaiferliched Lehn genannt, welche nad) den 
- folgenden Artifeln mit den Staaten des Königd von 
Sardinien vereinigt find, bleiben diefelben, wie fie den 
1iten Januar 1792 von den Staaten von Parma und 
Piacenza, und von Toscana und Maffa getrennt waren. 
Die Infel Capraia, der ehemuligen Neyublif Genua que 
hörig, it in der Abtretung der Staaten von Genua 
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an Se. Maj. den a Sardinien mit inbegriffen. 
it. 86 
Vereinigung von Genua Die Staaten, melde die ehemalige 
Republif Genua bildeten, werden auf immer mit den 
Staaten Er. Mazeität des Königd von Sardinien ver 
einigt, um wie diefe, ald völliged ſouveraines Eigen— 
thum und Erbtheil auf die männlichen Erben nad der 
Eritgeburt in den beiden Branchen dieſes Hauſes, nem— 
lich: der Königl. Brandye und der von Savoyen-Carig— 
nan überzugehen. . 
Art. 87. 
Se. Majeftät der König von Sardie 
nien werden zu ihren gegenwärtigen Ziteln, 
ven eined Herzogs von Genua hinzufügen. 
rt. 88. 
Rechte und Privilegien Die Genuefer follen alle Rechte 
von © . —— 
und Privilegien genießen, welche 
in der Acte ſpecificirt ſind, die den Namen führt: 
Bedingungen, welche als Baſis der Vereinigung der 
Staaten von Genua mit denen Sr. Majeftät von Sar— 
dinien dienen ſollen; und befagte Acte foll, fo wie fie 
diefem allgemeinen Zractat angehängt it, einen intege 
rirenden Theil derfelben ausmachen, und diefelbe Kraft 
und Gültigkeit haben, ald wenn fie Wort für Wort im 
gegenwärtigen Artifel aufgenommen wäre. 
Art. 59. — 
Bere be Samen Die Länder, Kaiſerliches dehm 
genannt, die zu Der ehemaligen 
Ligurifhen Republik gehörten, find definitiv. mit den 
Staaten Er. Majeität des Königs von: Sardinien vers 
einigt, und zwar auf diefelbe Weiſe wie die Genueſiſchen 
Staaten; und die Einwohner dieler Yänder follen bie 


* 
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ſelben Rechte und Privilegien, wie die im vorigen Artikel 
genannten Genueſiſchen Staaten, genießen. | 
Art. 90. 


Beſeſtigungstecht. Dad Recht, welches fi die Mächte, 
die den Tractat von Parid vom 30ſten Mai 1814 unter: 
zeichnet, durd Art. 3. des genannten Tractats vefervirt 
haben, diejenigen Puncte ihrer Staaten zu befeitigen, 
welche fie für die Eicherheit derſelben nöthig erachten, 
wird auf gleihe Weife dem Könige von Sardinien, 
ohne Einichränfung, — 

Abtret den Gen Rajeſta der Kön 
———— e. Majeſtät der ig von 
aaa Sardinien tritt dem —— von 

Genf die im Artikel 80. bezeichneten Diſtricte von Sa— 

‚voyen ab, und zwar unter den, in der Acte angegebenen 

Bedingungen, weldhe den Titel führt: Celfion Er. 

Majeftät ded Königd von Sardinien, an den Canton 

von Genf. Diefe Acte wird als integrirender Theil 

des gegenwärtigen Zractatd angefehen, und ihm ange: 
hängt, fo wie fie diefelbe Kraft und Gültigkeit haben 
wird, ald wenn fie gegenwärtigem Artifel Wort für 

Wort hinzugefügt wäre. 


aid Die Provinzen von Ehablais und 
j Faucigny, fo wie das ganze Gebiet 

von Savoyen im Norden von Ugine, welches Sr. Maje- 
ftät dem Könige von Sardinien angehört, follen an der 
Meutralität der Schweiz Theil nehmen, fo wie fie von 
den Mächten anerfannt und garantirt worden. Dem 
gro! e werden fi jedesmal, wenn die benachbarten 
cte der Schweiz ſich in offener oder drohender Feind= 
feligfeit befinden, die Truppen Sr. Majeftät des Königs 


' 
“- 
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von Sardinien, die fi in diefen Provinzen aufhalten, 
urüdziehen, und fönnen deshalb, wenn es nöthig fein 
* durch Wallis ihren Weg nehmen, Kein anderes 
bewaffnetes Corps irgend einer andern Macht, kann durd) 
befagte Provinzen und Gebiete feinen Marfch nehmen oder 
dort ftationiren, mit Ausnahme derjenigen Truppen, 
welche die Schweizer Conföderation dort aufzuftellen für 
gut befinden wird, doch muß diefer Zuftand der Dinge 
der Adminiftration ded Landes in nichts hinderlich fein, 
wo Auch die Civil: Beamten Sr. Majeität des Königs 
‚von Sardinien, zur Aufrehthaltung der guten Ordnung, 
die Garde der ia ie; in Thätigfeit fegen können. 
rt. 93. 


Epemalige Defterreihifge Zufolge der, durh den Parifer 
ergangen, Tractat vom 30ften Mai 1814 ftipu: 
lirten Entfagungen, erfennen die unterzeichneten Mächte 
ded gegenwärtigen Zractatd Se. Majeität den Kaifer 
von Oeſterreich, deffen Erben und Nachfolger als ge: 
fegmäßigen Souverain der Provinzen und Zerritorien 
an, welche im Ganzen oder Theilmeife durch die Tractate 
von Campo Formio 1799, von Yuneville 1801, von 
Preßburg 1803, durch die additionele Convention von 
Ben im Sahre 1807 und durch den Wiener 

ractat von 1809 abgetreten waren und in deren Befig 
Se. Kaiferl. Königl. Apoftolifhe Majeftät in Folge des 
legten Krieges wieder gefommen find; fo wie auch von 
Sitrien, ſowohl Defterreihifhen als des ehemaligen 
Venetianiſchen Antheild, Dalmatien, den ehemaligen 
VBenetianifhen Infeln im Adriatifhen Meere; den Muͤn— 
dungen am Cataro, der Stadt Venedig, den Ragunen 
fo wie den übrigen Provinzen und Diftricten des feiten 
Landes der ehemaligen Benetianifhen Staaten am linfen 


® 
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Ufer der Etſch, den Herzogthümern Mailand und Bor: 
arlberg, Oeſterreichiſch Friaul, dem ehemaligen Venetia— 
niſchen Friaul, dem Gebiete von Montefalcone, dem 
Gouvernement und der Stadt Trieſt, Kärnthen, Others 
kärnthen, Eroatien am rechten Ufer der Save, Fiume, 
dem Ungarifchen ul und dem Diftrict von Gajtua. 
rt. 94. 
Sünder, Die miE mar Dein Ge, Kaiferl. Königl. Ayollos 
ee liſche Majeftät —— mit 
Ihrer Monarchie, um von Ihnen 
und Ihren Nachfolgern als völliges ſouveraines Eigen— 
thum beſeſſen zu werden: 1) Außer den Theilen des 
feiten Landes der Venetianifchen Staaten, deren im 
vorigen Artifel Erwähnung geſchehen iſt, auch die übrigen 
Theile der genannten Staaten, fo wie jedes andere Ges 
biet zwifchen dem Teſſino, Po und Aodriatifhen Meere. 
2) Die Thäler von Beltlin, Bormio und Chiavenna. 
3) Das Gebiet der ehemaligen Republif Raguſa. 
Art. 95, 
 Deterreiäife Drängen in Zufolge der in dem vorhergehen: 
den Artifel beitimmten Stipulationen, 
werden die Gränzen Sr. Kaijerl. Königl. Apoſtoliſchen 
Majeität fein: 1) Nach der Seite der Staaten Sr. 
Majeität des Königs von Sardinien, fo wie fie am 1ften 
Sanuar 1792 waren. 2) Nach der Seite der Staaten 
von Parma, Piacenza und Guaftalla, der Lauf des Po, 
die Demarcations=Finie folgt dem Thalwege diefes Fluffes. 
3) Nach der Seite der Staaten- von Modena, bleiben 
fie wie am iſten San. 1792. 4) Nach ven Päbftlichen 
Staaten hin, der Lauf des Po bis zur Mündung des 
Goro. 5) Nah der Seite der Schweiz hin, die alte 
Gränze der Yombardei und die, welche die Thäler von 
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Beltlin, Bormio und Chiavenna von den Cantons Wallis 
und Teſſin trennt. Da, wo der Thalweg des Po die 
Gränze ausmacht, it feſtgeſetzt, daß die Veränderungen, 
welche in der Folge der Lauf dieſes Fluffes erleiden 
möchte, in Zufunft auf das ‚Eigenthumder Inſeln, die 
fib darin befinden, feinen Einfluß haben.. ms 
Art. 96 

Schifffahrt auf dem Po. Die allgemeinen Grundfäge, : tet 
von dem Wiener Congreß für die Schifffahrt der Flüffe 
angenommen find, follen aud auf dem Po angewandt 
werden. Späteſtens in drei Monaten nad) Beendigung 
des Eongrefies follen dur die dem Fluſſe benachbarten 
Staaten Commiffaire ernannt werden, tm alles, was 
auf die Regulirung gegenmärtigen Artifel® Bezug hat, 
in Ausführung zu bringen. 
1 F Art. 97. 
pofttignen in Sezie- Da es durchaus nothwendig iſt, 
von Ratlanıı "dem unter dem Namen von Montes 
Napoleon zu Mailand befannten 
Inftitute, die Mittel zu erhalten, wodurd e8 feine Ver— 
bindlichfeiten gegen die Gläubiger zu erfüllen im Stande 
üt, fo ift man übereingefommen, daß die liegenden 
Gründe und andern unbeweglichen Güter dieſes Etab— 
liffement3, gelegen in den Ländern, melde einen Theil 
des chemaligen Königreichs Italien ausmachten, und 
nun unter die Herrichaft der verichiedenen Fürſten Italiens 
gefommen, nebit den Gapitalien, die dem Etabliffement 
angehörten und in Dielen verfchiedenen Ländern belegt 
find, verfelben Beitimmung, wie vorher" verbleiben. 
Die nicht begründeten und‘ unliquidirten Obliegenheiten 
des Monte-Napoleon, ſo wie die, welche von den’ Rüd- 
finden oder. von jedem andern Zuwachs herrühren, ’ fole 
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len unter die Fänder repartirt werden, woraus das ehes 
malige Königreidy Stalien beftand, und bei diefer Repar— 
tition werden die Bevölferung und Einfünfte zur Grund: 
lage genommen. Die Souvereine befagter Länder er: 
nennen binnen drei Monaten, von Beendigung des 
Congreſſes angerechnet, Commiffaire, um fi) mit den 
Deiterreihifhen Commiffairen über diefen Gegenftand 
zu verftändigen. Zu Mailand wird ſich diefe Commif: 
fion vereinigen. 
Art. 98. 


Staaten von Modene, Se. Königl. Hoheit der Erzherzo 

Mofa Satrar. Françote Yon Cfe, deffen Erben 
und Nachfolger werden die Herzogthümer Modena, 
Reggio und Mirandola "in demfelben Imfange wie zur 
Zeit des Tractatd von Campo Formio ald völiges ſou— 
verained Eigenthum -befigen. Ihre Könige. Hoheit die 
Erzherzogin Marie Beatrir von Efte und ihre Erben 
und Nachfolger werden das Herzogthum Maſſa und 
das Fürftenthum Carrara, fo mie das Kaiferlihe Lehn 
in der Runigiana al3 völliged fouverained Eigenthum 
befigen. Die legtern können zu freiwilligen Austaus 
Hungen oder andern Arrangements mit Sr. Königl. 
Hoheit dem Großherzoge von Toscana nach gegenfeiz 
tiger Convenienz dienen. Die Succeſſionsrechte und in 
ben Branchen der Erzherzöge feſtgeſetzten Reverſionen, 
in Beziehung auf Modena, Reggio und  Mirandola, 
fo wie auf die Fürftenthümer Maſſa und Carrara wer: 
den beibehalten. 

Art. 99. 


Parma und Piacenza. Ihre Majeftäten, die Raiferin Marie 
Luife, werben die Herzogthümer Parma, Piacenza und 
Guaſtalla mit Ausnahme der in den Staaten Sr. Kaiſerl. 
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Könige. Majeftät am linfen Ufer des Po gelegenen 
Enclaven als völliged fouverained Eigenthum beſitzen. 
Der Rüdfaff dieſer Länder wird zwiſchen den. Höfen 
von Defterreih, Rußland, Frankreich, Spanien, England 
und Preußen, wobei jebod) auf. die Rüdfaldrechte 
Defterreichd- und ded Königs von Sardinien. auf befagte 
Länder Rüdfiht genommen werden fol, gemeinſchaftlich 
beftimmt werden. 
Befitz des Großh J Erzh 
ungen des Großher- e. Raiferl. Hoheit der Erzherzo 
sogd von Zoscana. gerdinand von Oeſterreich Beben 
fowohl für fidy ald ıhre Erben und Nachfolger in alle 
Souverainitätdrehte und igenthum des Großherzog— 
thums Toscana und deffen Dependenzen, fo wie fie die 
felben vor dem Lüneviller Tractat befaßen, wieder einges 
feßt. Die Stipulationen des 2ten Artifeld des Wiener 
Sractatd? vom 3ten October 1735 zwifchen Kaifer Carl 
VI. und dem Könige von Frankreich, denen die übrigen 
Mächte beigetreten find, werden völlig zu Gunften Sr. 
Raiferl. Hoheit und deren Defcendenten, fo wie die 
Garantien, die aus diejen Stipulationen fließen, wieder 
in Kraft treten. Mit dem befagten Großherzogthum 
werden nod vereinigt, um von Sr. Kaiferl. Königl. 
2 dem Großherzoge Ferdinand, deſſen Erben und 
efcendenten als völliges ſouveraines Eigenthum befef: 
fen zu werden: 1) bey Stato de Presidii, 2) der Theil 
der Inſel Elba und deren Pertinenzien , welcher ſich 
- unter der Lehnsherrſchaft Sr. Majeftät des Königs beider 
Sizilien vor dem Jahre 1801 befand, 3) die Lehns⸗ 
herrfchaft und Souverainität des Fürftenthums Piombino 
und defien Dependenzen. : 
Farſtenthum Piombine. Der Prinz Ludoviſi Buoncompagmı 
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wird für ſich und feine rechtmäßigen Nachfolger alles 
Eigenthum behalten, welches feine Familie im Fürſten— 
thum Piombino, auf der Inſel Elba und deren Depen— 
denzen vor der Bejisnahme Diefer Länder durdy Die 
Sranzöfiihen Truppen im Jahre 1799 befaß, worin au 
die Berge, Hütten= und Salzmerfe mitbegriffen find. 
Der Prinz Ludoviſi behält gleichfall3 das Recht des 
Fiſchſanges, und genießt völlige Befreiung der Abgaben 
fowohl für die Ausfuhr der Wroducte feiner Berg-, 
Hütten und Salzwerfe und Domainen, ald auch für 
die Einfuhr des Holzes und anderer zum Bau der Berg: 
werfe nothwendigen Materialien. Er foll überdies durd) 
den Großherzog von Toscana für alle Einfünfte, welche 
feine Familie aus den NRegalien vor dem Jahre 1801 
bezog, Entfhädigung erhalten. Im Fall bei der 
diefer Entſchädigung Schwierigfeiten entitehen, fo follen 
die dabei interefiirten Wartheien die Entihädigung den 
Höfen von Wien und Sardinien anheim ftellen; 4) die 
ehemaligen Kaiferlihen Lehne Vernio, Montanto und 
Monte, Santa Maria, die in den Toscanifchen Staaten 
enclavirt find. 
Art. 101. 

Serzogthum Lucca. Das Fürſtenthum Lucca wird von 
Ihro Majeftät der Snfantin Marie Louife ‚und deren 
Defcendenten in gerader und männlicher Linie mit völ— 
figer Souverainität befeffen. Diefes Fürftentbum wird 
zum Herzoathum erhoben, und die Regierungsform nad) 
den Grundfäßen vom Jahre 1805 beibehalten. Zu den 
Revenüen des Fürſtenthums Yucca fol eine Rente von 
500,000 Fr. geihlagen werden, weldye regelmäßig zu 
entrichten Se. Majeität der Kaifer von Oeſterreich und 
Se. Königl. Hoheit der Großherzog von Toscana fi 
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verpflichten, und zwar fo lange, ald tie Umftände es 
nicht erlauben, Shro Majeftat der Infantin Marie 
Louife, ihrem Sohne und deſſen Defcendenten ein anderes 
Etabliffement zu verihaffen. Diefer Rente follen ins— 
befondere die Herrichaften in Böhmen, befannt unter 
dem Namen der Pfalzbateriichen, zur Hypothek dienen, 
die beim Rüdtall des Herzogthbums Yucca an den Groß: 
herzog von Toscana von dieſer Belaftung befreit werden, 
und dann wieder eine lefondere Domaine Sr. Raiferl. 
Königl. Majeität ausmachen. 
Art. 102. 
at Das Herzogthum Lucca fällt dem 
Großherzoge von Toscana anheim, 
entweder im Kal des Todes Ihro Majeität, der Ins 
fantin Marie Louife, oder ihres Sohnes Don Carlos 
und deren männliden und directen Abfömmlingen, oder 
wenn die Infantin Marie Youife und ihre Directen Erben 
ein anderes KEtabliffement erhalten, oder einer andern 
Brande ihrer Dynaftie folgen. Wenn diefer Rüdfall 
fidh ereignen- folte, fo verpflichtet fihh der Großherzog 
von Toscana, fo bald er in den Beſitz des Fürftenthume 
Lucca fümmt, dem Herzoge von Modena folgende Ge- 
biete abzutreten: 1) Die Toscaniſchen Diftricte von 
Dunn Pietra Santa und Barga.. 2) Die Luccaſchen 
iftricte von Caſtiglione und Gallicano, welche in ben 
Staaten von Modena enclavirt find, fo wie aud) die 
von Minucciano und Monte Ignoro, welche mit dem 
Lande Maſſa in Berührung ftehen. 
Art. 103 
a 6 Die Marien mit ‚Eamerine 
und ihren Dependenzen, fo wie 
auch das Herzogthum Benevent und das Fürſtenthum 
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Ponte Eorvo werden dem Päbftlihen Stuhle zurüdges 
aeben. Der Pabſt tritt wieder in den Beſitz der Lega— 
tionen Ravenna, Bologna und Ferrara, mit Ausnahme 
des Theild von Ferrara, weldher am linken PorUfer ges 
legen it. Ce. Kaiferl. Königl. Oefterreihifhe Majeität 
und ihre Nachfolger behalten jedoch das Garniſonsrecht. 
in den Plätzen Ferrara und Commadio. Die Bewohner 
bed Landes, weldhe zufolge der Beitimmungen des Con— 
grefied wieder unter die Herrfchaft des heiligen Stuhls 
fommen, genießen die Bergünftigungen von Art. 16 des 
Parifer Tractats vom 30ften Mai 1814. Alle Acquiz. 
fitionen, die von Privatperfonen auf eine durch die ges 
genwärtigen Gefege für gefeßmäßig anerfannte Weife 
erworben find, verbleiben dem Befier, und von ben 
Höfen von Rom und Wien wird dur eine befondere 
Eonvention über die Garantie der öffentlihen Schuld und 
die Bezahlung der Penfionen ein Arrangement getroffen. 
tt. 1 


4. 
Biedereinfegung des König Se, Mujeltät, der König Fer: 
Ferdinand N, Suf den Zhrn dinand IV., wird für fid), feine 
Erben und Nachfolger, wieder 
auf den Thron von Neapel gefeßt, und durd) die Mächte 
- ald König beider Sicilien anerkannt. 

— — en * Hei 
ngelegenhe — ortugal. a die chte die echt⸗ 
Rüdgete von Dlivenza. mägßigkeit der Durch Ge. Königl. 
Hoheit den PrinzeRegenten von Portugal und Brafilien, 
auf die Stadt Dlivenza und die andern durch den Trac— 
tat von Badajoz im Jahre 1801 an Spanien abgetretenen 
Zerritorien gemadten Reclamationen anerkennen, und 
die Reftitution diefer Gegenitände beabfichtigen, ald eine 
Maagregel, wodurd eine dauerhafte und beftehende gute 
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Harmonie zwiſchen beiden Reichen der Halbiniel bewirkt 
werde, deren Erhaltung in allen Theilen Europa’3 der 
beitändige Zweck ihrer Arrangements gewefen; fo ver— 
pflichten fie ſich förmlich aufs wirkſamſte, fih für vie 
Rückgabe genannter Territorien zu Gunften Portugals 
zu verwenden. Und die Mächte erfennen, fo viel es 
von jeder derfelben abhängt, die Nothwendigfeit, dieſes 
Arrangement aufs baldigite zu Stande zu bringen. 
Bezieh ——— — f b 
esiebung —— m die Schwierigkeiten zu be— 
SER IENEN feitigen, die fih von Seiten Er. 

Königl. Hoheit, ded Prinz-Regenten von Portugal und 

Braſilien, der Ratification des Tractatd vom 30ften 

Mai 1814 zwilhen Portugal und Frankreich entgegen 

geſetzt haben, fo iſt feitgefegt worden, daß die Stipulas 

tion, welche im Art 10. des genannten Tractats enthalten 
ift, fo mie alle, welde darauf Bezug Haben Fönnten, 
ohne Wirfung bleiben, an deflen Statt, mit Einftim= 
mung aller Mächte, die im folgenden Art. gemachten 

Dispofitionen treten, weldye als die einzig gültigen ans 

gefehen werden. " 

EPSON: a D a R 
ucgade Dom Branzd- e. Königl. Hoheit, der Prinz: 
— Regent re und Brafilien, be: 

feelt von dem Verlangen, Sr. Allerchriſtlichen Majeität auf 

eine unzmweideutige Weife feine befondere Geneigtheit zu 
erfennen zu geben, verpflichtet fich, der befagten Maje— 
ftät das Franzöfifhe Guienne bi8 zum Flug Oyapod, 
deſſen Mündung zwifhen dem Aten und 5ten Grab 
nördlicher Breite liegt, zurüd zu geben; eine Gränze, 
welche Portugal immer ald diejenige, welche durch ben 
Utrechter Tractat feftgefegt morden, angefehen hat. Die 
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a der Rüdgabe diefer Solonie an Ee. Chriſtl. Majes 
at ſoll, fo bald’ die Umſtände es geitatten, Durd eine 
befondere Konvention zwiſchen beiden Höfen beſtimmt 
werden; daſſelbe wird to bald wie möglich mit den Sränzen 
des Nortugiefiihen und Franzöſiſchen Guienne, nad Dem 
Inhalt des Sten Art. des Utrechter Tractatd, definitiv 
gefchehen. | 
Allgemeine Beſti od 6 
ee er ee nen, Die te, deren Staaten 
I ne durch einen und denſelben ſchiff— 
baren Fluß getrennt oder durchſchnitten werden, ver: 
pflichten fih, alles, was auf die Echifffahrt dieſes Fluffes 
Bezug bat, gemeinfchaftlidh zu requliren. Zu dem Ende 
ernennen fie Commilffarien, Die ſich ſpäteſtens ſechs Monate 
nad) DBeentigung des Congrefied vereinigen, denen Die, 
in den folgenden Artifeln feſtgeſetzten Principien ale 
Grundlage ihrer Arbeiten dienen follen. 
| Art. 109, 
Freie Shifffairt. Die Edifffahrt im ganzen Laufe der 
im vorigen Art. bezeichneten Flüffe, von dem Puncte 
an, wo ein jeder von ihnen fhiffbar wird, bis zu. deren, 
Mündung, fol gänzlich frei fein, und kann niemanden 
in Bezug des Handeld unterfagt werden; doch fo, daß 
man fih nad den für die Schifffahrts-Polizei feſtgeſetzten 
Reglements richte, die für alle gleihmäßig und für den 
Handel aller Nationen fo günftig als möglich follen ab— 
gefaßt werden. | 
Art. 110. 
Sindeit des Syſtens. Dad Syſtem, welches für die Ein— 
nahme der Rechte und zur Aufredhthaltung der Polizei 
feitgefegt wird, fol fo viel wie möglich für den ganzen 
Lauf des Fluſſes daſſelbe fein, und erftredt fid) auch, 
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wenn nicht befondere Umſtände Dagegen find, auf deſſen 
Nebenarme und auf die Flüffe, die fi) in dieſe ergießen, 
und die in ihrem jchiffbaren Laufe verfchiedene Staaten 
trennen und dürchichneiden. 


Art. 111. 


zart. Die Abgaben für die Schifffahrt follen 
auf eine gleichmäßige, unveränderliche und von der ver: 
fhiedenen Qualität der Waaren, fo viel ald möglich 
unabhängige Weije beftimmt werden, damit eine detail: 
firte Unterfuhung der Ladung nicht nöthig fei, ausge— 
nommen wegen Defraudation oder Uebertretung der Ge— 
fee. Diefe Rechte, melche in feinem Fall die jet bes 
ftehenden überfteigen dürfen, follen nach den Local-Um— 
ftänden beftimmt werten, da fie die Feftfegung einer 
allgemeinen Regel nicht geitatten. Man wird jedoch 
bei Anfertigung des Tarifs von dem Geſichtspuncte aus— 
gehen, den Handel durch Erleichterung der Schifffahrt 
zu begünitigen; und die am Rhein feitgefeßte Octroy fann 
zu ciner approrimativen Norm dienen. Iſt der Tarif 
einmal feitgefeßt, fo fann er nur durd) ein gemeinfchaft: 
ihed Arrangement der dem Ufer des Fluffes benach— 
barten Staaten erhöht werden, und die Schifffahrt darf 
nicht mit andern Rechten, fe mögen fein, von welcher 
Art fie wollen, außer denen, die in dem Reglement be— 

ſtimmt find, belaftet werden. 


\ ‚ Art. 112. 

Gebungb-Bureau's. Die Hebungs-Bureau's, deren An- 

zahl man fo viel wie möglich zu vermindern Die Abficht 

hat, follen durch das Reglement beftimmt werden, und 

in der Folge darf nur mit Einftimmung Aller eine ‘Ber: 

änderung darin gefhehen, ed wäre denn, daß einer ber 
f | 
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dem Ufer angränzenden Staaten die Anzahl derjenigen, 
welche ihm — angehören, vermindern wollte. 
rt. 113. Ä 


Strommege Jeder dem Ufer benachbarte Staat ver: 

pflichtet fih, die Stromwege, welche durd 
fein Gebiet gehen, zu unterhalten, fo wie für die nöthi: 
en Arbeiten im Fluthbette, damit der Schifffahrt nichts 
Binberlic fei, Sorge zu tragen. Das zufünftige Regle: 
ment wird beftimmen, wie die dem Ufer benachbarten 
Staaten zu dieſen fetten Arbeiten contribuiren follen, 
in dem Fall, wo die beiden Ufer verſchiedenen Gouvers 
nementd angehören. 


. 114. 

Yager-Rete. Keine Stapel-, Fahr- oder gezwungene 
Lager-Rechte dürfen errichtet werden. Diejenigen, welche 
ſchon beſtehen, werden nur beibehalten, inſofern die Ufer— 
Staaten ohne das Local-Intereſſe des Orts oder bed 
Landes, wo fie errichtet find , zu berüdfichtigen, fie für 
die Edhifffahrt und den Handel im Allgemeinen ale 
nothwendig oder nützlich eradıten. * 

Art. 115. 9 
Dowanı Die Douanen der dem Ufer benadh 
Staaten haben nicht3 gemein mit den Schifffahr 
Durch beftimmte Einrichtungen wird man 
damit die Ausübung der Funktionen De 
Handel feine Feſſeln anlege; doch wird 
durch eine ftrenge Volizei jeden Verfudy i 
mit Hilfe der Schiffer Eontrebande zu 
hindern fuchen. 4 











Reglement. Alles, was in de 
angeführt worden, wird durch 
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lement beftimmt, welches hauptfächlich dasjenige enthalten 
ſoll, was noch antermweitig zu beftimmen für nöthig er: 
achtet wird. Sobald dad Reglement einmal beftimmt 
worden, Fann ed nur mit-Beiltimmung aller. dem Ufer 
benahbarten Staaten verändert werden, und diefe werden 
tür die Ausführung derfelben auf eine paßliche und den 
Umständen und Dertlichfeiten gemäße Art Sorge tragen. 
Art. 117. 
Gaiiahrt des Möeint,. Die befondern Reglements in 
— Beziehung auf die Schifffahrt 
ded Rheins, Nedar, Main, Mofel, Maas und Scheide, 
jo wie fie der gegenwärtigen Ace angehängt find, follen 
diefelbe Kraft und Gültigfeit haben, ald wenn fie in 
derfelben Wort für Wort aufgenommen wären. 

EL — Art. 118, . 
Sonfirmation ber Zracte- Die Tractaten, Gonventionen, 
‚en und Defondeen Acten. Do farationen, Reglement und 
andere befondere Acten, melde ber gegenwärtigen an: 
gehängt find, und namentlih: 1) Der Tractat zwi: 
ſchen Rußland und Defterreih vom 22iten April (4ten 
Mai) 1815. 2) Der Tractat zwilhen Rußland und 

















Preußen. som -2iten April (3ten Mai) 1815. 3) Der 
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dem Ufer angränzenden Staaten die Anzahl derjenigen, 
welche ihm — angehören, vermindern wollte. 
rt. 113. 
Stromwege. Jeder dem Ufer benachbarte Staat ver- 
pflichtet fih, die Stromwege, welde durch 
fein Gebiet gehen, zu unterhalten, fo wie für die nöthi: 
en Arbeiten im Fluthbette, damit der Schifffahrt nichts 
Binderlich fei, Sorge zu tragen. Das zufünftige Regle: 
. ment wirb beftimmen, wie die dem Ufer benachbarten 
Staaten zu dieſen fetten Arbeiten contribuiren follen, 
in dem Fall, wo die beiden Ufer verſchiedenen Gouvers 
nementd angehören. 


. 114. 

BagerReäte, Keine Stapel-, Fahr: oder gezmungene 
Lager-Rechte dürfen errichtet werden. Diejenigen, weldye 
fhyon beitehen, werden nur beibehalten, infofern die Ufer- 
Staaten ohne das Local-Intereſſe des Orts oder des 
Landes, wo fie errichtet find, zu berüdfichtigen, fie für 
die Schifffahrt und den Handel im Allgemeinen ale 
nothwendig oder nüßlih erachten. 

Art. 115. 
Dowanı. Die Douanen der dem Ufer benachbarten 
Staaten haben nichts gemein mit den Schifffahrts-Rechten. 
Durch beftimmte Einrihtungen wird man verhindern, 
‚damit die Ausübung der Funftionen der Douane dem 
Handel Feine Feffeln anlege; doc wird man am Ufer 
durch eine ftrenge Polizei jeden Verſuch der Einwohner, 
mit Hilfe der Schiffer Eontrebande zu treiben, zu wer 
hindern fuchen. | 

Art. 116, 2 


Reglement. Alles, was in dem vorhergehenden Artikeln 
angeführt worden, wird durch ein gemeinfhaftliches Reg⸗ 
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lement beftimmt, welches hauptfächlich dasjenige enthalten 
ſoll, was noch anterweitig zu beftimmen für nöthig er- 
achtet wird. Sobald dad Meglement einmal beftimmt 
worden, Fann ed nur mit Beiftimmung aller dem Ufer 
benadhbarten Staaten verändert werden, und dieſe werben 
für die Ausführung derfelben auf eine paßliche und den 
Umständen und Be gemäße Art Sorge tragen. 
Ä rt. 117. 
Ghifffehrt des Mbeint, Die befondern Reglement in 
— — Beziehung auf die Schifffahrt 
des Rheins, Nedar, Main, Mofel, Maas und Scelde, 
jo wie fie der gegenwärtigen Acte angehängt find, follen 
diefelbe Kraft und Gültigfeit haben, ald wenn fie in 
derfelben Wort für Wort aufgenommen wären. 
Soafirmation d * J 2: G 
Soafirmation ber Tracta- ie ZTractaten, Gonventionen, 
ven und beſondern Beten. Declaratiovnen, Reglementd und 
andere befondere Acten, melde der gegenwärfigen an 
gehängt find, und namentlih: 1) Der Tractat zwi— 
ſchen Rußland-und Defterreih vom 22jten April (4ten 
Mai) 1815. 2) Der ZTractat zwilhen Rußland und 
Preußen vom 2iſten April (3ten Mai) 1815. 3) Der 
additionelle Tractat in Beziehung auf Cracau, zwifchen 
Defterreihh, Preußen und Rußland vom 21ften April 
(Sten Mai) 1815. 4) Der Tractat zwifchen Preußen 
und Sachſen vom I8ten Mai 1815. 5) Die Declara: 
- tion des Könige von Sachſen über die Rechte des 
Haufes Schoenburg, vom 18ten Mai 1815. 6) Der 
Zractat zwifchen Preußen und Hannover vom 29ften 
Mai 1815. 7) Die Convention zwifhen Preußen und 
dem Großherzog von Sadhfen- Weimar. 8) Die Gon= 
vention zwiſchen Preußen und Dem Herzoge und Fürften 
8* _ 
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von Naſſau. 9) Die Acte über die föderative Conſti— 
tution Deutichlande. 10) Der Tractat zwifchen dem 
Könige der Niederlande, Preußen, England, Defterreich 
und Rußland, vom... 1815. 11) Die Declaration 
der Mächte über die Angelegenheiten der Schweizer 
Eonföderation, vom 20ften März 1815, und die Ae— 
ceffionsacte der Tagfakung vom 28jten Mai. 12) Das 
Protocol vom 26jten März 1815, über die Abtretungen 
des Königs von Sardinien an den Genfer Canton. 
13) Der Tractat zwifchen dem Könige von Sardinien, 
Defterreih, England, Rußland, Preußen und Sranfreid) 
vom... 14) Die Acte, genannt: ‚Bedingungen, 
welche ald Baſis zur Vereinigung der Etaaten von 
Genf mit denen Er. Sardiniſchen Majeität dienen follen. 
15) Die Declaration der Mächte über die Abichaffung 
des Negerhandels. 16) Die Reglement? der Schiff— 
fahrts-Commite. 17) Das Reglement über den Rang 
zwilchen den diplomatifhen Agenten, follen als integris 
rende Theile der Arrangements des. Congreſſes anges 
fehen werden, fo mie fie Diefelbe Kraft und Gültigkeit 
haben, als wenn fie Wort für Wort dem General:-Trae 
tat hinzugefügt wären. 
Art. 119. 

Ale Mächte, die auf dem Congreſſe vereinigt ge: 
weſen, fo wie aud die Füriten und freien Städte, 
welche zu den genannten Arrangements oder zu den 
Acten, welche in diefem allgemeinen Tractat beftätigt 
worden, beigetragen haben, find eingeladen, verfelben 
beizutreten. 

Art. 120. | 

Da die Franzöſiſche Sprache ausſchließlich bei allen 
Abſchriften ded gegenwärtigen Iractats gebraucht wor⸗ 


* 
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den, ſo iſt von den Mächten, welche zu dieſer Acte 
beigetragen haben, anerkannt, daß aus dem Gebrauch 
dieſer Sprache für die Zukunft nichts gefolgert werden 
dürfe; jede Macht reſervirt ſich bei ihren zukünftigen 
Negotiationen und Conventionen diejenige Sprache zu 
gebrauchen, deren fie fi) bisher in ihren diplomatischen 

eziehungen bediente, ohne daß gegenmwärtiger Tractat 
ald ein dem bieher eingeführten Gebrauch entgegengee 
ſetztes Beiſpiel angeführt werden könne. 


Art. 121. 


Gegenwärtiger Tractat wird ratificirt, und die Ra— 
tificationen ſollen in einem Zeitraume von ſechs Mo— 
naten, vom Hofe von Portugal aber in einem Jahr, 
oder wo möglich noch früher, ausgewechſelt werden. 
Es fol zu Wien in den Hof- und Staats-Archiven 
f. FE. apoſt. Majeftät ein Eremylar diefer General-Acte 
niedergelegt werden, um, wenn der eine oder der an— 
dere Europäiihe Hof es für nöthig halten follte, den 
Driginaltert diefer Acte nachfchlagen zu können. Kraft 


deſſen die refpectiven Bevollmächtigten fie unterzeichnet 


und ihre Siegel darunter geſetzt haben. 


Geſchehen zu Wien den 9ten Junius, im Sahr 
der Gnade 1815. 


Folgen die Unterfchriften, nämlich: 


für Oeſterreich: Fürft Metternich und Baron Wef: 
femberg. | i 


„Frankreich: Fürft TZalleyrand, Herzogvon Dal: 


berg und Graf Alerid von Noailles. 
„, Sroßbritanien: Clancarty, Cathcart und 
Stewart. 


18 Biener Schlußacte vom 9, Jimi 1815, 


für den Graf von Palmella, Antonio de 
Saldanha da Gama und D. Joaquin Lobo» 

da Silveira, 
F— ar Fürft Hardenberg und Baron Hum⸗ 


„, Rußland: Fürſt Rafonmoffäfy, Graf Stadels 
berg und Graf Neffelrode 
„» Schweden: Graf Earl Arel v. Löwenhbijelm. 


Staatsgrundgefeh 
für das | 
Sroßherzogthum Mecklenburg. Schwerin 
| nebfi 
Einführungsgefeg und Wahlgefeg, 
wie folche 


zwifchen Sr. Königl. Hoheit dem Großherzoge und 
der Abgeordneten. Kammer vereinbart find. 


Publicirt und angenommen, 11. October 1849. 
I. Abfchnitt. 
Vom Staatögebiete. 


$. 1. Das Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin 
in feinen gegenwärtigen Randestheilen bildet einen unter 
einer Verfaſſung vereinigten untheilbaren Staat, deſſen 
Seldftftändigfeit nur durch die allgemeine Verfaſſung 
Deutſchlands befhränft werden Fann. 

Die Vereinigung ergreift auch die Stadt und Herr: 
(haft Wismar, fonie die Aemter Poel und Neuflofter 
nebft Zubehörungen für die ganze Dauer ded zwiſchen 
Schweden und Medienburge Schwerin zu Malmö am 
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26ſten Junius 1803 abgefchlofienen Vertrags, jedoch 
dergeftalt, daß in dem vorbehaltenen Fale der Wieder: 
einlöfung von Seiten ded Königs von Schweden weder 
‚ den Rechten des legteren noch denjenigen der genannten 
Gebietötheile durch ſolche Vereinigung irgendwie Abbrud) 

gefchehen foll. Ä | 

$. 2. Eine Veränderung der Grenzen des Staate- 
gebiet3 kann nur in Hebereinjtimmung des Großherzogs 
und der Abgeordneten-Kammer vorgenommen werden. 

Grenzberichtigungen find hierunter nicht begriffen, 
wenn nidt in Folge davon Staatsangehörige aus dem 
Staatsverbande treten. 


1. Abfchnitt. 
Vom Staatsbürgerredte. 


$. 3. Dad Medlenburgifche Staatsbürgerrecht fteht 
Jedem zu, welcher bei Verkündigung der Verfaflungsur- 
Funde dem Mecklenburgiſchen Staate angehört. 
$. 4. Das Staatöbürgerrecht wird erworben: 
1) durd) Geburt und zwar 
a. in der Ehe eined Mecklenburgiſchen Staats- 
bürgers, 
b. außer der Ehe, wenn die Mutter zur Zeit 
jener Geburt dad Medlenburgiiche Staatsbür— 
gerrecht befitst, j 
2) durd) Verheirathung mit einem Medlenburgifchen 
Staatsbürger, 
3) für einen Deutfchen durd Gewinnung des Hei— 
mathsrechts an irgend einem Orte des Grofher: 
zogthums, 


für das Großherzogthum Medlenburg- Schwerin. 121 


4) für einen — durch Naturaliſation mittelſt 
eines Erlaſſes der Staatsregierung. | 
$5. Das Staarsbürgerrecht geht verloren: 
I) durch Auswanderung, worüber das Geſetz das 
Nähere beſtimmt, 
2) für eine Mecklenburgiſche Staatsbürgerin durch 
Verheirathung mit dem Angehörigen eines andern 
Staats. | 
Die Auswanderungsfreiheit it von Staatöwegen 
nicht beſchränkt; Abzugegelver dürfen nicht erhoben 
werden. 
$. 6. Durd das Medlenburgiice Staatsbürgese 
recht iſt der Genuß der politischen Rechte bevingt, welche 
die Verfaffung gewährt: Die Ausübung diefer Rechte 
jteht jedem Mecklenburgiſchen Staatsbürger zu, ſofern 
nicht die Landesgeſetzgebung noch andere Bedingungen 
vorſchreibt. 
G. 7. Dem Staatsbürger ſchuldigt der Staat ſei— 
nen Schutz auch außerhalb der Staatsgrenzen. 
F. 8. Kein Staatsbürger darf einem andern Staate 
zur Unterſuchung oder Beſtrafung ausgeliefert werden, 
es ſei denn in Folge beſtehender oder noch zu errichten⸗ 
der Staatöverträge. 


11. Abſchnitt. 


Bon den Grundredten. 


$. 9. Alle Medienburger find vor dem Gefege gleich. 
$. 10. Bor dem Gelege gilt Fein Unterſchied der 
Stände; der Adel ald Stand ift aufgehoben. Alle 
Standesvorredhte find abgeſchafft. | 
$. 13. Alle Titel, in fo weit fie nicht mit einem 
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Amte verbunden find, find aufgehoben und dürfen nie 
wieder eingeführt werden. no 

$. 12. Kein Medienburger darf von einem außers 
deutfhen Staate einen Orden annehmen. J 

$. 13. Die öffentlichen Aemter find für alle Bes 
fähigten gleich zugänglich. 

$. 14. Die Wehrpflicht iſt für Alle gleih. Stell: 
verfreftung bei derfelben findet nicht ftatt. 

. 15. Die Freiheit der Perſon ift unverletzlich. 

ie Verhaftung einer Perſon fol, außer im Fall 
der Ergreifung auf Hrifdher That, nur gefhehen in Kraft 
eines gerichtlichen mit Gründen verfehenen —— Dies 
fer Erlaß muß im Augenblide der Verhaftung oder 
innerhalb der nädften 24 Stunden dem VBerhafteten 
zugeitellt werden. 

Die Polizeibehörde muß Jeden, den fie in Ver— 
wahrung genommen hat, im Laufe des folgenden Tages 
—— reilaſſen oder der richterlichen Behörde über— 
geben. a: | 
Feder Angefchuldigte ſoll gegen Stellung einer vom 
Gerichte zu beitimmenden Caution oder Bürgfchaft der 
Haft entlaffen werden, infofern nicht dringende Ans 
zeichen eines ſchweren peinlichen Verbrechend gegen den— 
felben vorliegen. | 

- Gm Fall einer widerrehtlih verfügten oder ver: 
längerten Gefangenfhaft ift der Schuldige dem Ber: 
legten zur Genugthuung und Entihädigung verpflichtet. 

Wegen der Entfhädigung hafter ihm auch der Staat. 

Die für das Heer- und Seewelen erforderlichen 
Modificationen diefer Beftimmungen werden befonderen 
Gefegen vorbehalten. 

$. 16. Die Zodeöftrafe, ausgenommen, wo dad 
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Kriegärecht fie vorfchreibt, oder dad Seerecht im Falle 
von Meutereien fie zuläßt, fo wie die Strafen des 
Prangers, der Brandmarfung und der. förperlihen 
Zuͤchtigung find —— Die Strafen des bürgerlis 
hen Todes und der Vermögenseinziehung finden nicht ſtatt. 

Kein Medlenburger fann zur Strafe für ein Vers 
brehen oder aus fonftigen Urſachen aus dem Lande: 
verwiefen werden. - 

$. 17. Die Wohnung ift unverletzlich. 

Eine Hausfuhung ift nur zuläffig: 

1) in Kraft eined gerichtlichen mit. Gründen vers 
fehenen Erlaffes, welcher fofort, oder längftend 
innerhalb der nächſten 24 Stunden dem Bethei⸗ 
ligten zugeitellt werden fol; 

2) im Falle der Verfolgung auf frifher That durch 
den gefeßlic berechtigten Beamten; . 

3) in den Fällen und Formen, in melden dad Ges 
ſetz beitimmten Beamten aud ohne gerichtlichen 
Erlaß diefelbe ausdrücklich geitattet. 

Die Hausfuhung muß, wenn thunlidy, mit- Fu 
* des Betheiligten, aushülflich von Hausgenoſſen, 
erfolgen. 

Die Unverletzlichkeit der Wohnung iſt Fein Hinders 

niß der Verhaftung eines gerichtlich Verfolgten. 

F. 18. Die Beſchlagnahme von Briefen und Pa— 
pieren darf nur in Kraft eines gerichtlichen mit Gründen 
verfehenen Erlaffed vorgenommen werden, welcher fofort 
oder innerhalb der nächſten 24 Stunden dem Betheiligten 
ugeftellt werden fol. Jedoch bedarf ed im Falle der 

rfolgung auf friiher That durch den geleglid bes 

rechtigten Beamten zur Beihlagnahme won Briefen und 
Papieren, welde den Verfolgten ald Urheber oder Theil: 
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nehmer des die Verfolgung veranlafienden Verbrechens 
verdächtig machen, eines gerichtlichen Erlaſſes nicht. 

F. 19. Das Briefgeheimniß iſt gewährleiſtet. Aus— 
nahmen davon können nur bei ſtrafgerichtlichen Unter— 
fuhungen in Folge gerichtliher Verfügung ſtattfinden, 
oder in Kriegsfällen nad Maßgabe des Geſetzes an— 
geordnet werden. | 

$. 20. Jeder Medlenburger hat dad Recht, durch 
Wort, Schrift, Druck und bildliche Daritellung feine 
Meinung frei zu Außern. Die Preßfreiheit darf unter 
feinen Umjtänden und in Feiner Weife durdy) vorbeugende 
Mapregeln, namentlid Cenſur, Gonceffionen, Sicher— 
heitöbenellungen,,. Staatsauflagen, Belchränfungen der 
Drudereien oder des Buchhandels, Poſtverbote oder 
andere Hemmungen des freien Verkehrs beichränft, ſus— 
pendirt oder aufgehoben werden. Die Poftbeförderung 
findet für alle Zeitungen und Zeitfchriften unter gleichen 
Bedingungen jtatt. Ueber Prefvergehen, weldye von 
Amtswegen verfolgt werden, wird durd) Schwurgerichte 
geurtheilt. 

$. 21. Jeder Medlenburger hat wolle Glaubens - 
und Gemiffensfreiheit. Niemand it verpflichtet, feine 
religiöfe Ueberzeugung zu offenbaren. | 

$. 22. Jeder Medlenburger iſt unbefhränft in 
der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Uebung feiner 
Religion. Berbredyen und Vergehen, welche bei der 
Ausübung dieſer Freiheit begangen werden, find nad) 
dem Gefeße zu beitrafen. 

$. 23. Durch das religiöfe Befenntniß wird der 
Genuß der bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Rechte 
weder bedingt noch befhränft. Den ftaatsbürgerlichen 
Pflichten darf dasfelbe Feinen Abbruch thun. 
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6. 24. Keine Religionsgefelfchaft genießt vor an: 
dern MVorrechte durch den Staat. 

Neue Religiondgefellfchaften dürfen fich bilden; einer 
— ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf 
es nicht. 

Es beſteht fernerhin keine Staatskirche. 

F. 25. Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und ver— 
waltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig, bleibt aber den 
allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen. 

F. 26. Niemand ſoll zu einer kirchlichen Handlung 
oder Feierlichfeit gezwungen werden. 

8. 27. Die Formel des Eides foll Fünftig lauten: 
„So wahr mir Gott helfe.“ 

$. 28. Die bürgerlibe Gültigfeit der Ehe iſt nur 
von der Vollziehung des Eivilactes abhängig; die Firch- 
lihe Trauung fann nur nad) der Vollziehung des Civil— 
acted itattfinden. 

Die Religiondverfchiedenheit it Fein bürgerliches 
Ehehinderniß. 
| $. 29. Die Standesbüher werden von den bür- 
gerlihen Behörden geführt. 

8. 30. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei. 

8. 31. Das Unterrichts- und dad Erziehungs 
weien wird durch ein beionderes Gefeß geordnet. Es 
fteht unter der Oberaufſicht des Staats und tit, abges 
fehen vom Religiondunterrichte, der Beauffichtigung der 
Geiſtlichen als folcher enthoben. 

$. 32. Unterrihts= und Erziehunasanftalten - zu 
gründen, zu leiten und an ſolchen Unterricht zu ertheilen, 

eht jedem Medlenburger frei, wenn er feine Befähi— 
gung der betreffenden Staatöbehörde nachgewielen hat. 
Der häusliche Unterricht unterliegt Feiner Beſchraͤnkung. 


— 
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F. 33. Für die Bildung der Jugend fol durch 
oͤffentliche Schulen genügend. geforgt werden. 

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder 
oder Pflegebefohlenen nicht ohne das Maß von Unter: 
richt laffen, welches für die unteren Volksſchulen vor: 
gefchrieben ift. 

$. 34. Die Öffentliben Lehrer haben die Rechte 
ber Staatödiener. Daß ihre Befoldung eine auskömm⸗ 
lihe und ihre Penfion eine entſprechende fei, überwacht 
der Staat. 

$. 35. Der Staat ftellt unter geſetzlich georbneter 
Betheiligung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften 
die Lehrer der Volksſchulen an. 

$. 36. Für den Unterricht in Volksſchulen und 
niebern Gemwerbeihulen wird fein Schulgeld bezahlt. 

Unbemittelten fol auf allen öffentlihen Unterrichts— 
anftalten freier Unterricht gewährt werden. _ 

837. Es fteht einem $eden frei, feinen Beruf 
u wählen und fi) für denfelben auszubilden, wie und mo 
er wil. 

. 38. Die Medlenburger haben dad Recht, fich 
friedlich und ohne Waffen zu verfammelnz einer befons 
dern Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 

Bolfsverfammlungen unter freiem Himmel Fönnen 
bei dringender Gefahr für die öffentlihe Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 

$: 39. Die Medlenburger haben das Recht, Vereine 
ae Diefes Recht foll durd feine vorbeugende 

aßregeln. beichränft werden. 

$. 40. Jeder Medlenburger hat das Recht, fich 
mit Bitten und Beſchwerden fhriftlih an die Behörden 
und an die VBolfövertretung zu wenden, Diefed Recht 
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fann ſowohl von Einzelnen ald son Korporationen und 
von mehreren im Berein ausgeübt werden. 

$: 41. Die in $$. 38, 39 und 40 enthaltenen 

Beltimmungen finden auf dad Heer und die Rriegdflotte 
. Anwendung, infoweit die militairifchen Disciplinarvor⸗ 
ſchriften nicht entgegen itehen. 

$. 42. Das Eigenthum ift unverleglih. Eine 

Enteignung fann nur aus NRüdfichten ded gemeinen 
Beiten, nur auf Grund eined Gefeßed und gegen ger 
rechte Entihätigung vorgenommen werden. 

$. 43. Jeder Grundeigenthümer fann feinen Grund: 

befis unter Zebenden und von Todedwegen ganz ober 
theilmeife veräußern. Die Durdführung ded Grund: 
faßed der Theilbarfeit alles Grundeigenthums fol durch 
Uebergangögefeße vermittelt werden. Für Die tobte 
Hand find Beihränfungen ded Rechts, Liegenfchaften 
zu erwerben und über fie zu verfügen, im Wege der 
Geſetzgebung aus Gründen De öÖffentlihen Wohle 
zuläffg | 

$. 44. Jeder Unterthänigfeit3- und Hörigfeitövere 

band hört für immer auf. 
$. 45. Ohne Entihädigung find aufgehoben: 
1) die Patrimonialgerictsbarfeit und die grundherr: 
liche Polizei fammt den aus diefen Nechten flie— 
genden Befugniſſen, Eremtionen und Abgaben ; 
2) die aud dem guts- und fchusherslihen Verbande 
fließenden yerfönlihen Abgaben und Leiftungen. 
Mit diefen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen 
= Laften weg, welche den bisher Berechtigten dafür 
oblagen. 

$. 46. Ale auf Grund und Boden haftenben 
Abgaben und Leitungen, inöbefondere die Zehnten, find 
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ablosbar; ob nur auf Antrag des Belafteten oder auch 
ded Berechtigten, und in welcher Weife, wird das Ge— 
ſetz beſtimmen. 

Es ſoll fortan kein Grundſtück mit einer unablös— 
baren Abgabe | oder Leitung belaftet werden. 

$. 47. Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung 
der Jagd auf eigenem Grund und Boden. 

Die Sagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und 
Boden, Jagdvienite, Sagdfrohnden und andere Leiltungen 
für Jagdzwecke find ohne Entſchadigung aufgehoben. 

Nur ablösbar jedoch iſt die Jagdgerechtigkeit, welche 

erweislich durch einen läſtigen mit dem Eigenthümer des 
belaſteten Grundſtücks abgeſchloſſenen Vertrag erworben 
iſt; über die Art und Weiſe der Ablöſung wird die Ge— 
ſetzgebung das Weitere beſtimmen. 
Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der 
oͤffentlichen Sicherheit und des gemeinen Wohls, ſo wie 
die Feſtſtellung von Grundſätzen über den Erſatz des 
Wildſchadens, ſollen geſetzlich geordnet werden. 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und 
Boden darf in Zufunft nicht wieder als Grundgerech— 
tigfeit beitellt werden. 

$. 48. „en Gemeinden bleibt vorbehalten, die 
Uebung der Jagd auf den in Communion befindlichen 
Grundſtücken durch Gemeindebeihluf zu regeln. 

$. 49. Die Familienfideicommiſſe find aufzuheben. 
Die Art und Bedingungen der Aufhebung beftinmt die 
Geſetzgebung. 

Ueber die Familienfideicommiſſe des regierenden Groß— 
RR Lee Haufes bleibt jedod) befondere Beſtimmung 
vorbehalten. 

$. 50. Aller Lehnsverband iſt aufzuheben. Das 


⸗ 
[3 


— 
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‚Nähere über die Art und Weile der Ausführung bat 
die Gejegaebung anzuordnen. 

$. 51. Niemand darf feinem gejeglihen Richter 
entzogen werden. Ausnahmegerichte ſollen nie ftattfinden. 

8. 52. Es foll feinen privilegirten Gerichtsſtand 
der Perſonen oder Güter geben. 

Die Militairgerichtsbarfeit iſt auf die Aburtheilung 
militairiſcher Verbrechen und Vergehen, ſo wie der Mi— 
litair-Disciplinarvergehen beſchraänkt, vorbehaltlich der 
Beſtimmungen für den Kriegsſtand. 

F. 53. Das Gerichtöverfahren fol Öffentlich und 
mündlich fein. 

Ausnahmen von der Deffentlichfeit im Antereffe der 
Sitilichfeit beitimmt das Geſetz. | 

8. 54. In Strafſachen gilt der Anklageproceß. 

Schwurgerichte follen jedenfalls in ſchwereren traf: 
fachen und, bei allen politiſchen Vergehen urtheilen. 

$. 55. Die bürgerliche Rectepflege fol in Sachen 
befonderer Berufserfahrung durch fadyfundige, von den 
Berufägenoffen frei gewählte Richter geübt oder mit: 
geübt werden. | 

$. 56. Rechtspflege und Verwaltung follen ges 
trennt und von einander unabhängig fein. 

$. 57. Die PVerwaltungsrechtspflege hört auf. 
Der Polizei fteht feine Strafgerihtöbarfeit zu. 


IV. Abſchnitt. 
Bom Grofherzoge. 


$. 58. Der Großherzog it das Oberhaupt des 
Staat und übt die ihm zuitehenden Rechte der Staats: 
gewalt verfaffungsmäßig aus. 
" 9 


130 Staatdgrundgeieg 


$. 59. Der Großherzog kann ohne Zuſtimmung 
der AbgeordnetensKammer nicht an der Spitze oder in 
Dienftespflichten eines andern Staats ftehen. 

$. 60. Der Großherzog wird feinen wefentlicen 
Aufenthalt nicht außerhalb des Staatsaebicted nehmen. 
Für Falle der Abmefenheit vom Sitze der Staatsre— 
gierung trifft der Großherzog die zur Verhütung von 
Verzögerungen nötbigen Anoronungen. 
G. 61. Der Sik der Staatöregierung darf, drin: 
gende Nothfälle in Krieaszeiten ausgenommen, nicht 
außerhalb des Staarsgebieres fein. 

$. 62. Der Großherzon bezieht eine Eivillilte, 
welche für die Dauer feiner Regierung auf die im 8. 
174 angegebene Weile beitimmt wird. 

$. 63. Das Recht der Thronfolge iſt erblid in 
dem aus ebenbürtiger Ehe entiproflenen Mannsſtamme 
des Großherzoglihen Haufes nah tem Rechte der Erſt— 
geburt und der Pincalerbfolge. 

$. #4. Der Großherzog üt mit vollendetem 19ten 
Lebensjahre volljährig. Eine Volljährigfeitserflärung 
a mit Zuftimmung der AbgeordnetenzKammer zu— 
äffig. 

$. 65. Wenn der Großherzog durd) Minderjährig: 
feir, Abweſenheit, Geiitesfrantheit oder Förperlihe Ges 
bredien an der Uebernahme oder Fortführung der Res 
sierung behindert üt; 

wern die Erwartung itatt hat, ed möge ein zur 
ZThronfolge berechtigter Prinz nachgeboren werden: 

jo tritt für die Dauer ſolches Zuſtandes eine Regent: 
ſchaft ein. u 

$ 66. Der Großherzog kann mit der Kammer Der 
Abgeordneten im Voraus Beitimmung treffen, wer ſtatt 
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feiner oder ftatt ded Thronerben im VBerhinderungdfalle 
die Regierung führen folle: | 

$. 67. Sit ſolche Beftimmung nicht getroffen oder 
wird fie nicht wirfiam, fo iſt der zunächſt zur Thron: 
folge berechtigte renierungsfähige Agnat zur Regentſchaft 
berufen. nelen ſolche Agnaten, oder lehnen fie ſämmt— 
lic) die Uebernahme ab, fo beitimmt die Abgeordneten= 
Kammer den Regenten aus den nicht regierenden voll: 
jährigen Prinzen der Fürftenhäufer Deutichlande. 

$. 68. Streitigfeiten darüber, ob der Großherzog 
an der Regierung behindert iſt ($. 65) enticheidet das 
Reichsgericht, aushülfslich das Bundesſchiedsgericht, nach 
vorgänaiger Unterfuhung und eben dasfelbe findet ftatt, 
wenn Streitigfeiten Darüber entitchen, ob derRegent an 
der Fortführung der Regierung, oder der zur Regent: 
ihaft Berufene an der Uebernahme der Regierung be: 
hindert iſt. Sit fein für Medlenburg zuftändiges Schieds— 
gericht oder Pundesfchiedägericht vorhanden, fo fteht die 
Entiheitung dem höchſten Gerichte des Landes zu. 

$. 69. Der.Regent ift verpflichtet feinen wefent: 
lichen Aufenthalt innerhalb Landes zu nehmen. 

$. 70. Der Regent übt im Namen des Großherzogs 
die Staatdgewalt, wie fie dem Großherzoae felbit ver: 
faſſungsmäßig zufteht. Während der Regentichaft dürfen 
jedoch DBeränderungen der Verfaſſung, welche die Rechte 
des Großherzogs irgendwie fchmälern, nicht vorgenommen 
werden. 

$. 71. Der Aufwand des Regenten ift aus der 
Civilliſte zu beitreiten. 

$. 72. Der Regent ift zugleid Wormund Dee 


Großherzogs. 
8. 73. Die in Bezug auf die Erziehung und den 
9 * 
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Unterricht ded minderjährigen Großherzogs zu treffenden 
Anordnungen bedürfen der Zuitimmung des Gefammt: 
minifteriums. 


V. Abichnitt. 
Bon der AbgeordneteneKXammer. 


$. 74. Für das Großherzogthum beiteht eine Abs 
geordneten= Kammer, deren Mitglieder nad Maßgabe 
des beigefügter Wahlgefeßes gewählt werden. 
$. 75. Die Wahl der Abgeordneten gefchieht auf - 

eine Kammerperiote, welche vier Jahre, vom Iiten Nov. 
des MWahljahres an gerechnet, Dauert. Alle zwei Jahre 
tritt die eine Hälfte der Abgeordneten aus. _ 

Seder Austretende kann wieder gewählt werden. 

Im Falle der Auflöfung muß die Kammer vollitäins 
dig erneuert werden. Die Kammerperiode derfelben bes 
ginnt vom voraufgegangenen Iften November. 

So oft die Kammer vollitindig neu gewählt if, 
werden die Audtretenden beim eriten Male durch das 
Loos beitimmt. 

$. 76. Beamte, die zu Abgeordneten ermählt wer: 
den, bedürfen Feines Urlaube, müflen aber nad Annahme 
der Wahl fofort der ihnen vworgefegten Dienitbehörde 
die Anzeige machen. Die Koften der Stellvertretung 
im Dienite trägt, fo weit fie duch die Wahl eines 
Staatdbeamten erforderlich wird, der Staat. 

Sit das betreffende Miniiterium der Anfiht, daß 
dem Eintreten ded Beamten in die Abgeordnetene Kammer 
erhebliche Bedenfen in Hinficht des Dienited entgegen 
itehen, fo hat e8 der Abgeordnetene Kammer davon Mit: 
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theilung zu machen, welche über die Gemährung zu ents 
ſcheiden hat. 
8.77. Jeder Abgeorönete fann fein Mandat 
niederlegen. 
Daffelbe tritt außer Kraft: 
a) wenn der Abgeordnete die Wahlfähigfeit verliert; 
b) wenn ſich ergiebt, daß er zur Zeit der Wahl die 
Wahlfähigfeit nicht gehabt ; 

ce) wenn er in den Staatsddienit tritt oder in dem— 
felben eine nicht ſchon rechtlich begründete Beförde— 
rung oder Verbeſſerung erlungt. 

. In dem Falle sub c. iſt der Ausgeichiedene wieder 
wählbar, und ebenfo au in dem Falle sub b, voraus: 
— daß der Ausgeſchiedene zur Zeit der neuen Wahl 
die Wahlfähigkeit hat. 

F. 78. Von dem während einer Kammerſitzung 
erfolgten Ausſcheiden eines Abgeordneten hat der Vor— 
ſtand der Kammer dem Miniſterium ſofort Anzeige zu 
machen. 

F. 79. Für jeden vor Ablauf der Kammerperiode 
Ausgeſchiedenen iſt auf die noch übrige Zeit, wenn vor: 
liegt, daß während derfelben ein Zufammentreten der 
Kammer itatihaben wird, fofort eine neue Wahl durd 
dad Miniiterium zu veranlaffen. 

$. 80. Der Abgeordnete hat nur das Intereſſe 
der Gelammtheit der Staatdmitglieder zu wahren und 
iſt an feinerlei Aufträge und Inſtructionen gebunden. 

Er fann fein Recht ald Abgeordneter nur bei per: 
ſönlichem Erſcheinen ausüben. 

F. 81. Die Abgeordneten können während, der 
Dauer des Landtages, ſowie auf der Hin- und Rückreiſe, 
nicht zur Haft gebracht oder zur Unterſuchung gezogen 


* 
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werden, es ſei denn, daß ſie auf friſcher verbrecheriſcher 
That ergriffen werden, oder die Kammer die Genehmi— 
gung beziehungsweiſe zur Einleitung der Unterſuchung 
und zur Verhaftung ertheilt. Bon ter geſchehenen Ver: 
haftung ift die ———— Kammer, unter Angabe des 
Grundes, ſofort in Kenntniß zu ſetzen. Auf Verlangen 
der Kammer iſt für die Zeit des Landtages jegliches Straf: 
verfahren gegen einen Abgeordneten, fo wie jede Haft 
eined folhen aufzuheben. | 

$. 82. Für feine Abftimmungen in der Kammer 
iit ein Abgeordneter niemals verantwortlich, für feine in 
Ausübung feines Berufs gemachten Aeußerungen nur, inſo— 
fern diefelben unter den Begriff der Ehrverlegungen fallen. 

$. 83. Die Abgeordneten erhalten in Maßgabe 
des Geſetzes während der Dauer des Landtages Tages 
geld und außerdem ihre Neifefoiten eritattet. 

Ein Verzicht auf das Tagegelt und die Eritattung 
der Reifefoiten iſt nicht Ratthaft und läuft das Tagegeld_ 
im Falle einer Bertagung nur fort, foweit dieielbe nicht 
über 14 Tage dauert. . 

$: 84. Die Kamnier der Abgeordneten muß jähr: 
Ih im Monat November zufammentreten. Unterbleibt 
die Einberufung fo verfanmelt fie fid) am legten Tage 
diefes Monatd unaufgefordert, und zwar tritt, wenn 
eine theilweife Erneuerung nicht ftattgehabt hat, diefelbe 
in ihren bisherigen Mitgliedern zufammen. 

$. 85. Der Großherzog fann die Kammer zu jeder 
a außerordentlich zufammenberufen. In demfelben 

ahre, in welchem eine außerordentlihe Zufammenberus 
fung ftatt gehabt hat, fann das nächſte ordentliche Zu— 
fammentreten derfelben Kammer mit ihrer Genehmigung 
unterbleiben. \ 
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z. 86. Die Zufammenberufung der Kammer ge: 
ſchieht mittelſt Großberzoglider Berordnung im Gefeß- 
blatt. Ohne Einberufung mährend der Vertagung, nad) 
dem Schluͤſſe oder der Auflöiung darf ſich die Kammer 
nicht verfammeln, mit Ausnahme der Fälle, in welchen 
died Staatsgrundgeſetz es ausdrücklich verftattet. 

$. 87. Die Abgeordneten-Kammer tagt am Sitze 
der Staatsregierung. | 

$. 88. Die der Kammer vom Großherzog vorzus 
legenden Gefegentwürfe find in der Negel vor der Zus 
fammenfunft Ver Kammer durch den Drud zu veröffent: 
lichen. 

F. 89. Der Großherzog eröffnet die Abgeordneten— 
Verſammlung in Perſon oder durch einen Bevollmäch— 
tigten. | 
$. 90. Beim Beginn jedes ordentlichen Landtages 
it vom Miniiterium ein überfichtliher Bericht über die 
Lage der Staatdverwaltung vorzulegen. 

$. 91. Die Kammer hat die Legitimation ihrer 
Mitglieder zu prüfen und darüber zu entfcheiden. Sie 
wählt ihren Präſidenten, ihre Vicepräfidenten und ihre 
Schriftführer. 

$. 92. Die Verhandlungen der Kammer gefchehen 
nad der Geſchaftsordnung, in Betreff deren fie völlige 
Autonomie hat, infofern div Verfaffung nicht beitimmte 
Normen dafür aufitellt. Bis zur Feititellung einer ſolchen 
Geſchäftsordnung gilt die von dem zunächſt vorhergehen— 
den Landtage angenommene Geſchäftsordnung. 

$. 93. Zu einer gültigen Beichlußnahme der Kam: 
mer wird erfordert, daß von der geießlichen Zahl ihrer 
Mitglierer die Mehrheit anmwefend it. Die Beichlüffe 
werden durch Stimmenmehrheit der Abitimmenden gefaßt; 
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jedoch muß die Mehrheit der zur Beſchlußnahme erfor: 
derlihen Zahl dafür geftimmt haben. 

F. 94. Die Sigungen der Kammer jind Öffentlich. 
Sie werden geheim: | . 

a) auf Anfordern des Gefammtminiiteriums, jedod) 
nur zum Zweck von Mittheilungen, für melde 
diefes die Geheimhaltung nöthig hält; 

b) auf Beſchluß der Kammer, wenn entweder der 
Präfident oder 10 Mitglieder eine vertrauliche 
Sikung beantragen, in welchem Falle über diefen. 
Antrag nad) Entfernung der Zuhörer zu bes 
ſchließen iſt. 

Die Protocolle werden durch den Druck bekannt ge— 
macht, wenn nicht die Kammer der Abgeordneten im 
einzelnen Falle eine Ausnahme beſchließt. 
$. 95. Aeußerungen des Beifalls oder der Miß-⸗ 
billigung,, fowie fonftige Einwirfungen auf die Abge— 
prdneten= Kammer und den Gang der Verhandlungen 
find den Zuhörern unterfagt, und hat der Präfident er: 
forderlihenfald durch Entfernung derielben die äußere 
Drdnung aufrecht zu erhalten. 

F. 96. Die Verhandlungen der Kammer mit der 
Krone werden regelmäßig durd das Gefammtminiiterium 
gepflogen. | 

$. 97. Die Abgeordnetenfanmer hat das Recht, 
fid) während desſelben Landtags einmal bis auf 14 Tage 
zu verfagen. Eine längere oder wiederholte Vertagung 
erfordert die Zuftimmung des Großherzogs. 

$. 98. Der Großherzog fann die Kammer bie auf 
3 Monate einmal wihrend desielben Landtags vertagen. 
Eine längere cder öftere Vertagung bedarf der Zuſtim— 
mung der Kanımer. | 


- für dad Großherzogthum Medtenburg-. Schwerin. 137 


$. 99. Der Großherzog hat das Recht, Die Kammer 
aufzulöfen. In der die Auflöfung verfügenden Urkunde 
find die Gründe für dieſe Maßregel anzugeben und muß 
jofort der Tag der neuen Wahlen feitgefegt werden, 
weicher nicht über 8 Mochen verfchoben werden darf. 
Die Einberufung ift fo anzuordnen, daß der Zuſammen— 
tritt Derneuen Abgeordneten Kanımer innerhalb 4 Wochen, _ 
vom Wahltage ab gerechnet, erfolgt. Wird die Anord— 
nung der neuen Wahlen oder die Einberufung unter= 
laffen, jo tritt nad 12 Wochen, vom Tage der Aufl: 
fung ab gerechnet, die aufaelöste, beziehungeweife die 
neugemwählte Abgeoröncten = Verfammlung ohne Einberu— 
fung wieder zulammen. 

$. 100. Ein ordentlicher Landtag darf ohne Ein: 
willigung der Kammer vor Ablauf von zwei Monaten, 
wobei eine durch Vertagung oder Auflöjung etwa einge: 
tretene Zwiſchenzeit nicht mitzurechnen iſt, nicht geichloffen 
werden. 

$. 101. Eine auferordentlih zufammenberufene 
Kammer fann der Großherzog nad) feinem&rmeflen [hließen. 

$. 102. Der Großherzog jchließt die Abgeordneten 
Verſammlung entweder in Perfon oder durch einen Bes 
vollmädhtigten. 

$. 108. Die Kammer der Abgeordneten fteht nur 
mit dem Gelammtminifterium in unmittelbarer Gefchäfts: 
beziehung, mit Ausnahme jedoch des Falles der Miniſter— 
anflage, worüber das zu erlaſſende Gefeß die Norm giebt, 
jo wie der außerdem in diefem Staatsgrundgejege be: 
fonders vorhergeiehenen Fälle. - 

$. 104. Die Kammer der Abgeordneten hat Das 
Recht der Vorjtellung und Befchwerdeführung. Wegen 
aller Gegenftände, welche ihrer Berathung unterliegen, 
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darf fie vom Minifterio Ausfunft und die Vornahme 
von Ermittelungen begehren. Zu den Ausichußarbeiten 
darf fie Sachverſtändige zuziehen. Dad Mimiiterium _ 
hat auf Anfuchen deren Geitellung zu veranlaflen. 

Die beiondere Befugniß der me für den Fall 
einer Minifteranklage beftimmt das betreffende Geſetz. 

$. 105. Es ſteht der Kammer der Abgeordneten 
zu, Geſuche und Anträge zu empfangen und zu berathen. 
Cole in den Sigungen perfönli zu überreichen oder 
mündlich vorzubringen, it Nichtmitgliedern unterfaat. 

$. 106. Die Kammer der Abaeordneten kann vie 
Abweſenheit der Minifter in ihren Sitzungen verlangen, 
und jind diefelben verpflichtet, vonder Kammer erforderte 
Aufflärungen zu ertheilen und Snterpellationen zu bes 
antworten, außer bei Gegenitänden, welde annod) in 
der Verhandlung begriffen und noch nicht zum Abſchluß 
gelangt find, wenn Gründe der Zwedmäßigfeit vorliegen, 
welche ihnen zur Zeit die Ertheilung von Aufflärungen 
unthunlich erfcheinen laffen. 

$. 107. Die Kammer der Abgeordneten fann be— 
merfte Pflichtverlegungen der Staatödiener dem Gefammt: 
minifterium - anzeigen. _ Daflelbe hat der Kammer von 
den dieferhalb aetroffenen Verfügungen und deren. Er: 
gebniß Kenntniß zu geben. 


v1. Abſchnitt. 
Von der gefeggebenden Gemalt. 
$. 108. Gefege können nur in lebereinftimmung 


- des Großherzogs mit der AbgeordnetensKammer erlaffen, 
aufgehoben oder verändert werden. - 
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$. 109. Das Recht, Geſetzesvorſchläge zu machen, 
(die Initiative), ſteht ebenſowohl der Abgeordneten: Kam: 
mer, als dem Grofherzoge zu. 

$. 110. Die Weigerung ded Großherzogd, einen 
ihm von der Kammer vorgelegten Gefegentwurf zu be— 
tätigen, muß unter Angabe der desfallfigen Gründe 
erflärt werden. _ 

$. 111. Hat der Großherzog einem von der Kam 
mer vorgelegten Gefeßentmurfe feine Genehmigung defi— 
nitiv verfagt, fo darf diefer Entwurf während deffelben 
Landtages und auf dem zunächſt folgenden ordentlichen 
Landtage nicht wieder vorgebradht werden Wird ein 
folher Entwurf fodann weiter auf dem dritten und wie: 
derholt auf dem vierten ordentlihen Landtage von der 
Kammer berathen und dem Grofiherzoge in unveränder: 
ter Faſſung zur Beitätigung vorgelegt, fo wird Diefelbe 
ertheilt, falls der Großherzog nicht vorzieht, die Kam: 
‚mer aufzulöfen. Nimmt die darauf zufammentretende 
Kammer auf dem der Auflöfung folgenden Landtage _ 
den Entwurf mit einer Stimmenmehrheit von wenigiteng 
mei Dritteln der gefeslihen Zahl der Abgeordneten 
unverändert wieder an, fo it die von derfelben nad: 
gefuchte Beftätigung nicht zu verfagen. 

$. 112. Ein von der Kammer gefaßter Beichluß 
über Abänderung oder Ergänzung dieſes Staatdgrund: 
geſetzes, mag der Borichlag von der Krone oder der 
Kammer ausgegangen fein, darf nur dann zum Geſetz 
erhoben werden, wenn die näcftfolgende ganz oder zur 
Hälfte neu gewählte Kammer denfelben auf ihrem erften 
ordentlihen Landtage unverändert genehmigt. 

$. 113. Sit der von der Kammer gefaßte Beſchluß 
einer Abänderung oder- Ergänzung der Verfaflung auf 
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dem eriten ordentlihen Landtage der näditfolgenden 
ganz oder zur Häffte neu gewählten Kammer, fo wie 
auf den beiden folgenden ordentlichen Landtagen, unver: 
_ ändert wiederholt und dem Großherzoge auf dieſen drei 
Landtagen zur Beftätigung vorgelegt, fo muß dieſelbe 
erfolgen, wenn der Großherzog nicht vorzieht, die Kam— 
mer aufzulöfen. Nimmt in diefem Kalle die darauf zu: 
fanmentretende Kammer mit einer Stimmenmehrheit von 
wenigitend zwei Dritteln der gefeglichen Zahl der Ab: 
geordneten den Beichluß unverändert wieder auf, fo darf 
der Großherzog die Sanction nit verſagen. 

Eine Aenderung der verfaflungsmäßigen Rechte 
des Staatdoberhauptes , infonderheit des Inhalt? dieſes 
- und der beiden voraufgehenten 88., kann jedoch nur 
mit ausdrüdlicher Zuftimmung des Großherzogs erfolgen. 

$. 114. Wenn der Großherzog über ein ihm von 
der Abgeordneten = Kammer vorgelegte Geſetz innerhalb 
deffelben Landtages feine Erflärung nicht abgegeben hat, 
fo wird dies fo angefehen, ald wenn die Beitätigung 
verſagt ſei 

F. 115. Der Großherzog kann Verordnungen, 
welche einen Geſetzes-Charakter an ſich tragen, erlaſſen, 
wenn ſie durch die Umſtände dringend geboten ſind 
und weder einen Aufſchub bis zum nächſten ordentlichen 
Landtage zulaſſen, noch die Einberufung eines außer— 
ordentlichen Landtags geſtatten oder durch ihre Wichtig— 
feit rechtfertigen, auch eine Abänderung des Staats- 
grundgeſetzes nicht enthalten. 

Gelege, die von der Abgeordneten = Kammer auf 
dem legten Landtage abgelehnt find, dürfen in Grunds 
lage dieſes $. nicht erlaffen werden. Der Aboeordneten: 
Kammer find auf ihrem nächſten Landtage unter Dar: 


— 
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legung der Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit die alfo 
erlaffenen Verordnungen zur nadıträglihen Genehmigung 
vorzulegen. Erfolgt diefe nicht, fo find ſolche Verord— 
nungen fofort aufzuheben. | 

$. 116. Die Gefege find mit der Unterfchrift des 
Großherzogs zu veriehen und von mwenigitend einem Mi: 
nifter zu contrafigniren; in den Fällen des $. 115 jedoch 
vom ganzen Miniiterium. 

$. 117. Die Publication der Geſetze, welche nicht 
verzögert werden darf, muß durch das Gefeßblatt ge: 
(heben und find alle Gefege, wenn nicht ein Anderes 
im Geſetze felbit beftimmt it, vom dritten Tage nad) 
der Publication an verbindend. ; 

Die im $. 115 bezeichneten Verordnungen, deren 
Genehmigung oder Aufhebung find gleichfalls durch das 
Gefetblatt zu verfünten. 

$. 118. Der Eingang des Geſetzes enthält den 
Namen und Titel ded Großherzog und den Zug 
daß es in Uebereinſtimmung mit der Kammer der Ab— 
—— erlaſſen werde, oder in eiligen Fällen, unter 

ngabe des Grundes der Dringlichkeit, daß daſſelbe 
nur bis auf Weiteres gelten ſolle. Geſetze, welche ſol— 
chen Zuſatz nicht enthalten, ſind nicht verbindend. 

F. 119. Darüber, ob ein in gehöriger Form ver— 
kündetes Geſetz verfaſſungsmäßig zu Stande gekommen, 
- hat nur die Abgeordneten-Kammer zu wachen. 

$. 120. Authentifhe Auslegung eined Gefeßes 
wird in allen Bezichungen behandelt wie die Erlaffung 
eines neuen Geſetzes. 
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Bon der vollziehenden Gewalt. 


$. 121. Die vollziehende Gemalt iteht dem Groß: 
herzoge zu. 

$. 122. Der Großherzog erläßt die zur Vollziehung 
und Handhabung der Gefege nöthigen Verordnungen. 

$. 123. Der Großherzog leitet und überwacht die 
DEAN: innere Randesverwaltung und hat den Ober: 
efehl über das gefammte Militair. 

$. 124. Der Großherzog vertritt das Großherzog: 
thum nah Außen. Er bat das Recht, mit auswär—⸗ 
tigen Regierungen Staatöverträge zu fchließen. Letztere 
bedürfen zu ihrer Gültigfeit der Zuſtimmung oder nach— 
träglihen Genehmigung der Abgeordneten-Kammer. 

$. 125. Der Großherzog hat das Recht der Be: 
gnadigung und Strafmilderung auf eritatteten Bericht 
des erfennenden Gerihtd3 und dad Recht der Abolition 
auf Antrag des Betheiligten, fo weit nicht dad Staats: 
grundgeſetz diefe Rechte beichränft. 

Eine Amneſtie erfodert die Zuftimmung der Ab: 
geordnnetensKammer. | 

$. 126. Der Großherzog übt dad Münzrecht nad) 
Maßgabe des Geſetzes. 

$. 127. Die Verfon des Großherzjogs it unver: 
feglih. Die Minifter find verantwortlich. 

$. 128. Der Großherzog ernennt und entläßt 
die Miniiter. Jedoch kann Niemand Miniiter werden, 
der nicht das Medlenburgiihe Staatsbürgerrecht befigt. 

F. 129. Die oberite Reitung der Regierung wird 
unter dem Großherzoge vom Geſammt-Miniſterium aus— 
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geübt. Für die einzelnen DARRONLUNASSIDEBE beitehen 
beiondere Minitterien. 

$. 130. Kein Regierungserlai des Großherzogs 
it gültig ohne Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher 
dadurch tie Verantwortlichkeit für denſelben übernimmt. 

$. 131. Die Miniſter find berechtigt, in den 
Sitzungen der Abgeordnetene Kammer su erſcheinen, und 
müſſen jederzeit gehört werden. Sie haben ale foldye 
fein Stimmrecht in der Kammer. 

Ausnahmsweiſe iſt ihnen geitattet, für andere Be: 
amte Zutritt zu den Kammerigungen und dad Wort 
in Anſpruch zu nehmen. 

Den Miniftern und den von ihnen jugezogenen 
Peanten iſt das Ableien ſchriftlicher Vorträge -geitattet. 

$. 132. Das abtretende Miniſterium iſt verpflich-- 
tet, bis zur Zuftandefunft des neuen die laufenden Ge— 
ichäfte fortzuführen. 

$. 133. Die Minijter konnen durch Beſchluß der 
Kammer in Anflageftand verjegt werden. 

Die näheren Beftimmungen über die Fälle ber 
Verantwortlichfeit, über das Verfahren und die Strafen 
werden durch ein befonderes Geſetz getroffen. 

$. 134. Der Großherzog kann von feinem Rechte 
der Abolition und Begnadigung zu Gunſten eines in 
Anklageitand verſetzten Miniſters nur mit Zuftimmung 
der Abgeordneten-Kammer Gebrauch maden. 

$. 135. Abtretende Miniſter werden entweder im 
Staats dienſt anderweitig angejtellt oder erhalten ein 
duch das Penfionsreglement zu beitimmendes Warte— 
oder Ruhegehalt, in joweit nicht durch richierliches Er⸗ 
kenntniß ein anderes beſtimmt wird: 
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$. 136. Der Großherzog beftellt alle Staatsdiener 
ded Civil- ınd Militairftandes. 

F. 137. Die Anitellun Entlaſſung und Penſio⸗ 
nirung der Staatsdiener —* in Grundlage einer 
zu erlaſſenden Dienſtpragmatik. 

F. 138. Die Anſtellung von Staatsbeamten ge⸗ 
en in der Regel auf Lebenszeit: 

$. 139. Anwartfchaften auf Etaatdämter ER 
nicht ertheilt werden. 

$. 140. Jeder VBerwaltungsbeamte muß fi ch eine 
Verſetzung gefallen laſſen, jedoch ſoll er in dieſem Falle 
-an feiner bisherigen Gehaltseinnahme Feine Einbuße 
erleiden, und find ihm die Umzugskoſten aus der Staats: 
cafle zu eritatten. 

$. 141. Ein Beamter, der dur richterlihe Ente 
ſcheidung für definitiv unfähig zum Staatsdienſt erflärt 
it, darf in demſelben niemald wieder angeftellt werden. 

$. 142. Der Staat haftet unmittelbar für die Amts— 
handlungen feiner Beamten, fo weit ed fih um Ent: 
(hädigung handelt; der Beamte haftet dem Staat. 

. 143. Unterfuchungen gegen Staatsdiener wegen 
Dienftverbreben dürfen ohne Zuſtimmung der Abgeord: 
netenzfammer nicht niedergefchlagen werden. 

$. 144. Staatsdienſt und Hoftienft find Fünftig 
in derfelben Perfon. nicht zu vereinigen, 


vın. Abschnitt. 
Von der rihterlihen Gewalt. 


$. 145. Ale Gerichtöbarfeit geht vom Staate aus. 
Patrimonialgerihte jeder Art find aufgehoben und dürfen 
nicht wieder eingeführt werden. 
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$. 146. Die richterlihe Gewalt wird felbititändig 
von den Gerichten geübt. Cabinets- und Minifterial: 
Juſtiz ift unftatthaft. 

$. 147. Kein Gericht kann anders als in Kraft 
eines Geſetzes errichtet, verändert oder aufgehoben werden. 

$. 148. Die Organifation der Gerichtöbehörden, 
deren Zahl, Werfonalbeitand und Gefchäftöfreis fo wie 
der Inſtanzenzug, werden durch ein Geſetz geregelt. 

8. 149. Ueber alle Rechtöverlegungen enticheiden 
die Gerichte. Jeder, der ſich durch öffentlihe Behörden. 
oder Beamte in feinem Rechte. verlegt glaubt, Fann den 
Schutz der Gerichte nachſuchen. 

Es wird ein für allemal ein Procurator beitellt, gegen 
welchen die Klagen wider den Staat zu erheben find. 

$. 150. Ueber Competenz = Eonflicte zwifchen einer 
Derwaltungsbehörde und einem Gerichte enticheidet ein 
durch das Geſetz zu beſtimmender Gerichtshof. 

In allen übrigen Fällen ſteht die Beſtimmung, ob 
eine Sache ſich zum Gerichts-Verfahren eignet, lediglich 
den Gerichten in geordnetem Inſtanzenzuge zu. 

8. 151. Die Anitellung der Richter geichieht auf 
Lebenszeit aus der Zahl derjenigen, welche in geſetzlicher 
Art zum Richteramte befähigt erflärt find. Ausnahmen 
hiervon find jedoch zuläffig in Betreff der in Sachen 
befonderer Berufserfahrung zu beftellenden ſachkundigen 
Richter. | 
or 152. Die Richter beziehen feite Gehalte und 
dürfen nicht auf Sporteln oder ungewiſſe Einnahmen 
angewiefen werden. Die Annahme von Oratificationen 
ift ihnen unterfagt, wodurd) jedoch temporaire Gehaltszu— 
lagen und. Unterftügungen von Seiten des Staats nicht 
ausgeſchloſſen find. 

10 
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8. 153. Die Richter dürfen Feinerlei Advocatur 
ausüben und ald Notarien nicht fungiren. 

. Ein richterlihed Amt darf mit einem einträglichen 
Nebenamte nicht verbunden werden, wenn nicht in be: 
fonderen Fällen die AbgeordnetenzKammer ihre Zuftim: 
mung dazu ertheilt. 

$.. 154, . Kein Richter darf. außer duch Urtheil 

und Redt von feinem Amre entfernt oder an Rang 
‚und. Gehalt beeinträchtigt werden. 

j Suspenſion darf nicht ohne gerichtlihen Beſchluß 

erfolgen. 

Rein Richter darf wider feinen Willen außer durd) 
gerichtlihen Beſchluß in den durch das Geſetz beftimm: 
ten Fällen und Formen zu einer andern Stelle verfeßt 
oder in Ruheſtand gefegt werben, 

$. 155. Privatrechtliche Anfprüdhe gegen den 
Großherzog und die übrigen Mitglieder der Großherzog: 
lichen Familie gehören zur Competenz der ordentlidyen 
Gerichte. — 

Der Großherzog wird ein für allemal für ſich einen 
Procurator beſtellen, gegen welchen derartige Klagen 
anzuſtellen ſind; die uͤbrigen Mitglieder der Großher— 
zoglichen Familie ſind befugt, durch Beſtellung eines 
Procurators Recht zu nehmen. 


IX. Abſchnitt. 
Vom Staatshaushalte. 
. 166. Die Sonderung des Staatsvermögens 


von dem‘ Gute des Großherzoglichen Hauſes und. beider 
son: dem Privatvermögen des jetzt regierenden Groß⸗ 
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herzogs und der übrigen Mitglieder der Großherzoglichen 
Familie ift durch die Urfunde, welche diefem Staatss 
grundgefege unter Nr. 1. beigefügt worden, ein für 
allemal beichafft. | 

Die gefanımte Staatsfhuld ift ald ſolche durch die 
Verfaffung garantirt und wird das Staatöfchuldenme: 
fen in Uebereinitimmung mit der AbgeordneteneKammer 
geregelt. 

$. 157. Das über das gefammte Staatövermögen 
aufzunehmende genaue und volltändige Inventar wird 
im Arhiv des Minifteriums aufbewahrt. 

Veränderungen im Staatdvermögen werden vom 
Minifterium in das Inventar eingetragen und dem 
nächſten ordentlichen Landtage vorgelegt. 

$. 158. Alled aus Staatömitteln oder für den 
Staat Erworbene wird Theil des Staatövermögens. 

Kriegdcontributionen, Entfhädigungsgelder und 
fonitige Ermerbungen, weldhe dem Großherzoge als 
Staatdoberhaupte zufolge eines Staatsvertrags, Bünds 
niffed oder Krieged zu Theil werden, find ebenfalls 
Staatdeigenthum. —— 

$. 159. Nur in Folge geſchehener Bewilligun 
ber Abgeordneten= Kammer und eines derfelben gemäß 
- erlaffenen Gefeged Fann von dem Staatövermögen, vor: 
behaltlich der durch eine gefegliche Inftruction zu regeln: 
den Ausnahmen, etwas veräußert, der Staat mit Dienft: 
barfeiten und Berbindlichfeiten belaftet, insbefondere für 
denſelben eine Anleihe abgefchloffen, Garantie übernom: 
men oder Papiergeld ausgegeben werben. 

Erfordern unvorhergefehene&reigniffe außerordentliche 
Ausgaben und. deöfallfige Anleihen, fo wird, wenn. eine 
ſchleunige Zufammenberufung ded Landtags nicht mög— 
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lich war, die vom Gefammtminifterium zu  treffende 
Mafregel dem nädhitfolgenden Landtage zur Prüfung 
und Bewilligung vorgelegt. 

$. 160. Die Berwaltung des Etaatsvermögens 
muß bereits beſtehenden und künftig zu erlaſſenden des— 
fallfigen ——— Beſtimmungen gemäß geſchehen. 

F. 161. Die Finanzperiode iſt einjährig, worüber 
ein Gefeg das Erforderliche ordnen wird. 

8. 162. Der für jede Finanzperiode zu entwerfende, 
ind Einzelne gehende, die verfciedenen Verwaltungs— 
zweige getrennt darſtellende VBoranfchlag der Staats: 
Einnahmen und Ausgaben ift der im voraufgehenden 
Herbite zufanmengefretenen Abgeordneten Kammer durch 
das Gefammtminiiterium vorzulegen. 

8. 163. Der Voranſchlag wird von der Abgeord⸗ 
neten-Kammer im Ganzen und Einzelnen geprüft und 
demnächſt in Geſetzesform feſtgeſtellt. 

. 164. Alle Bewilligungen von Ausgaben find 
nur für den befonveren Zweck, für welchen ſie gemacht 
worden, als ertheilt anzuſehen, und nur in der Grenze 
der Bewilligung fann die Verwendung erfolgen. 

165. Üeberſchreitungen des feitgeftellten Voran— 
ſchlagẽ bedürfen der nachträglichen Genehmigung der 
Kammer. 

Anweilungen auf die Staatdeinnahmen der bevor: 
jtehenden Finanzperioden find nichtig. 

$. 166. Die Reihnungen der abgelaufenen Finanz: 
periode mit: Belägen und den Monituren der Staat: 
revifionsbehörde werden der AbgeordnetenzKammer von 
dem Gejanmtminifterium- fofort nad) Deren: Eröffnung 
zur Prüfung und Beſchlußnahme vorgelegt. | 

$. 167. Ohne Zuftimmung der Abgeordneten: 
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Kammer dürfen Feine Steuern und Abgaben für die 
Staatöcafle, fie mögen directe oder indirecte fein, aus— 
geſchrieben werden. We. gi { 

Die Bewilligung gefchießt anf ein Jahr und find 
die bemilligten Steuern und Abgaben mittelit Geſetzes 
auszufchreiben. 

$. 168. Die Zuftimmung darf an feine Bedin— 
gunaen gefnüpft werden, die nicht das Weſen ober 
die Verwendung der Ausgaben unmittelbar betreffen. 

$. 169. Verzögert nach Ablauf der feitgeitellten 
Finanzperiode fid die Bewilligung aus einem oder dem 
andern Grunde, fo dürfen die für den ordentlichen 
Staatöbedarf bewilligten Steuern und Abgaben nod 
6 Monate hindurch forterhoben werden. | 

Diefe 6 Monate werden jedoch in die neue Finanze 
periode eingerechnet. ’ F— 

In einem ſolchen Fall iſt bei Verkündigung der 
Steuern und Abgaben auf dieſen $. der Verfaſſungs— 


J 


urkunde ausdrücklich Bezug zu nehmen. — 

F. 170. Keine Behörde iſt berechtigt, Steuern 
und Abgaben zu erheben, wenn ſie nicht durch das Ge— 
ſetz ausgefchrieben find. | 

$. 171. Die Beiteuerung ſoll fo geordnet ımerben, 
daß der Grundiaß verhältnißmäßiger gerechten Bertugung 
der Steuerfraft dabei als Hauptgefichtdpunft dient und 
die Besorzügung einzelner Stände ynd Güter aufhört. 

$. P72. ' Die Einführung, Veränderung ‘oder Ab— 
ſchaffuͤng von Regalten und Monoyolien, die Erhebung 
son Gebühren für die Benutzung öffentlicher) Anſtalten 
und Einrichtungen, fo wie für Dienfte der Staatsbe⸗— 
amten, kann nur: auf! Grund eines Gefeges geſchehen. 
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$. 173. Die Eivilliftte wird aus der Staatscaſſe 
in vierteljährlihen Raten gezahlt. 

. 174. Die Feititellung der Eivillifte it ver 
Bereinbarung des Großherzogs mit der Abgeordneten: 
Kammer überlaffen. 

Dis zur Feititelung der neuen bezieht der Groß: 
herzog die dem Vorgänger bewilligte Eivillifte. 

. 175. Die Apanagen= und Witthumsverhältniffe 
find durdy die der Berfafung unter No. 11. beigefügte 
Vereinbarung geregelt. 


X, Abſchnitt. 
Bon der bewaffneten Madt. 


F. 176. Die Wehrpflicht ruht auf der ganzen 
männlichen Bevölferung von Medlenburg. 

. 177. Die Organifation der bewaffneten Madıt, 
das Militairverpflegungsweſen und die Duartierlaft werden 
durch befondere Gefege geregelt, welche auch die näheren 
Beitimmungen über den Eintritt in den Kriegsdienft, 
die Dauer defjelben und die Entlaffung, fo wie über 
etwaige Entfreiungsgründe enthalten. 

. 178. Die bewaffnete Macht fteht außer im 
Kriege und im Dienfte unter denfelben Gefegen und 
Behörden, mie die — Bewohner des Staatsge— 
bietes. Ein beſonderes Geſetz regelt die Disciplin im 
Dienſte und im Kriege. | 

$. 179. Die bewaffnete Macht fann für Zwecke 
der innern Ordnung und Sicherheit, fo wie zur Boll: 
ziehung der von den Eivilbehörden erlaffenen Verfügungen 
nur aufAntrag der zuitändigen Eivilbehörden einichreiten. 
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Die File und Formen, in und unter denen folched ge= 
(heben fann, find durch ein Geſetz zu beitimmen. 

Die Befugniffe des Gefammtminifteriumd, im Falle 
eines Aufitandes die geftörte Ordnung und die gefähr: 
dete Freiheit durch außerordentlihe Mittel herzuftellen 
und zu ſchützen, ſollen durd ein befonderes — 
ſetz geregelt werden. 


XI. Abſchnitt.“ 
Bon den Gemeinde- und Kreisverbänden. 


$. 180. Das gefammte Staatögebiet ift in Ge— 
meinden und Kreife einzutheilen. 

$. 181. Jedes Grundſtück fol zu einem Gemeinde: 
verbande gehören, jede Gemeinde zu einem Kreife. 

$. 182. Die Kreisverfaffung, namentlich die Bil: 
dung der Kreiebehörden und die Betheiligung der Ge: 
meinden an deren Belegung wird durch das Geſetz 
geregelt. 

$. 163. Die Bildung der Landgemeinden, fo. wie 
die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden über: 
haupt find durch ein Geſetz zu regeln, welches ald Grund: 
beitimmungen die freie Wahl der Beamten und Ber: 
treter der Gemeinde, die eigene felbititändige Verwal: 
tung ded Gemeindevermögend und der Gemeindeange: 
legenheiten mit Einfchluß der Ortspolizei und die Deffent: 
lichfeit der Gemeindeverhandlungen ald Regel, unter 
aljährliher Beröffentlihung des - Gemeindehaushalts, 
aufzunehmen hat. 

$. 184. Die Oberauffiht des Staates fritt nur 
aus Gründen des allgemeinen Wohld ein und find die 
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Grenzen diefer Oberaufficht in dem Gelee näher zu 
beitimmen. 
$. 185. Keine Gemeinde darf zu Abgaben oder Lei— 
ftungen herangezogen werden, wozu fie nicht ihre Zus 
ſtimmung ertheilt hat oder durch das Geſetz verpflichtet iſt. 
$. 186. Die Bevorzugung einzelner Stände und 
Güter bei Der Selbitbeiteuerung it nicht geitattet. 


XII. Abschnitt. 
Gewähr der Verfaffung. 

$. 187. Der Thronfolger darf fein Regierungs— 
recht ausüben, bevor er folgende Erflärung: 

„Ich gelobe Die Verfaſſung des Großherzogthums 

feit und unverbrüclich zu halten und den Geſetzen 

gemäß zu regieren,’ 

. in Gegenwart des Gefammtminifteriums und dreier Mit: 
glieder der AbgeordnetensKammer, welche „von diefer 
ernannt werden, wenn fie gerade verfammelt it, münde 
fidy abgegeben hat. Sit die Abgeordneten-Kammer nicht 
verfammelt, fo geichieht die Einberufung jener Drei 
Mitglieder durch das Gefammtminiiterium und find, im 
Falle einer zuvor ftattgehabten Auflöfung, Mitglieder 
der zuletst verfammelt gemwefenen Abgeordneten = Kammer 
zuzuziehen. 

Das Ausbleiben der eingeladenen Deputation ver— 
anlaßt keinen Aufſchub. 

Ueber die Handlung wird ein Protocoll aufgenom— 
men, welches von dem Großherzog und den Anweſen— 
den unterichrieben, der Abgeordneten= Kammer zugefer: 
tigt und im Archiv derfelben aufbewahrt wird. 

Bis zu jener Erflärung des Thronfolgers führt das 
Geſammtminiſterium die Megierung fort. 
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$. 188, Der Regent hat vor Uebernahme feines 
Amts die im $. 187. vorgeichriebene Erflärung in der 
dort feſtgeſetzten Form abzugeben. Bis dahin führt das 
Geſammtminiſterium Die Regierung fort. 

$ 189. Alle Eranröbenmiter und die bewaffnete 
Macht find auf die treue Beobachtung und Bewahrung 
ter Derfaflung zu beeidigen. 

Alle Gemeindebürger haben diefelben zu geloben. 

Diefer Eid und dies Gelöbniß find in denjenigen 
Eid oder dasjenige Gelöbniß aufzunchmen, welches die 
Betheiligten beim Eintritt in die bezeichneten Verhältniffe 
abzulegen haben. 

Seder Medlenburger muß, bevor er zum Abgeord: 

neten wählen oder gewählt werden kann, dieß Gelöbniß 
abgeleiitet haben. 
8190. Die Beitimmungen der Grundrechte über 
Verhaftung, Hausſuchung und Verſammlungsrecht fönnen 
vom Minifterium nicht anders, als. im Fall eines Krieges 
oder Aufruhr und nur zeitweife und für einzelne Be- 
‚irfe außer Kraft gefegt werden. 

Dabei find folgende Beringungen zu beobachten: 

1) die Verfügung muß in jedem einzelnen Falle vom 

Geſammtminiſterium ausgehen; 

2) das Miniſterium hat die Zuſtimmung der Abge— 
ordneten-Kammer, wenn dieſelbe zur Zeit ver— 
ſammelt iſt, ſofort einzuholen; wenn dieſelbe nicht 
verſammelt iſt, ſo darf die Verfügung nicht länger 
ald 14 Tage dauern, ohne daß die Abgeordneten= 
Kammer zufammenberufen und die getroffenen 
Maafregeln zu ihrer Genehmigung vorgelegt 
werden. 


Einführungsgefeb. 


ir Friedrich Franz von Gotted Gnaden Groß— 
herzog von Medlenburg, Fürſt zu Wenden, 
Schwerin und Rageburg, auch Graf zu Schwe— 
rin, der Lande Roftod und Stargard Herr u. ſ. w. 

Nachdem wir mit der in Grundlage der Verordnung 
vom 13. Juli v. J. erwählten und am 31. October v. 
3. eröffneten Abgeordneten = Berfammlung das hieneben 
anliegende. Staatsgrundgeſetz vereinbart, auch daſſelbe 
vollzogen und feſt und unverbrüchlich zu halten gelobet 
haben, bringen wir ſolches hiemit zur öffentlichen Kennt: 
niß und verordnen in Webereinftimmung mit der Abge- 
ordneten-Verſammlung, zum Zweck der Einführung des 
Staatdgrundgefeßes, wie folgt: 

Art. 1. Das tritt für unfer Groß: 
herzogthum mit feiner Publication fofort in Kraft. - 

Vorläufig davon ausgenommen find jedoch Diejenigen 
Beitimmungen, welche nachſtehend ausgeſchieden werden, 
oder für welche der Erlaß beſonderer Geſetze vorbehalten 
worden iſt. 

Art. 2. Die in dad Staatsgrundgeſetz aufgenom— 
menen Beitimmungen der deutfhen Grundrechte treten 
einitweilen, wiewohl unbeſchadet derjenigen Bea 
Geltung, welche fie durd ihre im zweiten Stüde des 
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diegjährigen Off. Wochenbl. erfolgte Publication erlangt 
haben, ald verfaffungsmäßige Vorfchriften nicht in Kratt. 

Legtered geichieht erit mit Feftitellung der deutichen 
Reichsverfaffung und zwar infomweit deren Borfchriften 
mit den in dad Staatögrundgefeg aufgenommenen Bes 
ſtimmungen der deutfchen Grundrechte übereinftimmen 
werden. In Anfehung der nicht übereinftimmenden 
Paraaraphen wird eine Revifion vorbehalten, worauf 
n $. 112 ded Staatdgrundgefeßed Feine Anwendung 
nndet. 

Inſoferne einzelne rd der deutfchen Grund: 
rechte nad dem Einführungsgefeße vom 27. December 
v. $. nicht in Gefeßesfraft getreten find, behält es da— 
bei bis auf Weiteres das Bewenden. Dahin gehören 
namentlid aus dem dritten-Abfchnitte des Staatögrund: 
—— der erſte Abſatz des F. 16, jedoch mit Ausnahme 
der Aufhebung der Strafe der körperlichen Züchtigung, 
welche durch das Geſetz vom 11. Januar d. J. abge: 
ſchafft worden iſt, der Schlußſatz des F. 20, die SS. 
25, 27, 238, 29, 31, 34, 35, 36, die beiden eriten 
Süße des $. 43, die Beitimmung unter Nr. 1 im $. 
45 und die $$. 49 bis 57. 

Art. 3. Zum $. 59. Die Vorſchrift, daß der 
Großherzog ohne Zuftimmung der AbgeordnnetensKammer 
nicht an der Spike eined anderen Staates ftehen Fann, 

findet auf die hausvertragsmäßige Erbfolge der Primo 
genital-⸗Linie des Großherzoglih Medlenburgiichen Ge: 
ammthaujes in dad Großherzogthum Medlenburg:Strelig 
Feine Anwendung, vielmehr verbleibt es dieferhalb un— 
verändert bei dem F. ded am 8. März 1701 zu Ham— 
burg errichteten Vergleichs. - 

Art. 4. Zu den $$. 60 und 61. In dem im 
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voraufgehenden Artikel beregten Falle einer Erbfolge in 
das Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz iſt unter dem 
Ausdrucke „Staatsgebiet“ im erſten Satze des $. 60 
und im $. 61 das Gebiet der beiden Großherzogthümer 
re und Medlenburg:Streliß zu ver— 
ehen. 
Art. 5. Zum $.75 Für das erſte Mal beginnt 
- Me Rammerperiode mit dem eriten November d. J. 

Art. 6. Zum. 83. Das den Abgeordneten zu 
zahlende Tagegeld wird auf drei Thaler Eourant für 
den Tag feitgeitellt. 

Die Reifefoiten find ihnen, ohne weitere Berechnung 
von Tagegeld, für jede Meile der Hin= und Rückreiſe 
beziehungsweiſe mit 16 $l. und 1 Thlr. Cour. zu ers 
Hatten, je nachdem eine Gifenbahnverbindung beiteht 
oder andere Communicationdmittel benußt werden müffen. 

Art. 7. Zum $. 84. Für das erite Zuſammen— 
treten der Abgeordneten-Kammer normirt, wiensohl unter 
Vorbehält der Zutäfligfeit einer früheren Einberufung, 
der Monat Februar 1850. 

Art. 8 Zu den $$. 8S und 90. Diele Paras 
graphen finden auf den eriten ordentlichen Yandtag feine 
Anwendung: bu 

Mt. 9. Zum VI Abichnitte. Die in dem 
von der richterlihen Gewalt handelnden Abichnitte "ges 
troffenen Beitimmungen, infoweit fie nicht bereitd Rech— 
tens geweſen find, treten erit mit den ihre Anwendung 
bedingenden organischen Einrichtungen in Kraft und wird 
im Allgemeinen als der endliche Zeitpunft für ven Eins 
teitt ihrer Gültigfeit die Vollendung der Drganifation 
der Gerichtsverfaſſung bezeichnet. 

Art. 10. Zum IX. Abfhnitte Die aufge 
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ſtellten Grundfäße, betreffend die Verwaltung und Be— 
laftung des Staatövermögend und der dahin fließenden 
Einfünfte, fo wie die Erhebung von Steuern, Abgaben, 
Bebühren und fonftigen Gefällen treten beziehungsweife 
in Kraft mit dem Beginne des neuen Rechnungsjahres, 
mithin vom 1. Suli 1850, vder aber demjenigen Jeite 
punfte, weldyer in llebereinftimmung mit der nächſten 
Abgeordneten-Kammer wird feitgeitellt werden. 

Die ausgefchriebenen Steuern und Abgaben find 
auf den Zeitraum, für welchen deren Ausichreibung 
erfolgt iſt, fortzuerheben und it bis auf Weiteres in 
bisheriger Weile zu verfahren mit der Erhebung ders 
jenigen Steuern, Abgaben, Gebühren und fonftigen 
Gefälle, für welche nad der bisherigen Verfaflung bes 
jondere Ausichreiben nicht erlaflen wurden und zwar 
gleichviel, ob diefelben auf allgemeinen Gefegen, Ber: 
ordnungen, dem Herfommen oder einem andern Ver— 
pflihtungsgrunde beruhen. 

Bid zur Feititellung eined neuen Etatd hat das 
Gefammtminiftertum diejenigen Maaßregeln ind Werk 
zu richten, welche erforderlich; werden, wenn etwa Die 
etatifirten Einnahmen zur Dedung der Staatdausgaben, 
infonderheit der in dem laufenden Nedynungsjahre fällig 
werdenden Staatsanleihen nicht ausreichen follten. Je— 
dod) find die getroffenen Maafregeln der nächſten Kam— 
mer zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 

Art. 11. Zum $. 167. Würde die Errichtung 
eined Staatövertragd zum Zweck der Begründung eines 
Zollvereind oder ded Anfchluffes an einen folchen, eine 
Aufyebung oder Mopdiftfation der Beitimmung, daß die 
Bewilligung der indirecten Steuern auf ein Fahr zu 
gefchehen habe, erfordern, fo findet auf eine foldye Auf: 
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hebung oder Modification der F. 112 des Staatögrund: 
geſetzes Feine Anwendung. 

- Me. 12. Zum $. 178. Bis zum Erlafle eines 
Geſetzes, welches für die bewaffnete Macht die Disci- 
plin im Dienfte und im Kriege regelt, tritt die Vor: 
fchrift diefes Paragraphen, nad) welcher die bewaffnete 
Madıt außer im Kriege und im Dienfte unter denfelben 
Gefegen und Behörden, wie die übrigen Bewohner des 
Staatögebietd ftehen fol, nicht in Wirffamfeit. 

Art. 13. Zum. 189. Der legte Abſatz diefed 
Paragraphen bleibt einftweilen fuspendirt und wird da— 
für bis auf Weitered verordnet, daß jeder Abgeordnete, 
welcher nicht ald Gemeindebürger, Staatsbeamter: oder 
im Militairdienite die treue Beobachtung und Bewah— 
rung der Verfaſſung beziehungsmweife gelobt oder bes 
fhworen hat, bei feinem eriten Eintritt in die Abgeord= 
neten-Kammer fölgende Erklärung abzugeben hat: 

„Ich gelobe die Staatöverfaflung treu zu be: 
obachten und zu bewahren.‘ 

Diefe Erflärung wird von dem Präfidenten in die 
Hände des Großherzogs oder des beauftragten Bevoll- 
mädtigten und von den übrigen Mitgliedern dem Prä: 
fidenten in der Verſammlung abgelegt. 

Art. 14. Zum $. 190. Diefer auf die Grund: 
rechte ſich beziehende Paragraph tritt eınftweilen nur als 

efeglihe, nicht aber auch ald verfaffungsmäßige Be: 
ans in Kraft. Nah SFeftitelung der deutichen 
Reichöverfaffung hat die im Art. 2 vorbehaltene Revi⸗ 
ion auch auf diefen Paragraphen ſich zu erftreden, wenn 
nicht die Vorfchrift der Reichsverfaſſung damit überein: 
ftimmen follte, in welchem Falle der Paragraph fofort 
ald verfaflungsmäßige Beitimmung Geltung erlangt. 
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Art. 15. Alle im Gefege oder Herfommen be: 
ruhenden Normen, welde mit den in Kraft getretenen 
Deitimmungen diefed Staatdgrundgefeged in Widerfpruch 
ftehen, werden biemittelft aufgehoben. Im Uebrigen 
aber behält e8 bei dem beitehenden Zuftande in allen 
Zweigen der Verwaltung und der Gefeßgebung fo lange 
dad Bewenden, bid deſſen Veränderung im verfaflungs- 
mäßigen Wege verfügt wird. - | 

Gegeben ıc. 


Wohlgeſetz. FJ 


1. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 1. Es ſind für das Großherzogthum 60 Ab— 
geordnete zu wählen, und zwar 40 Abgeordnete durch 
allgemeine Wahlen und 20 Abgeordnete durch beſondere 
Wahlen Seitens der ländlichen Grundbeſitzer, der Kauf: 
leute und Gewerbtreibenden. 

$. 2. Stimmberechtigt beiden Wahlen der Abgeord⸗ 
neten ift jeder mecklenburgiſche Staatsbürger, weldyer 
dad 25ſte Lebensjahr zurüdgelegt und durd) obrigfeits 
liche Verleihung oder factifhe Ausübung das Nieder— 
laſſungsrecht an einem Orte des Landes erworben hat, 
an nicht durch eine Beftimmung des $. 3 ausgeſchloſſen 
iſt. 

$. 3. Von der Berechtigung zum Wahlen find 
ausgeichloffen: 

1) Verionen, welche unter Euratel ftchen; | 

2) Perfonen, über deren_VBermögen Eoncurd oder 
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3) 


9) 


5) 


concursmäßiges Verfahren gerichtlich eröffnet 
worden iſt, wahrend der Dauer dieſes Goncurd: 
oder concurdmäßigen Berfahreng ; 

Perſonen, melde eine fortlaufende Armenunter: 
tüsung aus Öffentlichen oder Gemeindemitteln 
beziehen, oder im legten der Wahl vorherge— 
gangenen Jahre bezogen haben; 

Perſonen, denen durd) rehtöfrältiges Erfenntniß 
die Berechtigung zum Wahlelı entzogen iſt; 


Disjenigen, welche wegen eined doloſen Verbre- 
chens Zuchthausitrafe erlitten haben, fo wie Die- 
jenigen, welde” wegen eines entehrenden Per: 
brechens beitraft find, bis zum Ablauf des fünften 
Sahres nad überjiandener Strafe. Merten 
ſolche Perſonen vor Ablauf dieſer Zeit von 
Neuem mit einer Griminalitrafe belegt, fo be— 
ginnt die Zahlung mit der Abbußung ver zuletzt 
erhaltenen Strafe. Crftandene oder durch Be: 
gnadigung erlaflene Strafe wegen politifcher Ber: 
brechen fchließt von der Berechtigung zum Wah— 
fen nicht aus. 


$. 4. Des Rechtes, zu wählen, fol, unbefchadet 


der fonjt verwirften Strafe, für eine Zeit von 4 bis 12 
Fahren durch itrafredhtlihes Erkenntniß verluftig erflärt 
werden, wer bei einer Wahl feine Stimme verfaufr, 

- oder mehr ald einmal feine Stimme abgegeben, oder 
überhaupt zur Einmirfung auf die Wahl geſetzlich unzu: 
läfjige Mittel angemender hat. 


$. 5. Wer dad Mahlredt in einem Wahlfreife 
ausüben will, muß in demielben zur Zeit der Wahl 


feinen Wohnfig haben. 


11 
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Der Standort der Militairperfonen aller Art gilt 
als Wohnfis. , 

8. 6. Bei den allgemeinen Wahlen darf Jeder 
nur einmal fein Stimmrecht ausüben. Die zur Theil: 
nahme an dem befonderen Mahlen Berechtigten werden 
durch.folhe Berechtigung hinſichtlich der Theilnahme an 
den allgemeinen Wahlen nicht behindert. 

Bei den Keionvern Wahlen darf ein Jeder aber 
ebenfalls nur einmal wählen, auch wenn er mehrere 
der dort genannten Eigenſchaften in ſich vereinigt. 

Sm letztgedachten Falle iſt der Wähler, wenn er 
Grum beſitzer it, als folder, und wenn er Kaufmann 
und Gemerbetreibender iſt, als Kaufmann in die Wahl: 
liſten einzutragen. 

Dad Stimmreht fann nur in Perion, nicht durd) 
Vertreter geübt werden; ed wird dur Stimmzettel ohne 
Unterferift ausgeübt. 

F. 7 Waͤhlbar zum Abgeordneten iſt Jeder nach 
F. 2 und $. 3. ftimmberechtigte Staatsbürger, welcher 
das 30fte Lebensjahr zurüdgelegt hat. 

g. 8. Alle Wahlen find direct. Die Wahlhand— 
fung iſt öffentlich... 


11. Abſchnitt. 
Bon den alfgemeinen Wahlen. 


8. 9. Zum Zwed der allgemeinen Wahlen wird 
dad Großherzogthum ohne Unterfheidung zwiſchen Stadt 
und Land in 20 annähernd gleichbevölferte und, jo weit 
thunlich, geographiſch abgerundete Wahlfreife getheilt, 


wovon jeder zwei Abgeordnete zu wählen hat. 


/ 
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* Die Bildung der Wahlkreiſe geſchieht durch ein 
eſetz. 

F. 10. Die Waͤhler eines jeden Wahlkreiſes ger: 
fallen in zwei Wahlförper, deren jeder einen Abge— 
ordneten wählt. 

Zu dem eriten MWahlförper eines jeden Wahlkreiſes 
gehören alle diejenigen in den Städten oder auf dem 
Lande wohnhaften Wähler, weldye mindeiteng 2 Thlr. 
Gourant zum Simplo ded außerortentlihen Contribu— 
tiongedictd erlegen, fo wie diejenigen Bewohner des 
platten Landes, welche mindeitens entweder 20 Hl. an 
er oder Pachtiteuer, oder 18 fl. an Erbyachtiteuer 
zahlen. 

Die Kopfiteuer der Bauern gilt ald Grunditeuer. 

Die nur vorfhußweife für Gefellen, &efinde u. |. 
vo. geleiteten Zahlungen fommen nicht mit in Anſatz. 

Zu dem zweiten Wahlförper gehören alle übrigen. 
Wähler des Wahlfreijes. 


11. Abichnitt. 


Bon den befonderen Wahlen durch die 
Gewerbetreibenden. 


$. 11. Bon den Gewerbetreibenden im ganzen 
Lande werden 6 Abgeordnete gewählt. 

Zu dem Ende werden mit Rüdfiht auf annähernd 
gleiche Wahlerzahl und thunlichſte geographiſche Abrun: 
dung 6 Wahlfreife gebildet. In: jedem Wahlfreife ift 
ein Abgeordneter zu wählen. j 

$. 12. Stimmberechtigt find die in dew Erädten 
des Landes, Ludwigsluſt einſchließlich wohnhaftew zänftigen: 

S 11 * 
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und nicht zünftigen Handwerfer, Fabrifanten, “Bier: 
- brauer und Branntweinbrenner, welde ihr Gewerbe 
“treiben und davon fteuern. 


IV. Abfchnitt. 


Bon den befonderen Wahlen durd bie 
Kaufleute. 


$. 13. Bon den in den Städten und dem Sleden 
Ludwigsluſt mohnhaften Kaufleuten und Krämern werden 
ſechs Abgeordnete gewählt. 

$. 14. Zum Zwede der Wahlen diefer ſechs Ab: 
geordneten des Kaufmannsſtandes werden ſechs Wahl: 
freife gebildet. 

Stimmberedhtigt find die in den Städten und Lud— 
wigsluft wohnhaften Kaufleute, welche ihr Geſchäft nod) 

betreiben und davon ſteuern, jedoch mit Ausnahme der 

“Kleinen Händler, ald Mehl-, Keſſel-, Senſen-, Pub =, 
Vieh-, Frucht-, Glas-, Mildy =, Eitronen=, Spißen - ⸗, 
Leinewand-, Ußrenhändfer der conceffionirten Vroducten- 
händler, der Drögeköper, Kleiderfeller, Trödler. 


V. Abfchnitt. 


Von den Wahlen durh ländliche 
Grundbefißer. 


$. 15. Bon den ländlihen Grundbefigern find 
acht Abgeordnete zu wählen. 


Stimmberedhtigt find diejenigen, welche ein länd— 
liches GSrundjtüd in der Größe von mindeſtene 200 
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bonitirten Scheffeln im Eigenthum (Lehnfig) haben, oder 
zu Erbpacht oder Bauerrecht befigen. 

$. 16. DBehufs Ddiefer Wahlen it das Land nad 
Maaßgabe $. 9. in acht Wahlfreife zu theilen. In 
jedem Wahlfreife üt ein Abgeordneter zu wählen, und 
zur Leitung der Wahl ein Commiffarius zu beftellen. 

$. 17. Bon mehreren Miteigenthümern oder Mit: 
befigern fann nur Einer wählen. Der Erſchienene gilt 
als legitimirt. Inter mehreren zur Ausübung des Wahl— 
rechts Erichienenen entfcheidet im Mangel der Verein _ 
baruna das Loos. 


VI. Abichnitt. 
Von dem Wahlverfahren. 


$. 18. Die Wahlen werden nad) Kirdyfpielen vor: 
enommen. In den größeren Städten find jedoch die 
agiitrate befugt, anderweitige paſſende Wahlabtheis 
(ungen: zu bilden. Auch iſt es den Wahlcommilffarien 
geitattet, für die Wahlen des erſten Wahlförperd mehrere 
Kirchſpiele zu einer Wahlabtheilung zu vereinigen. 
$. 19. Zur Reitung der Wahlen wird für jeden 
Wahlkreis ein Commiſſarius durch die Staatsregierung 
ernannt. Derfelbe hat die Anfertigung und Weröffent: 
lichung der Wahlliiten zu veranlaffen und zu überwachen. 
$. 20. Die Wahllitten, welhe Namen, Stand 
und Wohnort der Wähler und deren Vertheilung in die 
beiden Wahlkörper enthalten, werden in den Städten 
durch die Magiitrate, auf dem platten ande durch Die 
von dem Commiſſarius nad Kirchipielen zu ernennenden 
Wahldirigenten angefertigt. 
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Bei der Sonderung der Wahlförper find die Ber: 
zeichniffe der zuletzt obenen außerordentlichen Con: 
tribution arundfeglic zu machen und zu dem Ende ven 
Dirigenten auf Erfordern von den Eolligirungsbehörden | 
und nöthigen Falled von der Yanded-Receptur-Direction 
mirzutheifen. | 

8. 21. Die Wahlliften find durch die mir Deren 
Anfertigung beauftragten Behörden an einem geeigneten 
Orte fpäteltend acht Tage vor Dem zur Wahl beſtimmten 
Tage zu Jedermanns Einfidht auszulegen, und it dies 
öffentlich befannt zu maden. 

Einſprachen gegen die Liſten find binnen dreier Tage 
nad) gefchehener öffentlicher Befanntmacdung bei der ges 
nannten Behörde anzubringen, welche alddann die Liſte 
ſchließt. 

Beſchwerden wegen zurückgewieſener Einſprache 
werden durch den Commiſſarius entſchieden. 

Nur diejenigen ſind zur Theilnahme an der Wahl 
berechtigt, welche in die Liſten aufgenommen worden ſind. 

F. 22. Die Leitung der Wahlen gebührt den Ma— 
giftraten und den vom Wahlcommiffarius ernannten 
Dirigenten. 

$. 23. Die Wahlen eines jeden Wahlförpers find 
an einem und demfelben Tage durd das ganze Groß— 
herzogthum vorzunehmen. Der zweite Wahlförper wählt 
an dem eriten, der erite Wahlkörper an dem fpäteren 
MWahltage. 

$. 24. Den Wahlfommiffarien bleibt bei den be: 
jonderen Wahlen überlaflen, mehrere Kirdyipicle zu einer 
Abtheilung zu vereinigen. 

$. 25. Die bejonderen Wahlen gefhehen turd 
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das ganze Großherzogthum an einem und demfelben 
Tage, jedoch ſpäter ald die allgemeinen Wahlen. 

$. 26. Die mit der Leitung der Wahl beau‘tragte 
Behörde hat die Wähler unter Angabe des Tages, der 
Stunde und des Ortes der Verfammlung in ortsüblicher 
Weiſe vorzuladen. 

Der Wahlort muß innerhalb des Wahlbezirks be— 
legen fein. 

8. 27. Bei der Wahlhandlung hat der Dirigent 
einen durch Handfchlag zu verpflichtenden Protocofführer 
und zwei Beifiger aus den Wahlberechtigten zuguziehen, 
über Die Wahlbandlung ein Protocol aufzunehmen, ſolches 
durd) feine, Der Beifiser und des Protocollführerd Unter: 
fchrift zu beglaubigen und fpäteftend anderen Tages an 
ven Commiſſarius einzufenden. 

F. 28. Die Wahlhantlung geht vor fih ohne 
Rückſicht auf die Zahl der erfchienenen Wähler. 

$. 29. Die im Voraus zufammengefaltenen, auf 
der innern Seite nummerirten, auf der Außenfeite ges 
ſtempelten Stimmzettel werden durch einander gemifcht. 
Der Wahldirigent läßt fie fotann durch die Beifiger 
an die erfchienenen Wähler austheilen. 

8. 30. Jeder Wähler fchreibt oder läßt auf den 
ibm übergebenen Zettel Namen, Beruf und Wohnort 
tes von ihm Gemahlten fchreiben. Zettel, auf welchen 
mehr als ein Name oder der Name einer nicht wähl: 
baren Perfon geſchrieben fteht, oder aus melden der 
Gewählte nicht unzweifelhaft zu erfennen iſt, ebenfo 
andere, ald die audgetheilten Zettel, fird ungültig. 

Wählern, welche nicht fchreiben fönnen, muß auf 
Berlangen der Schriftführer den Namen ded von ihnen 
Gewählten in ihren Etimmzettel fchreiben. 


168 Wahlgefeg f. d. Großth. Mecklenburg-Schwerin. 


8. 31. Seder Wähler hat feinen Stimmzettel in 
dad Warlgefäß zu legen. In der Reihenfolge, wie 
died geichiebt, find die Namen der Stimmenden zu Pros 
tocoll zu nehmen 

$. 32. Nach vergebliher Frage, ob noch Jemand 
einen Stimmzettel abzugeben babe, erflärt der Wahl— 
dirigent die Wahl für geſchloſſen. E8 dürfen dann feine 
Stimmzettel mehr abgegeben werden. 

‚33. Die Zettel werden uneröffnet von den 
Beifit igern laut gezählt. Das Ergebniß it zu Protocol 
zu vermerfen. Stimmt die Zahl der Abitimmenden und 
.der Stimmzettel nicht überein, fo it eine Berichtigung 
ſofort zu verſuchen. 

$. 34. Die Stimmzettel werden ſodann durch einen 
Beiſitzer entfaltet und die Nummern derſelben mit den 
darauf geſchriebenen Namen laut verleſen. Die Namen 
der Gewählten und die auf ſie fallenden Stimmen wer— 
den protocollirt. 

F. 35. Aufkommende Zweifel über die Gültigkeit 
einzelner Stimmzettel entſcheiden SEN und Bei: 
figer nah Stimmenmehrheit. 

$. 36. Das Ergebniß der Abjtimmung wird den 
anwefenden Wählern mitgetheilt und die Wahlverfamn: 
ung: gefchloflen. 

$. 37. Die Stimmzettel find nad gefchloffener 
MWahlhandlung fofort zu vernichten. 

$. 38. Zur Wahlhandlung Haben nur die ſtimm— 
berechtigten Wähler Zutritt. Nichtitimmberechtigte Ans 
wejende find vor dem DBeginne der Wahlhandlung zum 


Abtreten aus’ der für die Wähler beftimmten Räumlid): 
feit zu veranlaffen, 


N 
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$: 39. Der Commiffarius hat aus den vollſtändig 
- eingegangenen Vrotocollen am Hauytorte des Wahl: 
freifes in öffentlicher, vorher befannt zu machender Sitzung 
unter Zuziehung zweier, als Dirigenten oder Beiſitzer 
oder Protocollführer beiden Wahlen nicht fungirt haben: 
der MWahlberechtigter dad Nefultat der Wahlen zu er: 
mitteln und zu einem, nad Vorſchrift $. 27, zu bes 
glaubigenden Protocolle zufammenzutragen. 


$. 40. Wer über die Hälfte der gültigen tim: 
men erhalten hat, ift für gewählt zu achten. 


| Stellt fi eine abfolute Stimmenmehrheit nicht ber- 
aus, fo hat der Wahlcommiſſarius unter abichriftlicher 
Mittheilung des das Wahlrefultat enthaltenden Vrotocolles 
an die Dirigenten die zweite Wahlhandlung zu veran— 
italten, und wenn auch durd) dieſe eine abjolute tim: 
menmehrheit nicht erreicht wird, für die dritte Wahl: 
handlung die beiden Kandidaten zu bezeichnen, welce 
iu der zweiten Die meilten Stimmen erhalten haben. 
PeiStimmengleichheit Mehrerer entſcheidet das in öffent: 
licher Sikung zu ziehende Loos, wer von ihnen zur 
Wahl fommt. 


Ervgibt ſich bei der dritten Wahl Stimmengleichheit, 
fo entfcheidet dad Loos, 


Don dem jedesmaligen Wahlrefultate und der etwa 
angeordneten Neuwahl hat der Commiſſarius der Staats: 
regierung berichtlice Anzeige zu machen, den erwählten 
Abgeordneten von der aufihn gefallenen Wahl fchriftlich 
zu benadrictigen und ſämmtliche Wahlacten an die 
Staatsregierung einzufenden. 


$. 41. Die Ernennung von Wahlcommiflarien, 
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fo wie die Anordnungen wegen Beichaffung der erfor— 
terlih werdenden Neuwahlen liegen der Staatstegie-— 
rung ob. | 

Die Ergebniffe der Abgeordneten Wahlen find durd) 
dad Gefegblatt zu verfündigen. - - 

8.42. Mer nit binnen 8 Tagen die Wahl ab: 
aelehnt hat, wird angefehen,, ald habe er fie angenom— 
men. 

Iſt Jemand mehrmald zum Abgeordneten aewählt 
worden, jo hat derfelbe binnen acht Tagen, nachdem er 
davon benadrichtiget worden, bei der Staatäregierung 
ſich darüber zu erflaren, welche Wahl er annehmen wolle. 
Unterlaßt er ſolche Erflärung, fo behält feine Wahl 
nur für denjenigen Wahlfreis Beſtand und Gültigfeit, 
in welchem er die relative, d. h. im Verhältniß zu der 
Bahl der in den betreffenden Rreifen geitimmt habenden 
Wähler, größte Stimmenzabl erhalten bat. 

$. 43. Keiner der bei den Wahlen thätigen Be— 
amten darf durch Empfehlung oder Vorſchlag oder fonft 
wie auf die Wahl einwirfen. 

$. 44. Mängel im Wahlverfahren find nicht zu 
berücfichtinen, wenn Diefelben auf Dad Endergebniß 
feinen Einfluß baben üben können. , 

$ 45. Für die Verwendungen, zu welchen fib 
die Wähler Durch Die Ausübung ihrer Wahlrechte an 
Reifefoiten oder fonft veranlaßt ſehen, findet eine Ver: 
gütung nicht ſtatt F 

Die Wahlcommiſſarien und die Wahldirigenten 
übernehmen ihre Mühmaltungen tmentgeltlich. 

Ihre Auslagen werden ihnen aus der Staatskaſſe 
eritattet. 





⸗ 
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Schlußbeftimmungen. 


g. 46. In den Fällen, wo die Kammer verfal- 
fungdmäßig zur Hälfte erıtenert werden muß, gefchieht 
die Erneuerung dergeitalt, daß von den aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangenen Abgeordneten - 10 aud dem 
erften Wahlförper und 10 aus dem zweiten Wahlförper 
Gemählte ausfcheiden, und zwar legtere in Tenjenigen 
MWahlfreifen, in denen die im eriten Wahlkörper gewählten 
Abgeordneten noch bleiben, dad Loos entſcheidet, in 
welchen Kreifen die im eriten Wahlförper Gemählten 
zunächit ausfcheiden follen. Won den Abgeordneten der 
ländlichen Grundbefißer fcheiden 4, und von denen der 
Kaufleute und Gemerbetreibenden je 3 aus. Das Loos 
enticheidet, wer zunächſt ausſcheidet. 

$. 47. Das Wahlgeſetz it Theil der Verfaffung, 
ed finder jedoh für eine Aenderung deſſelben die Vor: 
fchrift des $. 112 der Derfaflung feine Anwendung. 


Dtaatsgrundgefeh 


für das 
Fürſtenthum Neuß Jüngerer Linie, 
nebit 


Wahlgefes. 


— — — — —— 


J. Abſchnitt. 
Von dem Staatsgebiete. 


$. 1. Dad Fürſtenthum Neuß Jüngerer Linie 
bildet einen untheilbaren, ſelbſtſtändigen Theil des deut— 
ſchen Reichsgebietes. | 

$. 2. Die für die Verwaltung des Staated nöthig 
werdende Draanifation erfolgt durch das Gefep. 

$. 3. Die Grenzen ded Staated fönnen nur ın 
Kraft eines Geſetzes verändert werden. 

Grenzberichtigumgen mit einem Nachbarſtaate, durd) 
welche nur einzelne Stüde zur Herftellung einer geord: 
neten Abgränzung ausgetaufht oder abgelaffen werden, 
nicht aber ein Staatsangehöriger abgetreten wird, können 
ohne Zuitimmung der Randesvertretung geichehen. 
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Bon den Staatsangehörigen und 
ihren Recten. 


$. 4. Die Bedinaungen für den Erwerb und 
Verluſt des Staatöbürgerrechtd werden durd Das Geſetz 
beitinmt. AS 
$. 5. Die Strafe des bürgerlihen Zodes fol 
nicht Statt finden, und da mo fie bereits ausgefprodhen 
ift, in ihren Wirfungen aufhören, foweit nicht hierdurch 
erworbene Privatrechte verlegt werden. 

$. 6. Die Auswanderungsfreiheit ift von Staats— 
wegen nicht beichränft, Abzugsgelder dürfen nicht ers 
hoben werden. | 

$. 7. Bor dem Gefege gilt Fein Unterſchied der 
- Stände. Der Adel als Stand iſt aufgehoben. 

Ale Standesvorrechte find abgeihafft. 

Die Staatdangehörigen find vor dem Geſetze gleich. 

Alle Titel, infoweit fie nicht mit einem Amte ver- 
bunden find, find aufgehoben und dürfen nie wieder 
eingeführt werden. 

Kein Staatdangehöriger darf von einem außer: 
deutihen Staate einen Orden annehmen. 

Die öffentlichen Aemter find für alle Befähigten 
gleich zugänglich. 

Das MWaffenreht und die Wehrpflicht ift für Alle 
gleich; Stellvertretung bei leßterer findet nicht Statt. 
Die weitern Beſtimmungen trifft das Geſetz 

$. 8. Die Freiheit der Perſon it unverleglic. 

Die Verhaftung einer Verfon foll, außer im er 
der Ergreifung auf friiher Ihat nur geihehen in Kraft 
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eined richterlihen, -mit Gründen verfehenen Befehls. 
Diefer Befehl muß im Augenblide der Verhaftung oder 
ipäteitend innerhalb der nächſten vier und zwanzig 
Stunden dem Berhafteten zugeitellt werden. Binnen 
gleicher Früt muß eine vorläufige Vernehmung ftattfinden. 

Die Volizeibehörde muß Jeden, den fie in Verwah— 
tung genommen hat, fpäteitend im Laufe des folgenden 
Tages entweder freilaffen oder der richterlihen Behörde 
übergeben. 

Jever Angefchuldigte fol gegen Stellung einer vom 
Gericht nad) dem Gejege zu beitimmenden Kaution oder 
Bürgſchaft der Haft entlaffen werden, fofern nicht drin— 
gende Anzeigen eines fchweren peinlihen Verbrechens 
gegen denfelben vorliegen. 

Im Falle einer widerrechtlicd verfügten oder ver: 
längerten Gefangenfchaft it der hieran Schuldige und 
nöthigenfafld der Staat dem Verlegten zur Genugthuung 
und Entihädigung verpflichtet. | 

8. 9. Die Zodegitrafe, ausgenommen wo dad 
Kriegsrecht fie vorfchreibt, ſowie die Strafen des Prangerg, 
der Brandmarfung und der förperlihen Züchtigung, find 
abgeſchafft. 

$. 10. Die Wohnung tt unverletzlich. 

Eine Hausluhung iſt nur zuläffig: 

1) in Kraft eines richterlihen mit Gründen veriehenen 
Befehls, welcher fofort oder innerhalb der nächiten 
vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten zu= 
geitellt werden fol; 0: 

2) im Falle der Verfolgung auf friiher That, durch 
den gefeßlich berechtigten Beamten ; 

3) in den Fällen und Formen, in welchen das Gefſetz 
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ausnahmsweiſe beitimmten Beamten aud) ohne 
richterlichen Befehl diefelbe geitattet. 1J 

Die Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit JZuzie— 
hung von Hausgenoſſen erfolgen. 

Die Unverleglichfeit der Wohnung tt fein Hinders 
niß ter Berhaftung eines gerichtlich Verfolgten. 

$. 11. Die Befchlagnahme von Briefen und 
Papieren darf, außer bei einer Verhaftung oder Haus: 
juhung, nur in Kraft eines richterliben, mit Gründen 
verfehenen Berehld, welcher ſofort oder innerhalb der 
näditen vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten 
- zugeitellt werden fol, erfolgen. 

$. 12. Das Briefgeheimniß iſt gemährleiftet. Die 
Verlegung deflelben iſt peiniich zu beftrafen. 

Die bei ftrafgerichtlihen Unterfuchungen und in 
Kriegsfällen nothmwendigen Befchränfungen find Durch 
die Sefeßgebung feitzuftellen 

$. 135. Jeder Staatsangehörige hat das Recht, 
durh Wort, Schrift, Drud und bildfihe Darftellung 
feine Meinung frei zu äußern. 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umſtänden und 
in feiner Weife durch vorbeugende Mafßregeln, nament: 
ih Zenfur, Konzeffionen, Eicherheitsbeitellungen, Staats— 
. auflagen, Belchränfungen der Drudereien oder des 
Buchhandels, Poitverbote oder andere Hemmungen des 
freien Verkehrs, befchränft, ſuspendirt oder aufgehoben 
werden. —— 

Ueber Preßvergehen, welche von Amtswegen ver: 
folgt werden, wird durch Schwurgerichte geurtheilt. 

$. 14. Jeder Staatsangehörige hat volle Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreiheit. 
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Niemand ift verpflichtet, feine religiöfe Meberzeugung 
zu offenbaren. | 

$. 15. Jeder Staatsangehörige ift unbefchränft in 
der gemeinfamen hHauslichen und ‚öffentliben Uebung 
feiner Religion. 

Derbrehen und Vergehen, melhe bei Ausübung 
diefer Freiheit begangen werden, find nad dem Geſetze 
zu beftrafen. 

$. 16. Durch das religiöfe Befenntniß wird der 
Genuß der bürgerlihen und ftaatebürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beſchränkt. Den ftaatsbürgerlichen 
Pflichten darf daſſelbe feinen Abbruch thun. 


$. 17. Jede Religionsgelellfhaft ordnet und ver: 
waltet ihre Angelegenheiten felbfrftändig, bleibt aber, 
wie jede andere Gejellfchaft im Staate, den allgemeinen 
Staatögeleßen unterworfen. 

Keine Religionsgefellihaft genießt vor andern Vor: 
rechte dDurd) den Staat; ed beiteht Feine Staatdfirde. 

Neue Religionsgefellihaften dürfen fi) bilden; 
einer Anerfennung ihres Befenntniffes durch den Staat 
bedarf es nid. 

Ueber das Recht Ber Kirchengemeinden, ihre kirch— 
lichen Beamten zu wählen, ergeht ein befonderes Geſetz. 

$. 18. Niemand fol zu einer kirchlichen Handlung 
oder Feierlichfeit gezwungen werden. 

$. 19. Die Formel des Eides foll eine für Alle 
gleihmäßige, an fein beitimmtes Religionsbekenntniß 
gefnüpfte feinz fie fol lauten: 

„So wahr mir Gott helfe!” 
- 8. 20. Die bürgerlidye Gültigfeit der Ehe iſt nur 

von der Vollziehung des Zivilaftes abhängig; die kirch— 
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liche Trauung fann nur nad) VBollziehung des Zivilaktes 
Statt finden. 
Die Religionsverfhiedenheit ift Fein bürgerliches 
Ehehinderniß. 

$. 21. Die Standesbücer werden von den bürger: 
lichen Behörden geführt. 

8. 22. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei. 

$. 23. Das Unterrihtds und Erziehungswejen 
iteht unter der DOberaufficht ded Staats, und iſt, abge— 
fehen vom Religionsunterriht , der Beauffihtigung der 
Geiftlichfeit, ald folcher, enthoben. 

$. 24. Unterricht zu ertheilen, fowie Unterrichts = 
und Erziehungsanftalten zu gründen und zu leiten, fteht 
jedem Staatdangehörigen frei, wenn er feine moralifche, 
wiſſenſchaftliche, bezüglich technifhe Befähigung der be— 
treffenden Staatsbehörde nachgewieſen hat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt feiner Befchrän- 
fung. 
’. 25. Für die Bildung der Jugend fol durch 
öffentlihe Schulen überall genügend geforgt werden. _ 

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder 
oder Pflegbefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, 
welcher für die unteren Volksſchulen vorgefchrieben ift. 

$. 26. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der 
Staatsdiener. 

Der Staat ſtellt unter geſetzlich geordneter Betheili— 
gung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften die 
Lehrer der Volksſchulen an. 

F. 27. Für den Unterricht in Volksſchulen und 
niederen Gewerbeſchulen wird kein Schulgeld bezahlt. 

Unbemittelten ſoll auf allen öffentlichen Unterrichtös— 
anſtalten freier Unterricht gewährt werden. 

12 
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Die Unterhaltung der öffentlihen Biftungsanitalten, 
ſowie die angemeflene Befoldung der Lehrer an denfelben 
liegt demStau: ob, dagegen übernimmt er das fämmt: 
liche Sculvermögen. Die für Schulzwecke gemachten 
Stiftungen bleiben unverändert fortbeitehen. 

$. 28. Es ſteht einem Seden frei, feinen Beruf 
zu wählen und fih für dDenielben auszubilden, wie und 
wo er will. 
$. 29. Geder Staatdangehörige hat das Recht, 
ſich mit Bitten und Befchwerden an die Behörden zu 
wenden, diefelben auch in geeigneten Fällen an den Land: 
tag und an die Reichsverſammlung fchriftlich zu bringen. 
Diefes Recht Fann ſowohl von Einzelnen, ald von Meh— 
teren im Verein ausgeübt werden. 

$. 30. Jeder Staatsbürger hat das Recht, öffent: 
liche Beamte wegen amtlicher Handlungen gerichtlich zu 
verfolgen, einer vorgingiaen Erlaubniß durch die Ober— 
behörde bedarf es dazu nicht. | 

$. 31. Die Staatdangehörigen haben das Recht, 
ſich friedfih und ohne Waffen zu verfammeln; einer 
beſondern Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 

Bolfsverlammlungen unter freiem Himmel fönnen 
bei dringender Gefahr für die öffentlihe Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 

$. 32. Die Staatdangehörigen haben dad Recht, 
Vereine zu bilden. Diefed Recht foll durch feine vor— 
beugende Maßregel beihränft merden. 

F. 33, Die in den 88. 31. und 32. enthaltenen 
Beiiimmungen finden auf das Militair Anwendung, 
infoweit die militairifchen Disziplinar-Vorſchriften nicht 
entgeaenitehen. 

$. 34. Das Eigenthum ift unverletzlich. 
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Eine Enteignung fann nur aus Rüdfihten des ge— 
meinen Beſten, nur auf Grund eined Gefeßed und 
gegen vorhergehende gerechte Entihädigung vorgenom— 
men werden. 

Das geiftige Eigenthum joll durch die Gefeßgebung 
geſchützt werden. 

$. 35. Jeder Grundeigenthümer fann feinen Grund: 
bett unter Lebenden und von Todeswegen ganz oder 
theilweiſe veräußern. 

Das Nähere hierüber beitimmt das Geſetz. 

Für die todte Hand find Beichränfungen des Rechte, 
Liegenfchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, im 
Wege ter Gefegebung aus Gründen des öffentlichen 
Wohls zulälfig. 

$. 36. Jeder Unterthänigfeitds und SHörigfeits- 
verband Hört für immer auf. | 

G. 37. Ohne Entichärtigung find aufgehoben: 

1) die Patrimonialgerichtsbarfeit und die grundberr: 
lie Polizei, ſammt den aus dielen Rechten 
fließenden Befugniffen, Eremtionen und Abgaben ; 

2) die aus dem guts- und fchußherrlihen Verbande 
fliegenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen. 

Mit diefen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen 
und Laſten weg, welde dem bisher Berechtigten dafür 
oblagen. 

$. 38. Alle auf Grund und Boden haftenden 
Abaaben und Leiitungen, insbefondere die Jehenten find 
ablösbar: ob nur auf Antrag des Belaiteten oder auch 
des Berechtigten und in welcher Weile, darüber beitimmt 
ein befondered Geſetz. | | 

Ale noch nicht zu gegenfeitigem Abſchluſſe gediehenen 

13? 
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Ablöfungen erfolgen von jest an nur nad einem neu 
su erlaflenden Gelege. | 

| Es foll fortan Fein Grundſtück mit einer unablög: 
baren Abgabe oder Leitung belaftet werden. 

Ale Bannrechte find aufgehoben, die dafür zu 
feiftenden Abgaben ded bisher Berechtigten fallen meg. 
Etwaige Entihädigung übernimmt der Staat. 

$. 39. Im Grundeigentum liegt die Berechtigung 
zur Jagd auf eignem Grund und Boden. | 

Die Zagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und 
Boden, Jagddienite, Jagdfrohnden und andere Feiftungen 
für Sagdzwede find ohne Entfhädigung aufgehoben. 

Kur ablösbar jedoch it Die Gerechtigfeit, melde 
erweislich durch einen lältigen mit dem Eigenthümer des 
belaiteten Grunditüdes abageichloffenen Vertrag erworben 
iſt; über die Art und Weile der Ablöfung har ein be= 
fonderes Geſetz Das Weitere zu beitimmen. 

Die Ausübung ded Jagdrechts aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und de8 gemeinen Wohls zu 
ordnen, bleibt der Geſetzgebung vorbehalten. 

Die Jagdgeredtigfeit auf fremdem Grund und Boden 
darf in Zufunft nicht wieder ald Grundgerectigfeit be= 
itellt werten. 

Die Fifchereigerechtigfeit in Bächen, melde in 
fremdem Privateigenthume fid befinden, it fammt den, 
mit einer ſolchen Geredhtigfeit verbundenen Servituten 
ablösbar. 

Soweit fie aber lediglih auf Regalität begründet 
wird, it fie ohne Entihädigung aufgehoben. 
| $. 40. Es fol ein Steuerſyſtem Statt finden, 
nad) welchem neben dem Grundbefiße alle vorhandenen 

Steuerfräfte zu verhältnigmäßiger Mitleidenheit gezogen 
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werden. Die Beiteuerung bei den Staatdlaften jomohl, 
ald bei den Gemeindelaiten fol fo geordnet werdeh, daß 
alle Bevorzugung einzelner Stände und Güter aufhört. 

$. 41. Die Familienfideifommifle find aufzuheben. 
Die Art und Bedingungen der Aufhebung beftimmt das 


ſetz. 
Hie gleichen Beſtimmungen gelten für die Stamm— 
güter. 

F. 42. Aller Lehensverband iſt aufzuheben. Das 
Nähere über die Art und Weiſe der Ausführung hat 
die Geſetzgebung anzuordnen. 

F. 43. Die Strafe der Vermögenseinziehung ſoll 
nicht Statt finden. 

F. 44. Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. 
Es ſollen feine Patrimonialgerichte beſtehen. 

F. 45. Die richterliche Gewalt wird ſelbſtſtändig 
von den Gerichten geübt. Kabinets- und Miniſterial— 
Juſtiz iſt unſtatthaft. - 

Niemand darf feinem gefeglihen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte follen nie Statt finden. 

F. 46. Es foll feinen privilegirten Geridhtsitand 
der Perſon oder Güter geben. 

Die Militairgerichtsbarfeit ift auf die Aburtheilung 
militairiicher Verbrechen und Vergehen, fowie der Militair: 
disziplinarvergehen beichränft, vorbehältlic; der Beitim: 
mungen für den Kriegsitand. | 

$. 47. Kein Richter darf, außer durch Urtheil und 
Recht, von feinem Amte entfernt, oder an Rang und 
Gehalt beeinträchtiget werden. 

Suspenfion darf nicht ohne gerichtlichen Beſchluß 


erfolgen. 
Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
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gerichtlichen Befchluß in den durch das Geſetz beftimmten 
Fällen und Formen, zu einer andern Stelle verfegt oder 
in den Ruheſtand gefeßt merden. 

$. 48. Das Gerichtsverfahren fol öffentlich und 
mündlich fein. 

Ausnahmen von der Deffentlidifeit beitiinmt im 
Intereſſe der Eittlicyfeit das Geſetz. 

$. 49. In Strafſachen gilt der Anflageprozeß. 

Schwurgerichte jollen in fchmwereren Straffadhen und 
bei allen politifhen Vergehen urtheilen. 

$. 50. Die bürgerliche Rechtspflege fol in Sachen 
befonderer Berufserfahrung durch fahfundige, von den 
Berufsgenofien frei gewählte Richter geübt oder mitges 
übt werden. 

$. 51. Rechtspflege und Verwaltung jollen ges 
trennt ind von einander unabhängig fein. 

Ueber Kompetenzfonflifte zwiſchen den Vermaltungs: 
und Gerichtöbehörden , ſowie über die Frage,z ob eine 
Sache fid) zum Gerichtöverfahren eigne, enticheiden die 
Suftizbehörden des Landes im geordneten Inſtanzenzuge 
bi8 zum Oberappellationsgerichte, von defien Entſcheidung 
der Rekurs an das Reichsgericht nad) den Darüber bes 
ftehenden Gefegen freifteht. 

$. 52. Die Vermaltungsrechtöpflege findet nicht 
— über alle Rechtsverletzungen entſcheiden die Ge— 
richte. 

Der Polizei ſteht keine Strafgerichtsbarkeit zu. 

F. 53. Ueber die rechtlichen Verhäͤltniſſe aller Staats— 
diener fol ein beſonderes Geſetz beftimmen. 

F. 54. Rechtskräftige Urtheile deutfcher Gerichte 
find gleih den Erfenntniffen der Gerichte des Füriten= 
thumd Neuß Süngerer Linie wirffam und vollziehbar. 


‘ 
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$. 55. Es findet eine, die freiefte Selbitvermwaltung 
fihernde Gemeindeordnung Statt. 
$. 56 Es findet allgemeine Volksbewaffnung Statt. 


Das Nähere beitimmt das Geſetz. 
11, Abichnitt. 
Bon dem Staatsoberhaupt. 


$. 57. Die, Perſon ded Füriten iſt unverletzlich: 
die Staatsdiener find verantwortlich. 

Ale Regierungeafte des Füriten bedürfen zu ihrer 
Bültigfeit der Gegenzeihnung des verantwortlihen Mi— 
niſteriums, das für deren Gefeßmäßigfeit einzuftehen hat. 

Der Mangel einer folhen Gegenzeihnung macht 
die Verfügung ungiltig 

$. 58. Die Regentenhandlungen der Borfahren 
find von den Nachfolgern anzuerfennen und zu ver: 
treten, fofern fie ohne Ueberſchreitung der verfaſſungs— 
mäßigen und gefeglihen Befugniß unternommen wurden. 

$. 59. Dem Küriten allein fteht die vollziehende 
Gewalt zu; er verfügt die Verfündigung der- Gefeße 
und erläßt die zu deren VBollziehung nöthigen Verord— 
nungen. 

$. 60. Dem Füriten gebührt die Belegung aller 
Staatdämter und der Dberbefehl über das Militair. 

$. 61. Der Fürft hat das Recht der Begnadigung 
und der Etrafmilderung. Ä 

Gegen die von dem Vertretern des Landes in Ans 
klageſtand verfegten Staatsdiener findet eine ſoſche über- 
haupt nur unter den $. 133 vorgeiehenen Beitimmungen 
oder auf Antrag der Volfsvertretung felbft Statt. 


I) 


- 
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$. 62. Dad Recht auf die Regierung des Landes 

it den — gemäß erblich im Mannsſtamme 
des Fürſtlichen Hauſes nach dem Rechte der Erſtgeburt 
und der agnatiſchen Linealfolge. 
8. 63. Sit der nad) den Beſtimmungen des $. 62. 
zur Regierung berufene Erbfolger minderjährig oder an 
dem Antritte der Regierung aus einem anderen Grunde 
verhindert, ohne daß von feinem Vorfahren durch eine 
mit Zujtimmung der- Volfävertretung erridıtete Verfü— 
gung deshalb genügende Vorforge getroffen worden it, 
fo fritt für die Dauer der Minderjährigfeit oder der 
fonftigen Verhinderung eine Regentfchaft ein in der 
unterzeichneten Weife. 

Diefe Regentichaft tritt au ein, wenn das Staats: 
oberhaupt während der Regierung durch irgend einen 
Grund dauernd an der Fortführung derfelben verhindert 
ift, für die Zeit der Verhinderung und wenn daflelbe 
K . obenangegebenen Weife feine Vorfehrung gefrof: 
en bat. 

Die Regentſchaft gebührt in Bezug auf den minder: 
jährigen Landesfürften zunächſt der leiblihen Mutter 
deflelben, wenn diefe aber ſich nicht mehr am Leben be— 
findet, oder andermweit vermählt oder font verhindert 
it, dem nächſten volljährigen zur Regierung fähigen 
Agnaten des Fürftlihen Haufes. 

Die Volljährigkeit tritt ein mit dem zurüdgelegten 
ein und zwanzigſten Lebensjahre. 

Ä Dei der obengedachten Verhinderung des Landes: 

fürften fommt die Regentfhaft der Gemahlin defielben 
zu, wenn aus der gemeinfchaftlihen Ehe ein zur un: 
mittelbaren Nadyfolge berechtigter noch minderzähriger 
Prinz vorhanden ift und zwar für die Dauer dieſer 
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Minderjährigfeit. Sobald dagegen ein zur unmittelbaren 
Nachfolge berechtigter, großjähriger Prinz vorhanden ift, 
fo übernimmt dieſer die Regentſchaft. 

Iſt überhaupt Feine männliche Nahfommenfchaft des 
behinderten regierenden Füriten vorhanden, fo gebührt 
die Regentichaft dem nächſten regierungsfähigen Agnaten. 

Der Regentfchaft iteht auf Grund der Hausgefege 
ein Regentichaftsrath zur Seite. 
Diie weitern Beitimmungen darüber trifft ein Geſetz. 

$. 64. Das fämmtliche innerhalb des Yandes ge: 
legene Domanialz Haus und Familiengut an Gütern, 
Foriten und Zubehör wird dem Staate zur Vermaltung 
abgetreten. 

Der Kürft befonnmt dagegen eine Zivilliſte für ſich 
und fein Fürftliched Haus. Das Nähere wird im Wege 
der Vereinbarung feitgefeßt. 

$. 65. Der Sit der Staatdregierung fann nie 
außer Landes verlegt werden. 


IV. Abfchnitt. 
Bon der Volfdvertretung. 


$. 66. Die Rechte ded Volks werden durch frei— 
gewählte Abgeordnete ohne Unterfchied des Standes 
vertreten. . 

$. 67. Auf je 4000 Einwohner ift ein Vertreter 
vom Volfe zu wählen und für jeden Volfsvertreter ein 
Stellvertreter. 

Die Wahlen erfolgen nad) Maßgabe des unter A. 
beigedrudten Wahlgeſetzes 

$. 68. Kein Bolfövertreter kann ſein Stimmrecht 
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dur Auftrag ausüben laffen oder für ferne Stimme 
Inſtruktionen annehmen. 
$. 69. Beim Eintritt in die Landtagsverſammlung 
gelobt jeder. Bolfsvertreter mittelſt Handichlages ;Folks 
gendes an: " 
„Ich gelobe die Staatöverfaflung heilig und treu 
zu bewahren und in der Landedverfammlung das 
Staatdwohl ohne Nebenrückſichten nach meiner 
eigenen gewiflenhaften Ueberzeugung bei meinen 
Anträgen und Abitimmungen zu beobachten.“ 


V. Abſchnitt. 


Bon den Rechten und Pflichten der 
Volksvertretung. 


G. 70. Der Volksvertretung ſtehen im Allgemeinen 
folgende Redite zu: 
a) enticheidende Stimme bei der Befteuerung, ins: 
befondere das Recht der Steuerbewilligung ; 
b) entſcheidende Stimme bei der Ordnung des 
Staatdhaushalteg, 
e) enticheidende Stimme bei der Gefeßgebung ; 
d) das Recht des Gefeßvorfchlags, der Beichwerde, 
der Adreffe, fowie der Anflage der Minifter 


v1. Abfchnitt. 


Steuerbewilligung und Finanzvermaltung. 


$. 71. Die Volfövertretung hat die Pflicht, nächſt 
der Ueberwahung des gefammten Stantövermögeng, 


* 
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dahin mitzuwirken, daß nicht nur die Beitraͤge der Staats— 
angehörigen zu dem, was die Verwaltung des Landes 
und das Gemeinwohl erheilht, mit Eparjamfeit gefow 
dert und mit Geredhtigfeit vertheilt, fondern auch die 
gefammten Staatdeinfünfte mit Genauigfeit und Gewik 
jenhaftigfeit ihrer Beftimmung gemäß verwendet werden. 
8.72. Es fol zu dem Ende der Volfsvertretung 
ein genauer Anfhlag (Etat) von dem; was zu den 
Zweden des Staates in ihren verfchiedenen Beziehungen 
erforderlich it, zur Berathung vorgelegt und der Bedarf 
mit ihr gemeinf&haftlid geprüft und feitgefegt, Die Art, 
wie diefer Bedarf aufzubringen ift, mit ihr beitimmt, 
ohne ihre ausdrädlihe Zuftimmung Feine neue Steuer 
irgend einer Art ausgefchrieben und Feine Abgabe, deren 
Bewilligungsperiode abgelaufen it, eingefordert werden. 
$. 73. Es müffen jedoch auch abgelaufene Verwilli— 
gungen, infofern fie nicht für einen vorübergehenden 
und bereit erreichten Zweck bekimmt waren, in der 
Zwifchenzeit bid zur verfaffungsmäßigen Periode des 
nächiten Landtages und nad Eröffnung des Landtages 
bis zur Beltimmung ded neuen Finanzetats und ‚zur 
———— der zu deſſen Deckung erforderlichen Mittel 
ortgeſetzt werden. 

Jedoch darf dieſe weitere Erhebung nicht über die 
naͤchſte Finanzperiode hinausgehen, indem dann unbe— 
Died! die Bewilligung der Volksvertretung nothwendig 
wird. \ 

$. 74. Die Benilligungen der Steuern dürfen 
von der Bolfövertretung nicht an die Bedingung der 
Erfüllung beitimmter, das Budget nicht betreffender Anz 
träige gefnüpft werden. Sie fann jedoch immer eine 
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vollftändige Ueberfiht und Nachweiſung der Staatdbe: 
dürfniffe und der Staatdeinnahmen fordern. 

$. 75. Sind die Staatöregierung und die Volks— 
vertretung über den Finanzetat und die zu deflen Be: 
ftreitung für die nachſte ‚Finanzperiode erforderlichen 
öffentliben Abgaben, über ıhren Betrag, ihre Art umd 
Erhebungsweife einveritanden, fo werden Diefe Abgaben 
ald’ von der Bolfsvertretung genehmigte, mittelit Fürſt— 
lien Patents ausgeſchrieben und befannt gemacht. 

8. 76. Ueber die Verwendung der bemilligten 
‚ Steuern und Abgaben, Sowie der gefanımten Staates 

einnahmen wird alljährlich vollitändige Rechnung abge 
legt. Der Polfövertretung ſteht dad Recht zu, Die 
Rechnungen über die aus ver Landeskaſſe beitrittenen 
* Staatsbedürfniffe zu prüfen und über die darin bemerften 
Anftände Ausfunft zu fordern. 

©. die $$. 115. 116. 117. 118. über den and: 
tagsausſchuß. 

F. 77. Die geſammte Landesſchuld iſt unter die 
Gewäaͤhrleiſtung der Volksvertretung geſtellt. 

Zur Aufnahme neuer Landesſchulden und zur Kre— 
irung von Kaflenicheinen ift Die Zuftimmung der Volks— 
vertretung erforderlich). 

Bei Schuldurfunden, melde der Staat außitellt, 
ift die Mitunterzeihnung durd den Landtagdausihuß 
notbwendig. — $. 116. b. — 

Ald neue Landesfchulden find nicht zu betrachten 
diejenigen VBorfhüfle, welche Behufs einer Tilgung von 
früheren Landesſchulden aufgenommen werden, ebenfos 
wenig bie Ausftellung neuer Schuldurkunden an bie 
Stelle älterer Obligationen — Konvertirung. — 

$. 78. In außerordentlihen Fällen, z. B. in 
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Kriegszeiten, in der Nothwendigkeit fchleuniger Erfüllung 
der Bundespflichten, wo die Etaatsbedürfniffe weder 
durch die ordentlihen noch durch außerordentliche: Beis 
träge der Staatdangehörigen, ohne deren zu große Ber 
laftung beftritten werden fünnen, die Einberufung des 
Landtages aber nicht fofort ausführbar ericheint, kann 
das Miniiterium die erforderlihen Summen unter feiner 
Verantwortung und unter der Verpflichtung, über die 
Nothwendigfeit und. Verwendung derfelben gegen den 
er zufammentretenden Landtag ſich Be auf: 
nehmen, 


vi. Abſchnitt. 
Geſetzgebung. 


F. 79. Kein Geſetz kann ohne Zuſtimmung der 
Volksvertretung erlaſſen, abgeändert, aufgehoben oder 
authentiſch interpretirt werden. 

$. 80. Die Geſetzentwürfe werden von dem Fürſten 
an die Volfsvertretung gebracht; ebenfo hat Diele das 
Reat, auf neue Gelege, ſowie auf Abänderung oder 
Aufhebung beitehender anzutragen und zu dem Ende 
Entwürfe vorzulegen. Ä 

$. 81. Der Fürft fanftionirt die Gefege und macht 
fie befannt. In der Berfündigung wird Bezug genom— 
auf die erfolgte Zuftimmung der Bolfsvertretung. 
($. 59.) 

$. 82. Der Fürit erläßt auch foldye, ihrer Natur nad) 
der Zuftimmung der Volfövertretung bedürfende, aber 
durch das Staatswohl dringend gebotene Verordnungen, 
deren Jmed durch Verzögerung vereitelt werden würde, 
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mit Ausnahme aller und jeder Abänderungen in der 
Verfaſſung und in dem Wahlgefege. Dafür, daß das 
Staatswohl Eile geboten habe, iſt dad Miniiterium vers 
antwort > 


Alle in diefer Weife erlaffenen Verord— 
nungen 1 nd dem nächſten Landtage zur nachträglichen 
Beſchlußfaſſung vorzulegen. Die von ihm etwa beſchloſ— 
fene Aufhebung einer folhen Verordnung hat Feine rüd: 
wirfende. Kraft. 


$. 84. An der Ausführung der verfaflungsmäßigen 
Beihlüffe der Reichsgewalt kann der Landesfürit nicht 
gehindert und fönnen die dazu erforderlihen Mittel von 
der Volksvertretung nicht verfagt werden. 

Hinfichtlich der Art und Weife der Aufbringung 
der Mittel it die Mitwirfung der Volfdvertretung er: 
forderlich. 


$. 85. Sn allen Beziehungen zu anderen Staaten 
‚vertritt der Fürft den Staat allein. 


$..86. Es fann jedoch durch Verträge mit anderen 
Staaten Fein Theil des Staatögebietes und ded Staats: 
eigentbums veräußert, Feine Laſt auf das Land oder 
defen Angehörige übernommen und fein Landesgeſetz 
abgeändert oder aufgehoben, aud feine Verpflichtung, 
welche den Rechten der Staatdbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen werden, ohne daß die Zuitimmung der Volks— 
vertretung vor dem Abichluffe eingeholt und ertheilt 
worden ilt. 

$. 87. Bon diefer Zuftimmung find die bereitd 
abgeichloffenen Berträge für ihre vertragsmäßige Dauer 
ausgenommen. 

$. 88. Der Fürit fann einen der PVolfsvertretung 


’ 
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übergebenen Geſetzentwurf noc während der Discuſſton 
darüber wieder zurüdnehmen. 

$. 89. Die ſtändiſche Erflärung, wodurd) ein Ges 
feßvorichlag entweder ganz abgelehnt wird, oder Vers 
änderungen dazu beantragt werden, muß die Angabe 
der Beweggründe enthalten. 

$. 90. Ein von der Volfövertretung ganz abge- 
lehnter Geſetzentwurf kann zwar bei einem folgenden 
Landtage unverändert wieder an ſie gebracht werden, 
a deffelben Randtagd aber nur in veränderter 

iſe. 

F. 91. Die von der Volksvertretung auf Vervoll⸗ 
fommnung der Gefeßgebung und Berfaffung geftellten 
Anträge oder eingebrachten Gefeentwürfe find während 
des Landtages, auf welchem fie vorgeleget werden, in 
Erwägung zu ziehen. 

F. 92. Die Erflärung des Fürften über Beftätt 
gung oder Nichtbeitätigung eines ſolchen Antrages oder 
Sefegentwurfes erfolgt innerhalb fechs Wochen vom 
Eingange der betreffenden ftändifhen Erflärungsfchrift 
an gerechnet, und zwar im Falle der Nichtbeftätigung 


unter Angabe der Beitimmungsgründe. 


Iſt die Eeffion vor Ablauf dieſer ſechs Mochen 
gefchloffen worden, fo wird die Entſchließung des Fürften 
dem Landtagsausſchuſſe eröffnet. 

Seht binnen der vorgedahten ſechs Wochen die 
Fürftlihe Erflärung nicht ein, fo gilt ter Geſetzvorſchlag 
oder Antrag ald verworfen. In Ddiefem Falle, fowie 
wenn der Fürft die Sanftion ausdrücklich verſagt hat, 
darf der Antrag oder Geſetzesbeſchluß erſt vom näditen 


* ordentlichen Landtage — in der nächſten Randtagsperiode — 


wiederholt und nochmals zur Diecuffion gebracht werden. 
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Wird dann ein folder Antrag oder Geſetzesvörſchlag von 
den zwei folgenden ordentliden Landtagen mit jedes— 
maliger Neumahl der Abgeordneten hinter einander 
gleichmäßig mit einer Majorität von zwei Drittheilen 
wiederholt und eingebracht, fo erlangt er auch ohne Die 
Sanftion des Landesfürften Gefeßesfraft.- 

„Anträge ded Landtages, welche auf Abänderung der 
Berfaflung des Staated abzweden, namentlich ſolche, 
welche auf Abänderung des Staatdgrundgefeged und 
ded Wahlgeſetzes ſowie der, in Folge derfelben getrofs 
fenen organischen Beitimmungen gerichtet find, ingleichen 
alle, welche den Staatshaushalt und die Beſteuerung 
der Staatdangehörigen betreffen, erfordern zu ihrer 
Bültigfeit nicht allein eine Stimmenmehrheit von min: 
deftend zwei Drirttheilen der verfaffungsmäßigen Zahl 
der Mitglieder ded Landtages, fondern auch das Eins 
veritändniß des Staatsoberhauptes. 


VIII. Abſchnitt. 
Ueberwachung der Verwaltung. 


F. 93. Die Volksvertretung iſt berechtigt, Miß— 
braͤuche, welche derſelben in den verſchiedenen Zweigen 
der Verwaltung bekannt werden, zur Abhilfe anzuzeigen. 

F. 94. Es ſoll derſelben über die Beſchwerden, 
welche theils durch die Abgeordneten, theils durch Ein— 
gaben Anderer zur Sprache kommen, auf Verlangen 
vollſtändige Auskunft ertheilt und es ſoll jede ſolche 
von der Volksvertretung vorgebrachte Beſchwerde mit 
Genauigfeit und Sorgfalt unterſucht und derſelben, ſo 
weit fie gegründet befunden wird, abgeholfen merden. 
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$. 95. Einzelne, Vereine und KRorporationen Fön 
nen fih nur dann mit Befchwerden über erlittene Rechts— 
verlegung an die Volfävertretung menden, wenn fie die 
eleglihen Ind verfaffungsmäßigen Wege, um bei den 
— eine Abhilfe ihrer Beſchwerden zu er— 
langen, vergeblich eingeſchlagen haben. 

Das 8. 29. gemährleiitete Recht der Bitte bleibt 
unbefchränft. | 

$. 96. DBeichwerden und Bitten dürfen weder von 
Privatperfonen, nody von Bereinen, noch von Korporas 
tionen perſönlich überreicht, fondern fie müſſen an das 
Landtagsdireftorium entweder unmittelbar oder durch 
ein Mitglied der Landtagdverfammlung eingebradt wer: 
den. / 


IX. Abſchnitt. 


Beftimmungen über die Ausübung der, 
der Volfövertretung zuftchenden Redte 
duch den Landtag. 


$. 97. Die der Volfövertretung zuftehenden Rechte 
werden, mit Ausnahme der im Abfchnitt X. dem Lande 
tagsausfchuffe übertragenen befonderen Red)te und Bes 
man, ausſchließend von derfelben im Landtage aus: 
geübt. ' 

F. 8. Der Landtag Soll regelmäßig alle zwei 
Sabre im Monat Dftober und außerdem fo oft e8 zur 
Erledigung dringender und wichtiger Landesangelegen— 
heiten von der Staatöregierung, fei ed nad) eigenem 
Ermefien, fei e8 auf Antrag der Volfsvertretung, für 
nöthig befunden wird, einberufen werden. 


13 
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8. 99. Die Anordnung zur Zufammenberufung 
des Landtages ergehet durch den Füriten. 

$. 100. Jeder einberufene Abgeordnete iſt ver: 
pflichtet, der erhaltenen Einladung zu Folge am Tage 
vor Eröffnung ded Landtages perſönlich zu ericheinen 
und feine Anmwefenheit bei dem Minifterium zu melden. 

$. 101. Sit ein Abgeordneter verhindert, dem 
Zandtage beizuwohnen, fo hat er fein Ausbleiben dem 
Minifterium fhriftlic fo zeitig anzuzeigen und zu ent: 
ſchuldigen, daß fein Stellvertreter noch zur rechten Zeit 
einberufen oder nöthigenfalld cine neue Wahl angeordnet 
werden kann. 

F. 102, Ein Beamter, welcher zum Volfövertreter 
gewählt ift, bedarf keines Urlaubs; ed genügt eine bloße 
desfallfige Anzeige bei der vorgefegten Behörde. | 

In Bezug auf die Stellvertretung eined gemählten 
Abgeordneten in feinem Amte, fomwie darauf wie die 
Koiten der Stellvertretung zu deden feien, ergeht ein 
Geſetz. 

Der Eintritt eines Abgeordneten in den Staats— 
dient, fowie die Beförderung oder Verbeſſerung eines 
zum Abgeordneten gewählten Staatsdienerd im Amte 
bedingt eine neue Wahl. Der Ausgefchiedene it wieder 
wählbar. - 

$. 103. Wenn nicht wenigftend zwei Drittheile 
der Abgeordneten anmwefend find, fo kann meder der 
Landtag eröffnet, noch fonit eine vorbereitende Verhand—⸗ 
lung mit Gültigkeit vorgenommen werden. 

$. 104. Der Landtag prüft die Wahlen feiner 
Mitglieder und enticheidet Darüber; er regelt feinen Ge— 
ſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung und ermählt 
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feinen Präfidenten, feinen Bicepräfidenten und feine 
Schriftführer. 
‚ $. 105. Der Landtag verhandelt mit dem Fürften 
durch das Mittel des Minifteriums. An dieſes allein 
hat ſich daher die Volfövertretung wegen jeder Auskunft 
oder wegen der Materialien, deren fie für ihre Gefchäfte 
bedarf, zu wenden. Es empfängt die von ihr abzu— 
gebenden Erflärungen und Gutachten, ſowie ihre fonitigen 
oritellungen, Bitten und Befchwerden. 

$. 106. Mindeſtens Ein Mitglied des Miniiteri= 
ums oder die Kommiffarien deſſelben müffen den Sitzun— 
gen des Landtages beimohnen, um Auffchlüffe zu er— 
theilen und Die Staatöregierung in jeder Beziehung zu 
verfreten. ß 

$. 107. Die Eröffnung des Landtages erfolgt 
durch den Füriten oder in deflen Auftrag durch das 
Minifterium. ; | 

$. 108. Die Berhantlungen des Landtages find 
in der Regel öffentlih. Cie werden auf Antrag der 
RegierungdsKommiffarien oder auf Antrag jedes einzelnen 
Mitgliedes der Verſammlung geheim gehalten. . 

Das Nähere hierüber beitimmt die Geſchäftsordnung. 

$. 109. Zur Gültigfeit eines Beſchluſſes im Land: 
tage gehört die Anmefenheit von mindeitend zwei Dritt: 
theilen der Abgeordneten. 

$. 110. Ein Beichluß des Landtages kann weder 
durch Proteftation, noch durd Berufung auf hödhite 
Entfcheidung, nod auf andere Meife gehindert werden. 

Die Minderheit muß ſich der Mehrheit unterwerfen. 

$. 111. Ein Pandtagsabgeordneter darf vom Augen 
blide Des ihm behändigten Mandat an, ein Stellver- 
treter von dem Augenblide an, mo er an die Etelle 
. 13 * 
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ded Abgeordneten einberufen worden ift, während der 
Dauer ded Landtags ohne Zuftimmung der Randtagdvers 
fammlung weder verhaftet, noch in ftrafrechtliche Unter: 
fuhung gezogen werden, mit alleiniger Ausnahme der 
Ergreifung auf friiher That.‘ 

. In diefem letztern Falle ift der Randtag von der 
getroffenen Mafregel fofort in Kenntniß zu feßen und 
ed steht demfelben zu, die Aufhebung der Haft und der 
Unterfuhung bis zum Schluſſe des Landtags zu veran- 
laffen. Diefelbe Befugniß fteht dem Landtage in Bes 
treff einer Verhaftung oder Unterfuchung zu, melde 
über einen Abgeordneten zur Zeit feiner Wahl bereits 
verhängt geweſen it. 

Kein Abgeordneter darf zu irgend einer Zeit wegen 
feiner Abitimmung in der Landtagsverfammlung oder 
wegen der bei Ausübung feines Berufs gethanen Aeußes 
rungen gerichtlicy verfolgt oder fonft außerhalb der Ver: 
fanımlung zur Verantwortung gezogen werden, wenn 
nicht der vorgefommene Fal das rechtlihe Kennzeichen 
einer Injurie, Verleumdung oder eines in den Gefeßen 
mit Strafe bedrohten fonitigen Vergehen an fich tragt. 


Die Aufrechterhaltung der Ordnung im Innern ded 
Hauſes fteht nad Maßgabe der Gefchäftdordnung dem 
Prafidium zu. 

$. 112. Sämmtlihe Abgeordnete genießen für 
‚die Zeit ihres Aufenthalt® auf dem Landtage, vor und 
mit dem Tage der Eröffnung und bi und mit dem 
Tage nad) dem Schluffe des Landtags eine tägliche 
Auslöſung, worüber ein beionderes Regulativ mit Dem 
Landtage vereinbart wird. 


Diefe Tagegelder, ſowie der gefammte Aufwand für 
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die landitändiihen Verſammlungen werden aus ver 
Landeskaſſe beitritten. 

Kein Abgeordneter darfauf feine Tagegelder verzichten. 

$. 113. Der Landtag wird durdy einen Landtags 
abichied gefchloffen, mit welchem die Verfammlung von 
dem Fürſten felbit oder dem Minifterium entlaffen wird. 

$. 114. Dem Bären iteht das Recht zu, den’ 
Landtag unter Angabe der Gründe zu vertagen oder 
aufzulöfen. \ 
a Ohne Zuitimmung des Landtags darf die Vertags 
ung die Friſt von dreißig Tagen nicht überfteigen und 
während Dderfelben Landtagsperiode nicht wiederholt 
werden. 

Im Falle der Auflöfung ded Landtags erlifcht das 
Mandat der fämmtlihen Abgeordneten von felbft; es 
find jedoch die Mitglieder des aufgelöfeten Landtages 
wieder wählbar. 

Die Frift für den Zufammentritt ded neugemwählten 
Landtages darf nicht über ſechszig Tage nad) erfolgter 
Auflöfung ausgedehnt. werden. 


X. Abichnitt. 
Bon dem Landtagsausſchuſſe. 


$. 115. Sm der Zeit zwilchen zwei ordentlichen 
Landtagen befteht ein Ausfhuß, welcher aus dem legten 
Präfidenten des Landtages und zwei von der Verfamme 
fung durch einfache Stimmienmehrheit zu wählenden 
Abgeordneten zufammengefeßt it, bei deren Wahl darauf 
zu fehen ift, daß jedes der vormaligen drei Fürftenthümer 
Reuß Jüngerer Linie vertreten fei. 


198 Staatögrundgefeg f. d. Fürftenrhum Reuß j. 8. 


F. 116. Die Obliegenheiten und Befugniſſe dieſes 
Ausſchuſſes ſind: 

a) Die Rechte der Volksvertretung aufrecht zu er- 
halten, die Austührung ber vom Staatdober: 
haupte und vom Landtage gefaßten Beichlüffe zu 
überwachen, in dringenden Fällen Anzeige an 
die Staatöregierumg zu eritaften und Boritels 
(unaen und Beſchwerden bei derfelben anzubringen, 
ne wenn ed nothwendig erfcheinen follte, auf 
Zufanmenberufung eines außerordentlihen Land⸗ 
tages unter Anführung der Gründe anzutragen. 

b) Schuldverichreibungen über die auf yertafangd« 
mäßigem Wege auf Staatsfaffen aufgenommenen 
Kapitalien mitzuunterzeichnen. 

e) Bei der Abnahme der Nednungen über diejenigen 
Kaſſen, welche der Betheiligung der Volksvertre⸗ 
tung unterliegen, mitzuwirken, namentlich die 
Rechnungsbelege einzuſehen, Erinnerungen zu 
ziehen, darüber zu wachen, daß die feſtgeſetzten 
Etats dieſer Kaſſen eingehalten werden. 

Sollten ſich bei dieſer Abnahme Anſtände ergeben, 
welche durch den Ausſchuß nicht erledigt werden koͤnnen, 
re dieſe der Beſchlußnahme des Landtags vor: 

alten. 

G. 117. Dem Ausfchuffe wird behufs der Prüfung 
der Rechnungen ein befonderes Sremplar derfelben ſechs 
Wochen vor der Rechnun 3abnahme zugeftelt. Die 
von dem Ausfchuffe bei diefer anna esogenen Erin⸗ 
nerungen werben von bdentfelben der hörte ſpäteſtens 
drei Wochen vor dem Termin ber Rechnungsabnahme 
mitgetheilt. 

Ein Exemplar der abgenommenen und unter Zu⸗ 
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ftimmung des Ausſchuſſes juftifizirten Rechnungen ift in 
dem Archive des Landtages aufzubewahren und demfelben 
jedesmal vorzulegen. 

$. 118. Die —— der Mitglieder des 
Ausſchuſſes erfolgen nah Maßgabe des $. 112. für 
die Zeit ihrer jedesmaligen Zufammenfunft. 


XI. Abfchnitt. 


Gewähr der VBerfaffung. Berpflihtung der 
Staatsdiener auf diefelbe Verantwort— 
lichkeit des Minifteriums. 


$. 119. Dad .gegenmwärtige Verfaflungsgefeß iſt 
für alle Landesangehörige nad) feiner Verfündigung durd) 
den Zandesfürften verbindlich. 

$. 120. Bor Ausübung der verfaflungsmäßigen 
Regierungsrechte leiltet der Landesfürſt bei dem Regie: 
rungsantritte vor der verfammelten Bolfövertretung das 
eidlihe Gelöbniß, die Verfaffung des Staated aufrecht 
zu erhalten und in Uebereinftimmung mit derfelben und - 
den Gefegen zu regieren. 

Ueber diefe Handlung wird ein förmliched, von 
dem Fürften mitzuvollziehendes Protofol aufgenommen 
‚ und im Landtagsardyive niedergelegt. 

Diefelbe Pflicht liegt dem Regierungsvermefer beim 
Antritte der Negentihaft ob. Bis zur Eidesleiftung 
von Seiten des Füriten oder von Seiten Ted Regie: 
rungsvermeferd werden die verfaflungsmägigen Rechte 
ded Negenten von dem verantwortlihen Minijtertum 
ausgeübt. 
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F. 121. Alle Staatsdiener und Beamteten, alle 

Magiſtrate und Ortsgerichte ſchwören jetzt und künftig 

bei der Anſtellung auf gewiſſenhafte Beobachtung der 

Landesverfaſſung. | 
Das Militair wird ebenfalls auf die Verfaffung 

vereidet. | 

$. 122. Alle Landesangehörigen find bei ihrer 
Aufnahme in das Bürger und Gemeinderecht verbunden, 
folgenden Eid zu leilten: 

„Ich Ichwöre Treue dem Landesfürften, Ge— 
horfam dem Gefege und Beobachtung der 
Landesverfaſſung!“ 

$. 123. Jeder Staatsdiener haftet für die Geſetz-— 

und Verfaſſungsmäßigkeit ſeiner amtlichen Thätigkeit. 
$. 124. Die von dem Fürſten ausgehenden Ver— 

fügungen find von einem Mitgliede des Minifteriums 

zu fontrafigniren, . 

Daſſelbe iſt dafür verantwortlich, daß Feine von ihm 
fontrafignirte oder von ihm unterfchriebene Verfügung 
eine DBerlegung des BVerfaffungsgefeges enthält. . 

- Diele DVerantwortlicfeit kann durch Befehle des 

Fürften nicht aufgehoben oder vermindert werden. 
$. 125. Die Bolfövertretung ift befugt, dieſe Ber: 

antwortlichkeit durch Befchwerde oder fürmliche Anklage 

geltend zu machen. | 
$. 126. Unerlaubte Handlungen oder VBerfehen und 

Nadhläffigfeiten der unteren Staatödiener fünnen der 

Volfövertretung zur Ausübung diefed Rechts nur dann 

Veranlaflung geben, wenn deshalb bei der zuftändigen 

höheren Behörde und zulegt beim Minifterium vergebens 

Klage geführt worden und dieſes eben dadurch, daß 
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folches vergeblich geweſen, ſich felbit einer Pflichtwidrig⸗ 
feit fhuldig gemacht hat. 

$. 127. Nur Beichwerdeführung, nicht förmliche 
Anklage it gegen eine höhere Behörde zuläſſig wenn 
die Unzwedmäßigfeit einer Verordnung oder anderen 
Mafregel die Wolfövertretung zum Gebrauche ihres 
Rechts auffordert; förmlihe Anklage dagegen findet 
Statt, wenn eine abfichtlihe Verlegung der Verfaſſung 
in Frage jtehet. 

$. 128. Sit Befchwerde erhoben, fo wird ber 
dadurch betroffene Staatsdiener oder die betroffene Be— 
hörde mit Verantwortung gehört. 

Sit diefe nicht ausreichend, vielmehr die von der 
Volfsvertretung erhobene Beichwerde ganz oder zum 
Theil begründet, fo erfolgt Yandesfüritlicyer Seitd die 
Anweilung zur Verbeſſerung des Fehlers, zur Abitellung 
ded Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauches, unbes 
ichadet der einzuleitenden förmlichen Unterfuchung, wenn 
fi) bei weiterem Eingehen in der Sache gröbere Ber: 
gehen hervorthun. 

$. 129. Der Bolfövertretung it von dem Erfolge 
ihrer Beichwerdeführung jededmal Kenntnig zu geben. 

$. 130> Sit förmlihe Anklage erhoben, to ift zu 
deren Unterfuhung und Entiheidung das — 
liche Oberappellationsgericht in Jena ausſchließend kom— 
petent. Es ſteht aber dem Angeklagten wie der Volks— 
vertretung frei, auch auf Verſendung der Akten an ein 
anderes deutſches Spruchkollegium, behufs der Entſchei— 
dung über die Anklage an der Stelle des Oberappella— 
tionsgerichtes anzutragen. | 

$. 131. Der Fürft läßt daher die erhobene Klage 
an das gemeinfchaftlihe Tribunal zu Jena übermeifen. 
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indet daſſelbe die Klage Hinlänglih begründet und durch 
ngabe der Beweismittel gehörig unterjtüßt, fo hat es 
nah den gefeglihen Formen das Verfahren einzuleiten, 
das Erfenntniß mit Gründen im Namen des Fürften 
zu ſprechen und auf dagegen eingelegted Rechtsmittel 
daſſelbe Verfahren zu beobachten, wie in anderen Sachen, 
welche durch Komyromiß an das Oberappellationsgericht 
gelangen — $. 41. f. der Oberappellationsgericht3ord: 
nung. — 
$. 132. Don der Uebermeifung der Anflage an 
dad Dberappellationdgericht wird die Volksvertretung, 
oder wenn diefe nicht verfammelt iſt, der Landtagsaus— 
ſchuß in Kenntniß gefeßt. Uebrigens fteht es der Volks-⸗ 
vertretung frei, einem Anwalt zur Berfolgung der anges 
brachten Klage und zu Wahrnehmung des jtändijchen 
J——— beim Oberappellationsgericht Auftrag zu er— 
theilen. | 
Kommt bei einem DVerfahren das ntereffe der 
Landeskaſſe in Frage, fo it der Zivilpunft außerdem 
anhängig zu machen und zu verfolgen. 
on der Drganifation des Reichsgerichts bleibt es 
abhängig, ob die Anflagen gegen die Miniiter gleich 
dort anzubringen und zu verhandeln find, oder ob nur 
Refurd von den Entiheidungen des Oberappellationd: 
gerichtd an das Reichsgericht Platz greifen wird, 
$. 133. Unterfuchungen gegen Staatödiener wegen 
Berfaffungsverlegungen oder Dienftverbreden, melde 
auf die an den Füriten gelangte Anklage verfügt worden, 
fönnen ohne Zuitimmung der DBolfövertreturg nicht 
niedergefchlagen und das Begnadigungsrecht fann ohne 
diefelbe nie dahin ausgedehnt werden, daß ein durch 
. gerichtliche Erfenntniß in Entfernung vom Amte vers 
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urtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle ges 
laffen over andermeit im Staatsdienite wieder angeitellt 
werde, ed wäre denn, daß in Nüdficht auf Wiederanitel 
fung das richterlicdye Erfenntniß einen ausdrüdlichen Vor— 
behalt zu Gunſten ded Berurtheilten enthielte. 

$. 134. Wenn über die Auslegung einzelner Bes 
jtimmungen der Verfaffungsurfunde Zweifel entiteht und 
derfelbe nicht durch Hebereinfunft zwilchen der Regierung 
und der Volfävertretung befeitigt werden kann, fo foll 
ſchiedsrichterliche Enticheitung des DOberappellationdges 
richts zu Jena nad Analogie der in der Oberappellationg: 
gerihtdordnung F. 41.— 44. enthaltenen Beitimmungen 
eintreten. 

An die Stelle des Dberappellationsgerichtd tritt 
dad Reichsgericht, ſobald daſſelbe errichtet fein wird. 

$. 135. Gegenwärtiged Berfaffungdgefeg wird 
unter die Garantie des deutihen Bundes geitellt. 

Wir werden diefed Staatögrundgefeß im Ganzen, 
wie in feinen einzelnen Theilen treu und gewiffenhaft 
beobachten, auch gegen alle Eingriffe und ag Far 
nach Kräften fhüßen, weilen aud alle Unſere ‘Behörs 
den und Diener an, demfelben unverbrüchlich nachzuleben. 

Urfundlic unter Unſerer eigenhändigen Unterfchrift 
und Vordrüdung Unfers Landesfürſtlichen Infiegel3. 

Schloß Diterftein, am 30. November 1849, 


. s.) Heinrich dee 63. Jüngerer Linie 
Fürft Neuß. 
Dr. Hermann Robert v. Bretfhneider Ernit 
Sriedrih Dinger. Dr. Emil v. Beulwitz. 


Wahlgeſetz 


für die Wahlen zum Landtage des Fürſtenthums 
Reuß Jüngerer Linie. 


—— — — 


$. 1. Wahlberechtigt iſt jeder unbeſcholtene Staatd: 
bürger, welcher das fünf und zwanzigfte Lebensjahr 
zurüdgelegt hat und eine direkte Stantöfleuer entrichtet. 
So lange indeffen.eine allgemeine Einfommen= resp. 
m nicht — iſt, iſt jeder unbe— 
ſcholtene Staatsangehörige wahlberechtigt, welcher das 
fünfundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat und ſelbſt— 
ſtändig iſt. 
$. 2. Als unfelbftftändig find von der Wahl aus: 
geichloifen ; r | 
a) Hausföhne, 
b) Dienftboten und Handwerfögefellen , die feinen 
eigenen Hausitand haben, 
e) Handlungd= und andere Gefchäftägehilfen, melde 
feinen eigenen Hausſtand haben, oder ſich im 
Brode ihres Handlungs = oder Geſchäftsherrn bes 


finden 
8. 3. Hs befcholten find von der Wahl ausge: 
chl oſſen, diejenigen, weldye durch rechtöfräftiges richter- 
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lihed Erfenntniß wegen gemeiner Verbrechen in Zucht 
oder Strafarbeitöhausftrafe verurtheilt oder zur Arbeit 
angehalten worden find. 

Es lebt jedody die Wahlberedhtigung derfelben wieder 
auf, wenn feit Berbüßung der richterlich erfannten, oder 
durch Begnadigung herabgelegten Strafe, oder me 
legtere ganz erlaffen worden ift, feit dem Erlaffen der- 
felben, ein zehnjähriger Zeitraum verfloffen ift. 

F. 4. Das Wahlreht ruht, fo lange ein Wahle 
berechtigter fih unter Zuftandsvormundfchaft oder in 
einem gerichtlichen Konfurfe befindet, oder aus öffent: 
lichen Kaffen Unterftüßung empfängt. 

Des Wahlrechts find aud diejenigen verluftig, 
welhen durch rechtsfräftiges Erfenntniß daffelbe abges 
fprochen worden ilt. 

$.5. Wer berechtigt ift, an der Wahl der Abges 
ordnneten ald Wähler Theil zu nehmen, ($. 1-4.) iſt 
aud befähigt, ald Abgeordneter gewählt zu werden, 

$. 6. Die Wahl der Abgeordneten geichieht fomohl 
in den Städten ald auf dem platten Lande nah Wahle 
bezirfen und zwar direft durch ſämmtliche Stimmberedy: 
tigte des Bezirks ohne Dazwilhenfunft von Wahlmännern. 

Zu diefem Zwede wird das ganze Land in 19 
Wahlbezirfe von je 4000 Einwohnern getheilt, deren. 
jedem die Wahl eined Abgeordneten und eines Stellver- 
treters für denfelben zuiteht. : 

$. 7. Jeder ſtimmberechtigte Staatdangehörige kann, 
aud wenn er in mehr als einem Wahlbezirfe das Wohnz- 
recht hat, nur in Einem Wahlbezirke wählen und zwar in 
demjenigen, in meldyem er fich wefentlich aufhält. 

Jeder ftimmberechtigte Wähler iſt ohne Rüdficht 
darauf, in welchem Wahlbezirfe des Landes er feinen 


— 
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Wohnſitz hat, zum Abgeordneten und Stellvertreter 
wählbar. | 

Würde Jemand in mehr ald einem Wahlbezirke 
ültig ald Abgeordneter oder Stellvertreter gewählt, fo 
Bat er ſich nach Davon erhaltener Kunde bei dem Minis 
fterium zu erflären, für welche der gleichzeitigen Wahlen 
er ſich enticheitet und es findet hierauf in denjenigen 
MWahlbezirfen, für melde die Wahl nicht angenommen 
worden it, die anderweite Wahl eined Abgeordneten 
und eines Stellvertreterd oder bezüglich blos eined neuen 
Stellvertreterd Etatt. 

$. 8. Die Wahl jede Abgeordneten und jedes 
Stellvertreterd erfolgt auf zwei Sabre. Bei der nad 


Ablauf Diefer zweijährigen Periode in allen Wahlbezirfen 


vorzunehmenden neuen Wahl it jeder ausgefchiedene 
Abgeordnete oder Stellvertreter wieder wählbar. 

$. 9. Sollte im Laufe der zweijährigen Wahl: 
periode der Landtag durd den Fürften in Gemäßheit 
des F. 114. der Verfaſſungsurkunde aufgelöft werden, 
fo treten fämmtlihe Abgeordnete und deren Stellver: 


treter mit Vorbehalt ihrer Wiederwählbarfeit aus. 


Außerdem erlifcht das Mandat jedes Abgeordneten oder 
Etellvertreterd, wenn die Bedingungen Feiner Wählbar: 
feit (K. 1. bis 4.) ganz oder zum Theil aufhören. 

Tritt ein folder Fall oder der Tod eines Abge: 
ordnieten oder Etellvertreter3 ein, fo it davon durch Die 
Gerichtsbehörde des Wohnorts dem Minifterium Anzeige 
zu machen, Damit von diefem wegen anderweiter Wahl 
cined Abgeordneten und eines Etellvertreterd oder be— 
züglich blos eines Stellvertretert das Nöthige verfügt 
werden fann. 

Alle nad) Vorftehendem im Laufe einer zweijährigen 
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Wahlperiode vorgenommenen Ergänzungdwahlen find 
nur bis zu den nahAblauf diefer Wahlperiode in fämmt: 
lichen Wahlbezirfen vorzunehmenden neuen Wahlen von 
rechtlicher Wirkung. | 

$. 10. Bater und Sohn ingleichen Brüder können 
nicht zugleich ald Abgeordnete eintreten. 

Wenn unter ihnen feine Einigung über einen freis 
willigen Rüdtritt erfolgt, fo geht der Vater dem Sohne 
der ältere Bruder dem jüngeren vor. Ä 

Die Mahl eined Abgeordneten oder Stellvertreters, 
deffen Vater, Sohn oder Bruder bereit3 Abgeordneter 
oder Stellvertreter eined anderen Wahlbezirfed ift und 
ed für die Periode bleibt, für welche er gewählt worden, 
iſt unwirfjam. 

$. 11. Es wird vorausgefegt, Daß jeder Staatäbürger 
dem ehrenvollen Rufe ald Abgeordneter willig 93 

Wil ein zum Abgeordneten Gewählter die Wahl 
ablehnen, fo muß er dieß unter Angabe der Gründe 
innerhalb der nächſten acht Tage nach der officiellen 
Befanntmahung ded Wahlreiultatd® tem Minijterium 
Ichriftlich anzeigen. Thut er dies binnen der feftgefegten 
Frift nicht, fo wird vorausgefegt, daß er die Wahl an: 
genommen habe. 

Die zur Rechtfertigung einer ablehnenden Erflärung 
angeführten Gründe prüft das Miniiterium und gibt 
vorläufige Entſcheidung darüber. Beruhigt fid) der Ges 
wählte bei derfelben nicht, fo wird die Sache dem Land: 
tage vorgeleget, welcher entweder fofort Beſchluß darüber 
faßt, oder eine nähere Darlegung und Prüfung der 
Entihuldigungsurfachen veranlaßt und auf deren Grund 
endgiltig entſcheidet. Ä 

$. 12. Die Mitglieder der obern Landesbehörden 
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koͤnnen überhaupt nicht als Abgeordnete oder Stellver— 
treter gewählt werden. | 

$. 13. Jede Abgeorbnetenwahl geſchieht lediglich 
auf Anordnung des Kürften. : 

Das Wahlgefchäft fteht unter der Leitung und Auf- 
fit des Minifteriums. Diefed trifft daher auf dazu 
erhaltene Fürftliche Anweifung die zur fpecielen Aug: 
führung der Wahlafte erforderlichen Anordnungen und 
ernennt insbefondere die mit Leitung der Wahlen zu be— 
auftragenden Wahlfommiffarien, deren Namen es öffent: 
lich befannt macht. | 


-$. 14. Sobald die Wahlen für den Landtag ans 
geordnet worden, ift zuvörderſt die Grundlifte der Wähler 
aufzuftellen, worin 

a) Vor- und Zunamen, 

b) das Lebensalter, 

c) Stand und Gemerbe 
jedes Wählers anzugeben if. 

Nach Einführung der im $. 1. erwähnten Steuer: 
verfaflung ift auch 

d) der Steuerfag 
beizufügen. 

Es werden hierbei die Wähler in alphabetifcher 
Reihenfolge aufgezeichnet. 

$- 15. Diefe Grundliften werden von den Ge: 
meindevorftänden der einzelnen Ortſchaften entworfen, 
und zwar in den Städten unter Juziehung des Gemein- 
Deratlied und der Bezirfövorfteher, auf dem platten Lande 
unter Mitwirfung ded Gemeinderathes, oder, wo ein 
ne nicht —— mindeſtens zweier Gemeindes 
glieder. 
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In den Etädten werden für jeden. Bezirf befondere 
Grundkiten gefertigt. | 

Einzeln gelegene Häufer, welche einem Gemeinde: 
bezirfe noch nicht zugetheilt And, werden zu denjenigen 
Ortſchaften gezählt, zu welchem fie rückfichtlich der Armen- 
verforgung gefchlagen find. 

$. 16. Diefe Liiten find hierauf in den Städten. 
an Katheitelle, in den Ortſchaften des platten Landes 
bei den Gemeindevoritändn zu Sedermanne Einficht. 
adıt Tage lang öffentlich auszulegen, und es ift der 
Zeitpunkt diefer Auslegung von der Gemtindebehörde 
vorher fomohl im Amtsd- und Berordnungsblatte ala 
durch Anſchlag an ortsüblicher Stelle unter der Bemer: 
fung befannt zu machen, daß Reklamationen gegen deren 
Inhalt nur dann auf Berückſichtigung für die bevor: 
ftehende Wahl Anipruc haben, wenn fie innerhalb der 
adıttägigen Friſt vom Tage der Auslegung der Grund: 
liſte an gerechnet, bei der Behörde, welhe die Bekannt: 
machung erläßt, angebracht werden. 

Nach Ablauf der gedachten Friſt werden diefe Grund: 
liſten, nachdem fie zuvor auf dem platten Lande den 
betreffenden Wahlfommiffarien ($. 13. und 20.) zur 
Begutahtung bezüglich Berichtigung mitgetheilt worden, 
in dem Falle, daß Reklamationen erhoben worden find, . 
die nicht an Ort und Stelle erledigt werden konnten, 
son den Gemeindevoritänden an das Minifterium ein: 
gefendet und die erhobenen Reklamationen auf deffen 
Entfheidung ausgefeßt. 

Die über die Statthaftigfeit einer Reklamation er- 
theilte Entſcheidung fchließt die Befugniß tes Reffa- 
manten. zur Befchwerdeführung beim Candtage nicht aus. 

$. 17. Sobald die Grundliſten — vorbehältlich 

14 
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der Befchwerdeführung beim Randtage feitgeftellt find, 
wird zur Wahl der Abgeorbneten und der Stellvertreter 
gefchritten. 

Das Miniiterium fertigt zu diefem Zwecke die ihm 
nach Maßgabe des $. 16. eingefandten Grumdfiften mit 
feiner Entiheidung den betreffenden Gemeindevoritänden 
wieder zu. 

$. 18. Dad Minifterium beftimmt den Tag, an 
welhem im ganzen Lande tie Wahlen vorgenommen 
werden ſollen. 

F. 19. Die Vorladung der Wähler zur Wahl vers 
fügt dad Miniſterium durch Befanntmahung in den 
fantlichen Blättern. 

Diefe Verfügung Haben die Gemeindevoritände 

urch öffentlihen Anſchlag und noch überdies durch be— 
NS Einladung jedes Wahlberechtigten zur allgemeis 
nen Kenntniß zu bringen. 

Den öffentlichen Anfchlägen it überall ein Eremplar 
der betreffenden Grundliſte beizufügen. 

$. 20. Die Wahlhandlung felbit wird in den 
Städten durch die Gemeindevorftände unter Mitwirkung 
der Gemeinteräthe und der Bezirfsvoriteher, auf dem 
Lande aber durd) Wahtfommiffäre, welche von der Sfaate« 
regierung fogleich bei der Anordnung der Wahl ernannt 
und öffentlih befannt gemacht werden — $. 13. — 
unter Zuziehung der Gemeindevertreter geleitet und 
vollzogen. 

Es fann ein Wahlfommifär zu Wahlen in ver: 
fhiedenen Orten beauftragt und es Firmen die Wahl— 
fommiffarien ermächtigt werden, die Wahlen für mehrere 
nahe gelegene Orte in eine Wahlhandlung zu vereinigen. 

$. 21. Die Wahlfommiffäre, fowie alle bei der 
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Leitung der Wahl Betheiligten. haben fich jeder Ein: 
wirkung auf die Wahl zu enthalten. 

$. 22. Die Wahlhantlung beginnt mit einem 
furzen Bortrage, welder die Bedeutung derfelben her= 
vorzubeben, die nothmwendigen Erforderniffe der Stimm— 
zettel in Erinnerung zu bringen, befonderd aber darauf 
hinzuweiien hat, daß die Wähler bei ihrer Staatdbürger- 
pflicht ihre Stimmen ohne alle Nebenrüdfiht und fo 
abzugeben haben, wie fie e3 dem allgemeinen Wohle 
am Zuträglichiten halten. Gleichzeitig wird einem jeden 
der anmefenden Wähler ein gedrudter und geitempelter 
Stimmzettel eingehändiat und ed werden dabei die Namen 
der mit Stimmzettel verlehenen Wähler der Reihe nad) 
in eine bejondere Fifte verzeichnet, überdieß auch diefelben 
in der vorliegenden alphabetiichen Grundliite der betref= 
fenden Ortſchaft oder bezüglich des Stadtbezirfd vorge: 
ſtrichen. 
Wahlabſtimmungen, welche auf andern, als die 
von der Behörde ausgegebenen geſtempelten Stimmzettel 
geſchrieben ſind, haben keine Giltigkeit. u 
Jeder Wähler fchreibt fodann die Namen derjenigen 
Perſonen, von denen er die eine ald Abgeordneten des 
Bezirks, die andere als deſſen Stellvertreter wählt, auf 
den empfangenen Stimmzettel, fchlägt diefen zulammen 
und legt ihn in ein dazu beitimmted verdedred Gefäß. 

$. 23 Die Stimmgebung muß perjönlich erfolgen, 
eine Bevollmäctigung zur Abgabe einer Wahlitimme 
findet nicht Etatt. | 

Es iſt jedoch nicht erforderlih, daß jeder Wähler 
feinen Stimmzettel eigenhändig ausfüllt, vielmehr bleibt 
Aaracaelaffen, daß während der Rahlhandlung ein Wähler 
die Namen der von ihm Gewäͤhlten and durd einen 

14 * 
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Andern auf den Stimmzettel fchreiben laßt, vorausgeſetzt 
nur, daß er den leßteren, als feine wahre und freie 
Abftimmung enthaltend, in das Gefäß eigenhändig 
niederlegt. 

Das Nichtericheinen einzelner oder auch mehrerer 
Stimmberedhtigten thut der Giltigfeit des Wahlgeſchäfts 
feinen Abbruch, und der Wahlaft wird daher zur feſt— 
gefegten Stunde ohne Rückſicht auf die Zahl der an- 
wefenden Stimmberechtigten vorgenommen. 

Die Nichterfchienenen verzichten für diefen Wahlaft 
auf ihre Stimmen. 

Ausnahmsweife fol jedoh, wenn ein Wähler durd) 
dringende, fogleidh glaubhaft zu befdeini= 
gende Hinderniffe an der perfönlihen Wahrnehmung 
des Wahltermins verhindert würde, demfelben geitattet - 
fein, ‘feine Abitimmung vor oder nad der Wahlhandlung 
bei der Wahlbehörde perfönlic zu Protokoll zu geben; 
feßteren Falls muß dies jedoch unter der obigen Vorauss 
ſetzung unbedingt noch im Laufe des Wahltages gefhehen 
und kann ——— nur ſo lange an dieſem Tage zuge— 
laſſen werden, als die im $..26. vorgeſchriebene Ein— 
ſendung der Wahlacten an das Miniſterium noch nicht 
erfolgt iſt. 

24. Sobald ſämmtliche erſchienene Stimmbe— 
rechtigte eines Ortes bezüglich Wahlbezirks geſtimmt 
haben, und die ausgegebenen Stimmzettel eingeliefert 
ſind, werden dieſe auf Anordnung des Wahldirigenten 
aus dem Gefäße hervorgenommen und entfaltet. Die 
darauf befindlichen Namen der Gewählten werden öffent: 
lich ausgerufen und in die zu führende Etimmlifte ver: 


geſtalt eingetragen, daß die Namen der auf jeden ein- 


‚zelnen Stimmzettel zum Abgeordneten und der zu deſſen 
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Stellvertreter gewählten Perfonen jedesmal in getrennten 
Kolumnen nah dem Wortlaute der Stimmzettel neben 
einander verzeichnet werden. " 
Sollte fich hierbei finden, daß einer oder der andere 
Wähler bei Ausfülung feines Stimmzettels nicht über: 
all der gefeglichen Borichrift in $. 6. und $. 22. gemäß 
verfahren fei, fondern entweder weniger oder mehr als 
zwei Namen aufgefchrieben habe, oder daß er für Je— 
manden geitimmt habe, der zum Abgeordneten oder 
Stellvertreter nah $. 5. nicht wählbar iſt, oder follten 
nicht alle ausgehändigten Stimmzettel wieder eingeliefert 
worden fein, fo ſchadet dieß der Giltigfeit der ganzen 
Wahlhandlung nicht. B | 
E3 wird vielmehr angenommen, daß derjenige 
Wähler, welcher nur einen Namen aufgefchrieben, damit 
den von ihm erwählten Hauptabgeordneten habe bezeich- 
nen wollen, rüdfichtlid) des fehlenden Namens eines 
Stellvertreterd aber fi feines MWahlrechtes begeren habe; 
falls dageaen mehr als zwei Namen auf einem Stimmz 
zettel fi finden, fo gelten der Reihe nach nur der erfte 
Name ald der des Abgeordneten und der zweite als 
der des Stellvertreterd, während die überzählig beige— 
fügten Namen als nicht gefchrieben betrachtet werden. 
Dies leßtere findet auch auf völlig unleferlicdy ges 
fchriebene, auf zmeideutige oder fingirte und auf die 
Namen folcher Perfonen Anwendung, welche zu Abgeords 
neten oder Stellvertretern nach $.5. nicht wählbar find. 
Bon denjenigen, welche ihre Stimmzettel nicht zurüdz 
geliefert Haben, wird ebenfalld angenommen, daß fie ihres 
Stimmrechts für den einzelnen Fall ſich begeben haben. 
Nach beendigter MWahlhandlung find die Stimm: 
zettel nebit den Wahlliften und Protofollen, welche von 
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den MWahldirigenten und wenigftend drei Beiftänden zu 
unterzeichnen find, unter der Aufſchrift: 

Mahl: Aften der Gemeinde N. im Wahlbezirfe N. 
"an dad Miniſterium einzujenden. 

$. 25. Das Miniiterium zieht bierauf aus den 
einzelnen Abitimmungen, zuerft rückſichtlich des zu ers 
wählenden Abgeordneten und dann in Betreff feines 
Stellvertreterd Das Ergebniß der Wahl, wobei relative 
Stimmenmehrheit genügt. Ergibt ſich hierbei für zwei 
oder mehrere Gewählte Stimmengleihheit, fo it eine 
Entiheidung durch das Loos herbeizuführen. 

$. 26. Nach vollenvdeter Prüfung der Wahlaften 
und nad ‘Befeitigung der etwa zur Erledigung zu 
bringenden Erinnerungen trägt das Minilterium dem 
Fürlten dad Refultat der Wahlen vor. 
Hierauf werden die Namen der für jeden Wahl: 
bezirf erwählten Abgeordneten und Stellvertreter durd) 
das Minifterium in den öffentliben Blättern befannt 
emadıt und jeder Abgeordnete erhält von derſelben 
ehörde ein vorläufiges Wahldefref zu feiner Beglau— 
bigung. 
$. 27. Sobald der Landtag eröffnet ift, merden 
dem verfammelten Landtage die fämmtlihen Wahlaften 
vorgelegt und er enticheidet fchließlich über die Berech— 
tigung der zum Abgeordneten oder Stellvertreter Ges 
wählten zum Eintritt in den Landtag. 


8) Heinrich Der 62. Jüngerer Linie 
’ Fürit Neuß. 
Dr. v. Bretfhneider. Ernft Dinger. 
Dr. Emil v. Beulwitz. 


Abänderungs - Porfchläge 


des bayerifhen Miniſters von der Pfordten 
zu dem Berliner Berfaffungs -» Entwurfe. 


— un — 


Abſchnitt J. 
Das Reich. 


N. 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete 
tes bisherigen deutſchen Bundes. Die Feſtſetzung der 
Verhaltniſſe des Herzogthums Schleswig bleibt vorbe⸗ | 


halten, 
2. Steht mit einem deutſchen Staate ein außers 


deutfches Land in politifber Verbindung, fo darf diefe 
der Durdführung der deutſchen Reichsverfaſſung und 
Meichsgefeggebung in dem deutſchen Staate feinen Ein: 
trag thun. 

$. 4. Hier muß ftatt „im Reiche“ gefeßt werben 
„in Deutſchland.“ 


Abſchnitt M. 
Die Reichs-Gewalt. 


F. 6. Die Reichsgewalt übt dem Auslande gegen: 
über die völferrechtlidye Vertretung Deutſchlands aus, 
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Die Reichsgewalt ftellt die Reihögefandten und 
die Konfuln an und ertheilt den Konfuln fremder Staaten ’ 
das Erequatur. Sie führt ıc. sc. (unverändert bis zum 
Schluß). 

$. 7. Den einzelnen deutichen Staaten bleibt es 
überlaffen, Gefandte zu empfangen und abzufenden, 
fowohl an die Reichsgewalt ald an andere deutſche oder 
‚auslindifche Staaten. 

Sie fönnen Konfuln halten und an Konfuln fremder 
Staaten das Erequatur ertheilen. 

Die von einzelnen deutichen Staaten ernannten 
Sefandten und Konfuln haben nur diefe Staaten zu 
verfrefen, die Reichsgewalt Fann diefelben zu Reichsge— 
jandten ernennen, Ä 

$. 9. Ale PVerträge nicht rein privatrechtlichen 
‚Inhalts, welche eine deutfche Regierung mit einer andern 
deutſchen oder nicht deutfchen abſchließt, find der Reiche: 
gewalt zur Kenntnißnahme und zur Wahrung der Rechte 
und ntereffen des Reich, wenn diefen dadurch zu 
nahe getreten werden wollte, vorzulegen. 

$. 13. Die Reichsgewalt hat in Betreff des Heer: 
weſens die allgemeine Öefeßgebung in dem Umfange, 
wie fie bisher dem deutfchen Bunde zuftand, — und 
überwacht die Durchführung derfelben in den einzelnen 
Staaten durch regelmäßige Snipeftionen. 

Den einzelnen Staaten ıc. ꝛc. 

3. 14. In den Fällen des $. 11. werden alle mit 
feldititändigen Kommando's Betrauten der Reichsgewalt 
verpflichtet. | 

$. 17. Am Schluſſe diefeg $ it Folgendes bei- 
zufügen: — 
„ſoferne dieſe nicht aus den Truppen eines 
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$. 18. Der Reichsgewalt fteht die Befugniß zu, 
Reichsfeftungen und Kültenvertheidigungswerfe anzu: 
legen. en | 

‘Die Reichsfeftungen und Küftenvertheidigungswerfe 
ded Meiched werden auf Reichskoſten unterhalten. 

Torhandene Feftungen fönnen nur mit Zuitimmung 
des betreffenden Staats zu Reichsfeſtungen erflärt werden. 

$. 19. Ein Reichdgefe verfügt über die Organi— 
fation der Kriegsmarine ded Reichs unter Berüdfichti: 
gung der eigenthümlichen Werhältniffe Defterreichd, mel: 
ches jedenfalld ein entiprechendes Kontingent an Echiffen 
und Mannſchaft zur deutichen Kriegsflotte zu itellen hat. 

Die Benennung der Kriegsflotte 2c. 2c. wie im 
Entwurf. 
833. Hier follen die Worte: 
„mit Wegfall aller Binnengrenzzölle“ 
geitrihen werden. 

$. 34. Die Reichsgewalt ausfchlieglich hat die Geſetz— 
gebung über dag geſammte Zollmelen. 

Bei $. 35. find die Worte: 

„ſowie der gemeinfchaftlihen Produktions- und 
„Verbrauchsſteuern“ 

wegzulaſſen. 

$. 36. Die Reichsgewalt hat darüber zu wachen, 
daß Die in den einzelnen Staaten für Rechnung des 
Staated oder der Gemeinden zur Erhebung fommenden 
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Verbrauchsſteuern niemals die Eigenfhaft von Binnen: 
zöllen annehmen. , 
Die Erhebung von Uebergangs- oder Ausgleichungs⸗ 
Abgaben unterliegt der Genehmigung der Reichsgewalt. 
$. 39. ift zu ftreichen und in | 
$. 40. das Mort: „ausſchließlich“ wegzufaflen, 
dieß hat aud im 
$. 44. zu geichehen, und ift am Schluffe desſelben 
nody beizufügen: 
‚‚Beränderungen des Münzfußes find an die 
Zuftimmung der betreffenden Staaten ges 
bunden.” 
$. 46. Sit beisufegen: 
„die jet bereit beitebenden Banfen werden 
in ihrer bisherigen Verfaſſung erhalten.” 
Sm $. 55. find die Worte: „und Staats’ zu 
ſtreichen, und 
$. 56. ift ganz weqzulaſſen. 


Abfchnitt MN. 
Die Reihd-Regierung. 


$. 65. DieRegierung des Reiches wird von einem _ 
an unter dem Vorſitze eines Mitgliedes 
gerührt. | 

6. 66. fällt weg. 

$. 67. Unverändert. 

Durch den Beitritt Oeſterreichs entftehen natürlich 
7 Stimmen. | 

. Den Borfig führt, folange Oeſterreich nicht 
beigetreten ift, Preußen. Nach dem Beitritte Defterreichd 
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wechfelt derfelbe zwifchen Oefterreich und Preußen. Die 
Stellvertretung hat Bayern. 

$. 68. Die Reichs-Regierung hat ihren Sitz in. 

$. 69. Das Küriten: Kollegium übt die Reiche: 
Regierung durch verantwortlihe von ihm ernannte 
Miniiter aus. 

$$. 70-75. Hier wird ftatt Reich&vorftand immer 
gelegt „Fürſten-Kollegium.“ 

$. 76. ; Das FüritenzKofegium ” dad Recht des 
Gefegesvorfchlages 20. 2%. 

$. 77. Erhält den Beifaß: 

„Wo ed fit um Abänderung der DBerfaffung 

handelt, it Stimmeneinhelligfeit erforderlich,” 
$$. 78-81. Hier wird wieder itatt Reichsvorſtand 


„Fuͤrſten -Kollegium“ oder „Reichs-Regie—⸗ 
rung.“ 
$. 82. UÜeberhaupt hat das Fürſten-Kollegium die— 
jenigen Rechte und Befugniſſe, welche in der Verfaſſung 
der Reichsgewalt beigelegt und nicht dem Reichstage 
en find. 
$. Der Vorſitz begreift außer der Feitung der 
Verhandlungen des Sram Kolegiums and) das Recht 
und die Pflicht zur Ausführung der Beſchlüſſe deffelben, 
auf verfaffungsmäßige Weiſe. — 


Abſchnitt VI. 
Die Grundrechte des deutſchen Volkes. 


F. 131. Jeder Deutſche hat das Recht, an jedem 
Orte des Reichsgebietes ſeinen Aufenthalt und Wohnſitz 
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zu nehmen, iſt aber verpflichtet, die Geſetze des Landes 
zu beobachten. | 

Ueber dad Recht, Liegenichaften zu erwerben, und 
darüber zu verfügen, Nahrungszweige zu betreiben, Ge: 
meindebürgerrechte zu gewinnen, fowie über Heimath- 
— und Anſäßigmachung entſcheidet die Landesgeſetz— 
gebung. 

Es darf jedoch kein deutſcher Staat in dieſen Be— 
ziehungen für die Angehörigen anderer deutſcher Staaten 
andere Bedingungen aufſtellen, als für ſeine eigenen 
Staatsangehörigen. 

F. 135. Hier ſind die Worte: 

„Stellvertretung bei derſelben findet nicht ſtatt,“ 
zu ſtreichen. 
| $. 145. Jede Religions Gefellihaft ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten felbititändig und bleibt 
im Befige und Genuß der für ihre Kultus=, Unterrichts: 
und Wohlthätigkeits-Zwecke beftimmten Anitalten, Stif— 
tungen und Fonds, iſt aber, wie jede Gelellichaft, den 
allgemeinen Staatögelegen unterworfen. Es beiteht ꝛc. 2c. 
bis zum Schluſſe. 

$. 151. Das Unterrichts- und Erziehungsweſen 
ſteht unter der Dberaufficht des Staated. Der Religions 
Unterricht wird von der betreffenden Kirche oder Reli— 
gions-Geſellſchaft beforgt und beauffichtigt | 

$. 168. Die Fideifommiffe find in der Weile zu 

eitalten, daß fie nicht mehr ald Vorrecht eines einzelnen 
tandes eriheinen. Die Art und Bedingungen dieler 

—————— beſtimmt die Geſetzgebung der einzelnen 
taaten. 


Ueber die Familien-Fideikommiſſe der regierenden 
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fürftlihen Häufer bleiben die Beitimmungen den Landes— 
gefeggebungen vorbehalten 
$. 170. Diefem $. fol beigefügt werden: 
„Deferteure audgenommen.’‘ 
Im $. 173. ſoll ſtatt 
„Ausnahmsgerichte“ 
geſetzt werden | 
„Spezialgerichte.“ 


Preußiſche Erwiderungen 


auf die Vorſchläge des Miniſters von der Pfordten 
zu Abſchnitt J. II. VI. 


Bei $. 1. wird preußiſcher Seits die angedeutete 
Faſſung nicht dienlih erachtet, da fie eine ungerecht: 
fertigte Anmuthung gegen diejenigen lieder des deutichen 
Bundes in fi) Schlöffe, welde dem engeren Bundesftaate 
beizutreten nicht gefonnen wären. Hinſichtlich Schleswigs 
wird ſich auf die Denkſchrift bezogen. 

Gegen die vorgejchlagene Faflung des $. 2. wird 
nichts eingewendet. 

zu $. 6. und 7. it Preußen nicht im Stande, das 
Grundprinzip aufzugeben, Daß der deutſche Bundesitaat 
dem Auslande gegenüber ald Einheit auftreten müßte 
und hält einen Händigen diplomarifchen Verfehr der eins 
zelnen Bundesglieder mit auswärtigen Höfen für gleich— 
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bedeutend mit dem Aufgeben des Bundesftaated. Was 
mit diefem oberiten Grundiage vereinbar it, glaubt Die 
- preuß. Regierung in den authentiihen Erläuterungen 
der Denfichrift vollitändig gewahrt zu haben. 

Der Veränderung des $. 9. könnte man fih an: 
ihließen. - | 

im $. 13. Eönnte, wenn der Ausdrud „fortdau— 
ernde Kontrollen‘ Anitoß gab, ſtatt deffen geſagt werden 
„dur regelmäßige Inipeftionen und Standesliſten.“ 

Wenn im $. 14. der dem Reichsvoritande zu leitende 
Eid Bedenken erregt, fo würde itatt deſſen „der Reichs: 
regierung“ aefagt werden können. 

Im $. 17. kann wohl nur dag Mißverſtändniß 
Anſtoß gegeben Haben, ald 0b die Reichsgewalt den 
Befehlshaber irgend einer organiihen Gliederung der 
deutfchen Kontingente arößerer Staaten ernennen Volle. 
Dieled iſt ſicher niht der Sinn des Waragraphen ; 
Bayern würde nadı wie vor die Befehlshaber feiner 
Armee-Korps ters felbit ernennen. Den fommandiren: 
den General der auf einem Kriegstheater operirenden 
felbitftändigen Armeen wird aber allerdings bei wirf: 
licher Kriegsführung die Neichsgewalt einiegen müſſen. 

Dei !. 18. würde ed im höchſten allgemeinen 
Intereſſe nicht gerechtfertigt werden fünnen, wenn der 
‚Reichdgewalt die Möglicyfeit abgeſchnitten wäre, vors 
handene Zeitungen durch ein Reichsgeſetz gegen vollen 
Erfag der aufgewendeten Koiten zu Reichsfeſtungen zu 
erflären. | 

Im $. 19. fönnte die vorgefchlagene Einihaltung 
nicht ald zweckmäßig erfannt werden. 

Die bei $.33. angedeutete Streichung des Nachſatzes 
„mit Wegfall der Binnenzölle” fann fid) wohl nur auf 
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die in den folgenden FF. 34, 35 und 36 der Reichs⸗ 
gemalt zugemielene Betheiligung an ver Gefeßgebung 
über die Produktions- und Verbraudisiteuern beziehen. 
Im Hinblide auf die befondern Intereſſen Bayernd war 
ed bereits die Abficht der in die Denfichriit aufgenoms 
menen authentifchen Erläuterungen, hierüber möglichſte 
Beruhigung zu acwähren. Es wäre nicht zu zweifeln, 
daß die königl. preußiſche Regierung, nie ſehr ſie auch, 
vom allacıneinen Standpunkte aus, eine Gemeinfdafts 
lichkeit in dieſen Gegenitänden für heilſam hält, dennoch 
die Hand dazu bieten würde, daß die FF. 34—36 in 
dem bayeriſcher Seits bezeichneten Sinne abgeändert 
würden. | 

Dem Berdenfen gegen $. 39. würde dur folgende 
Faflung begegnet werden können: 

Dder Reichsgeſetzgebung liegt es ob, über dad Ges 
werbemwefen eine übereinitimmende Geſetzgebung in 
den Einzelnitaaten herbeizuführen. 

Gegen die Weglaſſung des Wortes „ausſchließlich“ 
im $. 40. würde man nichts einwenden. 

Da der $. 44. feine antere Bedeutung Hat, ale 
daß die NReichdgemalt die Einführung eines gleichen 
Münzſyſtems auf dem Wege der Vereinbarung. bewirken 
fol, jo wird der angedeutete Zuſatz wohl nicht erforders 
lich und dienlich ſein. 

Gegen den Zuſatz in $. 46. würde man gewiß 
nicht8 einzuwenden finden. 

Dagegen wird bezweifelt, daß die für die 6$- 55. 
und 56, ſowie fir den hiemit verwandren $. 131. ans 
gedeuteten Veränderungen in’ der vorgefchlagenen Weile‘ 
die Zuftimmung der yreuß. Regierung finden würden. 
Es jei eined der tiefbegründetiten Bedürfniffe der Nation, 
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die in Bezug auf diefe Berhältniffezwiichen den Einzelne 
ftaaten obmwaltenden Mißſtände und DBerfchiedenheiten 
durch eine allgemeine Gefeggebung augzugleihen. Wenn 
daher auch hierin Uebergänge und Zwiſchenſtufen er: 
forderlicy find, fo wird man doch das Prinzip felbit nicht 
fallen laffen fönnen. 
| Die Streihung der angedeuteten Worte im $. 135. 
yoürde einen nadıtheiligen Eindrud machen, während 
der Nachſatz, der das Ganze erit von einem fünftigen 
MWehrgefege abhängig macht, hinreihende Bürgicaften 
darbieten möchte. 

Hinſichlich der angedeuteten Wiederaufnahme des 
in der Frankfurter Faſſung geitrichenen Schlußſatzes im 
eriten Abſatze des $. 145., Dürfte e8 genügen, auf die 
betreffende —— * in der Denkſchrift aufmerkſam zu 
machen. 

Wenn auch gegen den Zuſatz im F. 151. an und 
für ſich nichts einzuwenden iſt, ſo bleibt doch zu bedenken, 
daß derſelbe einer Mißdeutung in dem Sinne ausgeſetzt 
iſt, als ob die betreffende Religions-Geſellſchaft kein 
anderes Verhältniß zu dem Unterrichts- und Erziehungs— 
weſen haben dürfe, als eben nur den Religionsunterricht. 

Der vorgeſchlagenen Aenderung im F. 168. würde 
man ſich als fahgemäß ohne Zweifel anſchließen. 

Die vereinzelte Ausnahme der VBermögens = Einzie: 
bung im $. 170 fann nicht füuͤglich als zweckmäßig .er: 
iheinen. Es ift offenbar nicht ausgefcloflen, daß Geld: 
ftrafen gegen Deferteure durch das Gefeß verhängt werden. 

Sm $. 173. wird die richtige Definition des Be— 
griffes „Ausnahmsgerichte“ wohl am beiten durch eine 
andermeitige Erläuterung zu geben fein. 
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Preußische Erwiderungen 


auf die Vorſchläge des Minijterd von der 
Pfordten zu Abſchnitt III. 


F. 65. Die Regierung des Reichs wird von einem 
Fürſten-Kollegium geführt, an deſſen Spitze ein Reichs— 
vorſtand ſteht. 

F. 66. Das Fürſten-Kollegium beſteht ꝛc. ꝛc. 

(wie $. 67. des Entwurfs.) 

$. 67. Die Reichsvoritandfchaft it mit der eriten 
Stimme im Füritens Kollegium verbunden. 

$. 68. Der Reichsvorſtand wird ꝛc. ꝛc. 

(Hiebei würde Preußen fi verbindlich machen, 

daß der Sitz der Reichs-Regierung nicht eine 

der preußiſchen Reſidenzen fein werde.) | 
$. 69 und 70. Wie im Entmurfe, 

$. 71. Der Reichdvoritand übt die völferrechtliche . 
Vertretung des deutfchen Neiches aus, fo wie diejenige 
der einzelnen Staaten, inſoweit diefe nad) F. 6. und 
7. der Reichsgewalt anheim fällt. Er ftellt die Reichs— 
gefandten und die Konfuln an und führt den diploma= 
tifchen Verkehr. 

8. 72. Der Reichsvorſtand erflärt Krieg und 
fließt Frieden im Namen des Reichs und im Einver: 
nehmen mit dem FäritensKollegium. 

$. 73. Der Reichsvorſtand fließt die Bündniſſe 
und Verträge mit den ausmärtigen Mächten ab, und 
zwar unter vorgängiger Zujtimmung ded Fürſten-Kolle⸗ 

15 
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giumd und Mitwirkung des Reichstages, infoweit diele 
in der Berfaffung vorbehalten if. 

8. 74. Wie im Entwurfe, aber itatt, „Reichs: 
vorſtand“ wird „Reichsregierung“ gelegt. 

8. 75. Wie im Entmurfe. 

$. 76. Das Füritens Kollegium unter dem Vorſitze 
Preußens, oder in deflen Verhinderung unter dem Vor⸗ 
ſitze Bayerns ꝛc. 

$. 77 erhält den. Zuſatz: 

Wo es fih um Abänderungen der Verfaffung 
hantelt, it Stimmeneinhelligfeit 335 

$. 78. Der Reichsvorſand verkündigt die Reichs— 
geſetze und erläßt die zur Vollziehung nöthigen Verord—⸗ 
nungen, legtere, inſoferne fie materielle Bedeutung haben, 
im Einvernehmen mit dem Fürſten-Kollegium. 

F. 79 und 80. Wie im Entwurfe. 

F. 81. Der Reichsvorſtand hat die Verfügung 
übe die bewaffnete Macht, inſoweit dieſe nad $. 11. 
zu den Befugniſſen der Reichsgewalt gehört. 

$. 82. Ueberhaupt hat die Reichsregierung dies 
jenigen Rechte und Befugniſſe, welche in der Verfaſ— 
fung der Reichsgewalt beigelegt und nicht Dem Reichs— 
tage zugewieſen find. 


Das Interim, 


Die zu Wien durh den preuß. Gefandten 
mit Deiterreihb am 30. September 1849 abgefchlofiene 
Convention über die neue proviforiihe Bundes-Central⸗ 
gemalt lautet: 

$. 1. Die deutfchen Bundes = Regierungen verab- 
reden im Einverftändnig mit dem Reichsverweſer ein 
Interim, wonach Defterreih und Preußen die Ausübung 
der Gentralgewaft für den deutihen Bund im Namen 
fämmtliher Bundesregierungen bis zum 1. Mai 1850 
übernehmen, in fo fern Diele nicht früher an eine defi⸗ 
nitive Gewalt übergehen kann. 

$. 2. Der. Zwed ded Interims it die Erhaltung 
des deutfhen Bundes ald eines völferrechtlihen Vereins 
der deutihen Fürften und freien Städte zur Bewahrung 
der Unabhängigfeit und Unverletzbarkeit ihrer im Bunde 
begriffenen Staaten und zur Erhaltung der inneren und 
äußeren Freiheit Deutichlands. 

$. 3. Während des Interims bleibt die deutfche 
Berfaflungs-Angelegenheit der freien Vereinbarung der 
einzelnen Staaten überlaffen. Dasſelbe gilt von den 
nad Art. 6 der Bundesacte dem Plenum der Bundes: 
Berfammlung zugewielenen Angelegenheiten. 

8. 4 Wenn bei Ablauf des Interims die deutſche 


ı5 * 
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Berfaffungs = Angelegenheit noch nidt zum Abichluß 

ediehen fein follte, fo werden die deutichen Regierungen 
—8 über das Fortbeſtehen des hier getroffenen Ueber—⸗ 
einfommend vereinbaren. 


$. 5. Die feither von der proviforiihen Central 
gewalt geleiteten Angelegenheiten, in fo weit diefelben 
nad) Maßgabe der Bundes = Gefepgebung innerhalb der 
Gompetenz ded engeren Rathes der Bundes = Berfamms 
lung gelegen waren, werden während des Interregnumd 
einer Bundes-Commiſſion übertragen, zu welder Deiters 
reih und Preußen je zwei Mitglieder ernennen und 
welde ihren Sit in Franffurt nimmt. Die übrigen 
Regierungen fönnen fid) einzeln, oder mehrere gemein: 
fhaftlih, durch Bevollmädtigte bei der Bundes-Commifs 
fion vertreten lafen. | 


$. 6. Die Bunde3:Commiffion führt die Geſchäͤfte 
felbftitändig unter Verantwortlichfeit gegen ihre Volle 
machtgeber; fie faßt ihre Beſchlüſſe nad gemeinichafte 
ficher Berathung. Im Falle fie fih nicht zu vereinigen 
vermag, erfolgt die Entiheidung durch Beritändigung 
zwiſchen den Regierungen von Oeſterreich und Preußen, 
welche ebenen Falled einen ichiedsrichterlichen Aus— 
fpruch veranlaffen werden. Diefer Ausſpruch wird durch 
3 deutfhe Bundesregierungen gefällt. Im eintretenden 
Falle hat jedesmal Deiterreid einen und Preußen den 
andern der Schiedsrichter zu wählen. Die beiden auf 
diefe Weiſe Ddefignirten Regierungen vereinigen ſich zur 
Ergänzung des Schiedsgerichted über die Wahl des 
dritten. Die Mitglieder der Bundes-Commiſſion theilen 
fih in die ihr zugewieſenen Gefchäfte, die fie der beftes 
henden BundessGefeggebung und insbefondere der Buns 


Das Interim, Ber? 


ded » Rriegde Verfaffung gemäß entweder felbft beforgen 
oder deren DBeforgung leiten und überwachen. 

$. 7. Sobald die Zuftimmung der Regierungen 
zu gegenwärtigem Vorfchlage erfolgt ift, wird der Reichs— 
verwefer feiner Würde entiagen und die ihm übertras 
genen Rechte und Pflichten des Bundes in die Hände 
Sr. Maj. des Kaiferd von Defterreih und Sr. Mal. 
des Königs von Preußen niederlegen. Nady erfolgter 
Ratififation und Eintreffen der Zuitimmung des Hrn. 
Erzherzog = Reichöverwelerd werden die beiden Höfe von 
Wien und Berlin gemeinſchaftlich ſämmtliche deutſche 
Regierungen zum Beitritt einladen. 


Geſchäſtsordnung 
für die | 


verfaffunggebende Reichsverſammlung. 


I. Prüfung der Legitimationen. „ 


F. 1. Zur Prüfung der Legitimationen wird die 
ganze Verfammlung von dem Borftande in 15 möglichit 
— Abtheilungen durch das Loos getheilt. Dieſe 

erloſung wird je nach 4 Wochen neu vorgenommen, wenn 
nicht die Berfammlung einen andern Zeitpunft befchließt. 

Die Abtheilungen, wie fie am 11. Auguit 1848 
vertheilt waren, beitehen fo lange fort, bis wenigitens 
fünfzig Mitglieder eine neue Verloſung beantragen *). 

$. 2. Die Abtheilungen wählen aldbald mit ab— 
foluter Stimmenmehrheit * Vorſtände, an welche der 
Vorſitzende der Nationalverſammlung die Wahlurkunden 
übergibt, und zwar in der Art, daß die erſte Abtheilung 
die Wahlen der Mitglieder der fünfzehnten Abtheilung, 
die zweite die Wahlen der erſten prüft u. ſ. w. Nach 
der ungeſäumt zu bewerkſtelligenden Prüfung in den 


*) Beſchluß vom 11. Auguſt 1848. Protokoll ©. 189. 
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Abtheilungen find von fämmtlihen Vorftänden derfelben 
die Zeugniffe der ald gültig gemählt Anerfannten dem 
Vorfisenden wieder einzuhändigen. 

F. 3. Als gültig gewählt iſt jeder zu betrachten 
und zu den Geſchäften und Sigungen zuzulaffen, deflen 
Wahlzeugniß die Kenntniß äußerer Aechtheit an fich trägt 
und mit dem Wahlgeſetze des betreffenden Landes nicht 
notorifh im Wideripruche fteht. 

F. 4. Sobald die Zahl der anerfannten Mitglieder 
350 erreicht, hat der Vorfigende die Nationalverfamm: 
lung zu einer Sigung einzuladen, in welcher von ihm die 
Namen der Anerfannten verfündigt werden und fodann 
zur Wahl des Vorſtandes der Nationalverfammlung ges 
ſchritten wird. 

$. 5. Angefochtene Legitimationen werden an einen 
Gentralausihuß verwiefen, welcher aus den Poritänden 
Yämmtlicher Abtheilungen gebild«t wird. Dieier hat 
jedoch die Fälle, in melden er auf Ausſchluß anträgt, 
der Nationalverfammlung zur Entiheidung vorzulegen. 

$. 6. Wahlanfehtungen, welche das Wahlverfahren 
und die Eigenihaften der Wähler betreffen, find nur 
dann zuläffig, wenn ſolche gleichzeitig genügend beſchei— 
nigt, innerhalb 14 Zagen nad der durch Die Wahl des 
Vorfigenden vollzgogenen Eonitituirung der Nationalver: 

lammlung oder ebenfo fange nah der ipäter erfolgten 
Uebergabe der Wahlurfunde eingegeben find. Auch ſolche 
aber dürfen nur dann berüdfichtigt werden, wenn die 
Mängel möglicherweife auf das Ergebniß der Wahl von 
Einfluß waren. Anfechtungen, welche einen Mangel der 
gefeglihen Eigenfhaften des Gemählten betreffen, find 
aud) fpäter noch zuläffig, wenn fie gleichzeitig genügend 
beſcheinigt find. | 
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$. 7. Bis zur definitiven Entſcheidung über bie 
Gültigkeit einer Mahl it der Angefochtene berechtigt, 
an den Verhandlungen der Nationalverfammlung Theil 
zu nehmen. & 

$. 8. Nah erfolgter Umgültigfeitderflärung einer 
Wahl ift die ichleunige Erfegung des Ausicheidenden durch 
den Vorfigenden der Nationalverfammlumg zu veranlaffen, 

$. 9. Fald ein Ermählter nach feiner eigenen 
Erflärungan der Verfammlung Theil zu nehmen dauernd 
verhindert it, wird derſelbe durch eine andere Wahl er: 
fest. Wo aber nah den Geſetzen einzelner Länder ein 
Stellvertreter des Abgeordneten für diefen Fall bereits 
- erwählt ift, wird derfelbe als Mitglied ver Berfammlung 
fofort einberufen. Zeitlihe DVerhinderungen begründen _ 
einen Antrag auf Urlaubsertheitung, welche vom Bor: 
figenden bis auf 8 Tage, auf längere Zeit von der 
Nationalverfammlung felbit gegeben wird. In Fällen 
von lUrlaubsertheilung tritt eın Stellvertreter nit ein. 

$. 9a. Das Bureau bat eine Pilte ſämmtlicher, 
fonsohl vom Vorfißenden als von der Berfanmlung 
Beurlaubten anzulegen und diefelbe in der Sitzung ſtets 
bereit und evident zu haltın, damit der Verfammlung, 
fo oft ihr ein Urlaubsgefuch zur Genehmigung vorliegt, 
die Anzahl der zur Zeit mit Urlaub Abweſenden mitge: 
theilt werden fünne*). 


1. Die Vorſteher, Beamten und Diener 
der Verfammlung. 


$. 10. Die Nationalverfammlung wählt nach 


*) Beſchluß vom 18. Juli 1848. Protofol ©, 111. 
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erfolgter Conſtituirung (ſiehe F. 4) aus ihrer Mitte mit 
abſoluter, nad) der Zahl der an der Wahl theilnehmens 
den Mitglieder zu beredhnenden , Stimmenmehrheit und 
durd Stimmzettel einen VBoriigenden (Präfidenten) für 
die Dauer von vier MWocen. Der dann Austretende 
it wieder wählbar. Bei Etimmengleichheit entſcheidet 
das Loos unter den Gemählten. 

F. 11. Auf diefelbe Weife werden zwei Stellvers 
treter de8 Vorſitzenden (Vicepräfidenten) in zmei abges 
ſonderten Wahlhandlungen ernannt. Dieſelben vertreten 
in der Reihenfolge ihrer Erwählung den Vorfigenden 
bei Verbinderungen deſſelben, oder wenn er an einer 
Berhandlung ald Redner Antheil nehmen will. 

$. 12. Noch werten mit relativer Stimmenmehr— 
beit at ES chrifttührer (S ecrefäre) der Verlammlung für 
die ganze Dauer der legtern in Einer Wahlhantlung : ge: 
wählt. Diefelben Fönnen jedoh nad Dreimonatlicher 
Amtsführung ihre Erfegung verlangen. 

$. 13. Der Gefammtvoritand (der Vorſitzende, 
die Stellvertreter und die Schriftführer) beitellt nad 
collegialiiher Beratung und mit abloluter Stimmen: 
mehrheit aus Nichtmitgliedern das erforderliche Archiv-, 
Kanzlei und Dienitperfonal, namentlich) 

a) einen PVoritand der Kanzlei; 

b) Kanzleigehülfen ; 

c) Abichreiber ; 

d) Gefchwindfchreiber und deren Gehüffen. 

$. 14. Dem BVorfigenden liegt die Erhaltung der 
Ordnung im Innern des Hauſes ob; er hat das Redt, 
im Falle von Ordnungsitörungen die Sitzungen zu 
fufpendiren, einzelne Ruheſtorer entfernen und äußerſten 
Falles die Gallerien räumen zu laffen; er macht über 
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die Beobahtung der Geſchäftsvorſchriften; leitet Die 
Verhandlungen; ertheilt das Wort; ftellt die Fragen 
zur Abftimmung; fpricht Das Ergebniß der legteren aus; 
it das Organ der Nationalverfammlung in ihren äußeren 
Beziehungen. 

$. 15. Den Scriftführern liegt die Protocollfüh— 
rung, die Aufzeihnung und Eontrolle der Abitimmungen, 
die Einſchreibung der Anträge und Gingaben, und in 
Gemeinſchaft mit dem Vorfigenden die Auffict über die 
Kanzlei ob. 


II. Ordnung der Sikungen. 


$. 16. Die Sitzungen der Nationalverfanmlung 
find öffentlich. 

$. 17. Bertraulihe Eigungen fünnen ausnahme: 
weife ftattfinden, wenn menigitens 50 Mitglieder darauf 
antragen und die VBerfammlung, nad) vorläufiger Ent: 
ternung der Zuhörer, den Antrag mit zwei Drittheilen 
der Stimmen begründet findet. Leber die Veröffentliche 
ung der Protocolle folder Sitzungen enticheidet die 
Verfammlung. 

$. 18. Die VBerfammlung it beichlußfähig, wenn 
200 Mitglieder anmefend find. | 


IV. Ausſchüſſe. 


$. 19. Alle Gegenftände, für melde die Verſamm— 
lung eine Borberarhung befchließt, werden an Die (nad 
$. 1 gebildeten) Abtheilungen verwieien. 

$. 20. Jede Abtheilung wählt nad) vorgegangener 
Berathung des Gegenftandes und nachdem die Anſicht 


\ 


Geſchaͤftsordn. f. d. verfaffungg. Reihöverfammlung. 235 


der Abtheilung durd Abitimmung ermittelt it, Eines 
ihrer Mitglieder mit abfoluter Sfimmenmehrheit in einen 
dadurch zu bildenden Ausſchuß. Die Nationalverfamme 
lung fann jedoch die Zahl der Ausfchußmitglieder auch 
größer beitimmen. 

$. 21. Ein ſolcher Ausfhuß it befhlußfähig, fo: 
bald und fo oft mehr ald vie Hälfte feiner Mitglieder 
anweſend ift. Er bat fofort einen Boritand, einen Stells 
vertreter deffelben und einen Schriftführer aus feiner 
Mitte zu ernennen, beide eriteren mit abfoluter Stimmen: 
mehrheit. Hiernächſt wird der Gegenitand in Berathung 
genommen, bei welcher jedes Mitglied die Anficht der 
Mehrzahl und der Minderzahl feiner Abtheilung zu 
berichten hat, ohne. jedoch bei den, mit Stimmenmehrheit 
zu faffenden, Beſchlüſſen an jene Anficht gebunden zu 
fein. Das Ergebniß der Berathung it durch einen mit 
abfoluter Stimmenmehrheit des Ausſchuſſes ermählten 
Berichterftatter der Nationalverfammlung vorzulegen. 

$. 22. In einzelnen Fällen fann die Rational: 
verſampilung beichließen, daß die Abtheilungen zu dem 
betreffenden Ausſchuſſe nicht -bIoß aus ihrer Mitte zu 
wählen gehalten jeien. Zrifft die Wahl mehrerer Ab- 
theilungen auf denfelben Abgeordneten, jo geht die ihrer 
Nummer nad frühere Abıheilung vor, und die andere 
oder andern Abtheilungen haben von Neuem zu wählen. 
Auch kann die Verfammlung beichließen, daß die Wahl 
fämmtliher Ausſchuß-Mitglieder in den Abtheilungen 
fo gefchehe,, daß jedes Mitglied einer Abtheilung fünf: 
zehn Namen aufzeichnet, und daß durch Zufammenzäh: 
lung ſämmtlicher Stimmen aus allen Abtheilungen das 
Ergebniß der Wahl durch das Eecretariat ermittelt werde. 

$. 22a. Beitehen die Abtheilungen, welde einen 
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Ausſchuß gewählt Hatten, nicht mehr, wann eine Er—⸗ 
gänzung deffelben nothwendig wird: fo fdlägt der be: 
freffende Ausſchuß für jede erledigte Stelle drei Mit: 
glieder vor, die er nad) abfoluter Majorität wählt. Eine 
gedrudte Lifte der Vorgeichlagenen wird der Verfamms 
lung mitgetheilt und dieſe wählt aus denfelben durch 
Ctimmzettel nad; relativer Majorität ein Mitglied . in 
den Ausihuß. Das Ergebniß der Wahl wird von dem 
Bureau ermittelt und der Verſammlung befannt gemacht. 
Wenn ein Gewählter fih mit Bezugnahme auf $. 23 
entichuldiat, findet eine neue Wahl ſtatt *). 

$. 23. Jeder in einen Ausſchuß Gewählte iſt 
ſchuldig, den Auftrag anzunehmen und regelmäßig den 
Sitzungen anzuwohnen. Wer jedoch bereits Mitglied 
eines Ausſchuſſes iſt, kann ſich entſchuldigen ** )3 eben⸗ 
ſo kann die Abtheilung wegen anderer dringender Gründe 
die Wahl auf Anſuchen zurücknehmen und eine neue 
Wahl veranſtalten. 

F. 24. Ein Ausſchuß hat, wenn er nicht ausdrück— 
lich andere Aufträge von der Verfammlung erhält, fi 
auf die Vorbereitung der ihm zugewiefenen Geicäfte 
zu befchränfen. Feder Ausſchuß iit zwar befuat, Zeugen 
und Sacdverjtändige vorzufordern, zu vernehmen umd 
vernehmen zu laffen, fowie mit Behörden in Verbindung 
zu treten ***); aber in feinem Kal darf er ohne neuen 
Auftrag der Verſammlung über ſeine urſprüngliche Auf— 
gabe hinausgehen. 

$. 25. Wenn bei einen Antrage an die Verſamm— 


*) Beſchluß vom 31. Auguft 1848. Protokoll —5* er 
**) Beihluß vom 18. Auli 1848. — S. 
“rr., Beſchluß vom 7. Rovembe: 184 
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tung eine Minorirät aus. wenigftend dreien befteht, fo 
bat fie das Recht ein Minoritätsgutachten zu geben und 


dieſes dem Hauptberichte beizufügen. Dod darf die 
Eritattung des leßteren Dadurch nicht verzögert werden. 


$. 26. Die Berichte oder Anträge der Ausichüffe 
werden, Fälle Dringenditer Eile oder großer Unbedeutend« 
heit ausgenommen, im Manufeript nicht verlefen,- fondern 
fogleich nad) ihrer Fertiaung unter fortlaufenden Nummern 
gedrudt und wenigftens vier und zwanzig Stunden vor 
der DBerathung in der vollen Verſammlung an alle 
Mitglieder derfelben vertheilt. Bei dem Beginn der 
Berathung kann eine Verlefung der gedrudten Auss 
Ihußberichte ſtattfinden, wenn die DVerfammlung es für 
nöthig hält*). | f 

8. 27. Der Berichterjtatter eined Ausichuffes hat 
in der Berathung über den von ihm erftatteten ‘Bericht - 
in der Nationalverfammlung die Berathung zu eröffnen 
und fann nad) erflärtem Schluße derfelben noc einmal 
das Wort verlangen, 

F. 28. Die Sitzungen der Ausfhüfle finden bei 
gefchloffenen Thüren ftatt; auch Mitglieder der VBerfamms 
lung Haben nur auf befondere Einladung Zutritt, doch 
fann der DVorfigende der Nationalverfammlung jeder 
Ausihußfisung, ohne Stimmrecht, beimohnen. 


v. Die Verhandlung. 
A. Anträge. 
$. 29. Ein felbitftindiger Antrag ift bei dem 


*) Beſchluß vom 18. Juli 1848. Protokoll S. 112. 
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Secretariate fhriftlih einzugeben und deſſen ZJuläffigfeit 
vor allem davon abhängig, daß derſelbe ſchon vor der 
lebergabe von wenigitens zehn Mitgliedern unteritügt 
und diefed durch deren Mitunterichrift beitätiat iſt. Auf 
Deranitaltung des Secretariatd werden foldye Anträge 
fo fchleunig als möglich gedrudt und unter die Mitglieder 
der Verſammlung vertheilt *). 

Ein Verzeichniß ſämmtlicher übergebenen Anträge, 
welches deren Inhalt kurz angibt, wird täglich gedrudt 
unter die Mitglieder der Verſammlung vertheilt und 
fomohl den itenographiichen Berichten ald den amtlichen 
Protofollen beigegeben **). | 

Ein felbititändiger Antrag, welcher in den Geſchäfts— 
kreis eines bereits beitehenden Ausichufles fällt, wird 
von dem Borfigenden ohne weiteres an dieſen verwiefen. 

Anträge anderer Art werden in der Reihenfolge 
ihrer Einbringung möglichſt Furz begründet.- Hierauf 
wird, ohne Zulaffunag einer Debatte, die Unterſtützungs— 
frage geftellt. Ein Antrag, welcher nicht von wenigſtens 
20 Mitgliedern unterjtüßt iſt, wird ganz zurüdgelegt. 

$. 30. Darüber, ob ein folder Antrag vor der 
Verhandlung zur Vorberathung an die Abtheilungen zu 
verweifen fei, hat die Verſammlung zu beſchließen. 

$. 31. Die Hauptverhandlung über einen Antrag - 
fann nicht vor Derlauf von 24 Etunden nad) deflen 
Vertheilung im Drude in der Nationalverfammlung 
ftattfinden. 

$. 32. Bon diefer Regel fann durch Befchluß der 


*) Beſchluß vom 18. Auli 1848. Protokoll S. 112. 
2) Beihluß vom 3. Auni 1848 rotofoll ©. 20. 
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Verfammlung in folgenden Fällen eine Ausnahme ein- 

treten: | 

a) beiAnträgen, welde nur die formelle Gefchäftd- 
behandlung betreffen ; 

b) wenn die Berfammlung einen Antrag für ſehr 
dringend, oder 

- €) für nicht hinreichend bedeutend erklärt. 

$. 33. Anträge, welche die Verbefferung eines in 
der Verhandlung begriffenen Gegenitandeö bezweden 
(Amendements), fönnen zu jeder Zeit vor dem Schluſſe 
der Verhandlung geftelt und fogleich berathen werden. 
Diefelber müflen mit der Hauptfrage in wefentlicher 
Verbindung ftehen und werden dem Vorfigenden. fchrift: 
lid) und zwar ohne Begründung übergeben. 

Alle Berbefferungsanträge, die nicht bereitd gedrudt 
vertheilt wurden, find unmittelbar nad) ihrer Einreichung 
zu verlefen, die Begründung derielben fann jetocd nur 
in der Reihenfolge der Redner ftattfinden *). 

Die Verſammlung bat dad Recht, einen Verbeſſe— 
rungsvorfchlag zur Begutahtung an einen Ausfhuß zu 
verweilen und die Verhandlung bi3 zur Berichrerftattung 
deflelben abzubrechen. * 

B. Tagesordnung. i 

F. 34. Der Präfident beftimmt die Tagesordnung 
* verkündigt ſolche am Schluſſe jeder Sitzung für die 
olgende 
$. 35. Nah Eröffnung der Sitzung und Verle— 
fung des Protocofled der vorigen Situng, gegen welches 
Berichtigungen fofort vorgetragen werden müffen, kom— 


*) Beſchluß vom 18. Juli 1848. Protokoll ©. 113. 
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mien zunachſt Eingaben und Anträge, ſodann die Außs 
(hußberichte zum Vortrage. Nach Verlauf einer Stunde 
— auf Uebergang zur Tagesordnung angetragen wer— 
en. 


€ Redeordnung. 


— F. 36. Die Redner ſprechen nach ter Reihenfolge 
der Anmeldung. Die Anmeldung kann erſt an dem 
Tage der Berathung über den betreffenden Gegenftand 
und zwar eine Viertelſtunde vor Anfang der Sitzung 
erfolgen; ſie muß perſönlich und mündlich geſchehen. 
Die Einſchreibung der Redner wird von dem zur Linken 
des. Präſidiums ſitzenden Schriftführer beſorgt. Die 
Liſte der eingezeichneten Redner iſt von dem Vorfitzenden 
vor dem Beginn der Berathung fo langſam zu verleſen, 
daß fie nachgeſchrieben werden kann *). 
$. 37. €8. wird, fo lange dieß möglid) it, zwiſchen 
ſolchen Rednern abgewechſelt, welche für und welde 
gegen den Antrag zu Tprechen erflärt haben. 
$. 38. Die Verhandlung fann zu jeder Zeit von 
der Berfammlung- für geichloffen erflärt werden. Wenn 
20 Mitglieder den Schluß verlangen, muß der Dora 
figende darüber abitimmen laſſen. Iſt der Schluß von 
der Verfammlung ausgefprocen, fo kann nur. nocd der 
Antragjteller oder der Berichteritatter ‚nor, der Abitim: 
mung das Wort erhalten, ale ofen 
839 Es darf fein, Vertrag, abgeleſen werten, 
ausgenommen Berichte, - welche im Namen eines Aus— 
ſchuſſes erftattet. werden. : Darüber; e& Actenftüder ver: 





*) Beſchlatß vom 18. Geptember 1848. Protokoll ©. Bl... .. 
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leſen werden dürfen, iſt die Verſammlung ausdrücklich 
zu befragen. 


D. Abſtimmung. 


F. 40. Nach geſchloſſener Berathung verkündigt 
der Vorſitzende die Reihenfolge der Fragen. 

$. 41. Die Abſtimmung findet in der Regel durch 
Aufftehen und Sigenbleiben ftatt. it das Ergebniß 
nad) der Anſicht des rk Nora zweifelhaft, fo mird 
die Gegenprobe gemadıt. | 
ficht der Mehrzahl des Gefammtvoritandes fein ficheres 
Ergebniß, fo wird dur weiße und rothe Stimmzettel 
abgeftimmt. Die weißen Zettel bejahen, die rothen ver: 
neinen. Jeder Stimmzettel muß, wenn er gültig fein 
fol, mit der eigenhändigen Namensunterfchrift _ des 
Stimmenden und der Angabe feined Wohnorts verlehen 
fein. Zur Theilnahme an der Abitimmung ift perfönliche 
Anweſenheit erforderlih. Die Stimmzettel werden in 
Urnen gefammelt und von den Edhriftführern gezählt. 
Sogleich nad Beendigung dieſes Geſchäftes verfündet 
der Vorfikende dad Ergebniß der Abitimmung. Nach: 
träglih wird von den Schriftführern eine Stimmlifte 
gefertigt und diefelbe einem der nächſten ftenographifchen 

erichte beigelegt. 

Außerdem findet Abſtimmung durch Stimmzettel 
nur dann ftatt, wenn fie ftatt namentliher Abftimmung 
gemäß $. 42 verlangt wird *), 


ibt aud) dieſe nach der Anz. 


/ 


$. 42. Namentlihe Abftimmung mit Ja und Nein ' 


ohne Motivirung findet nur ftatt, wenn fie beim Schluſſe 
der Berathung beantragt und derAntrag von wenigitend 





*) Beihluß vom 17. Detober 1848, 
16 
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fünfzig Mitgliedern unterflügt wird. Der Antrag, ges 
ihieht von der Nednerbühne ohne Motivirung. 

Bei den im $. 32 bezeichneten Anträgen Fann 
weder die namentliche Abftimmung nod die Abftimmung 
durch Stimmzettel beantragt werden ; die legtere findet nur 
ftatt, wenn die Abftimmung durch Aufitehen und Sitzen⸗ 
bleiben Fein ſicheres Ergebniß liefert*). - 

$. 43. Bei Stimmengleichheit wird die Frage als 
verneint angefehen. Der Vorfigende ſtimmt niemals ab. 

$. 44. In der Negel genügt eine einmalige Bes 
rathung und Abftimmung ; es bleibt aber jedem Ausſchuſſe 
überlaflen, bei der Nationalverfammlung darauf anzutra⸗ 
gen, daß über einzelne Hauptpunfte mehrmald und in 
verfchiedenen Sigungen der Verfammlung berathen und 
abgeftimmt werde. | 


vi. Eingaben. 


$. 45. Eingaben an bie Rationalverfammlung” 
find ſchriftlich einzufenden. Die Verfammlung felbit 
läßt in feinem Falle Deputationen in die Sikungen zu, 
eben fo wenig geftatten foldes die Abtheilungen und 
Ausſchüſſe. | | 

$. 46. Sämmtliche Eingaben werden mit - kurzer 
Angabe ihres Inhaltes in ein Verzeichniß eingetragen. 
- Daifelbe wird täglich gedruckt unter die Mitglieder der 
Verſammlung vertheilt und fowohl den ſtenographiſchen 
Berichten ald den amtlihen Protofollen beigegeben **). 
Der Borfigende vermeiit diejenigen Eingaben, melde 





— — 


*) Beihluß vom 6. Rovember 1848. i 
“x, Beihluß vom 3. Juni 1848. Protokoll ©. 26. 
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nicht beſonderen —— übergeben werden, an den 
Petitions⸗Ausſchuß zur Berichterflättung. — 
$..47. Anonyme Petitionen 38 ‚ohne Eingehen 
in den. Inhalt einfach zu den Acten „Hetionmen. — , — 
8. 48. Dem Petitions-Ausſchuſſe it ein beſtimmtet 
Tag in jeder Woche zur — feiner. Berichte ein: 
— Erſt nach völliger Erledigung dieſer Berichte 
ann zur anderweitigen Tagesordnung übergegangen 
werden. | — 
F. 49. Den Bittſtellern wird durch Protocoll⸗ 
Auszug Nachricht von dem Beſchluſſe der Verſammlung 
gegeben. * 


1197 


vu. Snterpellation ‚der Reihaminifter. 


$. 50. Jede an die Reichöminifter gerichtete Inter— 
yellation muß am Tape vor der nächſten — dem 
Praͤſidium ſchriftlich übergeben werden. Dieſes die 
Interpellation ſofort zur Kenntniß des betreffenden 
Miniſters zu bringen. Ob Interpellationen, die als 
beſonders dringend bezeichnet werden, ausnahmsweiſe 
in der Sitzung ſelbſt eingegeben werden dürfen, darüber 
entſcheidet die Verſammlung. — 
$. 51. Sede foldhe Eingabe muß den Gegenitand 
der Interpellation und deren Veranlaſſung Furz und 
beftimmt angeben. - +, Be 
+ 8.52%, Die VBerlefung der eingegebenen Inter⸗ 
pellation erfolgt ohne Motivirung jederzeit vor —35 
ordnung. Sodannwird gemäß $. 29 die Unterſtützungs— 
frage geſtellt. Findet die Interpellation Feine hinreichende 
Unteritügung, ſo wird fie zurückgeleg. = 
$. 53. ft die Interpellation unterftüßt, To hat 
16 * 


“ 
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der betreffende Miniſter in derſelben Sitzung entweder 
die gewünſchte Antwort zu ertheilen, oder den Tag zu 
beſtimmen, wann dieſes geſchehen ſoll, oder die Gründe an 
zugeben, warum eine Beantwortung der Snterpellation 
nicht erfolgen könne. 

$. 54. Hat der interpellirtte Minifter eine dieſer 
Erflärungen abgegeben, fo findet eine weitere Berathung 
über den Gegenftand nur dann ftatt, wenn ein Antrag 
geftellt wird, den die Berfammlung als fehr dringend 
anerfennt*). 


VI. Abänderung der Gefhäftdordnung. 


8.55. . Selbfittändige Anträge auf Abänderung 
der Gefhäftsordnung können nur dann zur Berathung 
fommen, wenn fie fehriftlic) und von menigitend fünfzig 
Mitgliedern unterzeichnet dem Präfidium übergeben 
werden**). 


oe 


*, Beihluß vom 8. Juli 1848. Protokoll S. 154. 
x*) Befhluß vom 28. Mat 1848. Protokoll S. 15. — Beſchluß vom 
18. Juli 1848. Protokoll ©. 112. . 


Anhang 
zu Diefer Geſchäftsordnung. 


— — — 


Beſchlüſſe, 


die Berathung und Abſtimmung über die Grund— 
rechte des deutſchen Volkes ſowie über den Ent— 
wurf zur Reichsverfaſſung betreffend. 


J1. Beſchluß vom 11. September 1848, auf 
den Antrag des Abgeordneten Schoder. 


Die Nationalverfammlung befchließt: fogleih auf 
die Berathung der das Bereind: und Verſammlungs— 
recht, die Deffentlichfeit und nun Rechtspflege 
mit Gefhwornengerichten, und die Befreiung des Grund 
und Bodend befreffenden Paragraphen ded Entwurfs. 
der Grundrechte einzugehen und nad) erfolgter Befchluß- 
nahme darüber, die Beſchlüſſe über: | 

„Sleichheit vor dem Gefeß, unbeſchränkte Glaubens = 

und Gewiffensfreiheit, Preßfreiheit, Unverleglichkeit 

der Perſon, Unverleglichfeit der Wohnung, Brief: 

— Vereins- und Verſammlungsrecht, 

effentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege 
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mit Gefhmwornengerihten, Befreiung des Grund 

und Bodens’ Ä 

durh den Verfaſſungsausſchuß zufammenftellen zu 
laffen, dad Ergebniß aber mit den in Folge der zweiten 
Berathung und Abjtimmung. etwa erforderlihen Modi— 
ficationen ohne Verzug zu verfündigen *). 


u. Befhluß vom 11. September 1848, auf 
den Antrag des Abgeordneten Schneer. 


Die Nationalverfammlung befchließt: ihren Präſi— 
denten zu ermäcdtigen, vor dem Beginn der Berathung 
eines jeden Paragraphen des Entwurfes der Grundrechte 
die Frage zu ftelen, ob auf die Discuſſion verzichtet 
werde. Sobald nicht mindeitend einhundert Mit: 
glieder die Didcuffion verlangen, werden außer dem 
Antrage der Mehrheit des Verfaffungsausfchuffes auch 
die Minoritätderachten deffelben Ausſchuſſes, die - etwa 
eorrefpondirenden Anträge anderer Ausſchüſſe fomie die 
von mindeltend zwanzig Mitgliedern der Berfammlung 
geftellten Verbeflerungsanträge ohne weiteres zur Abſtim— 
mung gebracht **). 


IM, Beſchküß vom 13. Dctober 1848, auf die 
Anträge, des DBerfafiungd-Ausfhuffes 
und ded Abgeordneten Waik. 


Die Nationalverfammlung befchließt: 
1) Denjenigen Theil der Grundrechte, welcher auf 


*) eis re S. %4. 
*%) Siehe Protokoll S. 264. 
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den Antrag des Abgeordneten Schoder nad 
der zmeiten Berathung verfündet werden foll, 
\ zur fohleunigen Vornahme der Revifion Behufs 
der zweiten Leſung und zur gleichzeitigen Vor— 
lage eines Einführungsgeleged an den Berfaf- 
ſungsausſchuß zurückzuweiſen; | 
2) Den nod nicht berathenen Theil der Grundrechte 
vorläufig zurüdzuftellen, damit die Abſchnitte über 
Reih und Reichsgewalt unverzüglich zur Ver— 
handlung gelangen ; 
- 3) Für dieſen Theil der Verfaſſung, mie bei den 
Grundrechten, eine zweite Leſung zu befchließen ; 
Ebenfo drei wöchentliche Situngen regelmäßig 
für die Berathung der Berfaffung auszuſetzen, 
die inzwifchen vorzunehmende zmeite Berathung 
des zu ypublicirenden Theiled der Grundrechte 
vorbehalten. 


4 


— 


IV. Beſchluß vom 13. October 1848, auf den 
Antrag des Abgeordneten Plathner. 


Die Nationalverfammlung beichließt: 

Dei der Verhandlung über den biß jeßt vorgelegten 
Theil der Verfaſſung (Reich und Reichsgewalt) den auf 
den Antrag ded Abgeordneten Schneer gefaften Be: 
fhluß vom 11. September dieſes Jahres in Anwendung 
zu bringen. 
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Franzöſiſche Verfaflung, 


gegeben 


in Kraft der durch das franzöfiiche Volk an 
Louis Napoleon Bonaparte 


durch das Votum vom 20. und 21. December 


übertragenen VBollmachten. 


Der Präfident der Nepublif, in Erwägung, daß 
das franzöfifche Volk berufen worden ift, ſich über 
den folgenden Befchluß auszufprechen: 

„Das Volk will die Aufrechthaltung der Auto- 
rität Louis Napoleon Bonapartes, und ertheilt 
ihm die nöthigen Bollmachten, nach den in feiner 
Proclamation vom 2. December feftgeitellten Grund» 
lagen eine Berfaffung zu entwerfen“; 

Sn Erwägung, daß Die der Genehmigung des 

Bolfes vorgefchlagenen Grundlagen waren: 

1) ein für zehn Sahre ernanntes vorantwortli- 
ches Dberhaupt; 

2) Minifter, die allein von der vollziehenden 
Gewalt abhängig; 

3) ein aus den ausgezeichnetften Männern ger 
bildeter Staatsrat), welcher die Gefehe vorbereitet 
und bei deren Discuffion vor dem gefehgebenden Körs 
per aufrecht hält; 
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4) ein die Gefehe discutirender und votirender 
gefebgebender Körper, ernannt durch das affgemeine 
Stimmredt, ohne Fiften » Scrutinium, welches die 
Wahl fälfcht; 

5) eine zweite aus allen Berühmtheiten des 
Landes gebildete Verfammlung, eine das Gleichgewicht 
erhaltende Gewalt, Wächter des Fundamental: Ber- 
trages und der Öffentlichen Freiheiten. 

Sn Erwägung, daß das Volk durch fieben Mil- 
lionen fünfmalhunderttaufend Stimmen bejahend ges 
antwortet hat, veröffentlicht die VBerfaffung, 
deren Wortlaut folgt: 


Titel. 1. 


Art. 1. Die VBerfaffung erfennt an, beftätigt 
und gewährleiftet Die im Jahre 1789 yproclamirten 
großen Grundfäge, welche die Grundlage des öffent: 
lichen Rechts der Franzofen find. 


Titel II. 
Form der Negierung der Nepublif. 


Art. 2. Die Regierung der franzöfifchen Re- 
publif ift für zehn Sahre dem gegenwärtigen Prä— 
fiventen der Nepublif anvertraut. 

Art. 3. Der Präſident der Republik regiert 
durch Minifter, einen Staatsrat), einen Senat und 
einen gefeggebenden Körper. 
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Art. 4. Die gefebgebende Gewalt wird gemeins 
Ichaftlich (collectivement) durch den Präffdenten der 
Republif, den Senat und den gefeggebenden Körper 
ausgeübt. 


Titel IH. 
Vom Präfidenten der Mepublif. 


Art. 5. Der Präfident der Republif ift dem 
franzöſiſchen Volfe verantwortlich, an das zu appel- 
liren er immer das Necht hat. 

Art. 6. Der Präfident der Nepublif ift der 
Chef des Staates; er ift oberfter Befehlshaber der 
Land» und Seemacht, erFlärt Krieg, fchließt Friedens- 
Verträge, Bündniffe und Handels Tractate ab, er: 
nennt fämmtliche Beamte, erläßt alle Reglements und 
zur Ausführung der Geſetze nöthigen Decrere. 

Art. 7. Die Zuftiz wird in feinem Namen aus- 
geübt. 

Art. 8, Er allein hat die Snitiative zu den 
Geſetzen. 

Art. 9. Er hat das Recht der Begnadigung. 

Art. 10. Er ſanctionirt und promulegirt die 
Gefege und die Senats-Beſchlüſſe. 

Art. 11. Er legt alle Jahre dem Senate und: 
dem geſetzgebenden Körper in einer Botfchaft den 
Stand der Affairen der Republik vor. 

Art, 12. Er hat das Necht, den Belagerungss 
zuftand in einem oder mehreren Departements zu er 

I* 
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klären, jedoch mit dem Vorbehalte, darüber dem Se— 
nate in kürzeſter Friſt zu referiren. Die Conſequen— 
zen des Belagerungszuſtandes ſind durch das Geſetz 
geregelt. 

Art. 13. Die Miniſter hängen nur vom Chef 
des Staates ab; jeder Miniſter iſt nur für diejenige 
Note der Regierung verantwortlich, die in ſeinem Be— 
reich fallen; es exiſtirt durchaus Feine Solidarität un: 
ter ihnen; fie Fünnen nur durch den Senat in An- 
Flagezuftand verfegt werden: 

Art. 14. Die Minifter, die Mitglieder des Se: 
nates, Des gefeßgebenden Körpers und bes Staats— 
rathed, Die Land» und Gee> Öfficiere, die Richter 
und öffentlichen Beamten ſchwören den folgenden Eid; 
„sh ſchwöre Behorfam der Eonititution 
und Treue dem Präfidenten“. 

Art. 15. Ein Senats» Befchluß (senatus- con- 
sulte) fest die jährlid dem Präfidenten der Res 
publif für Die ganze Dauer feines Amtes bemilligte 
Summe feit. 

Art. 16. Stirbt der Präfident der Republik, 
ehe fein Mandat erlofchen ift, fo beruft der Senat 
die Nation, um eine Neuwahl vorzunehmen. 

Art. 17. Das Staats⸗Oberhaupt hat das Recht, 
durch einen geheimen und in den Senats-Archiven nie- 
dergelegten Act dem Bolfe den Namen des Bürgers zu 
bezeichnen, welchen er im Intereſſe Franfreichg dem 
Vertrauen und der Wahl des Volfes empfiehlt. 

Art. 18. Bis zur Wahl des neuen Präfiden- 
ten der Republif regiert der Senats - Präfident im 
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Verein mit den ſich im Amte befindenden Miniſtern, 
die ſich als Regierungs-Conſeil conſtituiren und mit 
Stimmenmehrheit Beſchlüſſe faſſen. 


Titel IV. 


Vom Senate. 


Art. 19. Die Zahl der Senatoren kann nicht 
mehr als 150 betragen: für das erſte Jahr iſt ſie 
auf 80 feſtgeſetzt. 

Art. 20. Der Senat beſteht: 

1) Aus den Cardinälen, den Marſchällen, den 
Admiralen; 

2) aus den Bürgern, welche der Präſident zu 
der Senatoren⸗Würde zu ernennen für angemeſſen hält. 

Art. 21. Die Senatoren find unabfegbar und 
werden auf Lebenszeit ernannt. 

Art. 22. Die Functionen des Senates find uns 
entgeldlichz; nichts deito weniger wird der Präfident der 
Republik an Senatoren, wegen geleiiteter Dienſte und 
wegen ihrer VBermögenslage, eine. perfönliche Dota- 
tion bewilligen Fönnen, welche 30,000 Fr. jährlich 
nicht wird überſteigen können. 

Art. 23. Der Präſident und die Vice⸗Präſi— 
denten des Senats werden durch den Präfidenten der 
Republif ernannt und unter-den Senatoren gewählt. 
Sie werden für ein Jahr ernannt. Dad Gehalt des 
ee der Republif wird durch ein Decret feit- 
geießt. 
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Art. 24. Der Präfident der Republif beruft 
und prorogirt den Senat. Er ſetzt die Dauer feiner 
Sejlionen durch ein Decret feft. 

Art. 25. Der Senat ift der Wächter des Zun« 
damental= Vertrages und der Öffentlichen Freiheiten. 
Kein Geſetz kann befannt gemacht werden, bevor es 
ihm vorgelegt worden. ilt. 

Art. 26. Der Senat widerfegt fich der Bekannt⸗ 
machung: 

1) von Gefegen, weldye gegen die Berfaffung, 
die Religion, die Moral, die Freiheit der Gulte, der 
perjönlichen Freiheit, die Gleichheit der Bürger vor 
dem Geſetze, die Unverleßlichfeit des Eigenthums und 
den Grundſatz der Nichtabjegbarfeit der Magiftratur 
verjtoßen oder diefelben angreifen würden ; 

2) von folchen, welche die Vertheidigung des Ge- 
biets gefährden Fünnten. 

Art. 27. Der Senat regelt durch ein Senatus- 
Confult: | 
1) die Berfaffung der Eolonieen und Algeriensz _ 

2) alles das, was nicht durch die Verfaſſung 
vorgefehen und was zu ihrem Gange nöthig ift; 

3) den Sinn der Artifel der Verfaffung, welche 
zu verfchiedenen Auslegungen Anlaß geben. 

Art. 28. Die Senats + Befchlüffe. werden dem 
Präftdenten der Republik zur Genehmigung vorgelegt 
und werden von ihm promulgirt. 

Urt. 29. Der Senat befräftige oder erflärt für 
nichtig alle ihm von der Regierung als verfaffungss 
midrig überwieſenen, oder aus demfelben Grunde 
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durch Petitionen der Bürger vor ihn gebrachten Hand⸗ 
fungen. 

Art. 30. Der Senat — in einem an den 
Präfidenten der Republik gerichteten Berichte, Grund: 
lagen zu. Gefeh » Entwürfen von großem National: 
ntereffe in Vorſchlag bringen. 

Art. 31. Er fann gleicher Maßen Abänderungen 
der Berfaffung vorfehlagen. Wenn der Borfchlag von 
ber erecutiven Gewalt angenommen wird, wird. Ders 
felbe durch ein Senatus-Conſult befchloffen. 

Art. 32. Dennoch aber fol jede Abänderung 
der wefentlichen Grundbeftimmungen der Verfaſſung 
— jene, welche in der Proclamation des 2. Decem- 
ber find vorgefchlagen und vom franzöfiichen Bolfe 
angenommen worden — der allgemeinen Abftimmung 
unterworfen werden, 

Art. 33. Im Falle einer Auflöfung des gefeß- 
gebenden Körpers und bis zu einer neuen Einberu— 
fung bdeffelben, trifft der Senat, auf den Antrag des 
Präfidenten der Republif, durch dringlihe Maßnah— 
men Vorſorge für alles, was für den Gang der Re- 
gierung erforderlic) ijt. 


Titel V. 
Vom gefeßgebenden Körper. 


Urt. 34. Die Wahl hat zur Grundlage die 
(la population). 
Art. 35. —* 35,000 Wähler wird ein Depus 
tirter zum gefeggebenden Körper Fommen. 
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Art. 36. Die Deputirten werden gewählt durch 
das allgemeine Stimmrecht, ohne Lilten» Scrutinium. 
Art. 37. Sie empfangen Feine Befoldung. 

Art, 38. Gie find ernannt für zehn Jahre. 

Art. 39. Der gefeggebende Körper discutirt und 
votirt die Geſetzes- und Steuer - Borfchläge. 

Art. 40. Jedes Amendement, welches durch die 
mit der Prüfung eines Gefebesvorfchlages beauftragte 
Commifflon adoptirt ift, wird durch den Präfidenten 
ded gefehgebenden Körpers ohne Discuffion an ben 
Staatsrath gefandt. Wenn das Amendement durch 
den Staatsrath nicht adoptirt wird, Fann es ber Ber 
rathung bes gefeßgebenben Körpers” nicht unterworfen 
werden. 

Art. 41. Die — Seſſionen des ge: 
ſetzgebenden Körpers dauern drei Monate; die Sitz⸗ 
ungen find öffentlich, aber das Verlangen von fünf 
Mitgliedern reicht Hin, daß fich die Berfammlung zum 
geheimen Comite bildet. 

Art. 42. Der Gitungd-Bericht des gelehge- 
benden Körpers durch die Sournale oder durch jedes 
andere Mittel der Veröffentlichung wird nur in der 
Miedergebung des am Schluffe jeder Sibung durch 
die Fürforge des Präfidenten bes gefegebenden Kör- 
pers abgefaßten Protocolls beftehen. | 

Art. 43. Der Präfident und Die Rice » Bräft: 
denten des. gefeßgebenden Körpers ‘werden durch den 
Präfidenten der Republif ernannt; fie werden unter den 
Deputirten gewählt. Das Gehalt des Präfidenten des 
gefehgebenden Körpers wird durch ein Decret feftgefegt. 


Sranzöfifhe Berfaffung. 9 


Art. 44. Die Minifter fünnen nicht Mitglieder 
des gefehgebenden Körpers fein. 

Art. 45. Das Petitionsrecht übt fich beim Se: 
nate aus. Keine Petition kann an den gefeggebenden 
Körper gerichtet werden. 

Art. 46. Der Präfident der Republif beruft, 
vertagt, provocirt den gefeßgebenden Körper und löft 
ihn auf. Im Falle der Auflöfung muß der Präfl- 
dent einen neuen in der Frijt von ſechs Monaten zus 
fammenberufen. 


Titel VI. 
Bom Staatsrath. 


Art. 47. Die Zahl der Staatsräthe im gewöhn- 
lichen Dienfte beträgt vierzig bis fünfzig. 

Art. 48. Die Staatsräthhe werden vom Prär 
fiventen der Republif ernannt, der dieſelben auch 
von ihrem Poſten abberufen Fann. 

Art. 49. Dem Staatsratl) präfidirt der Präfis 
dent der Nepublif und in feiner Abwefenheit die Pers 
fon, welche er ald Vice» Präfidenten des Staatsrathes 
bezeichnet. 

Art. 50. Der Staatsrath hat den Beruf, uns 
ter Leitung des Präfidenten der Nepublif die Ges 
jehed» Entwürfe, fo mie die anf Die Staatsverwaltung 
bezüglichen Verordnungen zu redigiren und die bei 
Verwaltungs» Angelegenheiten aufftoßenden Schwierig- 
feiten zu löſen. 
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Art. 51. Er unterſtützt im Namen der Regie— 
rung die Discuſſion der Geſetzvorlagen vor dem Se— 
nate und dem geſetzgebenden Körper. 

Die Staatsräthe, welche im Namen der Regie- 
rung das Wort zu führen haben, werden vom Prä— 
fidenten der Republik bezeichnet. 

Art. 52. Das Gehalt eines jeden Staatsrathes 
beträgt 25,000 $r. 

Art. 53. Die Minifter haben Rang, Sig und 
beliberative Stimme im Staatsrath). 


Titel VM. 
Bon dem Suftizhofe. 


Art. 54. Der hohe Juſtizhof (haute cour de 
justice) wird, ohne Appel und Recours, richten über 
alle Perfonen, die vor ihn werden verwielen werden 
als angeflagt wegen Verbrechen, Angriffe oder Ver— 
ichwörungen wider den Präfidenten der Rupublif und 
wider die innere oder Außere Sicherheit des Staates. 

Er fann nur in Kraft einer Verordnung des Präs 
fidenten der Republik mit einer Sache befaßt werden. 

Art. 55. Ein Senatus-Conſult wird die Dr 
ganifation diefes hohen Hofes —— | 


Titel VII. 
Allgemeine und tranfitorifche Beftinmungen. 


Art. 56. Die Beitimmungen der vorhandenen 
Geſetzbücher einzelner Gefege und Reglements, welche 
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der gegenwärtigen Berfaffung nicht widerfprechen, blei- 
ben in Kraft, bis fie auf gefegmäßigem Wege aufs 
gehoben werden. 

Art. 57. Ein Gefes wird die Organifation der 
Gemeinden feftitellen. Die Maired werden von der 
Srecutiv» Gewalt ernannt werden; fie Fünnen auch 
außerhalb des Gemeinderath3 genommen werden. 

Art. 58. Die gegenwärtige Verfaffung wird in 
Kraft fein von dem Tage an, an welchem die großen 
Staatsförper, die fie organifirt, conjtituirt fein werden. 

Die durch den Präftdenten der Republif vom 2. 
December ab bis zu dem befagten Zeitpunct erlaſſe— 
nen Berordnungen werden Gefebesfraft befigen. 


Louis Napoleon. 
Gefehen und unterfiegelt mit dem großen Staatd- 


Inſiegel. 
Der Siegelbewahrer, Miniſter der Juſtiz. 


E. Rouber. 


Grundgefeß 


für dag 


Königreich der Niederlande*) 
aus dem Sahre 1848: (14. October). 


Erſtes Gapitel. 
Bon den Königreich und feinen Einwohnern. 


Art. 1. Das Königreich der Niederlande beiteht 
in Europa aus den gegenwärtigen Provinzen: Nord» 
brabant, Geldern, Südhofland, Nordholland, See— 
land, Utrecht, Friesland, Oberyſſel, Gröningen, 
Drenthe und dem Herzogthum Limburg, indem die 
Berhältniffe Diefes Herzogehums Limburg, mit Auf 
fonderung der Feltungen Maaftriht und Venlo in 
ihren Umfreifen, zu dem Deutfchen Bunde aufrecht 
erhalten bleiben. 

Art. 2. Das Gefeg Fann Provinzen und Ger 
meinden vereinigen und trennen. 

Die Gränzen des Staates, der Provinzen und 
Gemeinden Fünnen durch das Geſetz verändert werden. 


* Nach der Ueberſetzung von Dr. F. W. Schubert: 
„Die Verfaſſungsurkunden u. Grundgeſetze der Staaten 
Europas. Königsberg 1850.“ 
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Art. 3. Alte, die fich auf diefem Grundgebiete 
dieſes Reiches finden, fie mögen Eingefeffene oder Auss 
länder fein, haben gleichen Anfpruch auf die Befchir- 
mung ihrer Perjon und Güter, 

Das Geſetz regelt die Zulaffung und die Anfied- 
lung der Ausländer und die allgemeinen Bedingungen, 
nach welchen in Beziehung auf ihre Auslieferung 
Berträge mit auswärtigen Mächten gefchloffen wer— 
den Fünnen. 

Art. 4. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte 
wird durch das Geſetz feſtgeſtellt. 

Art. 5. Um das befondere Gemeinde - Bürger: 
recht zu erlangen, muß man Niederländer fein. 

Art. 6. Jeder Rieberlänber ift zu allen Amts— 
ftellen zuzulafien. 

Kein Ausländer ift zu denfelben zuzulaffen, 
in Folge der Beitimmungen der Gefebe. 

Art. 7. Das Geſetz erflärt, wer ein Nieder: 
länder ift. 

Ein Ausländer wird nur durd ein Geſetz natu- 
ralifirt. 

Art. 8. Niemand hat eine vorhergehende Er- 
laubnig nöthig, um dur die Preffe feine Gedanfen 
oder Gefühle mitzutheilen, indem die Verantwortlich- 
Feit eines Seden nach den Geſetzen gewahrt wird. 

Art. 9. Jeder Einwohner hat das Recht, jchrift- 
liche Bittfchriften an die zufländigen Behörden einzus 
reichen, wenn fie perfönlich und nicht im Namen 
Mehrerer unterzeichnet werden: das leste Fann allein 
von Gorporationen gejchehen, welche gefeßlich zuſam— 
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mengeſetzt oder als folche erfannt find, und in dieſem 
Falle nicht anders als über Gegenftände, die zu ihren 
gefeglichen Wirfungsfreifen gehören. 

Art. 10. Dad Recht der Einwohner zur Wer: 
einigung und Verſammlung wird anerfannt. 

Das Geſetz regelt und befchränft die Ausübung 
Diefes Rechtes in feiner Beziehung zur öffentlichen 
Drdnung. 


Zweites Gapitel. 
Boudbem Rönige. 


Erjte Abtheilung. 
Bon ter Thronfolge. 


Art. 11. Die Krone der Niederlande ift und 
bleibt übertragen auf Seine Majeftät Wilhelm Fried- 
rich , Prinz von Oranien-Naſſau, um in feinem und 
feiner gefeßlichen Nachkommen erblichen Befige zu 
bleiben, in Uebereinftimmung mit nachfolgenden Feit- 
ſtellungen. | 

Art. 12. Die gefeglichen Nachkommen des regie- 
renden Königs find die Kinder, welche jet leben oder 
fpäter noch geboren werden, aus feiner gegenwärtigen 
Ehe mit Ihrer Majeftät Friederife Louiſe Wilhelmine, 
Prinzeffin von Preußen: und im Wllgemeinen alle 
Nachkommen aus einer Ehe, die von dem Könige 
mit gemeinfchaftlicher Berathung der Generals Staaten 
eingegangen oder zugeſtanden iſt. 
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Art. 13. Die Krone geht von Rechtswegen 
auf den Erftgebornen über, fo daß der ältefte Sohn 
des Königs oder der männliche Erbe des älteften 
Sohnes nad) Repräfentationsrecht nachfolgt. 

Art. 14. Bei Ermangelung eines männlichen 
Erben des älteſten Sohnes, geht die Krone über auf 
feine Brüder oder deren männliche Erben, in gleicher 
Weiſe nach dem Rechte der Erftgeburt und der Re— 
präjentation. 

Art. 15. Bei gänzlicher Ermangelung von männ- 
lichen Erben aus diefem Haufe von Dranien- Naffau 
geht die Krone Über auf die Tochter des Königs 
nach dem Rechte der Erjtgeburt. 

Art. 16. Sind auch nicht Töchter des Königs 
hinterlaſſen, fo trägt die ältefte Tochter aus der 
älteften abfteigenden männlichen Linie des letzten 
Königs die Königlihe Würde in ihr Haus über, 
und wird, wenn fie vorher verjiorben fein follte, durch 
ihre Nachfommen repräfentirt. 

Art. 17. Sofern Feine männliche abjteigende 
Linie des letzten Königs vorhanden iſt, fo erbt Die 
ülterte abjteigende weibliche Linie, fo daß der männs 
liche Zweig vor dem weiblichen Zweige und der ältefte 
vor dem jüngeren, und in jedem Zweige die Männer 
vor den Frauen und die Ältern vor den jüngern den 
Vorrang haben. 

Art. 18. Wenn der König ohne Nachkommen— 
haft flirbt und Fein männlicher Erbe aus dem Haufe 
Dranien-Naſſau übrig ift, fo folgt ihm fein nächiter 
Blutöverwandter, vermitteljt feiner Verwandſchaſt mit 
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dem Föniglichen Haufe, und wird derfelbe, wenn er 
fhon verftorben fein follte, durch feine Nachkommen 
repräfentirt. 

Art. 19. Wenn eine Frau die Krone in ein 
anderes Haug übergetragen hat, fo tritt Died Haus 
in alle Rechte des unfprünglihen Stammhaufes, und 
die vorhergehenden Artikel find auf daffelbe anzumwen- 
den, mit der Folge, daß ihre männliche Erben vor 
allen Frauen der weiblihen Nachfommen erben, und 
Feine andere Linie auf den Thron gerufen wird, fo 
lange Semand von ihren Nachfommen am Leben ift. 

Art. 20. Eine Prinzeffin, die ohne Zuftimmung 
der General» Staaten eine Ehe eingegangen ift, hat 
fein Recht auf die Krone. Eine Königin, die ohne 
dDiefe Zuftimmung eine Ehe eingeht, entfagt damit der 
Krone. 

Art. 21. Bei Ermangelung von Nachfommen- 
fchaft des gegenwärtigen Königs Wilhelm Friedrid) 
von Dranien -» Raffau, geht die Krone über auf feine 
Schweiter Friederife Louife Wilhelmine von Dra- 
nien-Naſſau, Wittwe des feeligen Erbprinzen Carl 
Georg Auguft von BraunfchweigsLüneburg*), oder 
ihre gefeglichen Nachfommen aus einer folchen Ehe, 
die in Hebereinftimmung mit dem Net. 12 gefchloffen iſt. 

Art. 22. Sollte auch die gejegliche Nachkom— 
menſchaft diefer Fürftin fehlen, fo geht dies Erbrecht 


») Er war der ältefle Sohn des Herzons Earl von Braun- 
ſchweig und flarb furz vor feinem Vater, am 20. Sept. 
1806. Seine Gemahlin lebte zu Amfterdam feit 1814 
und ftarb 15. October 1819. 
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über auf die gejeglichen männlichen Erben der Prins 
zejlin Garoline von Dranien *), Schweiter des ver- 
ftorbenen Prinzen Wilhelm V. und Gemahlin des ver- 
jtorbenen Fürjten von Najfau= Weilburg, in gleicher 
Weile nach dem Rechte der Erſtgeburt und der Re— 
präjentation. 

Art. 23. Wenn befondere Umftände einige Ver- 
änderungen in der Thronfolge-Drdnung nothwendig mas 
chen follten, jo ijt der König berechtigt, darüber einen 
Geſetzes-Vorſchlag zu machen, welder auf diefelbe 
Weile zu behandeln ift, wie in Anfehung der Veränz 
derungen des Grundgefeßes in den Art. 196 — 99 
vorgeichrieben ijt. 

Art. 24. Daffelbe finder jtatt, wenn Fein nad) 
diefem Grundgefehe berechtigter Nachfolger vorhanden ift. 

Iſt der Nachfolger nicht benannt oder fehlt er 
bei dem Ableben des Königs, fo gefehieht die Ernen— 
nung durch die General- Staaten, welche dazu in 
doppolter Anzahl einberufen werden, in vereinigter 
Sitzung derfelben. 

Art. 25. In den in den Art. 21, 22, 23 
und 24 vorgefehenen Fällen wird die Thronfolge ges 
ordnet nach den Beitimmungen in den Art. 12, 13, 
14, 15, 16, 17, 18 und 19. 

Art. 26. Der König Fann feine fremde Krone 
tragen mit Ausnahme der von Luremburg. 

In feinem Falle Fann der Sig der Regierung 
aufferbalb dieſes Reiches verlegt werden. 


*) Diefe Fürftin war ſchon am 6. Mai 1787 geftorben. 
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Zweite Abtheilung. 


Bon den Einfünften der Krone. 


Art. 27. Außer dem Einfommen aus den Dos 
mainen, welches durch das Gefeb vom 26. Augujt 
1822 aufgegeben und im Sahre 1848 durch den König 
zu den Krondomainen an den Staat zurückgegeben 
war, genießt König Wilhelm II. ein jährliches Eins 
fommen von einer Million Gulden aus der Staats— 
Faffe. 

Bei jeder neuen Thronbefteigung wird dag Ein» 
fommen der Krone durch das Geſetz geregelt. 

Art. 28. Dem Könige werden zu feinem Ge: 
brauche Sommer » und Winter - Paläfte in Stand 
gehalten, zu deren Unterhaltung jedoch nicht mehr al 
50,000 Gulden jährlich auf Landesfoften gebracht wer— 
den Dürfen. : 

Art. 29. Der König und der Prinz von Ora— 
nien find frei von allen perfünlichen Laſten. 

Keine Befreiung von anderen Lajten wird von 
ihnen genoffen. 

Art. 30. Der König richtet fein Haus nach 
feinem eigenen Gutbefinden ein. 

Art. 31. Das jährliche Einfommen einer Kö— 
nigin Wittwe während ihres Wittwenjtandes beträgt 
aus der Gtaatsfaffe 150,000 Gulden. 

Art. 32. Der ältefte von des Königs Söhnen 
oder der ferneren männlichen Nachfommen, weldıer 
der vermuthliche (präfumtive) Erbe der Krone ift, 
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iſt der erjte Unterthan des Königs und führt den 
Titel: „Prinz von Dranien“. 

Art. 33. Der Prinz von Dranien genießt als 
jolchber aus der Staatsfaffe ein jährliches Einfommen 
von 100,000 Gulden, von der Zeit an zu rechnen, 
vaß er das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben 
wird; diefes Einfommen wird auf 200,000 Gulden 
erhöht, uachdem er eine Ehe in Webereinftimmung 
mit Art, 12 diefes Grundgeſetzes gefchloifen hat. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der Bormundfchaft des Königs. 


Art. 34. Der König it volljährig fobald er 
fein achtzehnted Lebensjahr vollendet hat. 

Art. 35. Go lange der König minderjährig ift, 
jteht er unter der Vormundſchaft einiger Mitglieder 
des Königlichen Haufes und einiger angefehener Nies 
berländer. 

Art, 36. Die Bormundfchaft wird geregelt und 
die Vormünder werden ernannt durch ein Geſetz. 

Ueber den Entwurf diefes Geſetzes faſſen die 
General» Staaten ihren Beſchluß in einer vereinigten 
Eitung der beiden Kammern. 

Art. 37. Diefes Gefeg wird noch bei Lebens 
zeiten von dem Könige für den Fall der Minderjühs 
rigfeit feines Nachfolgers gemacht, Wenn Dies nicht 
gefchehen fein follte, fo werden, fofern dies thunlich 
ift, einige der nächjten Blutsverwandten des minderz 

2 * 
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jährigen Königs über die Regelung der Bormunds 
ichaft gehört. 

Art. 38. Bevor die Bormundichaft angetreten 
wird, legt jeder der Vormünder in einer vereinigten 
Sisung der beiden Kammern der Generaljtaaten, 
in die Hände des Präfidenten den folgenden Eid vder 
Gelöbniß ab: 

„ich ſchwöre (gelobe) Treue dem Könige; ich 
ichwöre (gelobe) alte die Pflichten, welche die Bor: 
mundfchaft mir auferlegt, beilig zu erfüllen, und 
es mir befonders anliegen zu laffen, dem Könige 
Anhänglichfeit an das Grundgefeg und Liebe zu 
jeinem Bolfe einzuflößen.* 

„So wahr mir Gott der allmächtige helfe!” 
(„Das gelobe ich!”) 

Art. 39. In dem Falle, daß der König ſich 
außer Stande befindet, die Regierung wahr zu neh— 
men, fo wird in der nöthigen Fürſorge für feine 
Perfon nach den Borfchriften verfahren, welche über 
die Vormundfchaft eines minderjährigen Königs in 
dem Art. 36 und den folgenden feitgelebt find, 


Vierte Abtheilung. 
Bon der Regentfchaft. 
Art. 40. Während der Minderjährigkeit des 
Königs wird die Eöniglihe Gewalt durch einen Ne: 


genten ausgeübt. 
Art. 41. Der Regent wird ernannt durd ein 
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Geſetz, welches zugleich die Nachfolge in der Regent— 
fchaft, fo lange die Minderjährigfeit des Königs dauert, 
regeln Fann. Ueber den Entwurf diefes Geſetzes faſſen 
die General= Staaten ihren Befchluß in einer vereinig- 
ten Sibung der beiden Kammern. 

Das Geſetz wird noch bei Lebenszeiten des Kö— 
nigs für den Fall der Minderjährigfeit feines Nach— 
folgers gemacht. 

Art. 42. Die föniglihe Gewalt wird gleichfalls 
auf einen Regenten übertragen, für den Fall, daß 
der König außer Stand gefegt it, die Regierung 
wahr zu nehmen. 

Wenn dies dem Staatsrath), in Vereinigung mit 
den Chefs der Minifterials Departements, nach einer 
genauen Unterfuchung fih als erwieſen gezeigt hat, 
fo beruft er ungefäumt die General-Staaten in Dop- 
pelter Anzahl der Mitglieder zu einer Verfammlung 
zufammen, um ihnen über den vorhandenen Fall einen 
Vorfchlag zu machen. 

Art. 43. Die Öeneral-Staaten unterjuchen dies 
jen Borfchlag, und fo fern fie ihn in vereinigter 
Sigung der beiden Kammern in doppelter Anzahl 
zum Beichluß genommen und die Nichtigfeit erfannt 
haben, fo wird es in der Form eines feierlidy zu 
verfündigenden Geſetzes befannt gemacht, daß Der im 
vorigen Artifel angedeutete Fall eingetreten iſt. 

Art. 44. Wenn der Prinz von Dranien fein 
achtzehntes Jahr noch nicht zurücfgelegt, fo wird in 
gleicher Weife für Ddiefe Negentichaft, wie in dem 
Art. 41 feitgejteltt ift, für fo lange Zeit Fürforge 
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getroffen, ald der König fich außer Stande befindet, 
die Regierung wahrzunehmen, und der Prinz von 
Dranien noch nicht jein achtzehntes Jahr zurücfge= 
legt hat. 

Art. 45. Der Regent legt in einer vereinigten 
Sitzung der beiden Kammern der Generaljtaaten in 
die Hände des Präfidenten den nachfolgenden Eid 
oder Gelöbniß ab: 

„Sch Ichwöre (gelobe) Treue dem Könige; ic) 
ichwöre (gelobe), daß ich in der Ausübung der 
Fönigfichen Gewalt, fo fange der König minderjährig 
iſt (fo lange der König fich außer Stande befindet, 
die Regierung wahrzunehmen), das Grundgeſetz 
dieſes Neiches ſtets aufrecht halten und handhaben 
werde.“ 

„Sch ſchwöre (gelobe), daß ich die Unabhängig: 
feit des Territoriums des Reichs mit allem meinem 
Vermögen vertheidigen und bewahren werde; daß 
ich die allgemeine und befondere Freiheit und Die 
Rechte aller Unterthanen des Königs und von jedem 
unter ihnen befehirmen und zur Erhaltung und Bes 
förderung der affgemeinen und befonderen Wohl 
fahrt alle Mittel anwenden werde, welde die Ger 
jege zu meiner Verfügung jtellen, fo wie ein guter 
und getreuer Regent es fchuldig ift zu thun.“ 

„Sp wahr mir Gott der Altmächtige helfe.” 
(„Das gelobe ich"). 

Art. 46. Wenn der Prinz von Dranien fein 

achtzehntes Jahr zurückgelegt hat, fo ift er in dem 
Falte des Artifeld 42 von NRechtswegen Regent. 
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Art. 47. Bis daß in dem Fall des Artif. 42 
der Prinz von Dranien oder der ernannte Regent 
die Negentichaft angetreten hat, wird die Fünigliche 
Gewalt durch den vereinigten Rath ausgeübt, welcher 
nach der Vorfchrift des Art. 42 zufammengeiegt iſt. 

Daffelbe findet ftatt, wenn bei Dem Ableben des 
Königs ein Regent für den minderjährigen Nachfof- 
ger oder auch der bevormundete Nachfolger fehlt, big 
daß der ernannte Regent oder Nachfolger die Regie— 
rung angetreten hat. 

Die Mitzlieder dieſes zufammengefegten Rathes 
legen in die Hände des durch fie erwählten Präfiden- 
ten, und dieſe zufammen in einer vereinigten Sitzung 
der beiden Kammern der Generals-Staaten den nach- 
jtehenden Eid oder Gelöbnig ab: 

„Sch ſchwöre (gelobe), daß ich als Mitglied 
(Präfivdent) Diefes Regentſchaftsraths in der Aug: 
übung der föniglichen Gewalt das Grundgefeg auf: 
recht zu erhalten und zu handhaben helfen werde.” 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.“ 
(Das gelobe ich.“) 

Art. 48. Ein Gefeb ftellt feit, wie bei der Er- 
nennung Des Regenten oder bei der Uebernahme der 
Pegentichaft Durch den Prinzen von Dranien der Bes 
trag für die Koften der Negentfchaft von dem jühr« 
lihen Einfommen der Krone genommen werden joll. 

Diefe Beitimmung Fann während der Dauer der 
Regentſchaft nicht geändert werden. 

Art. 49. Der König, auf welchen der Art. 43 
angewandt ijt, übernimmt fobald ed möglich ist, wie- 
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der Die Ausübung der Regierungsgemwalt, Fraft eines 
Geſetzes, in weldhem die in dem genannten Artikel 
angegebene Erflärung wieder aufgehoben wird. 

Bis zu dieſer Aufhebung find die Chefs der Mir 
nifterial-Departements, fowie die Vormünder, perfüns 
lich verpflichtet, an die Kammern der GeneralsStaas 
ten, jo oft fie gefragt werden, über des Königs Zur 
itand Bericht zu erftatten. 


Fünfte Abtheilung. 
Bon der Huldigung des Königs. 


Art. 50. Der König, welcher die Regierung 
antritt, wird fobald als möglich feierlicy beeidigt und 
empfängt die Huldigung in der Stadt Amjterdam in 
einer Öffentlichen und vereinigten Sitzung der beiden 
Kammern der General: Staaten. 

Art. 51. In Diefer Berfammlung wird von 
dem Könige der folgende Eid oder Gelöbnig auf das 
Grundgeſetz abgelegt: 

„sch ſchwöre (gelobe) dem Niederländifchen Volke, 
daß ich das Grundgeſetz dieſes Reichs ſtets aufs 
recht erhalten und handhaben werde.“ 

„sch fchwöre (gelobe), daß ich die Unabhängig. 
feit auf dem Grundgebiete des Reichs mit allem 
meinem Vermögen vertheidigen und bewahren werde; 
daß ich die allgemeine und bejondere Freiheit und 
die Rechte von allen meinen Unterthanen beichir- 
men und zur Erhaltung und Beförderung der alls 
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gemeinen und befonderen Wohlfahrt alle Mittel anz 
wenden werde, welche die Gelege zu meiner Ver— 
fügung ftellen, fowie ein guter König zu thun fchuls 
dig iſt.“ 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.“ 
(„Das gelobe ich"). 

Art. 52. Mach der Ablegung diefes Eides oder 
Gelöbniffes wird dem Könige in derfelben Verfamm- 
lung durch die General» Staaten gehuldigt, indem der 
Präfident die nachfolgende feierliche Erklärung aus— 
fpricht, die darauf nach ihm ein jedes Mitglied, Mann 
für Mann, beeidigen oder befräftigen werden: 

„Bir empfangen und huldigen , im Namen des 
Niederländischen Volkes Fraft des Grundgefeges, 
Sie als König; wir ſchwören (geloben), das wir 
Ihre Unverleglichkeit in den Rechten Shrer Krone 
aufrecht erhalten werden; wir fchwören (geloben), 
daß wir Alles thun werden, was gute und getreue 
Generals Staaten zu thun fchuldig find.“ 

„So wahr und Gott der Allmächtige helfe.“ 
(„Das geloben wir.“) 


Sechſte Abtheilung. 
Bon der Macht des Königs. 
Art. 53. Der König ift unverleglih; die Mi- 
nifter find verantwortlich. 


Art. 54. Die ausübende Gewalt beruht bei 
dem Könige. 
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Art. 55. Der König hat die obere Leitung der 
auswärtigen Angelegenheiten. 

Art. 56. Der König erflärt den Krieg. Er 
gibt davon unmittelbare Kenntniß den beiden Kam— 
meru Der Generals Staaten, indem er diejenigen Mit: 
theilungen Ninzufügt, welche er für das Intereſſe und 
die Sicherheit des Reichs angemeffen erachtet. 

Art. 57. Der König fchließt und betätigt Friedens 
und alle andern Verträge mit den fremden Mächten. 

Er theilt den Inhalt dieſer Verträge den beiden 
Kammern der GeneralsStaaten mit, fo weit er fie 
für das Intereſſe und die Sicherheit des Staates 
zuläffig erachtet. 

Verträge, welche mit der Abtretung oder Ber: 
taufchung eines Theiles des Grundgebietes in Europa 
oder in andern Melttheilen verbunden find, vder einige 
andere Beitimmungen vder Veränderungen enthalten, 
welche gefegliche Rechte betreffen, werden von dem Kö— 
nige nicht eher betätigt, als bie Die General-Staaten dieſe 
Beitimmungen vder Veränderungen genehmigt haben. 

Art. 58. Der König hat die vberfte Gemalt 
über die See- und Landmacht. 

Die Militär »- Beamten (Officiere) werden von 
ihm ernannt. Sie werden von ihm befördert, entlaffen, 
oder auf Penfion gefegt, indem die Vorfchriften be— 
folgt werden, welche die Gefehe darüber bejtimmen. 

Die Penfionen werden durch das Geſetz geregelt. 

Art. 59. Der König hat die obere Leitung der 
Colonieen in den Bejigungen dieſes Reichs in anderen 
Welttheilen. 
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Die Neglements über die Verwaltung derfelben 
werden Durch das Geſetz geregelt. 

Das Münzwefen wird durc Das Geſetz geregelt. 

Andere Angelegenheiten, welche diefe Solonieen und 
Beligungen betreffen, werden durch das Geſetz geregelt, 
foweit die Bedfrfniffe Dies zu erfordern fcheinen. 

Art. 60. Der König läßt jährlich den General: 
Staaten einen ausführlichen Bericht geben über Die 
Verwaltung diefer Solonieen und Befigungen und über 
den Zuſtand, in welchem fie fidh befinden. 

Das Geſetz regelt die Art der Verwaltung und 
Verwendung der Geldmittel der Colonieen. 

Art. 61. Der König hat die oberfte Leitung 
über die allgemeinen Geldmittel, Er regelt die Be— 
foldungen aller Behörden und Aemter, die aus der 
Staatsfaffe gezahlt werden. 

Das Geſetz beftimmt die Befoldung der richter- 
lichen Aemter. 

Der König beftimmt die Summe für die Aus: 
gaben der Staatsbedürfniffe. 

Die Penfionen der Beamten werden durch das 
Geſetz geregelt. | 

Art. 62. Der König hat das Recht Münzen 
zu prägen. Er darf fein Bildniß auf die verfchiedes 
nen Münzen prägen laffen. 

Art. 63. Der König verleiht den Adel. 

Eine ausländifche Adeldertheilung kann von feinem 
Niederländer angenommen werden. 

Art. 64. Mitterorden werden durch ein Gefeh 
auf den Vorſchlag des Königs errichtet. 
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Art. 65. Ausländifche Drden, mit welchen Feine 
Verpflichtungen verbunden find, Fünnen von dem Kö— 
nige und mit feiner Zuflimmung von den Prinzen 
feines Haufes angenommen werden. 

In feinem Falle fünnen die Unterthanen des 
Königs ausländische Drdenszeichen, Titel, Nang oder 
Würden ohne feine befondere Erlaubniß annehmen. 

Art. 66. Der König hat das Recht der Bes 
gnadigung von Strafen, welche durch richterliche Er- 
Fenntniffe auferlegt find. 

Wenn diefe Verurtheilungen bis zu drei Jahren 
Gefängnißitrafe und darunter und zu Gelditrafen lau- 
ten, fie mögen zufammen, oder für fich beſonders 
feitgeftellt fein, fo übt der König Diefes Necht aug, 
nachdem er dad Gutachten des Richters gehört hat, 
von welchem das Erfenntniß ausgegangen iftz in den 
übrigen Fällen, nachdem er Das Gutachten des ober> 
iten Gerichtshofs eingeholt Bat. 

Amneftie und Gtraflofigfeit Fünnen nur durch 
ein Geſetz zugeftanden werden. 

Art. 67. Dispenfationen von einem bejlimmten 
Geſetze werden ausfchließlich durch den König in den 
durch das Geſetz vorgefchriebenen Fällen ertheilt. 

Art. 68. Der König entfcheidet über Streitig- 
feiten in der Verwaltung, welche zwijchen zwei oder 
mehreren Provinzen entiteben, wenn fie nicht auf 
gütlichem Wege beigelegt werden fünnen. 

Art. 69. Der König legt den General-Staaten 
die Entwürfe zu den Gefegen vor und gibt ihnen ans 
dere Vorlagen, fo wie er fie für nöthig hält. 
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Er hat das Recht die Vorlagen, welche durch 
die General» Staaten an ihn gebracht werden, zu ges 
nehmigen oder abzulehnen. 

Art. 70. Der König hat das Recht, von den 
Kammern der General- Staaten jede befonders oder 
beide zuſammen aufzulöfen. 

Der Befchluß, durch welchen die Auflöfung aus: 
geiprochen wird, enthält zugleich den Befehl zur Wahl 
der neuen Kammern innerhalb vierzig Tagen, und zur 
Berfammlung der neu erwählten Kammern innerhalb 
zweier Monate. 


Siebente Abtheilung. 
Bon dem Staatdrathe und den Minifterial- 
Departements. 


Art. 71. Es befteht ein Staatsrath, deffen Zur 
fammenfegung und Wirfungsfreis durch ein Geſetz 
feitgejtellt werden ſoll. 

Der König führt den Vorſitz im Staatsrath und 
ernennt jeine Mitglieder. 

Der Prinz von Dranien hat, fobald er fein 
achtzehntes Jahr zurückgelegt Hat, in demfelben feinen 
Sit von Rechts wegen und eine befchließende Stimme. 

Arc. 72. Der König bringt zur Berathung vor 
den Staatsrat) alle Vorlagen, welche von ihm an 
die General» Staaten gehen follen, vder durch dieſe 
an ihn gebracht werden, fowie alle allgemeinen Maaß- 
regeln der inneren Verwaltung des Staates und feiner 
Golonieen und Befikungen in anderen Welttheilen. 
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Dei dem Anfange der ausgefertigten Gefege und 
Anordnungen muß die Nachricht gegeben fein, daß 
der Staatsrath darüber gehöre iſt. 

Der König holt außerdem das Gutachten des 
Staatsraths ein Über alle Angelegenheiten von all- 
gemeinem oder befonderem Imereſſe, in welchem er 
es für nöthig erachtet. 

Der König allein entfcheidet, und ertheilt dem 
Staatsrathe Nachricht von feinem genommenen Bes 
fchluffe. 

Art. 73. Der König errichtet die Minijterial« 
Departenientd, er ernennt die Chefs derfelben und 
entläßt fie nach feinem Gutdünfen. 

Die Chefs der Minifterial- Departements forgen 
für die Ausführung des Grundgefeges und der an« 
deren Geſetze, fo weit diefelben von der Krone ab» 
hängen. 

Ihre DVerantwortlichfeit wird durcd das Gefek 
geregelt. 

Alte Föniglichen Befchlüffe und Erlaffe werden 
durch einen von den Chefs der Zulgenate » Departes 
ments mit unterzeichnet. 


Drittes Gapitel. 
Bon den General: Staaten. 


Erfte Abtheilung. 
Bon der Zufammenfegung der General 
Staaten. 
Art. 74. Die General: Staaten vertreten dad 
gefammte Niederländiſche Volk. 
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Art. 75. Die General» Staaten find getheilt 
in eine Erjte und Zweite Kammer, 

Art. 76. Die Mitglieder der zweiten Kammer 
werden in den Wahlbezirfen, in welche der Staat 
getheilt wird, durch Die volljährigen eingefeffenen Nie: 
derländer gewählt, die fi in dem vollen Genuffe 
der ftaatsbürgerlihen und Gemeinde» Bürger «Rechte 
befinden und zu den Directen Steuern eine Summe 
zahlen, welche in Uebereinftimmung mit der localen 
Befchaffenheit doch nicht unter dem Höhenbetrage von 
20 Gulden und nicht über 160 Gulden in dem Wahl: 
gefege gefordert werden ſoll. 

Art. 77. Die Auzahl der Mitglieder der zweiten 
Kammer wird nad) der Bevölferung feftgeftellt, auf 
je 45,000 ©eelen einer. 

Die weiteren Beftimmungen in Bezug auf Das 
Wahlrecht jtellt das Wahlgeſetz feit. 

Art. 78. Die erfte Kammer bejteht aus neun 
und dreißig Mitgliedern. 

Sie müffen zu den Höchitbeiteuerten bei ven 
directen Steuern gehören. 

Die Zahl diefer Höchfibefteuerten, aus welchen 
fie gewählt werden, wird für jede Provinz fo feit- 
geftellt, Daß auf je dreitaufend Geelen einer, wel- 
cher zugleich Die übrigen Erforderniffe beſitzt, um Mit: 
glied diefer Kammer zu fein, wählbar it. 

Die übrigen Erforderniffe find dieſelben, welche 
für die Mitglieder der zweiten Kammer verlangt werden. 

Sie werden gewählt durch die Provinzials Etaa- 
ten (Stände) in folgendem Berhäftniffe: 
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Nordbrabant . 22 .2....5 
WIERDERU: ara 5 
Südholland ... 2.2... 7 
Nordholland ........ 6 
Seeland........... 2 
Bir... u ae 2 
Friesland 2... .22.. 3 
SIDEPUNE 2.2 es 3 
Gröningen .....2... 2 
DIEERIDE 5-4 1 
KIMBUNG u. 8 3 
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Sm Fall der Vereinigung oder Trennung der 
Provinzen gewährt daſſelbe Geſetz, welches dieſes ans 
ordnet, die Anmweifung welche nöthige Veränderungen 
dadurch in diefen Verhältnißzahlen zu treffen find. 


Zweite Abtheilung. 


Bon der zweiten Kammer der General- 
Staaten. 


Art. 79. Um zum Mitglied der zweiten Kam⸗ 
mer mwählbar zu fein, wird allein gefordert, daß man 
ein Niederländer ift, fich im vollen Genuſſe der ftaats- 
bürgerlichen und Gemeindebürger-Rechte befindet und 
ein Alter von dreißig Jahren zurückgelegt hat. 

Art. SO. Derjenige, welcher zugleich auf mehr 
als eine Stelle zu einem Mitgliede der eriten oder 
der zweiten der beiden Kammern gewählt ift, erflärt, 
welche der Wahlen er annimmt. 


Grundgefeg für das Königreich der Niederlande. 33 


Art. 81. Die Mitglieder der zweiten Kammer 
werden auf die Dauer von vier Sahren gewählt. 

Die Hälfte von ihnen tritt mach zwei Jahren 
aus, indem fie einem darüber gemachten Regifter nad)» 
folgen. Die audgetretenen find fogleich wieder wählbar. 

Art. 82. Die Mitglieder geben ihre Stimme 
nad ihrem Eide und Gewiffen ab, ohne einen Auf- 
trag oder Nückfprache mit ihren Wählern. 

Art. 83. Bei dem Antritte ihrer Functionen le 
gen fie, jeder nach der Weife feines religiöfen Glau— 
bensbefenniniffes, den nachftehenden Eid oder Gelöb- 
niß ab: 

„Sch ſchwöre (gelobe) Treue dem Grundgefepe. 

Sp wahr mir Gott der Allmächtige helfe.” („Das 
gelobe ich.”) 

Bevor fie zu diefem Eide oder Gelöbniffe zus 
gelaffen werden, legen fie den nachftehenden Reinig- 
ungs »Eid (Erflärung oder Gelöbniß) ab: 

„Sch ſchwöre (erkläre), daß ich, um zum Mit- 
gliede der zweiten Kammer der General: Staaten 
gewählt zu werden, weder. direct noch indirect ir— 
gend einer Perſon, fie fei in oder außer der Ver— 
waltung, unter irgend welchem Namen oder Bor- 
wande, irgend welche Gaben vder Beihente ver⸗ 
ſprechen oder geben werde.“ 

„Ich ſchwöre (gelobe), daß ich, um irgend etwas 
in der Ausübung dieſer Functionen zu thun oder 
zu laſſen, von Niemand, wer es auch ſei, irgend 
welche Verſprechungen oder Geſchenke direct oder 
indirect annehmen werde.” 

3 
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Art. 90. Die zweite Kammer hat das Red 
der Unterfuchung (enquete), zu beſtimmen durch das 
Geſetz. 
Art. 91. Die Mitglieder der General-Staaten 
Fünnen nicht zugleich Mitglieder oder General: Pro- 
eurator des oberiten Gerichtöhofs fein, noch Mitglie- 
der der Rechenfammer, noch Sommiffarien des Könige 
in den Provinzen, noch ©eiftliche oder Diener eines 
religiöfen Cultus. 

Mitglieder aus dem Militärjtande in activem 
Dienjte find mit dem Anfange ihrer Thätigfeit in 
einer der beiden Kammern, jo lange fie Mitglieder 
einer der Kammern find, von Rechtswegen in Nicht- 
Activität. Wenn fie aufhören Mitglieder zu fein, 
kehren fie zum activen Dienjte zurück. 

Beamte, welche bei der Wahlverhandlung den 
Vorſitz führen, find innerhalb des Bezirfs, für wel- 
chen fte den Borfis führen, nicht wählbar. 

Mitglieder der General» Staaten, welche ein ber 
foldetes Staatsamt annehmen oder im Staatsdienfte 
befördert werden, hören auf Mitglieder der Kammern 
zu fein, können aber fogleicy wieder gewählt werden. 

Art. 92. Die Mitglieder der Kammer fünnen 
wegen ihrer Meinungen, die fie in der Verfammlung 
der Kammer ausgefprochen haben, nicht gerichtlich ver⸗ 
folgt werden. 

Art. 93. Jede Kammer unterfucht die Vollmach— 
ten ihrer neu eintretenden Mitglieder und entjcheidet 
in den Ötreitigfeiten, welche über die Vollmachten 
oder die Wahlhandlung felbft entftehen. 
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Art. 94. Jede Kammer ernennt ihren Amtsfchrift- 
führer aus ihrer Mitte. 

Art. 95. Die General» Staaten verfammeln fich 
mindeftens ein Mal im Sahre. 

Ihre gewöhnliche VBerfammlung wird an dem 
dritten Montag im September eröffnet. 

Der König ruft die außerordentlichen Verſamm— 
lungen zufammen, fo oft er folche für nöthig hält. 

Art. 96. Die getrennten Sitzungen der beiden 
Kammern werden ebenfo als die vereinigten Sigungen 
Öffentlich gehalten. 

Die Sigungen finden bei gefchloffenen Thüren 
ftatt, wenn ein Zehntel der anmefenden Mitglieder es 
gefordert hat, oder der Präfident es für nöthig hält. 

Die Berfammlung entfcheidet, ob bei gefchlofie- 
nen Thüren berathichlagt werden ſoll. 

Ueber die Gegenftände, welche bei gefchloffenen 
Thüren verhandelt werden, kann auch in verfelben 
Weiſe Befchluß gefaßt werden. 

Art. 97. Wenn die General» Staaten bei dem 
Ableben des Königs oder bei der Thronentfagung 
deffelben nicht verfammelt find, fo verfammeln fie fich 
ohne vorhergehende Einberufung. 

- Diefe außergewöhnliche Berfammlung wird am 
fünften Tage nad) dem Ableben oder nach der Ent— 
fagung eröffnet. Sind die Kammern aufgelöft, fo 
fängt Diefer Termin an mit der Beendigung der neuen 
Wahlen. 

Art. 98. Die VBerfammlung der General» Etau- 
ten wird, in vereinigter Sitzung der beiden Kammern, 
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wie fie da liege, durch die General⸗Staaten anges 
nommen werden follte.” 

Wenn die zweite Kammer die Nichtannahme ei- 
ner folchen Vorlage befchließt, fo gibt fie davon Nach— 
richt an den König mit folgender Formel: 

„Die zweite Kammer der General» Staaten bes 
zeigt dem Könige ihren Danf für feinen Eifer in 
der Beförderung der Intereſſen des Staates, und 
erfucht ihn ehrerbietig die betreffende Vorlage in 
nähere Erwägung zu ziehen,” 

Art. 109. Die erfte Kammer zieht in Erwä- 
gung, mit Beachtung ded Art. 106, die Vorlage, 
welche von der zweiten Kammer angenommen ift. 

Wenn auch fie die Annahme diefer Vorlage be— 
fchließt, fo gibt fie davon Nachricht an den König 
und an die zweite Kammer mit folgenden Formeln: 


„An den König.” 


„Die General-Staaten bezeigen dem Könige ih» 
ren Danf für feinen Eifer in der Beförderung der 
Intereſſen des Staates, und vereinigen fich mit der 
Vorlage, fo wie fie abgefaßt iſt.“ 


„An die zweite Kammer.“ | 
„Die erfte Kammer der Generals Staaten bes 
nachrichtigt die zweite Kammer, daß fie ſich ver- 
einigt hat mit der Vorlage, betreffend ...... F 
welche den... 2... . von der zweiten Kammer 
ihr zugefande iſt.“ Ä 
MWenn die erfte Kammer die Nichtannahme diefer 
Borlage beſchließt, ſo gibt fie. davon Nachricht an 
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den König und an bie zweite Kammer mit folgenden 
Formeln: 
„An den König." 

„Die erite Kammer der General» Staaten be- 
zeigt dem Könige ihren Danf für feinen Eifer in 
der Beförderung der Intereſſen des Staated und 
erfucht ihm ehrerbietig die gegebene Vorlage in nähere 
Erwägung zu ziehen.“ 

„An die zweite Kammer.” 
„Die erfte Kammer der General» Staaten bes 
nachrichtigt Die. zweite Kammer, daß fie den König 
ehrerbietig erfucht hat, die Vorlage betrerfend...... ; 
welche ihr am... ... von der zweiten Kammer 
zugefande ijt, in nähere Erwägung zu ziehen.“ 
Art. 110. Die General» Staaten haben das 
Recht Borfchläge zu Geſetzen an den Königzu richten. 

Art. 111. Die Snitiative dazu fteht augfchließe 
lich der zweiten Kammer zu, weldye die Vorlage auf 
gleiche Weife in Erwägung zieht, wie dieß in Anfe- 
hung der Vorlagen von Seiten des Königs feitgeftelle 
ift, und nad ihrer Annahme fendet fie diejelbe an 
die erite Kammer mit folgender Formel: 

„Die zweite Kammer der General» Staaten über- 
fendet der erften Kammer beiliegende Vorlage, und 
ift der Anficht, daß die Generals» Staaten für die— 
jelbe die Bewilligung des Königs nachfuchen ſollen.“ 

Art. 112. Wenn die erite Kammer, nachdem 

fie Darüber auf die gewöhnliche Weife berathfchlagt 
hat diefe Vorlage billigt, fo fendet fie diefelbe an den 
König mit folgender Formel: 
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„Die General» Staaten find der Anſicht, daß 
die beiliegende Vorlage zur Beförderung -der In— 
tereffen des Staates gereichen Fünnte, und erfuchen 
ehrerbietig um die Genehmigung des Königs für 
dieſelbe.“ 

Ferner benachrichtigen ſie Darüber die zweite Kam— 

mer mit folgender Formel: 

„Die erfte Kammer der General-Staaten benach- 
richtigt die zweite Kammer, daß fie fich mit ihr 
vereinigt hat Über die an ...... empfangene 
Vorlage, beireffend ...... , und für diefelbe im 
Namen der General-Staaten die Genehmigung des 
Königs nachgeſucht Hat.” 

Wenn die erite Kammer die Vorlage nicht billigt, 
fo benachrichtige fie darüber die zweite Kammer mit 
folgender Formel: 

„Die erfle Kammer der General ⸗ Staaten hat 
keine genügende Gründe gefunden, um für die hiebei 
zurückgehende Vorlage die Genehmigung des Könige 
nachzuſuchen.“ 

Art. 113. Andere Vorlagen, als Entwürfe zu 
Geſetzen, Fünnen von jeder Kammer beſonders an den 
König gerichtet werden. 

Art. 114. Der König gibt den General⸗Staaten 
ſo ſchnell als möglich davon Kenntniß, wenn er einen 
Geſetzes⸗Entwurf, der von denſelben angenommen iſt, 
dann nicht genehmigt. Die Benachrichtigung darüber 
geſchieht mit einer der folgenden Formeln: 

„Der König genehmigt die Vorlage“ oder 
„Der König nimmt die Vorlage in Erwägung.“ 


Grundgefeg für das Königreich der Niederlande. 43 


Art. 115. Alle Geſetzes-Vorlagen, welche von 
dem Könige und den beiden Kammern der General: 
Staaten angenommen find, erlangen Gefeßesfraft und 
werden Durch den König befannt gemacht. 

Die Geſetze find unverbrüchlich. 

Art. 116. Die Art der Befanntmachung der 
Geſetze und die Zeit, von welcher ab fie verbindlich 
find, werden durch das Geſetz geregelt. 

Die Formel der Befanntmacung ift folgende: 

U —— König der Niederlande te. ..... 

Alten, die dieſes fehen oder lefen hören werden, 

unfern Gruß, und thun zu wiffen: 

Wie wir in Erwägung genommen haben, daß 


(die Motive der Geſetze) 
jo ift es gefchehen, daß Wir nach Anhörung des 
Staatsraths und mit gemeinfchaftlicher Weberein- 
ftimmung der General-Staaten, für gut gefunden 
und erfanut haben, gleichwie Wir es für gut finden 
und erfennen, daß ꝛc. . .. 

(der Inhalt der Beige, 

„Segeben BU U. 0... 

Art. 117. Sn Hinfiht auf die allgemeinen Ans 
prdnungen für die innere Verwaltung des Staates 
beftimmt das Geſetz in gleicher Weife die Art der 
Befanntmachung und den Zeitpunkt, von welchem ab 
fie gelten follen. 

Art. 118. Das Grundgefe und die anderen 
Geſetze find allein für den Staat in Europa verbind- 
lich, bis das Gegentheil darin ausgedrückt fein wird. 
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Bon dem Budget. 


Art. 119. Durch das Gefeg werden die Etats 
für alle Ausgaben des Staates feftgeitelle und die 
Mittel zu ihrer Dedung angewiefen, 

Art. 120. Die Entwürfe der allgemeinen Bud- 
gets-Geſetze werden jährlich von Seiten des Königs 
der zweiten Kammer übergeben, gleich nad) der Er- 
Öffnung der gewöhnlichen Verfammlung der General: 
Staaten, vor dem Anfang des Sahres, für welches 
die Etats dienen müffen. 

Art. 121. Kein Sapitel des Budgets der Aus: 
gaben darf mehr ald die Ausgaben für ein Departe- 
ment der allgemeinen Berwaltung umfaffen. 

Jedes Kapitel wird in einem oder mehreren 
Gefegentwürfen abgefaßt. 

Durch folche Geſetze kann eine Weberfchreibung 
(Uebertragung) zugeitanden werden. 

Art. 122. Die Nechenfchaft Über die Staats— 
ausgaben und Einnahmen für jeded VBermwaltungsjahr 
wird, unter Uebergabe der von der Rechenkammer 
dechargirten Rechnung, der Gefesgebenden Gewalt 
abgelegt. Der Abjchluß der Rechnung wird durch das 
Geſetz feitgeiteltt. 


Srundgefeß für das Königreich der Niederlande. 45 


Viertes Gapitel, 
Bon den Provinzial:Ständen und der Ge: 
meinde:Berwaltung. 


Erfte Abtheilung. 
Bon der Zufammenfebung der Provinzial: 
Stände. 


Art. 123. Die Mitglieder der Provinzial-Stünde 
werden auf jechs Jahre unmittelbar von den Einge- 
feffenen,, welche den im Art. 76 feitgefegten Steuer: 
betrag entrichten, nad den Beilimmungen des Ge— 
ſetzes erwählt. 

Tie Hälfte diefer Mitglieder tritt nach Drei 
Sahren aus. | | 

Art. 124. Niemand kann zugleich Mitglied der 
erften Rammer der General - Staaten und Mitglied 
der Stände einer Provinz und eben ſo wenig Mitglied 
der Stände von mehr ald einer Provinz fein. 

Art. 125. Die Mitglieder der Provinzial-Stände 
(egen, bei dem Antritt ihrer Functionen, jeder nad) 
der Weife feines religiöfen Glaubensbefenntniffes, den 
nachfolgenden Eid oder Gelöbnig ab: 

„Sch. fchwöre (gelobe) Treue dem Grundgeſetze 

und den Geſetzen des Staates.” 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.” 

(„Das gelobe ich.“) 

Sie werden zu diefem Eide (Gelöbniffe) nicht 
eher zugelaffen, als fie den Reinigungs - Eid (Erflä- 
rung oder Gelöbniß) abgelegt haben, welcher oben im 
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Art. S3 für die Mitglieder der General: Staaten 
feſtgeſetzt iſt. 

Art. 126. Die Stände verſammeln ſich ſo oft 
in dem Gahre, als das Gefet bejtimmt, und außer- 
dem wenn fie von dem Könige außergewöhnlich ein: 
berufen werden. 

Die Berfammlungen find Öffentlidy mit demfelben 
Vorbehalte, als in Anfehung der Kammern der Ge— 
neralsStaaten im Art. 96 feitgefteltt ift. 

Art. 127. Die Mitglieder der Stände geben 

ihre Stimme ab, indem fie ihrem Eid und Gewiffen 
folgen, ohne Auftrag oder Rückſprache mit ihren 
Wählern. 
Art. 128. In Betreff ihrer Beratungen und 
Abftimmungen gelten die Regeln, welche in den Art. 
100, 101 und 102 in Hinficht auf die Kammern der 
Generals Staaten vorgefchrieben find. 


Zweite Abtheiluug. 
Bonden Befugniffender Brovinzials Stände. 


Art. 129. Die Stände berichten jährlich über 
den Koftenbetrag ihrer Verwaltung, foweit fie zur 
Staatsverwaltung gehört, an den König, welcher 
denfelben im Fall feiner Genehmigung auf dad Buds 
get der Stantsbedürfniffe bringt. 

Die Etats der rein provinzialen und zu ihrem 
Haushalte gehörenden Einfünfte und Ausgaben, weldye 
durch die Stände jährlich veranfchlagt werden, ver: 
langen die Genehmigung Des Könige. 
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Provinziale Auflagen zur Dedfung diefer Ausgaben, 
für welche von den Stäuden an den König zu berichten 
it, erheifchen die Genehmigung durch ein Geſetz. 

Art. 130. Die Stände werden beauftragt, mit 
der Ausführung jomohl der Gefege und königlichen 
Befehle, die ſich auf Gegenjtände der allgemeinen 
inneren Berwaltung beziehen und durch ein Gefet 
ihnen überwiejen werden, als auch folcher andern An- 
gelegenheiten, weldye der König für gut findet ihnen 
zu übertragen. 

Art. 131. Den Ständen wird die Negelung in 
der Verwaltung des ProvinzialsHaushaltes durch das 
Geſetz überlaffen. 

Mit Beziehung auf die Borfchriften im Art. 129 
müſſen alle folche NReglements und Verordnungen, 
die fie für das Provinzial Intereffe zu machen für 
nöthig halten, der Genehmigung des Königs unter- 
worfen werden. 

Sie forgen dafür, daß die Durchfuhr, Ausfuhr 
nach und die Ausfuhr aus anderen Provinzen Feine 
Beläftigungen erleiden. 

Art. 132. Sie bemühen fib alle Streitigfeiten 
zwifchen Gemeinde-Berwaltungen auf gütlihem Wege 
beizufegen.. Wofern ihnen Diefes nicht gelingt, fo 
berichten fie, falls es einen Streit der Verwaltung 
betrifft, darüber an den König zur Entfcheidung. 

Art. 133. Der König hat die Gewalt, Die 
Beichlüffe der Stände, die den Geſetzen des allgemei- 
nen Intereſſes zuwider laufen, auszufegen oder zu 
vernichten. Das Geſetz regelt die Folgen davon, 
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Art. 134. Die Stände fünnen Die Intereſſen 
der Provinzen und ihrer Eingefeffenen bei dem Könige 
und den General» Staaten wahrnehmen. 

Art. 135. Die Weife, in welcher die Befug- 
niffe und die Macht, die den Provinzial Ständen 
überwiefen find, ausgeübt werden, wird durch das Geſetz 
beitimmt. 

Art. 136. Die Stände erwählen aus ihrer 
Mitte ein Kollegium von Deputirten Ständen (Nuss 
ſchüſſe), welchem nach den PVorfchriften, die das Ge- 
jet feitzujtellen hat, die tägliche (fortdauerde) Leitung 
und Ausführung der Angelegenheiten aufgetragen wird, 
die Stände mögen verfammelt fein oder nicht. 

Art. 137. Der König jtellt in allen Provinzen 
Commiffarien an, die mit der Ausführung feiner Anz 
ordnungen und mit der Aufficht über die Verhand- 
lungen der Stände beauftragt find. 

Diefe Commiffarien führen in der Verfammlung 
der Stände und in dem Collegium der Deputirtens 
Stände den Borfis, und haben eine Stimme in dem 
legtgenannten Collegium. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der Gemeinde-Berwaltung. 
Art. 138. Die Zufammenfegung, inrichtung 
und Gejchäftsführung der Gemeinde Verwaltungen 


werden, nachdem die Provinzials Stände gehört find, 
durch das Geſetz geregelt, mit Berücfichtigung der 
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Vorſchriften, welche in den folgenden Artifeln geges 
ben find, 

Art. 139. An der Spiße der Gemeinde jteht 
ein Rath, deffen Glieder unmittelbar von den Einge— 
jeifenen, nach der vom Gefege zu bejtimmenden Weife, 
auf eine feitgeftellte Anzahl von Jahren gewählt werden. 

Der Borfiger wird von dem Könige audy aus 
den Mitgliedern des Rathes erwählt und auch von 
ibm entlaffen, 

Um Wähler in einer Gemeinde zu fein, muß 
man den im Art. 76 verlangten Steuerbeitrag entrich- 
ten; die Dort feftgeftellte Steuerfumme ſoll fpäter auf 
die Hälfte erniedrigt werden. 

Art. 140. Dem Ratlye wird die Regelung und 
die Verwaltung des Gemeinde: Haushalts überlaffen. 
In Bezug auf Die Verordnungen, welche er in diejer 
Beziehung macht und den Provinzials Ständen mit: 
theifen muß, ift Art. 133 anzuwenden. 

Art. 141. Die Beichlüfe der Gemeinde: Ver: 
waltungen, welche fich beziehen auf die Verfügung 
über das Gemeinde-Eigenthum und andere ähnliche 
bürgerliche Rechtshandlungen, welche das Geſetz angibt, 
fowie die Etats der Einfünfte und Ausgaben, werden 
der Genehmigung der Provinzial-Stände unterworfen. 

Art, 142. Der Beichluß einer Gemeinde s Ber: 
waltung über die Einführung, Anweifung oder Ab- 
fchaffung einer örtlichen Auflage wird den Ständen 
ihrer Provinz vorgelegt, Die darüber dem Könige 
berichten, ohne deſſen Genehmigung Demjelben Feine 
Folge gegeben werden Fann, 
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Das Geſetz gibt allgemeine Regeln in Anfehung 
der dÖrtlichen Auflagen. 

Sie dürfen die Durchfuhr und die Ausfuhr nad) 
und die Ausfuhr aus andern Gemeinden nicht be- 
fcheänfen. 

Art. 143. Das Gefeb regelt auch die Aufftel- 
lung ber Etats und Das Abnehmen und die Dechar- 
gen der Gemeinde» Rechnungen. 

Art. 144. Die genannten Verwaltungen Fönnen 
die Sntereffen ihrer Gemeinden und Eingefeffenen bei 
dem Könige, den General-Staaten und den Ständen 
der Provinz vertreten, zu welcher fie gehören. 


Fünftes Gapitel. 
Bon der Nechtspflege. 
Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beitimmungen. 


Art. 145. Es wird überall in den Niederlanden 
im Namen des Königs Recht gefprochen. 

Art. 146. Es gibt ein allgemeines Geſetzbuch 
für das Givilrecht, für das Handelsrecht, für das 
Strafrecht, für den Eivil» und Griminal-Proceß und 
für die Zufammenfegung der richterlichen Gewalt. 

Dad Gefe regelt imgleichen die Rechtsbeſtim— 
mungen über dad ftehende Heer und die Sommunalr 
Garden (Bürgerwehr). 


Grundgefeß für das Königreich der Niederlande. 51 


Es regelt auch die Rechtöverhältniffe in allen 
Streitigfeiten und Uebertretungen in aflen finanziellen 
Dingen. 

Art. 147. Niemand kann aus feinem Eigenthum 
geießt werden, als zum allgemeinen Nugen und gegen 
vorangegangene Schadloshaltung. 

Das Geſetz erklärt, in wie weit der allgemeine 
Nutzen die Erpropriation verlangen Faun. 

Ein allgemeines Geſetz regelt die Aufgabe des 
Eigenthbums nach Prüfung einer ſolchen Erflärlng 
zum Bedarf des Feitungsbaues und der Anlagen, der 
Herstellung oder Unterhaltung der Deiche, bei anfte- 
enden Kranfyeiten und in anderen dringenden Fällen. 

Die obengenannten Unterfuchungen der vorauss 
gehenden Erflärungen nach einem Gejes und der vor- 
ausgehenden Entfchädigung Fünnen nicht in Anſpruch 
genommen werden, wenn Krieg, Feuer oder Wafferd- 
noth eine ungefäumte Befigergreifung erfordern. Das. 
Recht des Eigenthümers auf Entfehädigung wird hier 
durch jedoch fpäterhin nicht verfürzt. 

Art. 148. Alle Streitigfeiten über Eigenthum 
und daraus entipringende Nechte, fowie über Schuld- 
forderungen und andere bürgerliche Rechte, gehören 
in Bezug auf die Entſcheidung zur Erfenntniß der 
tichterlichen Gewalt. 

Vor Ddiejelbe gehört gleichfalls, unter Aufrechthalz 
tung der von den Geſetzen befohlenen Aufgabe des 
Eigenthums, die Entfcheidung über Gemeindebürgerrechte. 

Art. 149. Die richterliche Gewalt wird allein 
durch Richter ausgeübt, welche dad Geſetz anweilt. 

4 + 
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Art. 150. Niemand Fann gegen feinen Willen 
dem Richter entzugen werden, welchen das Gefet ihm 
zuerfennt. 

Das Geſetz ordnet die Beſtimmung, nach welcher 
die Streitigfeiten, die über die Competenz zwifchen den 
Berwaltungsbehörden und der richterlichen Gewalt ent- 
ftehen, geichlichtet werden. 

Art. 151. Außer den im Geſetz beitimmten 
Fällen fol! Niemand in Haft genommen werden, als 
auf*rinen Befehl des Richters, der die Gründe zur 
vorliegenden Verhaftung enthält. Dieſer Befehl muß 
fo ſchnell als möglich denjenigen vorgelegt werden, 
gegen welche er gerichtet iſt. 

Das Geſetz beitimmt die Form eines folchen 
Befehls und die Zeit, in welcher alle Angeklagten ge— 
hört ‘werden müſſen. 

Art. 152. Wenn eine Perjon in außergewöhn- 
lichen Umjtänden wegen politifcher Werhältniffe ver: 
haftet it, fo ijt derjenige, von welchem foldher Ver— 
haftsbefehl ausgeht, verpflichtet, fofortige Kenntniß 
zu geben an den Richter des Drts, und ihm fogleich 
den Berhafteten ſpäteſtens in Zeit von Drei Lagen 
auszuliefern. 

Art. 153. Niemand darf in die Wohnung ei- 
ner Perfon wider ihren Willen eintreten, es fei denn 
auf Befehl einer Gewalt, die durch das Geſetz be- 
rechtigt ift, folche Befehle zu ertheilen und die in dem 
Geſetze feitgeftellten Formen befolgt. 

Art. 154. Das Geheimniß der der Poit oder 
anderen öffentlichen Einrichtungen zur Verfendung ans 
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vertrauten Briefe it unverfegbar, ausgenommen auf 
Befehl des Richters in den durch das Gefe vorge: 
fchriebenen Fällen. 

Art. 155. Für Feine ftraffällige Handlung Toll 
. die Gonftscation der den Schuldigen gehörenden Gü— 
ter als Strafe geitellt werden. 

Affe Urtheilsfprüche müffen die Gründe, worauf 
fie beruhen, und in Straffällen die Artikel der Geſetze, 
nach welchen die Berurtheilung erfolgt it, anführen, 
und bei offenen Thüren gefprochen werden. 

Die Serichtsfigungen find öffentlich, mit dem Vorbe— 
halte die Schließung im Intereffe der Öffentlichen Ord— 
nung und Sittlichfeit nach dem Geſetze feitzuftellen. 


Zweite Abtheilung. 


Bon dem hohen Rathe und den Richter— 
lihen Behörden. 


Art. 157. Es befteht für den gefammten Staat 
ein oberiter Gerichtshof, unter dem Namen des hohen 
Raths der Niederlande, deffen Mitglieder von dem 
Könige aus einer ihm vorgelegten Reihe von Namen, 
wie Art. 158 vorjchreibt, ernannt werden. 

Art 158. Bei einer eingetretenen Vacanz wird 
von dem Hohen Rathe der zweiten Kammer der 
General» Staaten Kenntniß gegeben, welche zur Beie- 
ung der Stelle eine Namensnennung von fünf Per: 
fonen dem Könige, vorlegt, um auf einen daraus feine 
Wahl zu richten. Der König ernennt den Präfiden- 
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ten aus den Mitgliedern ded Hohen Rathes, und 
hat die rechtsbeftändige Anjtellung ded General: Pro: 
curators. 

Art. 159. Die Mitglieder der General-Staaten, 
die Chefs der Miniſterial-Departements, die General— 
Gouverneure oder andere hohe Beamte, welche unter 
einem anderen Namen mit gleicher Gewalt in den 
Colonieen oder Befisungen des Staates in andren 
MWelttheilen befleidet find, die Mitglieder des Staats: 
raths und die Commiffarien des Königs in den Pros 
vinzen ftehen wegen Amtöverbrechen zur Verfolgung 
ſei es von Seiten des Könige, fei es von Seiten 
der zweiten Kammer, zu Recht vor dem Hohen Rathe. 

Art. 160. Das Gefeh beitimmt, welche andere 
Beamten und Mitglieder hoher Behörden wegen Amts: 
verbrechen vor dem Hohen Rathe zu Recht ftehen. 

Art. 161. Der Hohe Rath urtheilt über alle 
Fälle, in welchen der König, die Mitglieder des Ks 
niglichen Haufes oder der Staatsverwaltung als Ans 
geflagte angefprochen werden, mit Ausfonderung der 
Neal: Fälle, die von dem gewöhnlichen Richter behan- 
delt werden. 

Art. 162. Der Hohe Natly hat die Aufficht 
über den regelmäßigen Gang und die Gefchäftsführ 
rung der richterlichen Handlungen, fo wie über Die 
Befolgung der Gejete bei allen richterlichen Behörden. 
Er Fann ihre Handlungen, Befugniffe und ihre Urs 
theilsfprüche, wenn fie den Geſetzen zumider laufen, 
vernichten und außer Rechtskraft feten, indem er Die 
Beitimmungen befolgt, welche Geſetze darüber machen. 
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Art. 163. Die Mitglieder und der General: 
Procurator des Hohen Raths, die Mitglieder der Ges 
richtshöfe, welche jegt vorhanden find, und der Ge- 
richte welche noch eingerichtet werden folfen, werden 
auf ihre Lebensdauer angejtellt. 

Alle diefe und diejenigen, welche für einen beftimmten 
Zeitraum angejtellt werden, Fünnen abgefegt oder entlafe 
fen werden durch richterlichen Ausſpruch, in den Fäls 
len, welde vie Geſetze beftimmen. Sie Fünnen auf 
eigenes Anfuchen von dem Könige entlaffen werden. 


Sechſtes Capitel. 
Von dem Cultus. 


Art. 164. Jeder bekennt feine religiöſen Mein- 
ungen mit vollkommner Freiheit, indem die Beſchir⸗ 
mung der Geſellſchaften und ihrer Mitglieder gegen 
die Uebertretung der Strafgeſetze aufrecht erhalten wird. 

Art. 165. Alten kirchlichen Geſellſchaften in dem 
Staate wird gleicher Schuß verliehen. 

Art. 166. Die Bekenner der verfchiedenen Culte 
genießen alle diefelben ftaatöbürgerlichen und gemeinde- 
bürgerlichen Rechte und haben gleihen Anfpruch auf 
Befleidung mit Würden, Aemtern und Bedienungen, 

Art. 167. Jede öffentlihhe Ausübung des Got- 
tesdienftes in Gebäuden und gefchloffenen Plätzen wird 
zugelaffen, mit Vorbehalt der nöthigen Maßregeln zur 
Berficherung der öffentlichen Ordnung und Ruhe. 

Unter verfelben Beitimmung bleibt ber öffentliche 
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‚Gottesdienft außerhalb der Gebäude und gefchloffenen 
Plätze erlaubt, fo weit derfelbe nach den Gefegen 
und Verordnungen zugelaffen iſt. 

Art. 168. Die Befoldungen, Penfionen und ans 
dere Einfünfte, von welcher Art fie fein mögen, wel- 
che bei den verfchiedenen veligiöfen Gefellfchaften von 
ihren Lehrern (Predigern) genoffen werden, bleiben 
denſelben Geſellſchaften gefichert. 

Den Lehrern (Predigern), welche noch nicht aus 
Staatscaſſen eine Beſoldung oder keine ausreichende 
Beſoldung beziehen, kann eine Beſoldung zugelegt, 
oder die beſtehende vergrößert werden. 

Art. 169. Der König wacht darüber, daß alle 
kirchliche Geſellſchaften ſich innerhalb der Verpflich— 
tungen des Gehorſams und der Staatsgeſetze halten. 

Art. 170. Die Vermittelung der Regierung wird 
nicht verlangt bei dem brieflichen Verkehr mit den Häup- 
tern der verfchiedenen Firchlichen Gefellfchaften, noch 
bei der Befanntmachung Firchlicher Vorfchriften, jedoch 
unter verantwortlicher Befolgung der Gefebe. 


Siebentes Gapitel, 


Von den Finanzen. 


Art. 171. Keine Auflagen Fünnen für den Be- 
darf der Staatscaffe erhoben werden, als Fraft eines 
Geſetzes. 

Art. 172. Keine Privilegien können in Bezug 
auf Auflagen verliehen werden. 
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Art. 173. Die Verpflichtungen des Staats ge- 
gen feine Gläubiger werden garantirt. Die Schuld 
wird jährlich in Erwägung gezogen zur Beförderung 
der Intereſſen der Staatsgläubiger. 

Art. 174. Das Gewicht, der Gehalt und: der 
Werth der Münzforten werden durch das Geſetz geregelt. 

Art. 175. Die Auffiht und die Fürforge fiber 
die Münzangelegenheiten, ſowie die Entfcheidung in 
Streitigfeiten über das Schrot und Gehalt derjelben, 
Prüfung der Münzmetalle und dergleichen Dinge, wer- 
den durch das Geſetz geregelt. 

Art. 176. Es beiteht eine allgemeine Rechen: 
kammer, deren Zufammenfegung und Wirfungsfreis 
durch das Gefeb beitimmt werden. 

Bei der Erledigung einer Stelle in diefer Kam? 
mer jendet Die zweite Kammer eine Lifte von drei 
Perfonen an den König, welcher aus derfelben feine 
Wahl trifft. 

Die Mitglieder der Nechenfammer werden auf 
ihre Kebensdauer angeitellt. Ihre Beſoldung wird 
durch das Geſetz geregelt. 

Der zweite Sa des Art. 163 findet auf fie 
Anwendung. 


Achtes Gapitel. 
Bon der VBertheidigung- 


Art. 177. Das Tragen der Maffen zur Hands 
habung der Unabhängigkeit des Staates und zur Vers 
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theidigung feines Grundgebiets, bleibt eine der erften 
Pflichten aller Bewohner. 

Art. 178. Der König forget dafür, daß zu als 
fen Zeiten eine hinreichende Land» und Seemacht uns 
terhalten werde, angeworben aus Freiwilligen, feien 
fie Eingeborne oder Ausländer, um nach den Umftäns 
den innerhalb oder außerhalb Europa’s zu dienen. 

Art. 179. Ausländifche Truppen werden nur 
mit gemeinfamer Uebereinftimmung des Königs und 
der General- Staaten in Dienft genommen. 

Art. 180. Es beſteht ftets eine National Miliz, 
welche fo viel als möglich aus Freiwilligen zufammen 
zu feßen ift, um auf die durch das Geſetz beitimmte 
Weiſe Dienfte zu leiten. 

Art. 181. In Ermangelung einer hinreichenden 
Anzahl von Freiwilligen wird die Miliz vervollftän- 
digt durch Loofung unter den Bewohnern, welche an 
dem erften Januar jedes Sahres in ihr zwanzigftes 
Fahr eingetreten find. Die Einfchreibung gefchieht 
in dem vorangehenden Jahre. 

Art. 182. Diejenigen, welche alsdann der Land» 
miliz einverleibt find, werden in Friedenszeiten nad) 
einem fünfjährigen Dienſte entlaffen. 

Befindet ſich der Staat im Kriege oder in ans 
deren außergewöhnlichen Umftänden, fo kann ein Ger 
feß, welches jährlich zu erneuern ift, fie zu längerem 
Dienjte verpflichten. 

Art. 183. Die Landmiliz fümmt in gewöhnli- 
hen Zeiten jährlidy einmal zufammen, um während 
einer Dauer von nicht mehr ald fehs Wochen in dem 
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MWaffengebrauch geübt zu werden, bis daß der König 
es für gerathfam hält das Zufammenfommen derfelben 
ganz oder theilweife auszufeben. 

Der König kann einem Theil der Miliz, wenn 
es durch das Geſetz feitgeftellt wird, zufammen zu 
bleiben befehlen. 

Die ausgelooſten Leute von dem laufenden Jahre 
fünnen zur erjten Hebung höchftens zwölf Monate uns 
ter den Waffen gehalten werden. 

Art. 184. Im Fall des Krieges oder anderer 
außergewöhnlichen Umftände, kann der König die Land- 
miliz ganz oder theilmeife außergemöhnlich einberufen. 

Zu derfelben Zeit ruft der König die General- 
Staaten zufammen, auf daß ein Gefeh das Zufam- 
menbleiben der Miliz, fo lang es nöthig ift, anordnet. 

Art. 185. Die bei der Landmiliz durchs Loos 
Eingeftellten können nur mit ihrer Zuftimmung nad) 
den Eolonieen und Befigungen dieſes Staates in ans 
deren MWelttheilen gefandt werden. 

Art. 186. Ein Theil der Miliz ann zum Dienfte 
zur See beitimmt werden auf eine durch das Gefeh 
feftzufteflende Weiſe. 

Für diefen Theil wird außer anderen durch das 
Geſetz zu gewährenden Vortheilen eine Fürzere Dienits 
zeit beſtimmt. 

Der vorhergehende Artikel ift auf diefe Seemiliz 
nicht auzumenden. 

Art. 187. Alte Koften für die Armeecorps Ddie- 
ſes Staates werben aus der Staatdfaffe entrichtet. 

Die Einquartierungen und der Unterhalt des 
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Kriegsvolts, die Transporte und Lieferungen, welche 
für die Armee-Corps oder Feftungen gefordert wer— 
den, können nur gegen Intfchädigung, nach den in 
den Reglements feitgefteflten Säben , zur Laſt eines 
oder mehrerer Bewohner vder Gemeinden gebracht 
werden. | 

Die Ausfonderung für die Zeiten des Kriegs 
regelt das Geſetz. 

Art. 188. Sn den Gemeinden werden Bürger: 
wehren (Sommunalgarden) errichtet. 

Sie dienen in der Zeit der Gefahr und des 
Kriegs zur Bertheidigung des Vaterlanded und zu al- 
len Zeiten zur Aufrechtehaltung der inneren Ruhe. 

Art. 189. Die Stärfe und Einrichtung der Mi- 
liz und Bürgerwehren werden durch das Geſetz geregelt. 


Neuntes Capitel. 
Bon dem Waſſerſtaate (Waſſerpolizei). 


Art. 190. Der König hat die Oberaufſicht über 
Alles was den Waſſerſtaat anbelangt, die Wege und 
die Brücken darunter mitbegriffen, ohne Unterſchied, 
ob die Koſten dafür aus der Staatskaſſe bezahlt, oder 
auf eine andere Weiſe aufgebracht werden. 

Art. 191. Das Geſetz regelt die allgemeine und 
die beſondere Verwaltung des Waſſerſtaats in dem 
angezeigten Umfange. 

Art. 192. Die Provinzial-Stände haben in 
ihren Provinzen die Aufſicht über alle Gewäſſer, 
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Brüden, Wege, Waflerwerfe und Waſſergenoſſen— 
fchaften: fie find berechtigt unter Genehmigung des 
Königs in den beftehenden Einrichtungen und Regle— 
ments der Waffergenoffenfchaften, unter Aufrechthal- 
tung der Beitimmungen in den zwei vorangegangenen: 
Artifeln, Veränderungen zu treffen und neue Laften 
feſtzuſtellen. Die Verwaltungsvorftände diefer Waſ— 
jergenoffenfchaften Fünnen an die Provinzialvorjtände 
Vorſchläge darüber machen. 

Art. 193. Die Stände haben die Aufficht über 
alte Waſſerabfänge, Ausbaggerungen, Eindeichungen, 
Austrocdnungen, Minenwerfe und Steinbrüche inners 
halb ihrer Provinzen, unter Vorbehalt der Befugniffe 
des Königs, um die unmittelbare Aufficht darüber zu 
führen und an andere zu übertragen. 


Zehntes Gapitel. 


Bon dem WUnterrichtswefen und der 
Armenpflege. 


Art. 194. Der öffentliche Unterricht ijt ein Ge— 
genjtand der fortdauernden Fürforge der Negierung. 

Die Einrichtung des öffentlichen Unterrichts wird 
mit Inbegriff der Befenner aller Confeſſionen durd) 
das Geſetz geregelt. 

Es wird überall in dem Staate von Seiten der 
Staatsgewalt ein genügender Öffentlicher Elementar— 
Unterricht dargeboten. 

Das Ertheilen des Unterrichts iſt frei unter 
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Borbehalt der Aufficht der Dbrigfeit, und aufferdem, 
fo weit es den mittlern und Glementar- linterricht 
anbetrifft, unter Vorbehalt der Prüfung in Bezug auf 
die Angemeffenheit und Geſchicklichkeit des Lehrers: 
das eine und das andere ift durch das Geſetz zu 
regeln, 

Der König wird über den Zuftand der hohen, 
mittleren uud niederen Schulen jährlich einen aus— 
führlichen Bericht den General-Staaten erftatten laſſen. 

Art. 195. Die Armenverwaltung it ein Gegen; 
ftand der fortdauernden Fürforge der Regierung und 
wird durch das Gefeh geregelt. Der König wird 
jährlich über die dahin fchlagenden Angelegenheiten 
einen ausführlichen Bericht den General» Staaten 
erftatten laſſen. 


Eilftes Capitel. 
Bon den Beränderungen in der Berfaffung. 


Art. 196. Jeder Vorfchlag zur Veränderung in 
dem Grundgeſetze weit Die vorgefchlagene Berändes 
rung ausdrüdlich nach. Das Gefeg erflärt, Daß 
Grund zu diefem Vorſchlage vorhanden it, um den— 
felben, fo wie er vorgefchlagen ift, in Erwägung zu 
nehmen. | 

Art. 197. Nach der Verfündigung Diele Ges 
jeßes werden die Kammern aufgelöt. Die neuen 
Kammern prüfen diefen Vorſchlag und fünnen nur 
mit zwei Drittel Der ihnen angehörenden Stimmen, 
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wenn diefe mit dem vorgenannten Geſetze überein- 
ftimmen, die vorgefchlagene Veränderung annehmen. 

Art. 198. Keine Veränderung in dem Grund» 
gefee ‚oder in der Erbfolgeordnung darf während einer 
Regentfchaft gemacht werden. 

Art. 199. Die Veränderungen in dem Grunt- 
gefege, welche durch den König und die General: 
Staaten feftgeftellt werden, werden gefeglich befannt 
gemacht und dem Grundgefehe beigefügt. 


w 


Zufatz- Artikel. 


Art. 1. Alte beftehenden Gewalten bleiben ſo 
fange fortdauernd, bis daß fie durch andere in Befol— 
gung dieſes Grundgefeges erfegt werben, 

Art. 2. Das Gefet regelt vie Schadloshaltung, 
welche denjenigen zuguerfennen ift, Die in Folge der 
Beitimmungen des Grundgefehes Functionen verlieren, 
welche ihnen für ihre Lebenszeit übertragen find, 

Art. 3. Alle Sefege, die im Augenblic der 
Befanntmachung der Veränderungen in dem Grundge— 
feße noch verbindliche Kraft haben, eben fo die Reg— 
fements und Befchlüffe werden fo lange ausgeführt, 
bis daß fie in Folge derfelben durch andere erfeht 
worden find. 

Art. 4. Die Adelsrechte, welche den Borzug 
oder die Anjtellung von Perfonen in öffentlichen Func— 
tionen betreffen, find abgefchafft. 

Die Aufhebung der übrigen Abelsrechte und bie 
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Schadloshaltung ihrer Inhaber werden durch ein Ge- 
ſetz feſtgeſtellt und geregelt. 

Art. 5. Die Gefebesvorfchläge: 

1) zu dem Gefeb über das Wahlrecht und Die 
Ernennungen der Abgeordneten zur erjten und 
zweiten Kammer; 

2) zu dem Provinzial- und Gemeinde - Öejeße 
werden in der eriten Sitzung der General» Staaten 
berathen, welche auf die Bekanntmachung diefer Ver: 
änderungen in dem Grundgefebe folgt. 

Die Gejegesentwürfe, betreffend die VBerantwort- 
lichfeit der Minijter, die neue richterliche Drganifation, 
den Unterricht und Die Armenverwaltung und Die 
Ausübung des Rechts zur Bereinigung und Verſamm— 
lung werden möglichit in derſelben Sigung und im 
jedem Fall nicht fpäter als in der darauf folgenden 
vorgelegt. 

Die Gefege über die Regelung der Verwaltung 
in den Golonieen und den Befigungen des Staates in 
anderen Welttheilen werden innerhalb drei Sahre nad) 
der Bekanntmachung dieſer Veränderungen in Dem 
Grundgeſetze vorgelegt. 

Art. 6. Der erjte Austritt eines Dritteld Der 
Mitglieder der eriten Kammer der General-Staaten 
ſoll am dritten Montag im September 1851 jtatt- 
finden; der Austritt der Hälfte der Mitglieder der 
zweiten Sammer am dritten Montage im September 
1850: beide erfolgen nach einem Regiſter, welches 
nach dem Geſetze im Art. 5: Nr. 1. zu ordnen ill. 

Art. 7, umfaßt das vorläufige Wahl-Reglement. 
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Dorläufiges Wahlreglement. 


Art. 1. Nach der Befanntmahung der Verän— 
derungen in dem Grundgeſetze hören die beiden Kam— 
mern der General: Staaten von Rechts wegen auf 
zu beitehen mit dem Tage der Eröffnung der neuen 
Kammern. 

Der König beftimmt den Zeitpunft diefer Er⸗ 
öffnung. 

Bis zu dieſem Zeitraume bleiben die erſtgenann⸗ 
ten Kammern beſtehen, und ihre Eröffnung iſt für 
dieſes Jahr auf den dritten Montag im Detober feſt— 
geſetzt. 

Die Bekanntmachung wird gerechnet ihre Ver— 
bindlichkeit zu haben von dem Tage der Ausgabe des 
Staatsblattes (Staatsblad), in welchem dieſe 
Veränderungen aufgenommen ſind. 

Art. 2. Die Mitglieder der neuen zweiten Kam⸗ 
mer werden in der Zahl von 68 gewählt, durch Wahl—⸗ 
verfammlungen, welche beftehen: 

a) aus denjenigen, die in den Städten gemäß 
den Neglements für die Verwaltung der Städte, fo 
weit diefe in jedem Orte in Gültigfeit find, die For: 
derungen erfüllen, um zu Wählern genommen zu 
werden, mit der Bedingung, daß das geforderte Ber 
teurungs- Quantum in Amfterdam auf 160 Gulden 
herabgejest und zu Hindelepen, Ylſt, Sloten und 
Stavoren auf 29 Gulden erhöht wird; 

b) aus denjenigen, welche auf dem platten Rande, 

5 
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gemäß den Reglements für die Bildung der Provins 
zial- Stände, foweit diefe in jedem Orte in Gültig- 
Feit find, ftimmberechtigt find, mit der Bedingung, daß 
dad geforderte Beftenrungs -Duantum erhöht wird: 


für Nordbrabant . . . bis auf 32 Gulden, 
„ Geldernland . - . 2 2 un 32 u 
„ Sücholland . . . » : u nu 40 u 
„Nordholland. u nn O0 u 
„ Selm . » . : 2: er DO „u 
„Utrecht . . „ 40 
„Friesland mit Ausfetuß der 
uien. . x =» » „ 30 ,. 
„Ober⸗Yſſel.. eu m 3% 4 
„ Öröningen . © 2 2 32 ou 
— = ee oe 
„ Kimburg . . ; u A m 
„d. Frieſiſch. Infeln Ameland 
u. Schiermonnifoog . 20 


Keine andern Gründe zur Ausfchfießung kommen 
in Anwendung, als die welche im Art. 3. der Reg- 
lements für die Verwaltung der Städte und im Art. 
21. der Neglements für die Bildung der Provinzial: 
Stände feitgeftellt find. 

Art. 3. Sogleich nach der im Art. 1. ange- 
zeigten Bekanntmachung beichäftigen fich die Vorſtände 
der Ortſchafts⸗ Verwaltungen mit dem Anfertigen der 
Liſten der im Art. 2 vorgefchriebenen Wahlberech- 
tigten. Sie legen die Liſten am funfzehnten Tage 
nach der angezeigten Befanntmachung zur Einficht für 
das Publifum vor. 
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Art. 4. Innerhalb acht Tage nach der Kennt- 
nißnahme, daß die Liſten zur Einſicht vorgelegt find, 
fönnen die Einwohner ihre fchriftlichen ftempelfreien 
Beichwerden darüber an die Drtichafts >» Bermaltung 
einreichen. 

Art. 5. Ueber dieje Beichwerden und die Rich 
tigfeit der Riten im Allgemeinen wird durch den 
Stadt » vder Gemeinde-Rath auf das fchleunigitc 
entjchieden. Die Liſten werden am vierzigiten Tage 
nach der Bekanntmachung, die in Art. 1. erwähnt 
ift, gefchloffen und aufs neue zur aflgemeinen Kennt- 
nißnahme ausgelegt, indem man darüber eine Bekannt: 
machung erläßt. 

Art. 6. Jede Provinz wird von den jtändijchen: 
Ausſchüſſen in fo viele Haupt Wahlbezirfe getheilt, 
als ihre Bevölferungsanzahl folche zu je 45,000 See— 
len umfaßt, das heißt: 


für Nordbrabant . . 2.2... 9 
„Geldernland . . . . . . .8 
„Südholland ....... 13 
„Nordholland . . . . . . 10 
4 
= DER: 2 ee 3 
„Friesland .. . .. | 
„Ober⸗Yſſel. ....... 5 
„Gröningen ...... — 
SDERHEDR u. a 2 
„Limburggg —— 

68 
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Die ftändifchen Ausichüffe Fünnen zur Erleichte- 
rung der Wähler Unter- Wahlbezirfe in den Haupts 
ortſchaften derſelben einrichten. 

Das Deffnen der Stimmzettel geſchieht allein in 
den jedesmal von Den ftändifchen Ausfchüffen anzu- 
weifenden Hauptortfchaften der Haupt- Wahlbezirfe. 

Art. 7. Die ftädtifchen und Gemeinde-Berwal- 
tungen fenden innerhalb 24 Stunden eine Abfchrift 
der gefchloffenen Liſten, ſowohl an die Verwaltung 
des Hauptortes diefes Haupt» Wahlbezirfs, als auch 
an den Hauptort des Unter-Wahlbezirfs, in welchem 
ihre Gemeinden gelegen find. 

Art. 8 Die Wahlverfammlungen werden, nad) 
vorangegangener Aufforderung der Wähler, in den 
Hauptortfchaften der Haupt-Wahlbezirfe an den fünf- 
zigiten Tage nach der Bekanntmachung, die im Art. 
1 erwähnt ift, gehalten, indem man die Beitimmungen 
des zweiten Gates im Art. 6 befolgt. 

Art. 9. Seder Wähler empfängt neben feinem 
Aufforderungsfchreiben zwei Stimmzettel zur Ausfül- 
fung, auf weldyen das Siegel des Hauptortes feines 
Haupt= oder Unter: Wahlbezirfes abgedruckt iſt. 

Art. 10. Der Chef der Ortſchafts-Verwaltung, 
oder der, welcher gemäß den Reglements feine Stelle’ 
vertritt, ijt der Vorſitzer in der Verſammlung. 

Die zwei jüngſten Mitglieder des Stadt- oder 
Gemeinderaths ſind die Abnehmer der Stimmzettel; 
beide zeichnen die Namen eines jeden Wählers auf, 
der zur Urne fümmt, um einen Stimmzettel in die- 
ſelbe hineinzulegen. 
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in den Haupt Wahlbezirfen zeichnen fie aufferdem 
nach dem Ausfchütten der Urne die abgegebenen Stim- 
men auf, 

Die Driginatliiten der Wähler, welche in ven 
Unter Wahlbezirfen ihre Stimmzettel in die Urne 
geworfen haben, werden durch die Chefs der Orts 
fhafts-Berwaltungen unverweilt mit den verfcehloffenen 
MWahlurnen an den Borfiger der Verſammlung in 
dem Haupt» Wahlbezirk abgefandt. 

Art. 11, Es find zwei Wahlurnen, Die eine 
zur Wahl der Mitglieder der zweiten Kammer, die 
andere für die Kandidaten zur erften Kammer. 

Art 12. Jeder Wähler gibt feine Stimme ab 
für einen Abgeordneten zur zweiten und für zwei 
Sandidaten zur erſten Kammer. 

Art. 13. Um als Mitglied zur zweiten Kammer 
wählbar zu fein, wird allein erfordert, daß man 
Niederländer ift, fich in dem vollen Genuffe der ſtaats— 
bürgerlichen und gemeindebürgerlichen Rechte befindet 
und dag Alter von dreifig Jahren zurückgelegt hat. 

Art. 14. Zur Wählbarfeit als Mitglied der erften 
Kammer werden diefelben Bedingungen erfordert, die 
in dem vorhergehenden Artifel aufgenommen find, 
“und Dazu noch aufferdem, daß man zu den höchft 
Beiteuerten bei den Directen Steuern des Staates 
gehöre. 

Die Anzahl. diefer höchſt Befteuerten, aus welcher 
jene Kandidaten gewählt werden follen, wird für jede 
Provinz fo feitgeitellt, das auf jede dreitaufend Seelen 
einer wählbar ijt, der dazu Die vorhergenannten Be- 
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dingungen erfüllt, um Mitglied diefer Kammer fein 
zu Fönnen. 

Art. 15. Der Beamte, welcher in einem Haupts 
MWahlbezirfe bei der Wahlhandlung den Vorfig führt, 
iſt in diefem Bezirfe nicht wählbar. 

Art. 16. Sn jeder Provinz Haben die jtändifchen 
Ausfchüffe gleich nach der Bekanntmachung der Ber- 
änderungen in dem Grundgefege fich mit der Aufftels 
fung einer Liſte derjenigen zu befchäftigen, welche 
gemäß dem Art. 14 zu den Abgeordneten der eriten 
Kammer wählbar find. 

Art. 17. Die Lifte wird in Abichrift in allen 
Städten und Hauptplägen der Wahlbezirfe der Pro— 
vinz während acht Tage zur Anficht ausgelegt. 

Art. 18. Befchwerden in Bezug auf diefe Liſten 
müffen innerhalb acht Tagen in fchriftlichen ſtempel— 
freien Eingaben an die ftändifchen Augfchüffe eingefandt 
werden. 

Art. 19. Die ftändifchen Ausfchäffe fchließen 
die Lite, nach Unterfuchung der Befchwerden und 
nachdem fie die für gehörig befundenen verbeifert haben, 
am funfzehnten Tage nach Ablauf des im vorangehen- 
den Artifel beftimmten Termins. 

Sie bringen die gefchloffene Kifte fofort vermit- 
teljt des Provinzialblattes oder einer Öffentlichen Pro- 
clamation zur Kenntniß des Publicums. 

Eine Abſchrift derfelben fenden fie ungefäumt 
an. ven Minijter der inneren Angelegenheiten, welcher 
diefelbe in den Niederländifchen Staats-Courant einrü⸗ 
cken läßt. 
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Art. 20. Nach Beendigung der Aufzeichnung der 
Wahlitimmen werden die beiden Protocofle während 
der Wahlverfammlung abgefaßt, und nach ihrer Bor: 
fefung durch den Vorfiger von zwei Abnehmern ber 
Wahlzettel unterzeichnet. 

Sie enthalten: 

1. die Namen der Wähler, welche ihre Stimmen 
abgegeben haben; 

2. die Namen der VPerfonen, auf melde bie 
Stimmen gefallen find und die Zahl der auf jede 
gefallenen Stimmen. 

Die anweſenden Wähler können den Beſchluß 
faffen, daß allein die zweite vertheilte Zahl vorgelefen 
werden ſoll. 

Art. 21. ine Abfchrift jedes Protocolls wird 
fogleich zu der Regiftratur des Bezirksortes gelegt, 
und das Original wird mit den Wahlzetteln verfiegelt 
in vierundzwanzig Stunden an die ftändifchen Aus— 
fchüffe der, Provinzen gefandt. 

Art. 22. Die Namen derjenigen, welche in 
jedem Haupt-Wahlbezirfe gewählt find, und die Zahl 
der auf fie gefallenen Stimmen werden durch Die 
ftändifchen Ausfchüffe in einem befonderen ‘Protocolle 
für jede Kammer gefammelt und fo fchnell ald möglich 
befannt gemacht. 

Art. 23. Zur Wahl eines Abgeordneten oder 
Sandidaten wird die abfolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erfordert. 

Art 24. Sollte zur Mitgliedfhaft der zweiten 
Kammer oder zur Gandidatur für die erfte Kammer 
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bei der erfien Abftiimmung Niemand die abfolute 
Mehrheit der Stimmen erlangt haben, fo wird unmit- 
telbar für jede Wahl eine Doppelte Zahl genommen, 
beitehend aus Den beiden Perfonen, welche die größte 
Zahl der Stimmen erworben haben. 

Sind bei der erften Abjtimmung die beiden Steffen 
für die Candidatur zur erften Kammer unbeſetzt geblie- 
ben, fo werden von den vier Perfonen, welche die 
größte Zahl der Stimmen erworben haben, die erfte 
und dritte auf die eine, die zweite und Die vierte auf 
die andere Doppelwahl gebracht. 

- Zu den auf die Doppelmahlen gebrachten Perfonen 
beftimmt fich die Wahl der anmwefenden Wahlberechtigten. 

Bei Gleichheit der Stimmen ift der ältefte an 
Sahren gewählt. 

Art. 25. Derjenige, welcher zum Mitglied der 
zweiten Kammer ermählt ijt, empfängt von den ftän- 
difchen Ausfchäffen einen von dem Vorſitzer unter- 
zeichneten Auszug aus dem im Art. 20 erwähnten 
Protocol, aus welchem feine Wahl hervorgeht. 

Diefer Auszug ift die Beglaubigung für den 
Abgeordneten, neben welcher er der Kammer noch 
übergibt: 

1) einen Auszug aus den Geburts > Regiftern, 
oder wenn diefe fehlen, eine Befenntnißacte, 
aus welcher die Zeit und der Drt feiner Ges 
burt hervorgehen, 

2) eine von dem Abgeordneten felbft abzugebende 
Erflärung, welche alle öffentliche Functionen 
‚angibt, die er ausübt. | 
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Art. 26. Wenn der für die zweite Kammer 
Erwählte nicht geneige ijt, die Wahl anzunehmen, fo 
gibt er davon auf dag ſchnellſte den jtändifchen Augs 
ſchüſſen Kenntniß, welche die Drts-Verwaltungen der 
Hanpt-Wahlbezirfe auffordern, innerhalb des möglichit 
fürzeiten Zeitraums eine neue Wahl zu veranftalten. 

Art. 27. Derjenige, welcher in mehr als einem 
Haupt⸗Wahlbezirke zum Mitgliede der. zweiten Kam: 
mer erwählt ift, erflärt gleich nach dem Empfange 
des im Art. 25 erwähnten Auszugs fchriftlich an die 
tändifchen Ausfchüffe, welche von den Wahlen er 
annimmt. 

Die ſtändiſchen Ausfchüffe treffen hierauf für 
den abgelehnten Drt oder abgelehnte mehrere Drt« 
ichaften diefelben Maaßregeln, ald in dem Falle des 
vorhergehenden Artifeld feſtgeſetzt find. 

Art. 28. Die Wahl-Protocofle für die Candi« 
daten zur Mitgliedfchaft der eriten Kammer werden 
unmittelbar durch die jtändifchen Ausfchüffe an den 
Minifter der inneren Angelegenheiten abgefandt, welche 
derfelbe dem Könige überreicht. 

Der König wählt aus den Kandidaten 39 Mits 
glieder der erften Kammer. 

Art. 29. Die durch den König erwählten Mit: 
glieder der erften Kammer empfangen von den jtäns 
diſchen Ausfchüffen der Provinzen, in welchen fie zu 
Sandidaten erwählt find, einen gleichen Auszug, wie 
den im erften Sabe des Art. 25 erwähnten, um ben. 
felben neben dem Befchluffe des Könige über ihre 
Wahl ald ihren Beglaubigungsbrief zu gebrauchen. 
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Sie legen daneben der erften Kammer gleiche 
Papiere vor, wie unter Nr. 1 und Nr. 2 des lebten 
Sabes des Art. 25 gefordert werden. 

Art. 30. Sollte einer oder mehrere der gewähls 
ten Mitglieder die Wahl nicht annehmen oder nicht 
die gefeglihen Forderungen erfüllen, fo wählt der 
König andere in ihre Stelle aus derfelben vorgelegten 
Sandidatenlite, die in dem vorangehenden Artifel 
angeführt ift. 

Art. 31. Bor der Eröffnung der erften Kammer 
der General: Staaten, ernennt der König ihren Prä— 
fidenten. 

Bei der Eröffnung der zweiten Kammer nimmt 
das an Jahren Ältejte Mitglied den Präfidentenjtupf ein. 

In beiden Kammern ernennen die Präfidenten 
drei Ausfchüffe, jeden aus drei Mitgliedern, zur Prü- 
fung der Beglaubigungs-Documente. Nach Erledigung 
dDiefer Prüfung in der zweiten Kammer und nachdem 
in Folge derfelben ohne Ausjtellung hinlänglich Mits 
glieder anerfannt find, macht diefe aus den zugelaffenen 
Mitgliedern gebildete Kammer eine Lite von Drei 
Mitgliedern, um diefe dem Könige zur Wahl ihres 
Präfidenten zu überreichen. 

Beide Kammern halten fi), bis das neue Be- 
ftimmungen feftgefegt find, an den zuleßt feitgeiteflten 
Gefchäftsordnungen der vorhergegangenen Kammern. 

Art. 32. Den jtändifchen Ausfchüffen der ver- 
fchiedenen Provinzen wird es überlaffen, alle nöthigen 
Maapregeln zu treffen, welche zur richtigen Ausfüh— 
rung diefes vorläufigen Wahl-Reglements erforderlich - 
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jein follten, und alle dabei vorfommende Streitigkeiten 
oder Befchwerden zu enticheiden. 


Verfaſſung 
des 
Großherzogthums Luxemburg, 


vom 9. Juli 1848. 


Wir Wilhelm II., von Gottes Gnaden, Kd- 
nig der Niederlande, Prinz von Dranien- Naffau 
Großherzog von Ruremburg, ꝛc., ꝛc., 

Haben, im Einverjtändnig mit der Verfammlung 
der gemäß dem Art. 52 der landftändifchen Berfaf- 
fung vom 12. Oktober 1841 in doppelter Anzahl 
einberufenen Landitände, befchluffen und beichließen 
die folgenden Beftimmungen, welche die Berfaffung 
des Großherzogthumd Luremburg bilden. 


Kapitel I. 
Bom Gebiete und vom König Großberzog. 
Art. 1. Das Großherzogtum Luremburg iſt 


ein unabhängiger, untheilbarer und unveräußerlicher 
Staat; es bilder einen Beftandtheil des beutfchen 
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Bundes gemäß den beftebenden Verträgen. Die Ab- 
änderungen, welche an dieſen Verträgen vorgenoms 
men werden Fönnten, werden der Gutheißung der 
Rammer unterworfen. 

Urt. 2. Die Grenzen und Hauptörter der Ger 
richtd= oder DVermwaltungsbezirfe, der Kantone und der 
Gemeinden, können nicht anders als Kraft eines Ge- 
fees verändert werden. 

Art. 3. Die verfaffungsmäßigen Gewalten des 
Königs Großherzogs find erblich im Haufe Geiner 
Majeſtät Wilhelms II. (Friedrich Georg Ludwig), 
Prinzen von Dranien-Naffau, Königs der Nieder: 
lande, Großherzogs von Luxemburg, und Dieß nad) 
den Beſtimmungen des fürftlidd Naffauifhen Haus: 
vertragd vom 30. Suni 1783 und des Artikels 71 
des Wiener Traftates vom 9. Suni 1815. 

Art. 4. Die Perfon des Königs Großherzogs 
ift unverleglih; die Mitglieder der Regierung find 
verantwortlich, 

Art. 5. Der Großherzog wird mit Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres volljährig. 

Er nimmt Befig vom Throne, nachdem er feier: 
(ih im Schooße der Kammer oder in die Hände ei— 
ner von derfelben dazu bezeichneten Commiſſion fols 
genden Eid abgelegt hat: 

„sch ſchwöre, die Verfoffung und die Gelee des 
Großherzogthums Ruremburg zu befolgen, die Unab— 
bängigfeit und Integrität des Landes zu wahren.“ 

Arc. 6. Iſt beim Ableben des Großherzogs fein 
Nachfolger minderjährig, fo tritt die Kammer fpätes 
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ftens am darauffolgenden zwanzigiten Tage zufammen, 
um über die Negentfchaft, und nöthigen alles 
über die Vormundfchaft zu beftimmen. 

Art. 7. Befindet fich der König Großherzog in 
der Unmöglichfeit zu regieren, fo beruft die Regie 
rung, nach Beftätigung diefer Unmöglichkeit, unver- 
züglich die Kammer, um über die Bormundfchaft und 
die Negentfchaft zu beftimmen. 

Art. 8. Die Regentſchaft Fann nur einer eins 
zigen Perſon übertragen werden. 

Der Regent übernimmt die Regierung nicht, bie 
er den durch Art. 5 vorgefchriebenen Eid geleiftet har. 

Art. 9. Im Falle der Thronerledigung ver 
fügt die Kammer proviforifch über die NRegentichaft. 

Eine neue, in doppelter Anzahl und in Frift 
von dreißig Tagen einberufene Kammer trägt Sorge 
für die definitive Thronbeſetzung. 


Kapitel 1. 
Bon den Suremburgern und ihren Nechten. 


Art. 10. Die Eigenfchaft eined Luremburgers 
erwirbt, erhält und verliert man gemäß den Bejtim- 
mungen der bürgerlichen Geſetzgebung. — Gegen» 
wärtige Berfaffungs»Urfunde und die übrigen auf die 
jtaatsbürgerlichen Nechte bezüglichen Gelege beſtimmen 
die Bedingungen, welche, außer jener Eigenfchaft, zur 
Ausübung diefer Nechte erforderlich find. 

Art. 11. Die Natvralifation wird durch die ge— 
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ſetzgebende Gewalt ertheilt. Nur die Naturaliſation 
ſtellt den Ausländer, behufs der Ausübung der ſtaats— 
bürgerlichen Rechte, dem Ruremburger gleich. 

Die dem Bater ertheilte Naturalifation kommt 

auch feinem minderjührigen Kinde zu Gute, wenn 
diefes im Laufe der zwei erjten Sahre feiner Volls 
jährigkeit erflärt, diefen Vortheil für ſich in Anfpruch 
nehmen zu wollen. 
Art. 12. Es gibt im Staate Feine Standes» 
Unterichiede. — Die Luremburger find vor dem Ges 
fee gleich; fie allein find zu den Civil- und Milis 
tärämtern zuläffig, vorbehaltlich der Ausnahmen, wele 
che etwa für befondere Fälle durch ein Geſetz auf 
gefteltt werden können. 

Art: 13. Die perfünliche Freiheit ift gewährleiitet. 
— Gegen Niemanden darf anders als in den geſetz— 
(ich beftimmten Fällen und Formen gerichtlich verfahren 
werden. — Außer der Ergreifung auf frifcer That 
darf feiner verhaftet werden, als fraft eines motivirten 
richterlichen Befehles, welcher im Augenblick der Ver- 
haftung, oder fpätejtens binnen vier und zwanzig Stun⸗ 
den, zuͤgeſtellt werden muß. 

Art. 14. Niemand darf gegen feinen Willen dem 
geieglich ihm zugewieſenen Richter entzogen werden. 

Het. 15. Es darf Feine Strafe anders, als Kraft 
eines Gefeges, eingeführt oder angewendet werden. 

Art. 16. Die Wohnung ift unverleglid. Eine 
Hausfuchung darf nur in Den geſetzlich beitimmten 
Fällen und Formen jtattfinden. 

Art. 17. Niemanden Fann fein Eigenthum ans 
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ders, als zum Zwecke dis öffentlichen Wohles, in den 
durch das Geſetz vorgefehenen Fällen und feftgeitellten 
Kormen, und nur nach vorgängiger, voller Entichä- 
Digung, entzogen werden. 

Art. 18. Die Strafe der Conftscation des Ver— 
mögens kann nicht eingeführt werden. 

Art. 19. Die Todesſtrafe für politifche Verbre— 
chen, der bürgerlihe Tod und die Brandmarfung find 
abgefchafft. 

Art. 20. Die Freiheit der Culte und ihrer dfr 
fentlichen Ausübung, fowie die Freiheit, jeine religid- 
fen Meinungen zu befunden, find gewährleiitet, vorbe- 
haltlib der Strafmaßregeln gegen die Vergehen, welche 
bei Gelegenheit Der Ausübung Diefer Freiheiten be⸗ 
gangen werden. 

Art. 21. Keiner kann gezwungen werden, auf 
irgend eine Weiſe an den Handlungen und Feierlich— 
keiten eines Cultus Theil zu nehmen, oder die Feier⸗ 
tage deſſelben zu halten. 

Art. 22. Die bürgerliche Ehe muß ſtets der 
kirchlichen Einſegnung derſelben vorangehen. 

Art. 23. Die Intervention des Staates bei der 
Ernennung und Einſetzung der Vorſtände der Culte 
im Großherzogthum, die Weiſe der Ernennung und 
Abſetzung der übrigen Cultus-Diener, die Befugniß 
der einen wie der andern, mit ihren Obern ſchriftlich 
zu verkehren, und deren Erlaſſe zu veröffentlichen, ſo 
wie das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat, ſind 
Gegenſtand von Verträgen, die der Kammer, in Be— 
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treff derjenigen Verfügungen vorzulegen find, welche 
die Mitwirfung derfelben erforderlich machen. 

Art. 24. Der Staat trägt Sorge dafür, daß 
jeder Ruremburger den Primär-Unterricht erhalte. 

Er errichtet Anjtalten Behufs des mittlern Un⸗ 
terrichtes und der erforderlichen höhern Lehr - Eure. 

Das Geſetz beftimmt die zum öffentlichen Unter- 
richte erforderlichen Mittel, fo wie die Bedingungen 
der Aufficht von Seiten der Regierung und der Ge 
meinden; es trifft übrigens alle auf den Unterricht 
bezüglichen Anordnungen. 

Jedem Turemburger fteht es frei, feinen Studien 
im Großherzogthum oder im Auslande obzuliegen, 
und die Univerfitäten feiner Wahl zu befuchen, uns 
befchadet der gefelichen Beftimmungen über die Be— 
dingungen der Zuläffigfeit zu den Aemtern und zu ger 
wiffen Profeffionen. 

Art. 25. Die Freiheit, feine Meinung in allen 
Dingen durchs Wort Fund zu geben, fo wie die Frei— 
heit der Preffe find gewährleiftet, vorbehaltlid, der 
Straf Mapregeln gegen die Vergehen, welche bei 
Gelegenheit der Ausübung diefer Freiheiten begangen 
werden. — Die Genfur bfeibt für immer aufgeho- 
ben. Cautionen Fünnen weder von den Schriftftellern 
noch von den Verlegern oder Drudern, gefordert wer- 
den, — Die Stempelabgabe von inländifchen Zei 
tungen und perivdifchen Schriften ift abgefchafftl. — 
Der Berleger, der Drucder oder Vertheiler, darf nicht 
verfolgt werden, wenn der Verfaſſer befannt ijt, wenn 
er Ruremburger und im Großherzogthum anfäßig ill. 
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Art. 26. Die Ruremburger haben das Recht, 
fi) ohne vorgängige Grlaubniß friedlich und ohne 
Waffen zu verfammeln, jedoch unter Beobachtung der 
Gefege, welche die Ausübung diefes Rechtes ordnen. 
Diefe Beftimmung ift nicht anwendbar auf Verſamm⸗ 
(lungen unter freiem Himmel, fie feien politifcher, re— 
(igiöfer oder anderer Natur, welche insgefammt den 
polizeilichen Gefegen und Verordnungen gänzlich un: 
terworfen bleiben. 

Art. 27. Die Luremburger haben das Berei- 
nigungsrecht. Diefes Recht Fann Feiner verhütenden 
Maafregel unterworfen werden, 

Die Gründung irgend einer religiöfen Körper: 
ichaft bedarf der Ermächtigung durch ein Geſetz. 

Art. 28. Jeder hat das Necht fich durch Bitt- 
ichriften, fie feien von einer oder mehreren Perfonen 
unterzeichnet, an die Öffentlichen Behörden zu menden. 
Letztere allein haben das Recht, Bittfchriften im Na— 
men einer Gefammtheit einzureichen. 

Art. 29. Das Briefgeheimnig ift unverleklich. 
— Das Gefeh beftimmt die Beamten, welche für die 
Perlegungen des Geheimniffes der der Poft anver- 
trauten Briefe verantwortlich find. 

Art. 30. Der Gebrauch der deutfchen und der 
franzöftfchen Sprache fteht Jedem frei; es Darf der- 
jelbe nicht befchränft werden. 

Art. 31. Zum Strafverfahren gegen öffentliche 
Beamte wegen Handlungen ihrer Verwaltung ijt Feine 
vorgängige Ermächtigung erfordert, mit Vorbehalt def- 
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fen jedoch, was hinfichtlich der Negierungs » Mitglieder 
feftgefegt ift. 

Art. 32. Die öffentlichen Beamten jedes Stanz 
des, mit Ausnahme der Regierungs- Mitglieder, Fünz 
nen mur auf dem geſetzlich vorgefchriebenen Wege ih: 
rer Steffen, Ehrenaugzeichnungen und Penfionen vers 
fuftig erflärt werden. 


Kapitel IM. 
Bon den Gewalten. 
$. 1. Gewalten des Königs Großherzog. 


Art. 33. Dem König Großherzog gehört Die 
voffziehende Gewalt in Gemüßheit der Beftimmungen 
gegenwärtiger Verfaffungs-Urkunde. 

Art. 34. Der König Großherzog bejtätigt und. 
verfündigt die Gefege; er eröffnet feine Entfchließung 
binnen drei Monaten nad) dem Votum ber Kammer. 

Art. 35. Der König Großherzog ernennt zu 
den Givil- und Militär-Aemtern in Gemäßheit des 
Geſetzes und vorbehaltlich der durch daſſelbe aufge 
ſtellten Ausnahmen, 

Kein vom Staate beioldetes Amt Fann anders, 
als Kraft einer gefeglichen Bejtimmung gefchaffen werden. 

Art. 36. Der König Großherzog erläßt die zur 
Bollziehung der Geſetze nöthigen Verordnungen und 
Befchlüffe, ohne jemals die Geſetze felbft fuspendiren 
oder von deren Vollziehung entbinden zu Fönnen. 


— 
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Art. 37. Der König Großherzog befehligt die 
Militärmacht, erflärt den Krieg, fchließt Frieden, 
Bündniffe und Handelsverträge. Sobald es die ©i- 
cherheit und das Wohl des Staates erlauben, gibt 
er der Kammer, unter Beifügung der geeigneten Mits 
theilungen, Kenntniß davon. Handelöverträge, jo wie 
andere Verträge, durch welche dem Staate Laſten 
oder einzelnen Luxemburgern Berpflichtungen auferlegt 
werden Fünnten, haben nicht eher Wirfung, bis nad) 
erhaltener Zuftimmung der Kammer. — Alles Dbige 
ohne Beeinträchtigung der Berhältniffe des Groß— 
herzogthums zum deutfchen Bunde. Keine Abtretung, 
Fein Zaufch, Fein Anfchluß von Gebiet Fann andere 
jtattfinden als Fraft eines Geſetzes. In Feinem Kaffe 
Fönnen Die geheimen Artifel eines Vertrages Die of- 
fenen Artikel deffelben vernichten. 

Art. 38. Der König Grogherzog hat das Recht 
Die von den Richtern ausgefiprochenen Strafen zu ers 
laffen oder zu mildern, vorbehaltlich deſſen, was bins 
fichtlich der Regierungs - Mitglieder fejtgejtefft ift. 

Art. 39. Der König Großherzog hat das Recht, 
Münze zu prägen, in Vollziehung des Geſetzes. 

Art. 40. Der König Großherzog has das Recht 
den Adel zu verleihen, ohne je irgend ein Borrecht 
Damit verfnüpfen zu Fünnen, 

Art. 41. Der König Großherzog verleiht die 
Civils und Militär-Orden, unter Beobachtung der 
gefeglichen Borfchriften, 

Art. 42. Der König Großherzog kann ſich vers 
treten lafjen durch einen Prinzen des Föniglichen Haus 
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ſes, welcher den Titel eines Ötellvertreters des Kb- 
nigs führt und im Großherzogthum refidirt. 

Diefer Stellvertreter leiftet den Eid, die Ber- 
faffungs-Urfunde zu befolgen, ehe er feine Gewalt 
ausübt. | 

Art. 43. Die Civillifte iſt auf jährlich Hundert 
taufend Franfen feftgefest. Sie Fann durch das Ge- 
fe bei jedem Regierungsantritte geändert werden. 
Art. 44. Das Regierungsgebäude zu Lurem- 
burg und das Schloß von Walferdingen find zur Woh— 
nung des Königd Großherzogs bejtimmt, während 
feines Aufenthaltes im Lande, 

Art, 45. Der König Großherzog hat Feine an 
dere Gewalten, als Diejenigen, welche ihm ausdrüd- 
lich die Berfaffungs» Urkunde und die befonderen verr 
faflungsmäßigen Geſetze zuerfennen. 

Art. 46. Kein RegierungssAct des Königs 
Sroßherzogs Fann von Wirfung fein ohne die Ger 
genzeichnung eines Negierungss Mitgliedes, welches 
dadurch die Verantwortlichkeit defjelben übernimmt. 


$ 2. Bon der gefeggebenden Gewalt. 


Art. 47. Die gelebgebende Gewalt wird gemein- 
jchaftlidy Durch den König Großherzog und durch die 
Kammer ausgeübt. 

Art. 48. Dad Recht der Jnitiative jteht jedem 
der beiden Zweige der gefeßgebenden Gewalt zu. 

Art. 49. Die authentiihe Auslegung der Ge: 
ſetze gehört nur der gefeggebenden Gewalt. 
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Art. 50. Die vichterliche Gewalt wird von den 
Gerichtshöfen und Gerichten ausgeübt. — Die Rechts: 
ſprüche und Urtheile werden im Namen des Könige 
Großherzogs vollſtreckt. 


Kapitel IV. 
Von der Kammer der Abgeordneten. 


Art. 51. Die Mitglieder der Kammer vertreten 
das Land, — Sie flimmen, ohne fidy bei. ihren Aufs 
traggebern Rate zu erholen, und können nur Die 
allgemeinen Ssntereffen des Großherzogthums bezweden. 

Art. 52. Die Kammer befteht aus den gemäß 
dem Wahlgefege und im Berhältniffe von höchſtens 
einem auf 3000 Seelen gewählten Abgeordneten. 

Art. 538. Um wählbar zu fein, maß mans. 

1. Luxemburger von Geburt oder naturalifirt fein ; 

2. der bürgerlichen und politifchen Rechte genießen ; 

3. das 25. Fahr zurücgelegt haben; 

4. im Großherzogchum aufägig fein. 

Um Wahlmann zu fein, muß man mit den vier 
vorgenannten Erforderniffen noch Diejenigen ver— 
einigen, weiche das Wahlgeſetz vorfchreibt. 

Art. 54. Weber Wahlmann noch wählbar kön— 
nen fein: 

1. die zu Leibes⸗ oder entehrenden Strafen Ber; 
urtheilten; 
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2. die wegen Diebſtahls, Prellerei oder Mike 
brauch® des Vertrauens Verurtheilten; 

3. Diejenigen, welche aus einer Öffentlichen Ar- 
menanftalt Unterftüyungen erhalten ; 

4. diejenigen, welche fi in erflärtem Falliment 
befinden, die Banfervtirer und Snterdicirten, und die: 
jenigen, welchen ein gerichtlicher Beiftand gegeben it. 

Art. 55. Das Mandat eines Deputirten ijt un: 
vereinbar mit den Functionen: 

1. eines. Regierungs » Mitgliedes ; | 

2. eines Mitgliedes des öffentlichen Minifteriums ; 

3. eines Mitgliedes der Rechnungsfammer ; 

4. eines Diftrifts - Commiffärg; 

5. eines Staatdeinnehmers oder rechnungspfliche 
tigen Staatsbeamten; 

6. einer Militärperfon unter dem Range eines 
Hauptmannes. 

Der in einem Incompatibilitätss Falle befindfiche 
Beamte hat das Recht, zwifchen dem ihm anvertraus 
ten Mandate und feinen Functionen zu wählen. 

Art. 56. Die in vorhergehenden Artikel aufs 
gejteflten Incompatibilitäten verhindern nicht, daß in 
Zufunft Das Geſetz noc andere einführe. 

Art. 57. Die Mitglieder der Kammer werden 
auf fechs Fahre gewählt. Sie werden alle drei Jahre 
nach der durch das Wahlgefet beftimmten Reihenfolge 
zur Hälfte erneuert. 

Im Falle der Auflöfung wird die ganze Kammer 
neu gewählt. 

Art. 58. Die Kammer prüft die Vollmachten 
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ihrer Mitglieder und entfcheidet über die desfallfigen 
Streitigfeiten. 

Art. 59. Dasjenige Kammer- Mitglied, welches 
von der Regierung zu einem befoldeten Amte ernannt 
wird, und daffelbe annimmt, hört fofort auf, an den 
Sigungen Theil zu nehmen, und tritt nur Kraft ei- 
ner neuen Wahl wieder in Thätigkeit. 

Art. 60. Bevor ein Gefegentwurf der Kammer 
vorgelegt wird, muß berfelbe, den Fall der Dring— 
fichfeit ausgenommen, einer ftändifchen Geſetzgebungs— 
Commiffion zur vorgängigen Begutachtung unterworfen 
werden. Diefe Commiffion bejteht aus neun Mit- 
gliedern, von welchen die Kammer jährlich fünf ernennt. 

Der Entwurf wird zum mindeiten vierzehn Tage 
vor Eröffnung der Kammer den Mitgliedern derjel- 
ben, unter Beifügung der Bemerfungen der Commiſ— 
ffon, mitgetheilt. | 

Die Geichäfts- Drdnung der Kammer beitimmt 
die Art und Weiſe, wie die Commiffion ihre Befug- 
niffe ausübt. 

Die Kammer hat das Net zu enticheiden, daß 
ein Gefegentwurf, feiner Wichtigkeit wegen, einer 
zweiten Abjtimmung während einer nächjtfolgenden 
von ihr feitzuftellenden Seffion unterworfen werde: 

Art. 61. Bei jedem Landtage ernennt die Kam⸗ 
mer ihren Präfidenten, und ihren Bicepräfidenten, und 
bildet ihr Büreau. 

Art. 62. Die Siyungen der Kammer find öffentlich. 

Gleichwohl geht fie zu geheimer Sigung über, 
wenn ihr Präfident oder fünf Mitglieder es. verlangen. 
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Sie entſcheidet hiernächſt nach abfoluser Stim- 

menmehrheit, ob derſelbe Gegenftand in öffentlicher 
Sitzung wieder vorgenommen werden Toll. 
Art. 63. Jeder Beichluß wird nach abjoluter 
Mehrheit der Stimmen gefaßt. Bei getheilten Stim- 
men iſt der in Berathung gezogene Vorſchlag ald ver- 
worfen anzuſehen. 

Die Kammer Fann feinen Beichluß faffen, wenn 
nicht die Mehrheit ihrer Mitglieder anwefend: ift. 

Art. 64. Die Abitimmung :gefhieht mündlich 
oder Durch Sigenbleiben und Aufſtehen. Ueber das 
Ganze der Geſetze wird jedesmal durch namentlichen 
Aufruf und mündlich abgejtimmt. 

Art. 65. Die Sammer hat das Recht Der 
Unterfuchung. 

Zu diefem Zwecke kann fie Commiffionen ernen- 
nen, welcde befugt find, während der Zwifchenzeit 
der Seſſionen nuf amtlihem Wege Erfundigungen 
einzuziehen. 

Art. 66. Ein Gefegentwurf fann durch die Kam— 
mer nur angenommen werden, nachdem Mrtifel für 
Artifel Darüber abgeftimmt worden ill. 

Ürt. 67. Die Kammer hat das Recht, die vor: 
geichlagenen Artikel und REEDENEENRBIETBRENGE ab- 
zuändern und zu theilen. 

Art. 68. Niemand darf der Kammer in Per 
fon eine Bitefchrift überreichen. 

Die Kammer hat das Recht, die an fie geridy- 
teten Bittjchriften an die Mitglieder der Regierung zu 
überweifen. — Die Mitglieder der MNegierung find 
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verpflichtet, über den Inhalt derfelben , fo oft es Die 
Kammer fordert, Auskunft zu ertbeilen. 

Art. 69. Kein Abgeordneter kann wegen der 
von ihm in Ausübung feines Berufes geäußerten Mei- 
nungen oder wegen feiner Abitimmung belangt oder 
zur Rechenfchaft gezogen werden. 

Art. 70. Kein Abgeordneter darf während der 
Dauer des Landtags, außer im Falle der Ergreifung auf 
friicher That, ftrafrechtlich belangt oder verhaftet werden 
ohne Erlaubnig der Kammer. — Keine Körperhaft 
kann gegen eines ihrer Mitglieder während des Landtags 
ohne die nämliche Ermächtigung vollzogen werden. 
— Die Haft eined Abgeordneten, oder die Belangung 
deffelben, wird, wenn die Kammer es begehrt, wäh- 
vend Des Landtages und für deflen ganze Dauer, 
ausgefeßt. 

Art. 71. Die Kammer beitimmt durch ihre Ge- 
fchäfts- Drönung die Art und Weile der Ausübung 
ihrer Befugniffe. 

Art, 72. Die Eigungen der Kammer werden 
an dem Orte gehalten, wo die Verwaltung des Groß- 
herzogthums ihren Sig hat. 

Art. 73. Die Kammer tritt von Rechtöwegen 
jedes Jahr am eriten Dienjtage ded Monats October 
zum ordentlichen Landtage zufammen. Der Kandtag 
wird vom König Großherzog in Perfon, vder in fei- 
nem Namen von einem zu diefem Zwede ernannten 
Bevollmächtigen eröffnet und gefchloffen. 

Art. 74. Der König Großherzog fann die Kam- 
mer außerordentlidy einberufen. 
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Art. 75. Der König Großherzog kann die Kam— 
mer vertagen. Die Vertagung darf jedoch die Friſt 
von einem Monat nicht überſchreiten, und während 
deſſelben Landtags ohne die Zuſtimmung der Kam— 
mer nicht wiederholt werden. 

Art. 76. Der König Großherzog hat das Recht, 
die Kammer aufzulöſen. Die Auflöſungs-Acte ent— 
hält die Einberufung der Wahlmänner binnen den 
nächſten dreißig Tagen, und die Einberufung der neuen 
Kammer binnen den darauf folgenden zehn Tagen. 

Art. 77. Jedem Abgeordneten wird auf die 
Staats-Caſſe als Entſchädigung eine Summe von 
fünf Franken für jeden Tag ſeiner Anweſenheit oder 
Reiſe bewilligt. Diejenigen, welche in der Stadt 
wohnen, wo der Landtag gehalten wird, —— keine 
Entſchädigung. 


Kapitel V. 
Von der Megierung des Großherzogthums. 


Art. 78. Die Regierung des Großherzogthums 
beſteht aus höchſtens fünf Mitgliedern, welche den 
Titel General-Adminiſtratoren führen. Sie verwal- 
ten das Land unter Beobachtung der Geſetze und 
Verordnungen. 

Art. 79. Der König Großherzog ernennt und 
entläßt die Mitglieder der Regierung, und wählt un— 
ter ihnen einen Präſidenten. 

Art. 80. Jedes einzelne Regierungs-Mitglied 
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it verantwortlich für die Acte, welche von ihm in 
feinem rejpectiven Dienjtzweige ausgegangen find, — 
Eine der eriten gefebgebenden — zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegende Dienjtordnung beſtimmt die 
Vertheilung der Dienſtzweige unter die Mitglieder 
der Regierung, den Geſchäftsgang für die Ausübung 
ihrer Befugniſſe, und die Fälle, in welchen ſie colle— 
gialiſch berathen. 

Art. 81. Zwiſchen den Mitgliedern der Regie— 
rung und dem König Großherzog beſteht keine Mittel— 
behörde. 

Für die Angelegenheiten des Großherzogthums 
Luremburg ijt dem Sabinete des: Königs Großherzogs 
ein Sefretär beigegeben. 

Diefer Beamte hat den Auftrag, die Föniglichen 
Beichlüffe zu contrafigniren und die Erledigung der 
das Großherzogthum Luremburg betreffenden Geichäfte 
zu beſorgen. 

Die Entfchließungen des Könige Großherzogs 
werden in boppelter Urfunde ausgefertigt; Die eine 
wird im Archiv des Großherzogthums niedergelegt, 
während die andere im Sefretariate verbleibt. 

Art. 82. Den Mitgliedern der Regierung fteht 
der Eintritt in die Kammer zu. Gie müffen, wenn 
fie es begehren, gehört werden. 

Die Kammer Fann ihre Anmwefenheit verlangen. 

Art. 83. In keinem Falle Fann der mündliche 
oder fchriftliche Befehl des Königs Großherzogs ein 
Mitglied der Regierung der Berantwortlichfeit entziehen. 

Art. 84. Die Kammer hat das Recht, die Mit- 
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glieder der Regierung in Anflagezujtand zu verfeben. 
— Ein Geſetz wird die VBerantwortlichfeitsfälle, Die 
zu verhängenden Strafen, und das Berfahren beftim- 
men, welches fowohl bei einer von der Kammer auf- 
genommenen Anflage, als bei einer Belangung von 
Seiten des verlegten Theiles zu beobachten iſt. 

Art. 85. Der König Großherzog kann ein vers 
urtbeiltes Negierungss Mitglied nur auf Antrag der 
Kammer begnadigen. 


Kapitel VI. 


Bon der Suftiz. 


Art. 86. Die Streitigkeiten, welche bürgerliche 
Rechte zum Gegenjtande haben, gehören ausschließlich 
vor die Gerichte. | 

Art. 87. Die Streitigfeiten, welche politifche 
Rechte zum Gegenjtande haben, gehören vor die Ges 
richte, vorbehaltlich der Ausnahmen, welche dad Ges 
je aufitellt. | 

Art. 88. Kein Gericht, Feine contentiöfe ‚Ges 
richtöbarfeit, Fann anders, als Kraft eines Geſetzes 
eingeführt werden. Außerordentliche Commiſſionen, 
oder außerordentliche Gerichte, können unter Feinerlei 
Benennung gebildet werden. 

Art. 89. Die Einrichtung eines Dbergerichts- 
hofes it durch ein Geſetz vorgefehen. | 

Art. 90. Die Sigungen der Gerichte find. df- 
fentlih, es fei denn, daß dieſe Deffentlichfeit die 
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Drdnung und die Sitten gefährdet, und in dieſem 
Kalle erklärt das Gericht folched durch ein Urtheil. 
— Bei politiihen und Preß-Bergehen kann die Def- 
fentlichfeit nur durch Stimmeneinheit ausgefchloffen 
werden. 

Art. 91. Jedes Urtheil gibt die Entſcheidungs⸗ 
gründe an, und wird in öffentlicher Sitzung gefprochen. 

Art. 92. Das Gefchwornengericht befteht we- 
nigftens für die politifchen Verbrechen und Vergehen, 
und für die Preßvergehen. 

Art. 93. Die Friedendrichter und die Richter 
bei den Bezirfs-Gerichten werden unmittelbar vom 
König Großherzug ernannt. — Die Räthe beim 
Dbergericht, und die Präfidenten und Vice» Präfldenten 
der Bezirfsgerichte werden vom König Großherzog 
auf das Gutachten des Dbergerichtöhofes ernannt. 

Art. 94. Die Richter an den Bezirfsgerichten 
und die Dbergerichtsräthe werden auf Febengzeit er- 
nannt. — Keiner von ihnen kann anders, als durch 
ein fürmliched Urtheil, von feinem Amte ganz vder 
zeitweife entfernt werden. — Die Berfehung eines 
diefer Richter Ffann nur durch eine neue Ernennung 
und mit feiner Einwilligung gefchehen. 

Jedenfalls kann er wegen Kränflichfeit oder ſchlech— 
ten Betragens fuspendirt, abgeſetzt oder verfegt wer- 
den, und zwar gemäß den gefeglich beftimmten Ber 
dingungen. 

Art. 95. Das Gefeb bejtimmt die Gehalte 
des Richterperfonalg, 

Art. 96. Kein Richter Fann von der Regierung 
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einen befoldeten Dienft annehmen, fofern er ihn nicht 
unentgeltlich verfieht, und vorbehaltlich der Fälle der 
Unvereinbarfeit, wie fie das Geſetz aufitellt. 

Art. 97. Befondere Gelege ordnen die Ein- 
richtung der Militärs Gerichte, ihre Befugniffe, die 
Rechte und Pflichten der Mitglieder diefer Gerichte, 
und die Dauer ihrer Amtsführung. — Es Ffünnen 
Handelsgerichte an den Drten bejtehen, welde das 
Geſetz beftimmt. Letzteres ordnet ihre Einrichtung, 
ihre Befugniffe, die Art der Ernennung ihrer Mit: 
glieder und die Dauer des Amtes derfelben. 

Art. 98. Der Obergerichtshof entfcheidet nach 
der geieglid, beftimmten Weife über die Competenz- 
Eonflicte. 

Art. 99. Die Obergerichtshöfe und Gerichte brins 
gen die allgemeinen und örtlichen Befchlüffe und Vers 
ordnungen nur in fo fern in Anwendung, als diefel- 
ben mit den Geſetzen übereinftimmen. 


Kapitel VI. 
Bon der öffentlichen Macht. 


Art. 100. Alles was die bewaffnete Macht be— 
trifft, ift Durch das Geſetz geordnet, vorbehaktlicd, der 
Bundespflichten. 

Art. 101. Die Einrichtung und die Befugniffe 
der Gendarmerie find Gegenftand eined Geſetzes. 

Art. 102. Es Fann eine Bürgergarde gebildet 
werden, deren Einrichtung durch das Geſetz geordnet iſt. 
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Bon den Finanzen. 


Art. 103. Keine Abgabe zu Nußen des Staates 
kann anders, als durch ein Geſetz eingeführt werden. 
— Keine Gemeindelaft oder Auflage Fann eingeführt 
werden, ohne Cinwilligung ded Gemeinderaths. — 
Das Geſetz beitimmt die Ausnahmen, deren Noth— 
wendigfeit hinfichtlich der Gemeindeauflagen ſich aus 
der Erfahrung ergeben wird. | 

Art. 104. Die Abgaben zu Nutzen des Stars 
tes werden jährlich votirt. — Die Geſetze, Durch 
welche diejelben bewilligt find, haben nur auf ein 
Fahr Kraft, wenn fie nicht erneuert werden. 

Art. 105. Es kann hinfichtlich der Abgaben feine 
Bevorzugung eingeführt werden. Keine Befreiung oder 
Ermäßigung fann anders ftattfinden, als Kraft: des 
Geſetzes. 

Art. 106. Außer den durch das Geſetz foͤrm— 
lich ausgenommenen Fällen, Fann den Staatsbürgern 
oder den Öffentlichen Anitalten Feine Gebühr abgefor- 
dert werden, welche nicht Abgabe zum Beiten des 
Staates oder der Gemeinde ilt. 

Art. 107. Keine Penfion, fein Wartegeld, Feine 
Gratification zu Laften der Staatscaffe Fann andere 
bewilligt werden, ald Kraft des Geſetzes. 

Art. 108. SGedes Jahr ſtellt die Kammer die 
Staatörechnung durch ein Geſetz feit, und beftimmt das 
Budget. — Ale Einnahmen und Ausgaben des Staa— 
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tes müffen im Budget und in den Rechnungen eins 
getragen fein. 

Art. 109. Eime Recdhnungsfammer hat die Nech- 
nungen der allgemeinen Berwaltung und Aller, welce 
der Staats- Kaffe rechnungspflichtig find, zu prüfen 
und zu liquidiren. 

Das Geſetz ordnet die Einrichtung derfelben, die 
Ausübung ihrer Befugniffe, und die Weife der Ernen- 
nung ihrer Mitglieder. 

Die Rechnungsfammer wacht bürtiber, daß fein 
Ausgabe Poiten des Budgets überfchritten werde. 

Nur Kraft eines Geſetzes darf ein Uebertrag 
aus einer Abtheilung des Budgets in eine andere 
bewerfitelligt werden. 

Jedoch ift e8 den Mitgliedern der Regierung 
geftattet, in ihren Dienfizweigen Ueberfchüffe von 
einem Artifel auf einen andern der nämlichen Ab— 
theilung zu übertragen, vorbehaltlich der Rechtferti— 
gung bei der Kammer. 

Die Rechnungsfammer fchließt die Rechnungen 
der verfchiedenen Verwaltungen des Staates ab, und 
hat zu diefem Zweck jede Ausfunft und jeden erfor: 
derlichen Rechnungsbeleg einzuziehen. Die allgemeine 
Staatsrechnung wird der Kammer der Abgeordneten 
nebft den Bemerfungen der Rechnungsfammer vorgelegt. 

Art. 110. Die Gehalte und Penſionen Der 
Sultuss Diener find zu Laſten des Etaated und durd) 
dad Gefet geordnet. 
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Bon den Gemeinden. 


Art. 111. Die Gemeinde» Einrichtungen find 
durch das Geſetz geordnet. — Diefes Geſez fteltt 
die Anwendung folgender Grundfäße feſt: — 1. die 
directe Wahl, vorbehaltlich der Ausnahmen, welde 
das Geſetz Hinfichtlich der Vorfteher der Gemeinde— 
Berwaltungen aufitellen Fann; — 2, die Ueberwei— 
jung an die Gemeinderäthe von allem was die Com— 
munal- Sntereffen betrifft, vorbehaltlich der Geneh— 
migung ihrer Acte in den Fällen und in der Weife, 
welche das Geſetz beſtimmt; — 3. die Oeffentlichkeit 
der Sigungen der Gemeinderäthe in den gefehlicd) 
vorgefchriebenen Grenzen; — 4, die Deffentlichfeit der 
Budgets und der Rechnungen; — 5. das Einfchreis 
ten des Königs Großherzog oder der gefehgebenden 
Gewalt, um zu verhindern, daß die Gemeinderäthe 
ihre Befugniffe überfchreiten, oder Das allgemeine In— 
tereſſe verlegen, 

Art. 112. Die Abfaffung der Civilſtandsacte und 
die Führung der Regiſter gehören ausfchließlich zu 
den Befugniffen der Gemeindebehörden, 


Kapitel X. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 113, Die Stadt Ruremburg it die Haupt— 
ftadt des Großherzogthums und der Sitz der Negie- 
7 
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rung. — Der Sib der Regierung kann nur vors 
übergehend aus gewichtigen Gründen verlegt werden. 

Art. 114. Kein Eid kann anders auferlegt wers 
den, als Kraft des Geſetzes, welches die Eidesformel 
beftimmt. 

Doc ſchwören die Mitglieder der Kammer und 
alle öffentlichen Givil- und Militärs Beamten den Eid 
auf die Verfaflung. 

Art. 115. Seder Fremde, welcher ſich auf dem 
Gebiete des Großherzogthums befindet, fteht unter 
dem ben Perfonen und dem Eigenthum gewährten 
Schutze, vorbehaltlid der durch das Gefeg beitimmten 
Ausnahmen. 

Art. 116. Kein Geſetz, Fein Befchluß, Feine 
Verordnung der Staats- oder Gemeindeverwaltung, 
find verbindlich, bis fie in der gefeßlich vorgefchries 
benen Form veröffentlicht find. 

Art. 117. Die Verfafjung kann in ihrer Voll— 
ziehung weder ganz noch theilweiſe fuspendirt werben. 

Art. 118. Die gefeggebende Gewalt hat das 
Recht zu erklären, daß es angemeffen it, irgend eine 
von ihr bezeichnete conftitutioneffe Beftimmung einer 
neuen Prüfung zu unterwerfen. — Nach diefer Er— 
Härung ift die Kammer von Rechtswegen aufgelöft. 
— Eine neue wird gemäß Art. 76 einberufen. — 
Diefe Kammer befchließt im Einvernehmen mit dem 
König Großherzog Über die der Nevifion unterwor- 
fenen Punkte. — In diefem Falle kann die Kam- 
mer nicht beratbichlagen, wenn nicht wenigftens drei 
Biertel ihrer Mitglieder gegenwärtig find, und Feine 
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Abänderung kann angenommen werden, wenn nicht 
wenigftens zwei Drittel der Stimmen dafür find. 

Art. 119. Keine Abänderung an der Berfaf- 
fungs=Urfunde Fann während einer Regentſchaft vor« 
genommen werden. 


Kapitel XI. 
Borübergebende und nachträgliche 
Beitimmungen. 


Art. 120. Bis zu anderweiter gejeblicher Vers 
fügung hat die Kammer das beliebige Recht ein Mitz 
glied der Regierung in Anflagejtand zu verfegen, und 
der Dbergerichtshof fpricht über dafjelbe in allgemei- 
ner Berfammlung das Urtheil unter Bezeichnung des 
Bergehens, und Beftimmung der Strafe. — Gleich. 
wohl kann die Strafe nicht härter fein, als die Zucht- 
hausftrafe, vorbehaltlich der Fälle, welche durch die 
Strafgefege ausdrücklich vorgefehen find. 

Die Näthe des Dbergerichtshofes, welche Mits 
glieder, der Kammer find, haben fich aller Theilnahme 
am Berfahren und am UÜrtheile zu enthalten. 

Art. 121. Von dem Tage an, wo die Der: 
fafjungs-Urfunde in Kraft tritt, find alle Gefege, 
Decrete, Beichlüffe, Verordnungen und andere Acte, 
welche mit derfelben in Widerfpruch jtehen, aufgehoben. 

Art. 122. Die für politifche Verbrechen abge» 
ichaffte Todesſtrafe iſt durch die unmittelbar darauf 
folgende gelindere Strafe erjegt, bis das neue Geſetz 
anders Darüber verfügt hat. 


7* 
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Art. 123. Bis zum Abfchluffe der durch Art. 
23 vorgefehenen Berträge bleiben die jet in Sachen 
der Culte geltenden Beftimmungen in Kraft. 

Art. 124. Bis zur Veröffentlichung der in den 
Art. 32, 60, 92 und .109 erwähnten Geſetze und 
Verordnungen, werden die jebt in Kraft jtehenden ge- 
jeglihen Beftimmungen und Verordnungen auch fort— 
hin in Anwendung gebvarht. 

Art. 125. In Zeit von drei Monaten nach 
Veröffentlichung gegenwärtiger Berfaffung werden alle 
Semeinderäthe des Großherzogthums in Gemäßheit 
des neuen Wahlſgeſetzes erneuert. 

Art. 126. Die landftändifche Berfaffung vom 
12. Detober 1841 ift aufgehoben. 

Alle Behörden behalten und üben ihre Befugnifle, 
bis nach anderweitiger Verfügung, in Gemäßheit ges 
genmwärtiger Verfaſſung. 

Art. 127. Die Landftände erflären, daß es 
nothwendig ift, durch befondere Geſetze, und in mög- 
fich kürzeſter Frift, für folgende Gegenjtände zu forgen: 


I. Revifion des Steuer» Oyftems; 

11. Revifion des Geſetzes über die Gemeinde- 
Wege; des Gefehes über den Primär» Unter- 
richt; des Communal-Geſetzes; des Geſetzes 
über die Penfionen, und der Kifte der Pen- 
fionen und der MWartegehalte ; 

111. Militär-Geſetzgebung; 

IV. die Preſſe; 

V. das Gefchwornengericht; 
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VI. die Berantwortlichfeit der Mitglieder der Re— 
gierung; 

VII. das Forſt- und Rural-Geſetz; 

VIII. das Notariat; 

IX. Cumulation; 

X. Expropriation zum Zwecke des öffentlichen 
Wohles; 

XI. Fallite und Zahlungsfriſten; 

XII. Reviſion der Beſtimmungen über Haus-Gol- 
lecten. 


In doppelter Ausfertigung unterzeichnet und mit 
Unſerem Königlich-Großherzoglichen Inſiegel verſehen. 


Im Haag, den 9. Juli 1800 acht und vierzig. 
Wilhelm. 
Durch den König Großherzog: 
Der Dbergerichtsrath, 


einftweilen mit der Leitung der Gtaatsfanzlei 
beauftragt, 


Würth) Payuet. 
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Gefeß 
über bie 
Wahlen zur Kammer der Abgeordneten, 
vom 23. Quli 1848. Nr. 8. | 


Wir Wilhelm I, von Gottes Gnaden, König 
der Niederlande, Prinz von Dranien Naffau, Groß— 
herzog von Luxemburg, ꝛc. ꝛc. ꝛc., 

Haben, nach Einſicht der Verfaſſungs-Urkunde, 
im Einverſtändniß mit der Verſammlung der in dop— 
pelter Anzahl berufenen Landftände, verordnet und 
verordnen wie folgt: 


Wahlgefet;. 
Erſtes Kapitel. 


Bon den Wählern. 


Art. 1. Um Wähler zu fein, it ed in Gemäß- 
heit der Berfaffungs-Urfunde erforderlich, daß man 

1. Luxemburger von Geburt oder naturalifirt jei, 

2. die bürgerlichen und politifchen Rechte genieße, 

3. volle 25 Sahre alt und 

4. im Großherzogthum wohnhaft ſei, 

5. an den Staat die Summe von zehn Franfen 
an Direften Steuern (Patentfteuer mit einbegriffen) 
entrichte. 
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Die auf den direften Steuern ruhenden Zufaß- 
centimes zu Gunſten der Gemeinden werden in den 
MWahlcenjus mit eingerechnet. | 

Art. 2. Dem Ehemann werden die Steuern der 
mit ihm in Gütergemeinfchaft lebenden Shefrau, und 
dem Vater die feiner minderjährigen Kinder, wenn er 
im Genuffe von deren Gütern ijt, angerechnet. 

Diefe Steuern fünnen denen, welche der Ehemann 
und der Bater ihrerfeitd entrichten, zugezählt werden, 

Art. 3. Die Steuern und Patente zählen dem 
Wähler nur in fofern, als er den Genfus in Grund: 
jteuer während des vorhergehenden Sahres, oder aber 
in directen Abgaben irgend einer Art während der 
beiden vorhergehenden Jahre entrichtet hat. Der Zins 
vom Bergbau wird ald Grundſteuer angefehen. 

Kur der erbliche Befiger it von dieſen Bedin— 
‚ gungen ausgenommen. 

Beim Eigenthumswechfel von Grundftücen zählen, 
was die Bildung des Wahlcenfus betrifft, dem Er— 
werber die Steuern von dem Tage an, wo der Ueber— 
gang ein beftimmtes Datum erhalten hat. 

Art. 4 Der Wahlcenſus muß nachgewiefen 
werden, entweder Durch einen Auszug aus den Steuer- 
roffen, oder durch die Duittungen des laufenden 
Sahres, oder durch die Steuerzettel des Einnehmers. 

Art. 5. Es fünnen weder Wähler fein, noch 
gewählt werden die Perfonen, welche wegen Attentat 
gegen die Sitten verurtheilt, und diejenigen, von wels 
chen es befannt ft, daß fie ein öffentliche8 Haus für 
Liederlichfeit und Unzucht halten, 
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Bon den WWäblerliften. 


Art. 6. Die Kite der Wähler ift eine bleibende, 
vorbehaltlich der Ausftreichungen und Einfchreibungen, 
welche bei der jährlichen Reviſion eintreten können. 

Die Revifion gefchieht in Gemäßheit folgender 
Beitimmungen. 

Art. 7. Die Collegien der Bürgermeifter und 
Schöffen haben alle Sahre vom 1. bie zum 15. April die 
Liſten derjenigen Einwohner ihrer -®emeinden durchzu— 
fehen, welche nach gegenwärtigem Geſetze die Erfor- 
derniffe eines Wählers befigen. 

Zu dieſem Zwecke ift ein Duplicat der Rollen, 
vom Einnehmer als gleichlautend befcheinigt, und vom 
Kontrofeur der directen Steuern geprüft, den Colle— 
gien der Bürgermeifter und Schöffen vor dem 1. April 
zu übergeben; dieſes Duplicat ift Fojtenfrei zu ertheilen, 

Art. 8 Die genannten Collegien haben die 
Liſten fejtzuftellen und fie am nächftfolgenden Sonntage 
Öffentlich anzufchlagen. Die Liften müffen zehn Tage 
fang angefchlagen bleiben, und an die Einwohner, 
welche glauben Einfprüce zu machen zu haben, Die 
Aufforderung enthalten, fich deshalb an das Collegium 
der Bürgermeifter und Schöffen binnen vierzehn Ta— 
gen von dem Datum des Öffentlichen Anfchlages an, 
in welchem der Tag, wo dieje Frijt abläuft, ange» 
geben fein muß, zu wenden. 

Die Kite muß, dem Namen eines Jeden gegen 
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über, enthalten: Ort und Tag feiner Geburt, Tag 
feiner etwaigen Naturalifation, Angabe des Drtes, 
wo er Steuern bis zum Betrage des Wahlcenfus zahlt, 
der Gattung diefer Steuern mit Unterfcheidung von 
drei Klaſſen Dderfelben, nemlih: 1. Grundſteuer, 
2. Perſonalſteuer, und 3. Patentiteuer. 

Art. 9. Wenn, in Bollziehung des Art. 7, Die 
&emeindesBerwaltungen bei Durchficht der Wähler: 
(iften die Namen von Wählern, welche auf der Liſte 
des vorhergehenden Jahres ſtehen, treichen, fo find 
fie verbunden, hiervon diefe Wähler fchriftlih in ihrer 
Wohnung, fpäteftend 48 Stunden, vom Tage ber 
Öffentlichen Anfchlagung der Liſten an zu benachrich- 
tigen, und ihnen dabei die Gründe dieſer Streichung 
oder Auslaffung anzugeben. 

Art. 10. Eine gleiche Benachrichtigung foll bins 
nen 48 Stunden vom Datum der fchließlichen Feft- 
jtellung der Liſte an die Perfonen gefchehen, welche 
auf der angefchlagenen Lifte ftehen, deren Namen aber 
durch die Gemeindevermwaltungen bei diefer fchließlichen 
Feſtſtellung gejtrichen worden find. 

Art. 11. Diefe Benachrichtigungen follen Fojten- 
frei durch einen Unterbeamten der Gemeindepolizei 
geſchehen. 

Art. 12. Die Namen der Wähler, welche von den 
SGemeindeverwaltungen bei der fchlieglichen Feititellung 
der Lifte zugelaffen, jedoch nicht auf Die angefchlagene 
Liſte gebracht worden find, follen durch neue Anfchläge 
ebenfalls binnen 48 Stunden von der Schließung der 
Lifte an bekannt gemacht werden. 
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Im öffentlichen Anfchlage muß bemerft fein, daß 
etwaige Einſprüche beim Bezirkögerichte, und in Ge 
mäßheit des Art. 16, vorzubringen find. 

Art. 13. Nach Ablauf der Frift für die Ein- 
jprüche müffen die Liften, das durch die Einnehmer 
beglaubigte und durch die Controleurs geprüfte Dus 
plifat der Roflen, fowie fämmtliche Papiere, mittels 
welcher Die eingefchriebenen Perfonen ihre Rechte 
begründet, oder in Folge deren Ausjtreichungen Statt 
gefunden haben, binnen vier und zwanzig Stunden 
an das Diſtrikts-Commiſſariat eingefandt werden. 

Ein Duplifat der Lifte bleibt im Gemeindeje: 
cretariat. ; 

Die Abgabe der Liſte wird durch eine Empfangss 
befcheinigung des Diſtrictscommiſſärs feitgeitellt, welche 
dem Soflegium der Bürgermeilter und Schöffen binnen 
24 Stunden nach Ankunft der Lifte im Kommiffariat 
zu überfchicken ift. Auch muß dieſes fofort in einem 
befondern Regiſter angemerft werden. 

Seder Fann Einficht der Liſten begehren, ſowohl 
im Gemeindefecretariat als im Dijtriftscommiffariat. 

Seder Fann auch das Duplifat der Rollen und 
die andern oben erwähnten Papiere einfehen, 

Der Dijtriftscommiffär hat eintretenden Falles 
die Vertheilung der Wähler nach Sectionen, in Gemäß: 
heit des Art. 23 diefes Gefeged vorzunehmen. 

Art. 14. Die Dütrictscommiffäre haben darauf 
su fehen, Daß die Borftände der Drtsverwaltungen gegen 
Empfangsbefcheinigung wenigitend acht Tage voraus die 
Wähler fchriftlich zufammenberufen, unter Angabe 


— 
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des Tages, der Stunde und des Raumes, wo die 
Wahl Statt finden ſoll. 

Art. 15. Wenn in Folge Option, Todesfalles, 
Entlaſſung oder ſonſt eine außerordentliche Wahl Statt 
findet, ſo dienen für die Zuſammenberufung der Wähler 
die Liſten zur Grundlage, welche gemäß den vorſtehen— 
den Artikeln aufgeſtellt ſind. 

Art. 16. Jeder, welcher ungehörig eingeſchrieben, 
ausgelaſſen, ausgeſtrichen oder ſonſt verletzt, und deſſen 
Einſpruch von der Gemeindeverwaltung nicht angenom— 
men iſt, kann ſich an das Bezirksgericht unter Vor— 
lage der ſein Begehren unterſtützenden Schriftſtücke 
wenden. | 

Geber, welcher die bürgerlichen und politifchen 
Rechte genießt, desgleichen der Diſtrictscommiſſär von 
Amtswegen, kann, fpätejtens binnen zehn Tagen nach 
dem Eingang der Liſte im Diltrietscommiffariat, gegen 
jede Einichreibung oder ungehörige Ausitreichung Be— 
rufung an das Bezirfsgericht einlegen. Der Appellant 
hat feinem Gefuche die Belegſtücke beizufügen, ſowie 
den Beweis, daß daflelbe von ihm der betheiligten 
Parthei notificirt ift, welche zur Beantwortung deifel- 
ben, vom Tage diefer Motification an, 10 Tage 
Zeit hat. 

Die Berufung gefchieht mitteld Declaration in 
der Gerichtsfchreiberei und ohne Koiten. 

Der Notificationsact ift frei von Stempel und 
unentgeltlich einzuregiftriren, und die Gebühren der 
Gerichtsvoltzieher find nach dem Art. 71, Nr. 1 und 
2 des Decrets vom 18, Juni 1811 zu beitimmen. 
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und 2 des Decrets vom 18. Juni 1811 zu beftimmen. 

Das Verfahren ijt fummarifch, geht allen andern 
Sachen vor, und gefchieht ohne Stempel: Einregi- 
ſtrirungs-, Strafe und Entjchädigungsfoften. 

Im Falle der Gaffation wird vom Gerichtshof 
in der Sache felbit entichieden. 

Art. 19. Sm Dijtrietscommiffariate ſollen die 
jährlichen Liiten und die Berichtigungen Allen mitge- 
theilt werdeh, welche Abfchrift davon nehmen wollen. 

Art. 20. Die Cinnehmer der directen Steuern 
find gehalten, jeder in die Rolle eingefchriebenen Pers 
fon den ihre Steuern betreffenden Auszug, und jedem 
Individuum, welches fih in dem im Artifel 16 bezeich- 
neten Kalle befindet, jede negative Befcheinigung oder 
jeden Auszug aus den Steuerrollen, und zwar auf 
ftempelfreies Papier und gegen eine Gebühr von 10 
Gentimes für jeden einen und denjelben Steuerbaren 
betreffenden Rollenauszug, auszuftellen. 


Kapitel IH. 


Bon den Wabhlcollegien. 


Art. 21. Die Wahlcollegien können fich nicht 
mit andern Öegenftänden, als mit der Wahl der Abr 
geordneten bejchäftigen. 

Art 22. Dieordentliche Berfammlung der Wahl⸗ 
collegien zum Zweck der Erfeßung der austretenden 
Abgeordneten findet am zweiten Dienjtag des Monats 
uni Statt. 
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Das MWahlgefcbäft beginnt um neun Uhr Mor- 
geng, wenn die Wahl zwifchen dem 1. Mai und dem 
1. Detober, und um zehn Uhr, wenn diefelbe zu einer 
andern Zeit gefchieht. 

Art. 23. Die Wähler verfammeln fi) am Haupts 
urte des Gantond, in welchem fie ihren wirflichen 
Wohnſitz haben. 

Sie können ſich nicht durch Andere ver— 
treten laſſen. 

Sie vereinigen ſich zu einer einzigen Verſamm— 
lung, wenn ihre Anzahl nicht 300 überſteigt. 

Sind mehr als 300 Wähler vorhanden, ſo theilt 
ſich das Wohlcollegium in Sectionen, von denen jede 
nicht weniger als 150 enthalten muß, und nach Ge— 
meinden oder Gemeindeabtheilungen, welche ſich am 
nächſten liegen, gebildet wird. 

Jeder Section wird ein beſonderes Lokal ange— 
wieſen. Wenn die Zahl der Sectionen es erfordert, 
ſo können deren zwei, keinen Falles aber mehr als 
drei, in den Gemächern eines und deſſelben Hauſes 
verſammelt werden. 

Jede Section nimmt direct an der vom Collegium 
vorzunehmenden Wahl der Deputirten Theil. 

Die Wahl geſchieht durch Stimmzettel. 

Jeder, welcher am Tage der Wahl durch An— 
nahme, Tragen, Aufpflanzen oder Anſchlagen eines 
Zeichens der Vereinigung, oder auf jede andere Weiſe, 
Unordnung verurſacht oder tummultuarifche Verſamm— 
lungen herbeigeführt hat, ſoll mit einer Geldbuße von 
50 bis 500 Franken, oder im Falle der Zahlungs— 
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unfähigfeit, mit Gefängniß von 6 Tagen bis zu einem 
Monat beftraft werden, 

Art. 24. Sn den Hauptorten der Cantons Lu⸗ 
zemburg und Diefirch führen die Präfidenten der Bes 
zirfgerichte, in allen andern Cantons⸗Hauptorten die 
Friedensrichter; und in deren Ermangelung die Stell- 
vertreter derfelben, den Vorſitz in den Hauptbüreaur. 

Die beiden jüngiten Mitglieder des Gemeinde: 
rathes des Hauptortes find die Scrutatoren. 

Sind mehrere Sectionen vorhanden, jo präfldirt 
der zweiten und den folgenden in den Contons Luxem⸗ 
burg und Diefirdy einer der Richter oder ein Ergän- 
zungsrichter, in den andern Cantons, der Ötellver- 
treter der Friedensrichter, nach dem Dienftalter diejer 
Beamten; wo ed an Ötellvertretern der Friedendrichter 
fehlt, präfidiren anftatt ihrer in den Sectionen Die 
Perfonen, welche von den Friedensrichtern hierzu 
beftimmt werden. 

In den Sections- Büreaur find Serutatoren Die 
Bürgermeifter und die Gemeinderath8s Mitglieder der 
Gemeinden, aus welchen die Section gebildet if. 

Wenigftens vierzehn Tage vor der Wahl wird der 
General-Adminiftrator des betreffenden Dienftzweiges 
den Präfidenten der Bezirksgerichte in den Kantons Luxem⸗ 
burg und Diefirch und den Friedensrichtern in Den an— 
dern Cantons, eine Lifte überfenden, in welcher für jede 
Wahlfection der Name, der Wohnort und das Alter der 
Bürgermeifter und der Gemeinderathsmitglieder der dieſe 
Section bildenden Gemeinden angegeben ijt. Die Ein: 
ichreibung gefchieht nach dem Alter, die Jüngſten voran. 
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Niemand kann Scrutator oder Secretär fein, 
wenn er nicht Wähler iſt. 

Der Praͤſident des Bezirksgerichts in den Cantons 
Luxemburg und Diekirch, Die Friedensrichter in den 
andern Cantous, rufen wenigitens zehn Tage vor der 
Wahl die Präfidenten der Sectionen zufammen. Dieje 
fordern unverzüglich die an der Spitze der Liſte ſte— 
henden Beaniten auf, ſich am Tage der Wahl als 
Serutatoren einzufinden, nemlich die beiden zuerft 
eingeichriebenen als Titulare, und die beiden andern 
nächftfolgenden als Stellvertreter. 

Der alfo ald Titular oder als Stellvertreter 
bezeichnete Scrutator ift im Falle der Berhinderung 
verbunden, hiervon binnen 48 Stunden den Präfidenten 
der Section zu benachrichtigen. 

Die Bildung der Büreaur iſt wenigftend Drei 
Tage vor der Wahl zu veröffentlichen. 

Wenn zu der für die Wahl feitgefesten Stunde, 
nicht alle Scerutatoren gegenwärtig find, fo hat der 
Präfident das Büreau von Amtswegen aus den Anz 
mwefenden zu ergänzen, unter Beobachtung der vorftes 
henden Beftimmungen. 

Den. Secretär ernennt jedes Büreau aus den 
anwefenden Wählern. 

Art. 25. Der Präftdent des Collegiums vder 
der Section hat allein die Polizei in der Verſamm— 
fung. Nur die Wähler wohnen derfelben bei. Sie 
Fönnen dabei nicht mit Waffen erfcheinen. 

Bewaffnete Gewalt Fann weder im Sitzungsſaale, 
noch an den Eingängen des Raumes, wo die Ver: 
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fammlung gehalten wird, ohne Anfuchen des Präft- 
denten aufgeftellt werden. Die bürgerlidien Behörden 
und die Mititärbefehlshaber find gehalten, feinem 
Anfuchen Folge zu leiſten. 

Das Büreau entfcheidet vorläufig über die Vers 
richtungen des Coflegiums oder der Gection. Alle 
Einfprüche werden in das Protofolt aufgenommen, 
fowie die mit Gründen verfehene Entfcheidung des 
Buͤreaus. Die auf die Einfprüde bezüglichen Wahl- 
zettel und anderen Papiere werden von den Mitgliedern 
des Büreaud und dem Reclamenten paraphirt und 
dem Protokoll beigefügt. 

Bei Eröffnung der Sigung hat der Secretär 
oder einer der Scrutatoren die Artifel 24 bis ein» 
jchließlicy 37 dieſes Geſetzes laut vorzulefen. Ein 
Exemplar des letztern foll in jedem Büreau aufgelegt 
werden, 

Wer, ohne Wähler oder Mitglied eines Büreaus 
zu fein, während des Wahlgefchäftes in dad Local 
einer der Sectionen eintritt, kann mit einer Geldbuße 
von 50 bis 500 Franfen beftraft werben. 

Wenn in dem Locale, wo die Wahl vor ſich 
geht, einer oder mehrere der Anweſenden durch Öffent- 
liche Zeichen Billigung oder Mißbilligung zu erfennen 
geben, oder in irgend einer Weife Zumult erregen, fo 
Fann fie der Präfident zur Drdnung weifen. Fahren fie 
fort, fo wird die Berweifung zur Ordnung im Protofofl 
erwähnt, und folten auf Vorlage deffelben die Leber: 
treter mit ciner Geldbuße von 50 bie 500 Franken 
beſtraft werden. 
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Sede Vertheilung oder Aufweifung von beleidi-. 
genden oder anonymen Schriften oder Druckfachen, 
Schmähfchriften oder Spottbildern, im Locale, wo die 
Wahl vor ſich geht, ift bei einer Geldbuße von 50 
bis 500 Franfen verboten. 

Den Präfidenten liege es ob, die nöthigen Maß: 
regeln zu ergreifen um die Ordnung und die Ruhe 
an den Zugängen zu den Sectionen und zum Gebäude, 
in welchem die Wahl gefchieht, zu fichern. 

Gegenmwärtiger Artifel und die Artifel 27, 28, 
31, 33, 36 und 41 find an der Thüre des Saales 
in großen Buchftaben anzuheften. 

Art. 26. Niemand fann zum Stimmen zugelaifen 
werden, wenn er nicht in die im Saale angefchlagene 
und dem Präſidenten übergebene kiſte eingefchrieben if. 

Doch ift das Büreau verbunden, den Einſpruch 
affer derjenigen zuzulaffen, welche mit einer Entfchei- 
dung der zuftändigen Behörde erfcheinen, wonach fie 
zum Wahlcollegium gehören, oder Andern nicht gehören. 

Jeder Wähler, welcher Mitglied des Büreaus 
iſt, ſtimmt in der Gection, wo er feinen Sitz hat. 

Art. 27. Der Aufruf der Wähler gefchieht, 
indem bei der erften Abjtimmung mit den zunächſt 
liegenden, und bei der zweiten mit den entlegeniten 
Gemeinden angefangen wird. 

Jeder Wähler übergibt, fobald er aufgerufen iſt, 
feinen gefchriebenen und verfchloffenen Wahlzettel dem 
Präfidenten. Diefer legt denfelben in eine Kifte, welche 
mit zwei Schlöffern verfehen iſt, deren Schlüffel, einer 

8*+ 
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dem Präfidenten, und der andere dem Aelteften ver Seru- 
tatoren einzuhändigen it. 

Art. 28. Der Tifch, an welchem der Präfident 
und die Scrutatoren figen, muß fo geitellt fein, daß 
während des Stimmenzählens die Wähler um denfelben 
herumgehen oder wenigſtens hinzutreten Fönnen. 

Art. 29. Der Namen jedes Stimmgebers iſt in 2 
Liſten einzujchreiben, von denen die eine durch die Seru— 
tatoren, Die andere durch den Secretär geführt wird. 

Art. 30. Hierauf werden zum zmweitenmal Die 
Wähler aufgerufen, welche nicht gegenwärtig waren, 

Nach Beendigung dieſes Gefchäftes wird Das 
Stimmengeben für gefchloffen erklärt. 

Art. 31. Vor dem Gröffnen der Stimmzettel 
wird die Zahl derjelben geprüft. Hierauf nimmt einer 
der Scrutatoren jeden Stimmzettel, einen nad) dem 
andern, entfaltet ihn, und übergibt ihn dem Präft- 
denten, welcher ihn laut vorlieft und ihn einem andern 
Scrutator übergibt. 

Das Ergebniß jeder Wahl it fofort zu veröf- 
fentlichen. 

Art. 32. Sn den in mehrere Sectionen getheilten 
Collegien geichieht dag Eröffnen der Stimmzettel in 
jeder Section. 

Das Ergebniß deſſelben wird durch das Büreau 
feſtgeſetzt und unterzeichnet. 

Daſſelbe wird fofort durch die Mitglieder des 
Büreau’s jeder Section dem Hauptbüreau überbracht, 
welches in Gegenwart der Berfammlung Die allgemeine 
Zählung der Stimmen vornimmt. 
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Art. 33. Die Stimmzettel, in welchen der 
Stimmgebende ſich zu erkennen gibt, ſind nichtig, 
ebenſo diejenigen, welche nicht mit der Hand auf 
weißes Papier gefchrieben find. 

Art. 34. Die nichtigen Stimmzettel werden bei 
Feftftellung der Anzahl ver Stimmgeber nicht mitgezählt. 

Art. 35. Giltig find die Stimmzettel, welche 
mehr oder weniger Namen, als vorgejchrieben, ent- 
halten. Die lebten über die vorgefchriebene Zahl hinaus— 
gehenden Namen zählen nicht. 

Art. 36. Nichtig find alle Stimmen, welche 
feine hinreichende Bezeichnung enthalten. Hierüber 
enticheidet das Büreau mie in allen andern Fällen, 
vorbehaltilch des Einſpruchs. 

Art. 37. Niemand iſt bei der erſten Abſtimmung 
als gewählt anzuſehen, wenn er nicht mehr als die 
Hälfte der Stimmen hat. 

Art. 38. Wenn alle im Canton zu wählenden 
Abgeordneten nicht beim erſten Male gewählt find, 
fo fertigt das Büreau eine Lifte derjenigen Perfonen 
an, welche die meiften Stimmen erhalten haben. 

Diefe Kite enthält zweimal fo viele Namen, ale 
noch Abgeordnete zu wählen find. 

Nur Ddiefen Sandidaten Fünnen die Stimmen 
gegeben werden. 

Die Wahl. gefchieht nach Stimmenmehrheit. 

Bei Gleichheit der Stimmen erhält der Aelteſte 
den Vorzug. 

Art. 39. Die Mitglieder des Hauptbüreau's 
haben ein Protofoll über die Wahl während Der 
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Sitzung anzufertigen, und daffelbe direct an den mit 
der Verwaltung des Inneren beauftragten General- 
Administrator binnen drei Tagen einzufenden. Cine 
durch die Mitglieder des Büreaus als gleichlautend 
befcheinigte Ausfertigung dieſes Protokolls verbleibt 
in den Cantons Luxemburg und Diefirch der Gerichts- 
fchreiberei des Bezirfsgerichtes, und in den andern 
Gantons der Gerichtsjchreiberei der Friedensgerichte ; 
eine andere Ausfertigung ift den Diftriftscommiffären 
zu überſchicken. | 

Art. 40. Nach vollendeter Stimmenzählung find 
die MWahlzettel in Gegenwart der Verfammlung zu 
verbrennen, mit Ausnahme der bejtrittenen Zettel, 
welche gemäß dem Art. 25 zu bewahren find. 

Art. 41. Der General-Adminijtrator des betref- 
fenden Dienftzweiges hat einen. Auszug aus dem Pro- 
tofolfe der Wahlverfammlung einem Geben der Ge- 
wählten zuzufenden. 

Art. 42. Die Kammer allein entfcheidet Über 
die Giltigfeit der Gejchäfte der Wahlverfammlungen, 
was ihre Mitglieder betrifft. 


Kapitel IV. 
Bon den Wählbaren. 
Art. 43. Um für die Kammer wählbar zu fein, 


ift in Gemäßheit der Verfaffungs- Urkunde (Art. 53) 
erforderlich, daß man 
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1. Luremburger von Geburt fei, oder die Natu- 

ralifation erhalten habe; 

2. die bürgerlichen und politifchen Rechte genieße; 

3. volle 25 Sahre alt, und | 

4. im Großherzogthum Luremburg wohnhaft fei; 

5. fich in feinem Der durc, die Berfaffung vor- 

gefehenen Fälle der Unvereinbarfeit und Un— 
fähigkeit befinde. 

Die im Art. 5 aufgeführten Unfähigfeiten find 
auch auf die Wählbaren anzuwenden. 

Art. 44. Das Mandat des Abgeordneten ift 
unvereinbar mit den Amtsverrichtungen der Religions 
diener, welche als folche vom Staate befoldet werden, 
und mit denen der Gemeinde- Schuffehrer. 

Art. 45. Der Bater und der Sohn, der Schwies 
gervater und der Schwiegerfohn fünnen nicht zugleich 
Mitglieder der Kammer fein. Werden fie zufammen 
gewählt, fo ift dem Bater oder Schwiegervater der 
Borzug zu geben. 

Art. 46. Der von mehreren Gantons gewählte 
Abgeordnete ift verbunden, binnen drei Tagen nach 
der Prüfung feiner Vollmacht der Kammer zu erflären, 
für welche Wahl er ſich entfcheide.. Thut er dies 
nicht binnen dieſer Frift, fo wird durch das Loos 
entfchieden, welchem Kanton der Abgeordnete angehört. 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 47. Wird die Stelle eines Abgeordneten 
durch Dption, Todesfall, Entlaffung, oder fonit erles 
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digt, ſo hat das Wahlcollegium, welches die Erledigung 
zu ergänzen hat, ſpäteſtens innerhalb vierzehn Tagen 
zuſammenzutreten. 

Art. 48. Wenn die Kammer verſammelt iſt, 
hat ſie allein das Recht, die von ihren Mitgliedern 
gegebene Entlaſſung zu empfangen. Iſt ſie nicht 
verſammelt, fo kann die Entlaſſung dem General- 
Administrator des betreffenden Dienſtzweiges angezeigt 
werden. 

Art. 49. Die Kammer wird in Gemäßheit der 
Berfaffungs-Urfunde (Art. 57) reihenweiſe in folgender 
Drdnung erneuert. 

Der Austritt der Hälfte der Mitglieter ver 
Kammer findet 1851 Statt; das Mandat der Abge— 
ordneten erlifcht fofort nach der Erneuerung. 

Art. 50. Die Kammer erneuert fich nach den 
verſchiedenen Cantons. 

Die eine Reihe begreift. die Abgeordneten der 
Santons Capellen, Clerff, Diefirdy, Echternach, Remich, 
und die Hälfte der Abgeordneten des Cantons Lu— 
remburg. 

Die andere Reihe begreift die übrigen Abgeord- 
neten des Cantons Luremburg, und die der Cantons 
Redingen, Eſch an der Alzette, Grevenmader, Merſch 
und Wiltz. 

Art. 51. Die Reihenfolge wird in der Kammer 
durch Loosziehung in einer der erſten Sitzungen des 
dritten ordentlichen Landtags feitgeftellt, nachdem eine 
vorgängige Loosziehung die Abgeordneten. des Kantons 
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Luxemburg bezeichnet hat, welche zu ber einen oder 
der andern Neihe gehören. 

Die Reihe, welche zuerft aus der Urne hervor- 
geht, beftimmt die Abgeordneten, welche zur eriten 
Erneuerung gehören. 

Art. 52. Die durd, den vorhergehenden Artifel 
feftgefeste Reihenfolge wird für die fpäteren Erneues 

rungen: beibehalten. 
| Diefelbe wird auch nach einer gänzlichen Erneus 
erung der Kammer in Folge der Auflöfung derfelben 
befolgt. Doc werden durch das Loos die Abgeord- 
neten des Cantons Luremburg bejtimmt, welcde zur 
einen oder andern Reihe gehören follen. 

Art. 53. Durch das Loos wird das Mitglied 
der Kammer bezeichnet, von welchem die austretende 
Reihe aus der Urne gezogen werden foll. 

Art. 54. Die neu erwählten Abgeordneten treten 
bei der erflen ordentlichen oder außerordentlichen 
Berfammlung der Kammer in Function. 

Art. 55. Im Falle der Auflöfung müffen die 
Wahlen zur Erfegung der erften austrerenden Reihe 
der erneuerten Kammer in dem Monat Suni gefchehen, 
welcher auf den dritten ordentlichen Landtag folgt. 

Die Wahlen zur Erfegung der zweiten Reihe 
in der Kammer finden drei Sahre fpäter Statt. 

Der ordentliche Landtag ift derjenige, in welchem 
die Kammer den VBoranfchlag der Staatsmitttel berar 
tben bat. 

Art. 56. Die Anzahl der Abgeordneten iſt ſtets 
im Zufammenhang zu halten mit der Zahl der Bevöls 
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ferung und im Verhältniß von einem Abgeorbneten 
auf 3500 Seelen. Der Bruch von 2000 Seelen 
und darüber zählt für die ganze Zahl von 3500. 

Bon ſechs zu ſechs Jahren foll eine Zählung 
der Bevölferung Statt finden, beftimmt, als Grund: 
fage der Bertheilung des gemeinfchaftlichen Rechtes 
der Vertretung auf die Cantons zu dienen. 

ie erjte Zählung foll in der zweiten Hälfte des 
Sahres 1851, und Die zweite im Laufe des Jahres 
1857 und fo fort, Statt finten. 

Befehlen und gebieten, daß gegenmwärtiges Geſetz 
in das Verordnungs» und Verwaltungsblatt des Groß. 
herzogthums Luxemburg eingerückt werden foll, um 
von Allen, welche die Sache betrifft, vollzogen und 
befolgt zu werden, 

Haag, den 23. Suli 1848. 


(Ge) Wilhelm. 
Durch den König Großherzog, 


Der mit der einjtweiligen Leitung der Staatsfanzlei 
beauftragte Obergerichtsrath, 


SG) Würth-Paquet. 
Dem Driginale gleichlautend: 


Der genannte Dbergerichtsrath, 
Würth-Paquet. 


Verfaſſung Kurheſſens 


vom 5. Januar 1831.*) 





Candtags-Abſchied 


vom 9. März 1831. 


Nachdem des Kurfürſten von Heſſen, Wilhelm 
11. Königliche Hoheit geruhet hatten, durch bie 
Verordnung vom 19. September vorigen Jahres die 
altheffifchen Landſtände, nämlich von Prälaten und 
Ritterfchaft, von den Städten und vom Bauernitande, 
auf den 16. October v. 3. zu einem engeren Land- 
tage anher zu berufen, und durch weitere allerhöchfte 
Berfügungen auch Abgeordnete der bisher nicht ver- 
tretenen Gebietstheile und der Graffchaft Schaumburg 
dazu einzuladen, find am genannten Tage die zum 
engeren Landtage der altheffiihen Lande erwählten 
und gehörig legitimirten Ständeglieder unter Vorfig 
des Erbmarfchalls Riedefel, Freiheren zu Eifenbach, 
. + + Zufammengetreten. 

Die allerhöchſt ernannte Randtagsfommiffton..... 
hat zuvörderjt von der Berfammlung darüber Erflärung 


*) Nach dem bei Scheel in Kaſſel erfihienenen officiellen 
Abdrud. 
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begehrt, ob fie einmwillige, daß mit ihr die gleichfalls 
verfammelten Abgeordneten aus der Grafichaft Schaum- 
burg und aus den übrigen (bisher nicht vertretenen) 
Landestheilen, nämlich dem Großherzogthume Fulda 
und den Fürftenthümern Hanau und Iſenburg, zu 
einem Landtage für die fämmtlichen Eurheffifchen Lande 
und zur gemeinfamen Berathung der Landes» Angele- 
genheiten fich vereinigten. Die Verfammlung der alt 
heffifchen Stände hat einjtimmig dazu ihre Einwilligung 
ertheilt; worauf die Abgeordneten der übrigen Lande, 
welche ebenwohl zu diefer Vereinigung fümmtlich ihre 
Zuftimmung gaben, an der Berfammlung Theil nah— 
men, und diefe fomit zur Vertretung des ganzen Kur: 
fürftenehums Heffen befähigt wurde. ... . 

Diefer allgemeinen Ständeverfammlung wurde 
durch die Furfüritliche Landtage-Kommiffion die lans 
desherrliche Propofition*) vom 7. Detbr. v. 


*) Diefelbe lautet im Cingange: „Bon Gottes Gnaden 
Wir Wilhelm der II. Kurfürftzc. haben, durchdrungen von 
den hohen Regentenpflichten, Ing ftets thätigft bemühet, die 
Wohlfahrt Uinferer verſchiedenen Landestheile ſowie aller Klaffen 
Unferer geliebten Unterthanen zu befördern, und find daher mit 
aufrichtiger Bereitwilligfeit ven Bitten und Wünſchen Unferes 
Bolfes entgegen gekommen, welches in einer landftändifchen 
Mitwirkung zu den inneren Staats = Angelegenheiten von all- 
gemeinerer Wichtigkeit die Fräftigfte Gemwährleiftung Unferer 
landesväterlichen Gefinnungen und eine dauernde Sicherftellung 
feines Glüdes erblickt. Um nun über Unfere Abfichten in ge— 
dachter ng feinen Zweifel zu laffen, und zugleich eine 
angemeffene Vorbereitung zu den Arbeiten des durch Unfere 
Berordnung vom 19. v. M. auf den 16. d. M. berufenen 
Landtages zu erleichtern, ertheilen Wir ſchon jetzt hierdurch 
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%., wegen einer zeitgemäßen Landesverfaffung, mit: 
getheilt, damit deren inhalt vor allen anderen Ans 
gelegenheiten berathen werde, um in beiderfeitigem 
Einverftändniffe ein Staatsgrundgefeg zu errichten, 
welches die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen 
MWirffamkeit unterjtügen, und zugleich das Wolf über 
die Bewahrung feiner bürgerlichen Freiheiten beruhigen 
würde. 

... Hiernächit erfolgen noch landesherrliche 
Propofitionen zur Erleichterung der öffentlichen 
Laſten. ... 

Die Ständeverſammlung hat die gedachten An— 
gelegenheiten . . . verſchiedenen erwählten Ausſchüſſen 
theils zur Begutachtung, theils zur Verhandlung mit 
den. landesherrlichen Kommiffaren . .. übergeben, und 


Unferen für viefen Landtag ernannten Kommiffaren den aller- 
gnädigften Auftrag, den getreuen Ständen Unſerer altheflifchen 
Lande, zu denen noch Abgeorbnete aus den übrigen bisher 
nicht vertretenen Gebietstheilen und aus der Grafſchaft Schaum— 
burg binzuzuziehen find, die nachftehenden, aus freiem Ent- 
fehluffe getroffenen, Beftimmungen vorzulegen, damit fie vor 
allen anderen Angelegenheiten berathen, demnächſt aber im 
Einverftändniffe mit den Ständen, deren Einficht und treuer 
“ Anhänglichkeit Wir gern vertrauen, in einen allgemeinen Land— 
tags = Abfchied gebracht werden, und ald Staatsgrundgeſetz 
das ſchönſte Denkmal der Eintracht zwifchen Fürft und Unter- 
thanen bilden, die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen Wirf- 
ſamkeit unterfüßen, das Volk über die Bewahrung feiner 
bürgerlihen Freiheiten beruhigen, und dem gefammten Bater- 
Iande eine fegensreiche Zukunft verbürgen mögen. Gegeben 
zu Wilhelmshöhe am 7. Det. 1830. Wilhelm, Kurfürft. — 
Ve. Ar. v. Meyfenbug. 
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demnächſt die Vorfchläge der Ausfchüffe zum Theil in 
Kurien, hauptfädhlich aber in Plenar-Sitzungen, und 
zwar was die Berfaffungs- Angelegenheit und Die das 
mit in Verbindung jtehenden Gefege betrifft, unter 
jteter Theilnahme der kurfürſtlichen Landtagsfommif- 
fion, berathen. 

Die von der Ständeverfammlung über diefe Ges 
genjtände oder aus Beranlaffung derfelben gefaßten 
Beichlüffe wurden alsbald an das Furfürftliche Staats- 
minifterium befördert, und durch daffelbe Sr. König- 
lichen Hoheit dem Kurfürften zur Allerhöchiten Ents 
fchließung vorgelegt, auch mehrere durch folche erfor- 
derte Nenderungen nachträglich bewirkt, und fo find 
auf alle bei diefem Landtage ftattgehabten Verhand⸗ 
ungen in vollem Einverjtändniffe der Staatsregierung 
und der Landitände folgende Gefete und Vereinbarungen 
zu Stande gefommen: 

bie Berfaffungs-Urfunde vom 5. Januar 
d. J., als ein Orundgefeb, deffen Verbindlichkeit für 
den Regenten, wie für die Regierten in allen Zeiten 
feftitehen und niemals durch irgend ein die Thronfolge 
oder den Staat betreffendes Ereigniß erfchüttert were 
den fol, 

das Wahlgeſetz vom 16. Febr. d. J., | 

bie Gefchäftsurdnung für die Stände> 
verfammlung vom 16. Februar d. J., 

die Vereinbarung über die Sonderung des 
Staatsvermögens von dem Fideifommißvermögen 
des Furfürftlichen Haufes und 

das Gefeg vom 27. Februar d. J., über die 
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Bildungund Verwaltung des Staatsfchabes, 
— auf welchen von den bisherigen Landesfchulden- 
Kaffen die Randesfchulden mit den erforderlichen 
Dedungsmitteln, und zwar feit dem 1. Januar d. J., 
übergegangen find, 

das Geſetz vom 27. Febr. d. J., betreffend den 
Furfürftliden Hausfhag, — auf welcen die 
dermal vorhandenen Schulden des Landesherrn befons 
ders übernommen worden find, 

das Staatsdienftgefeh vom 8. März d. J. .. 

In danfbarer Anerfennung der erhabenen Ber- 
dienjte, weldhe Se. Königliche Hoheit der Kurs 
fürſt Sid um das Furheffifche Volk für die Gegen: 
wart und alle Zukunft durch Gewährung einer , im 
vollfommenen Einverjtändniffe mit den Vertretorn des 
Yandes zu Grande gebrachten, Verfaffung und durch 
die edlen Gefinungen erworben haben, womit Aller⸗ 
höchſtdieſelben in Hinficht auf die Sonderung des Staats— 
vermögens und Die bleibende Sicherftellung des Fi- 
deifommiß- Vermögens des Kurhaufes den Landſtänden 
entgegengefommen find, haben diefe einmüthig die Er- 
richtung eines Standbildes Seiner Königlichen Hoheit 
als eines fichtbaren Denfmals zur Erinnerung der 
jpäten Nachkommen an den Gründer ihrer bürgerlichen 
Wohlfahrt beſchloſſen, und hierzu die Huldreichite Ge- 
nehmigung erhalten. . . . 

Womit dieſer Landtag geendigt, und zu deffen 
Urfunde gegenwärtiger Landtags - Abfchied vorbehaltlich 
der Allergnädigften Betätigung Seiner Königlichen 
Hoheit des Kurfürften von Allerhöſtderen ernannten 
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Kommiffaren und von den anweſenden LRandftänden 
durch Unterfchrift vollzogen worden ift. 


Sp gefchehen zu Saffel am 9. März 1831. 


(Folgen die Unterfchriften und Siegel der obengenannten 
me Landtags - Kommiffare und der anwefenden Yand- 
ände.) 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm II., Kur: 
fürtt von Heffen, Großherzog von Fulda, 
Fürft zu Hersfeld, Hanau, Frilar und Sien- 
burg, Graf zu Catzenelnbogen, Dieb, Ziegen: 
hain, Nidda und Schaumburg ꝛc. ꝛc. 


genehmigen und bejtätigen hiermit den inhalt 
des vorjtehenden Landtagsabfchiedes vom 9. des lau- 
fenden Monats. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterjchrift und 
des beigedruckten Staatsfiegels gefchehen zu Wilhelms: 
höhe am 9. März 1831. 

Wilhelm, Kurfürit. 
(St. ©.) 


ve. Schenf zu Schweinsberg. Ve. Kopp. 
ve. Müldner Ve Rieß. 
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VBerfaffungs- Urkunde 


für das 


KRurfürftenthbum Deffen 


vom 5. Sanuar 1831. 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm der IL, 
Kurfürit von Heilen, Großherzog von Fulda, 
Fürft zu Hersfeld, Hanau, Friglar und Sfen- 
burg, Graf zu Cabenelnbogen, Dieb, Ziegen- 
hain, Nidda und Schaumburg ꝛc. ꝛc. 


haben, durchdrungen von den hohen Pegenten- 
Pflichten Uns fters thätigft bemüher, die Wohlfahrt 
Unferer verfchiedenen Landestheile, fowie aller Klaſſen 
Unferer geliebten Unterthanen zu befördern, und find 
daher mit aufrichtiger Bereitwilligfeit den Bitten und 
Wünſchen Unferes Bolfes entgegengefommen, welches 
in einer fandjtändifchen Mitwirfung zu den inneren 
Staats» Angelegenheiten von allgemeiner WMWichtigfeit 
die Fräftigfte Gewährleiſtung Unferer landesväterlichen 
Gefinnungen und eine dauernde Sicherftellung feines 
Glückes erblickt. Nachdem Wir fodann zur Ausfüh- 
rung Unferer deshalbigen Abfichten mit den getreuen 
Ständen Unferer altheffifhen Lande, zu welchen noch 
Abgeordnete aus den übrigen bisher nicht vertretenen 
Gebietstheilen und aus der Grafichaft Schaumburg 
hinzugezogen worden find, über ein Staatsgrundgefeh 
haben Berathung pflegen laffen, ertheilen Wir nun- 
mehr in vollem inverftändniffe mit den Ständen, 

9 
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deren Einſicht und treue Anhänglichkeit Wir hierbei 
erprobt haben, die gegenwärtige Verfaſſungs-Urkunde 
mit dem herzlichen Wunſche, daß dieſelbe als feſtes 
Denkmal der Eintracht Fürſt und Unterthanen noch 
in ſpäten Jahrhunderten beſtehen, und deren Inhalt 
ſowohl die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen 
Wirkſamkeit unterſtützen, als dem Volke die Bewah- 
rung ſeiner bürgerlichen Freiheiten verſichern, und 
dem geſammten Vaterlande eine lange ſegensreiche 
Zukunft verbürgen möge. 


Erſter Abſchnttt. 
Von dem Staatsgebiete, der Negierungs—⸗ 
form, Negierungsfolge und Negentſchaft. 


F. 1. Sämmtliche kurheſſiſchen Lande, 
namentlich Nieder- und Oberheſſen, das Großherzog— 
thum Fulda, die Fürſtenthümer Hersfeld, Hanau, Fritzlar 
und Iſenburg, die Grafſchaften Ziegenhain und Schaums 
burg, auch die Herrfchaft Schmalfalden, fo wie Altes, 
was etwa noch in der Folge mit Kurheſſen verbunden 
werden wird, bilden für immer ein untheilbares 
und unveräußerliches, in einer Verfaffung vereinigtes, 
Ganzes, und einen Beitandtheil des deutfchen Bundes. 

Nur gegen einen vollitändigen Erfab an Land 
und Leuten, verbunden mit anderen wefentlichen Vor— 
theilen kann die Vertaufchung einzelner Theile mit 
Zuftimmung der Landitände Statt finden. Von dieſer 
Zuftimmung find jedoch die mit auswärtigen Staaten 
dermal bereits eingeleiteten Verträge ausgenommen. 
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$. 2. Die Regierungsform bleibt, jo wie 
bisher, monarchifch, und es beftehet Dabei eine land: 
ftändifche Berfaffung. 

$. 3. Die Regierung ded Furheftiichen Staates 
mit deffen jümmtlichen gegenwärtigen und Fünftigen Be- 
itandtheilen und Zubehörungen tit erblich vermöge leib— 
licher Abftammung aus ebenbürtiger Ehe, nach ver 
Linealfolge und dem Rechte der Erftgeburt, 
mit Ausfchluß der Prinzeffinnen. 

$. 4. Würden dereinft wegen der Thron-Er- 
ledigung bei Ermangelung eines durch Verwandt— 
fchaft oder fortdauernde Erbverbrüderung zur Nach— 
folge berechtigten Prinzen entitehen; jo ſoll zeitig von 
dem Landesherrn in Uebereinjtimmung mit den Land— 
ftänden durch ein weiteres Grundgefeg über die Thron- 
folge die nöthige Vorforge getroffen werden. 

$. 5. Der Landesfürft wird volljährig, ſo— 
bald er das achtzehnte Jahr zurückgelegt hat. 

$. 6. Der Regierungs-Nachfolger wird 
bei dem Regierungs » Antritte geloben, die Staats— 
verfaffung aufrecht zu halten und in Gemäßheit der- 
felben fowie nach den Geſetzen zu regieren. Er jtellt 
Darüber eine (im landjtändifchen Archive zu NHinterle- 
gende) Urfunde aus, worauf die Huldigung, und zwar 
zuerjt von den verfammelten Landſtänden, erfolgt. 

$. 7. Iſt entweder der Regierungs »Rachfolger 
minterjährig, oder der Landesherr an der Ausübung 
der Regierung auf längere Zeit verhindert, ohne Daß 
dieſer jelbft, oder deſſen Vorfahr durch eine mit land: 
ftändifcher Zuftimmung errichtete Verfügung, deshalb 

9 * 
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genügende Vorſorge getroffen hat, oder hat treffen 
fönnen; jo teitt für Die Dauer der Minderjährigfeit 
oder der fonitigen Verhinderung eine Regentſchaft 
ein. Diefe gebührt in Beziehung auf den minders 
jährigen Landesfüriten zunächit defien leiblicher Mutter, 
jo lange dieſelbe fich nicht andermeit vermählen wird, 
und in deren Ermangelung oder bei deren Unfähig- 
feit zur Regierung dem Hierzu fühigen nächſten Ag- 
naten. Bei der odgedachten Verhinderung des Landess 
herren kommt die Regentichaft deffen Gemahlin zu, 
wenn aus der gemeinſchaftlichen Ehe ein zur unmit— 
telbaren Nachfolge berechtigter, noch minderjähriger 
Prinz vorhanden it, außerdem aber dem zur Regie: 
rung fähigen nächſten Agnaten. 

$. 8. In alten Fällen jiehet der Regentſchaft 
ein Rath von vier Mitgliedern zur Seite, welche 
zugleich Minifter oder Geheimräthe fein Fönnen und 
wenigitens zur Hälfte mit Beiftimmung der Landſtände 
zu wählen find. Ohne die Zuftimmung dieſes Re— 
gentichaftsrathes Fann feine, Dem Landesherrn aus- 
jchließlich zufommende, NRegierungshandlung gültig 
ausgeübt werden. Bon Geiten der Negentichaft und 
deren NRathes it die Aufrechthaltung der Landesver— 
faffung und Die Regierung nach den Gejegen ebenfo, 
wie von dem Thronfolger, urkundlich zu geloben. 

Die nöthige Einleitung zur Regentſchaft 
liegt dem Gefammt- Staatsminifterium ob, und zwar 
alsbald im Falle eines landftändifchen Antrages. Zum 
Zwecke der deshalbigen Berathung hat nämlich daffelbe 
Das Zujfammentreten eines fürftlichen Familienrathes 
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zu veranlaffen, welcher aus den volljährigen, nicht 
mehr unter väterlicher Gewalt befindlichen Prinzen 
des Furfürftlichen Haufes, mit Ausfchluß des zunächft 
zur Negentfchaft berufenen Agnaten, beftehen wird. 

$. 9. Sollte bei einem zunächft nach dem res 
gierenden Landesfürften zur Erbfolge berufenen 
Prinzeneine ſolche Geiftes » oder körperliche Befchaffen- 
heit fich zeigen, welche es demfelben wahrfcheinlich für im⸗ 
mer unmöglich machen würde, die Negierung des 
Landes felbit zu führen; fo ijt über den Fünftigen Ein— 
tritt der Regentſchaft durd) ein Gefeß zeitig zu verfügen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon dem Landesfürften und den Gliedern 
des Fürftenhaufes. 


8. 10. Der Kurfürſt it das Oberhaupt des 
Staates, vereinigt in fich alle Rechte der Staatsge— 
walt, und übt fie auf verfaffungsmäßige Weile aus. 

Seine Perfon it heiligund unverletzlich. 

$. 11. Der Sit der Regierung kann nicht 
außer Landes verlegt werden. 

$. 12. Kein Prinz und feine Prinzeffin des 
Haufes darf ohne Einwilligung des Landesheren ſich 
vermählen 

$. 13. Eben fo wenig darf ein Prinz aus der 
wirklich. regierenden Linie, oder der präfumtive Thron- 
folger aus einer Seitenlinie, ohne vorgängige Ge: 
nehmigung des Landesherrn in auswärtige Dienfte 
treten. 
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$. 14. Alle fejtgefegten Apanagen find jtets 
regelmäßig auszuzahlen. Bei eintretendem bedeutenden 
Zuwacfe von Gebiet, oder bei dem Anfalfe beträcht« 
licher Grumdbefißungen mit Erlöfchen einer Seiten- 
linie, kann unter Beiltimmung der Landftände die 
Vermehrung einer dermaligen Apanage, in feinem 
Falle aber deren Verminderung Statt finden. 

$. 15. Die Fünftig nöthigen Apanagen 
für nachgeborne Prinzen und unvermählte Prinzeflin- 
nen der regierenden Linie werden in Geldrenten mit 
Zuftimmung der Landftände feitgefegt. 

$. 16. Auf gleiche Weile erfolgt die Beitim- 
mung der nöthig werdenden Witthümer. 

$. 17. Ueber das Grundeigenthum, wels 
ches den Prinzen zur Apanage oder jonit von Dem 
Zandesherrn überwiejen oder irgend eingeräumt, oder 
auf Diefelben von väterlicher Seite her oder von Ag— 
naten vererbt oder jonjt übertragen worden ijt, Fünnen 
die Prinzen in Feiner Art ohne die landesherrliche 
Bewilligung und die, hinfichtlich der Apanage- Güter 
erforderliche Zuftimmung der Landjtände gültig ver: 
fügen, es jei denn zur Abtretung an den Staat jelbit, 
zur Ausgleichung von Grenz» und anderen Rechtes 
Streitigfeiten, oder zur Ablöfung von Dieniten, Zehnten 
oder Grundzinſen. In folchen Fällen muß aber der em— 
pfangene Erfa wieder in inländifchem Grundeigen- 
thume, welches ganz die Natur der veräußerten Ber 
figung annimmt und an deren Stelle tritt, gehörig 
angelegt werden, 

$. 18. Zie bisher vom Lande befonders auf- 


Bom 5. Januar 1831. 135 


gebrachte Augiteuer der Prinzeffinnen wird in 
den herkömmlichen Beträgen Fünftig aus der Staats⸗ 
kaſſe geleitet werden, 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den allgemeinen Nechten und Pflichten 
der Unterthanen. 


$. 19. Der Aufenthalt innerhalb der Gren— 
zen des Kurſtaates verpflichtet zur Beobachtung ver 
Geſetze, und begründet dagegen den gefeglichen Schuß. 

$. 20. Die Staats-Angehörigfeit (Recht 
des Inländers, Indigenat) jtehet zu vermöge der Ges 
burt, vder wird befonders erworben durch ausdrückliche 
oder jtiltfchweigende Aufnahme, und gehet verloren 
durch Auswanderung oder eine dergleichen Handlung 
nach den nähern Beftimmungen, welce ein deshalb 
zu erlaffendes Geſetz enthalten wird. 

Der Genuß der Ortsbürger-Rechte, fei es 
in Städten oder Landgemeinden, Fann nur Staats— 
Angehörigen zufommen, 

$. 21. Ein jeder Snländer männlichen Gefchlechts 
hat im achtzehnten Lebensjahre den Huldigungseid 
zu leiften, mitteljt deffen er Treue dem Landesfür— 
ten und dem Baterlande, Beobachtung der Verfaſſung 
und Gehorfam den Geſetzen gelobt. 

$. 22. Ein jeder Staatd » Angehörige (Inländer) 
iſt der Negel nach (vergl. $. 23 und $. 24) aud) 
Staatsbürger, jomit zu Öffentlichen Aemtern und zur 
Theilnahme an der Bolfsdertretung befähigt, vorbe- 
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haltlich derjenigen Eigenfchaften, welche diefe Berfai- 

fung oder andere Geſetze in Bezug auf die Ausübung 

einzelner ftaatsbürgerlichen Rechte erfordern. 
$. 23. Das Staatsbürgerrecht hört auf: 

1) mit dem Berlufte der Staats -Angehörigfeit, 

und 

2) mit der rechtsfräftigen Verurtheilung zu einer 

peinlichen . Strafe, unbejchadet einer etwa er- 
folgenden Rehabilitation (f. $. 126). 

8.24. Der Mangel oder Verluſt des Staats 
bürgerrechts an fich ift ohne Einfluß auf den Un- 
terthanen-Verband, fowie auf die blos bürgerlichen 
Rechte und Pflichten, wenn nicht befondere Geſetze 
eine Ausnahme begründen. 

$. 25. Die Reibeigenfchaft iſt und bleibt aufge: 
hoben. Die von ihr herrührenden unftändigen Abga- 
ben, in foweit fie noch rechtlich fortbeitehen, namentlich 
für die Sterbfälle, follen auf eine für die Betheiligten 
billige Weiſe im Wege des Vertrages oder für Die 
Fälle, wo der deshalbige Verſuch ohne Erfolg geblieben 
fein würde, durch ein zu erlaffended Geſetz anderweit 
geordnet werden. | 

$. 26. Alle Einwohner find in fo weit vor 
den Geſetzen einander gleich und zu gleichen 
jtaatsbürgerlichen Verbindlichkeiten verpflichtet, als nicht 
gegenwärtige Verfaffung oder font die Geſetze eine 
Ausnahme begründen. 

$. 27. Einem Seden ohne Unterfchied ftehet 
die Wahl des Berufes und die Erlernung eines 
Gewerbes frei. Ebenſo Fann Jeder die öffentlichen 
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Lehr- und Bildungs » Anftalten des In- und Auslandeg, 
jelbft zum Zwecke der Bewerbung um einen Staats— 
dienft, benugen, ohne einer befondern Erlaubniß der 
Staatsregierung hierzu zu bedürfen. Er muß jedoch 
jedenfalls vor dem Befuchen der Univerfität den für 
die deshalbige Vorbereitung gefeglich vorgefchriebenen 
Erforderniffen genügen (vergl. übrigens $. 52). 

$. 28. Kein Sinländer Fann wegen feiner Ge- 
burt von irgend einem öffentlichen Amte ausgefchloffen 
werden. Auch gibt diefelbe Fein Vorzugsrecht zu 
irgend einem Amte, 

$. 29. Die Berfhiedenheit des crijt 
lichen Ölaubensbefenntniffes hat auf den Ge— 
nuß der bürgerlihen und ftaatsbürgerlichen Rechte 
feinen Einfluß. 

Die den Sfraeliten bereits zuftehenden 
Rechte*) follen unter den Schuß der Berfaffung ge- 


*) Verordnung vom 14. Mai 1816: „Sämmtlihe in 
Unferen heſſiſchen Staaten gefetlich aufgenommenen jüpifchen 
Slaubensgenoffen und deren Familien erhalten unter den 
weiter unten folgenden Beftimmungen und Einfchränfungen 
u. Rechte mit Unſerenchriſtlichen Unterthanen, 

nd aber dagegen auch denſelben Verpflichtungen 
unterworfen. 

Gleichwie nun hiernach alle früheren, die Iſraeliten aus— 
ſchießlich betreffenden, in dieſer Verordnung nicht beſtätigten 
Geſetze und Vorſchriften, mit Ausnahme derjenigen, welche ſich 
auf ihre Religion und Ceremonienfachen beziehen, für aufgeho- 
ben erklärt werden; fo find venfelben, in Folge deffen, auch alle 
Nahrungszmeige, als Feldbau, Handwerke, Betrieb von Ma- 
nufafturen und Fabrifen und ver ordentlihe Handel, unter 
denfelben Bedingungen, wie Unferen übrigen IUnterthanen, 
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stellt jein, und Die befonderen Verhältniffe derfelben 
gleichförmig für alle Gebietstheile durch ein Gefeh *) 
geordnet werden. 

$. 30. SGedem Einwohner jtehet vollfommene 
Freiheit des Gewilfens und derKeligiong-Uebung 
zu. Jedoch darf die Religion nie ald Vorwand ges 


jedoch nah dem weitern Inhalte gegenwärtiger Verordnung, 
geftattet. .. . Sp wie Wir erwarten dürfen, daß die jüdifchen 
Slaubensgenofien in diefen Anordnungen Unſere Iandesväter- 
Iihe Fürforge, ihren Zuftand zu befferen, erfennen, und der= 
felben befonvers durch freimilliges Ableiten ihres vorherrfchen- 
den Sinnes zum Handel auf andere nügliche Beſchäftigungen 
entiprechen werden ; fo hegen Wir auf der andern Seite au 
zu Unfern übrigen Unterthanen das Zutrauen, daß fie Unfere 
gerechte Abfiht, Allen, welchen gleiche Verpflichtungen im 
Staate obliegen, auch fo viel, als möglich, gleiche Rechte zu- 
fommen zu laffen, nicht verfennen werben. Gegeben zu Eaffel, 
am 14. Mai 1816. Wilhelm, Kurfürfl. (CL. S) — Vt. 
Schmerfeld“. 

*) Geſetz vom 29. October 1833: »Die Staatsangehörigen 
iſraelitiſchen Glaubens in allen Gebietstheilen erhalten unter 
den weiter unten folgenden Beſtimmungen und Einſchränkungen 
gleiche Rechte mit den Unterthanen anderer Bekenntniſſe, find 
aber dagegen auch denſelben Verpflichtungen unterworfen. 
Ale nur auf das Glaubensbekenntniß gegründeten Berfchieden- 
heiten, welche aus früheren Geſetzen, Verordnungen, Vorſchriften, 
Dbfervanzen und fonftigen Rechtsquellen ſich ergeben, find 
demnach erlofchen, fofern fie nicht durch gegenwärtiges Geſetz 
eine Beftätigung erhalten. ........ Bon den Befugniffen, 
‚welche Ifraeliten des Kurftaates erwerben können, find allein 
ausgefhloffen: 1) das Patronatreht über hriftlide 
Kirchen, 2 die Fähigkeit zur Anftellung in hriftliden 
Kirhen-Aemtern, und ald Lehrer der hrifiliden 
Religion.» 
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braucht werden, um fich irgend einer geieglichen Ver— 
bindlichfeit zu entziehen. 

$. 31. Die Kreiheit der Perjon und des 
Eigenthums unterliegt feiner andern Befchränfung, 
als welche das Recht und die Geſetze bejtimmen. 

$. 32. Das Eigenthum oder fonftige Rechte 
und Gerechtiame können für Zwecke des Staates 
oder einer Gemeinde, vder folcher Perfonen, welche 
Rechte dverjelben ausüben, nur in den Durch Die Geſetze 
beitimmten Fällen und Formen gegen vorgängige volle 
Entfhädigung in Anſpruch genommen werden. Weber 
Nothfälle, in denen ausnahmsweife nachfolgende Ent— 
jchädigung eintreten foll, wird ein bejonderes Geſetz 
das Nähere beitimmen. 

$. 33. Die Jagd-, Waldfultursund Teich 
Dienjte, mebit den Wildprets- und Fiſch-Fuhren 
oder dergleichen Lraggängen zur Frohne, ſollen überall 
nicht mehr Statt finden, und die Privatberechtigten, 
welche hierdurch einen Verluſt erleiden, nach deilen 
Ermittelung auf den Grund der deshalb zu ertheilen- 
den gefeglichen Borjchriften, vom Staate entichädiget 
werden. Gleichfalls werden die dem Staate zu leiftenden 
Fruchtmagazins⸗Fuhren und Handdienfte auf den Frucht- 
böden gänzlich aufgehoben. 

Die übrigen ungemejjenen Hof-, Kameral: 
und gutsherrlichen Frohnen jollen in gemeifene 
umgewandelt werden, 

Alle gemeffenen Frohnen find ablösbar. 
Die Art und Weife ihrer Umwandlung und Ablöfung 
iſt durch ein beſonderes Geſetz mit gehöriger Berück— 
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fihtigung der Intereſſen der Berechtigten und Ver— 
pflihteten näher zu beflimmen, auch demnächſt Die 
Ausführung nach Möglichkeit durch entfprechende Ver- 
waltungs- Maßregeln unter angemeffener Beihülfe aus 
der Staatskaſſe zu befördern. 

Die Laft der Landfolgedienſte, welche nad 
deren gefeglicher Feftitellung fortbeitehen werden *), 
fol! durch Befchränfung auf den wirflidhen Bedarf 
gemindert und fo viel, als thunlich, durch zweckdien- 
liche Verdingung erleichtert werden. 

$. 34. Mle Grundzinfen, Zehnten und 
übrigen guteherrlichen Naturals und Gelpleiftungen, 
auch andere Reallajten, find . ablösbar. Ueber Die 
deshalbigen Bedingungen und Entfchädigungen wird 
ein Geſetz, unter gehöriger Berückfichtigung der Inte— 
reffen der Pflichtigen: und der Berechtigten, ergehen. 

$. 35. Sedermann bleibt es frei, über das fein 
Jutereſſe benachtheiligende verfaffungs=, gefeß- vder 
ordnungswidrige Benehmen oder Berfahren einer öffents 
lichen Behörde bei der unmittelbar vorgefesten Stelle 
Beſchwerde zu erheben und folche nöthigenfalls bis 
zur höchften Behörde zu verfolgen. Wird die ange 
brachte Befchwerde von der vorgefeßten Behörde uns 
gegründet befunden, fo ift diefelbe verpflichtet, dem 
Befchwerdeführer. die Gründe ihrer Entfcheidung zu 
eröffnen, 

Ebenfo wohl bleibt in jedem Falle, wo Jemand fich 
in feinen Rechten verlegt glaubt, ihm die gerichtliche 





*) Die Feftftellung erfolgte durch Gefeg vom 31. Det. 1833, 
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Klage offen, auch im geeigneteren wichtigeren Fällen 
unbenommen, die Verwendung der Landjiände anzu— 
iprechen. 

Ueberhaupt ijt es Den einzelnen Unterthanen, 
fowie ganzen Gemeinden und Körperfchaften frei. ge- 
laffen, ihre Wünfche und Bitten auf geſetzlichem Wege 
zu berathen und vorzubringen. 

$. 36. Ausſchließliche Handels- und Ge- 
werbs- Privilegien follen ohne Zuftimmung der 
Landitände nicht mehr ertheilt werden, Die Aufhe- 
bung der beftehenden Monopole, fowie der Bann 
oder Zwangsrechte, ift durch ein befonderes Gefeg zu 
bewirken. Patente für Erfindungen können von der 
Regierung auf bejtimmte Zeit, jedoch nicht länger, 
als auf zehn Jahre, ertheilt werden. 

Diejenigen Gewerbe, für deren Ausübung auf 
polizeilichen oder ftaatswirthfchaftlichen Rückſichten eine 
Konzeffion erforderlich it, ſollen gejetlich beitimmt 
werden. Indeſſen ift das Erforderniß einer Konzeffion, 
wie ſolches bisher beftand, nirgend auszudehnen. 

$. 37. Die Freiheit der Preſſe und des. 
Buchhandels wird in ihrem vollen Umfange Statt 
finden. Es foll jedoch zuvor gegen Preßvergehen ein 
befonderes Geſetz*) alsbald erlaffen werden. Die 
Cenſur ift nur in den durch die Bundesgefege bejtimmten 
Fälten zuläſſig **). 


*) Das Gefep wider Preßvergehen ift erlaffen am 26. 
Auguft 1848. 

+4) Berfündigung vom 7. März — »Von Gottes 
Gnaden Wir Friedrich Wilhelm der J., Kurfürſt und 
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$. 38. Das Briefgeheimmiß ift auch Fünftig 
unverlest zu halten. Die abfichtlidhe unmittelbare 
oder mittelbare Verlegung beffelben bei der Pojtverwal- 
tung Toll peinlich bejtraft werden. 

$. 39. Niemand kann wegen der freien Aeuſ— 
ferung bloßer Meinungen zur Verantwortung 
gezogen werden, den Fall eines Vergehens oder einer 
Redytsverlegung ausgenommen. 

$. 40. Jeder Maffenfähige bis zum zurückge— 
legten 50. Lebensjahre ift im Falle der Roth zur 
Vertheidigung des VBaterlanded verpflichtet. 
Ueber die Verbindlichkeit zum Kriegsdienfte, die 
Art der Ergänzung des Kriegsheeres und die fonjtigen 
hierauf bezüglichen Verhältniffe fowie über die nach 
und nach erfolgende Verabfchiedung der Leute, welche 
bereits fünf Sahre und darüber gedient haben, iſt 
alsbald ein Geſetz zu erlaffen. In Ddiefem ſoll Die 
Dientzeit für das aftive Heer nicht über fünf Jahre, 
außer dem Falle des Kriegs ausgedehnt, die Stell: 


fouverainer Landgraf von Heſſen ꝛc. 2c., haben Uns feit Unferer 
fiebenzebnjährigen Regierung ftet# bemüht, auf den Grund- 
lagen einer monardhifch -conftitutionellen Regierung das wahre 
Wohl Unferes geliebten Bolfes zu fördern. Wenn nun zur 
weiteren Beförderung deffelben in ven Uns von mehreren Städten 
überreichten Petitionen Wünfche und Anträge fund gegeben 
worden find, fo wollen Wir vrefelben, in Berüdfichtigung der 
dermaligen Zeitverhältniffe, durch nachſtehende Entfchließungen 
allergnädigft gewähren: Die Cenfur bei der Befprechung innerer 
Landes = Angelegenpeiten ift aufgehoben... ... . Urkundlich Un- 
ſerer allerboͤchſteigenhändigen Unterfhrift gegeben zu Kaſſel 
am 7. März 1848. Friedrich Wilhelm. Ve. Dornberg.» 
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vertretung für zuläffig erflärt, und bei der Beitim- 
mung der Verbindlichfeit zum Kriegsdienfte in der 
Linie auf Familienwohlfahrt, Ackerbau, Gewerbe, Künſte 
und Wiffenfchaften nach Möglichkeit fehonende Rück— 
ficht genommen werden. Außerdem ift noch die Eins 
richtung der Bürgerbewaffnung in den Stadt- 
und Landgemeinden, ald einer bleibenden Anjtalt zur 
geeigneten Mitwirfung für die Aufrechthaltung der 
inneren Ruhe und Ordnung, fowie in Nothfällen zur 
Landesvertheidigung, gefeglich näher zu beitimmen*). 

$. 41. SGedem Einwohner jteht das Recht 
der freien Auswanderung unter Beobachtung 
der geſetzlichen Beitimmungen zu. 


Vierter Abfchnitt. 
Bon den Gemeinden und von den Bezirks- 
räthen. 

$. 42. Die Rechte und Verbindlichfeiten der 
Gemeinden follen in einer befonderen Städte und 
Gemeinde-Drdnung alsbald feftgefegt, und darin 
die freie Wahl ihrer Vorftände und Vertreter, Die 
jelbjtitändige Verwaltung des Gemeinde - Bermögene 
und der örtlichen Cinrichtungen, unter Mitaufficht 
ihrer bejonders erwählten Ausfchüffe, die Bewirfung 
der Aufnahme in den Gemeinde-Berband, und die 
Befugniß zur Beftellung der Gemeinde - Diener, zum 
Grunde gelegt, auch die Art der oberen Aufficht der 
Staatsbehörden näher beſtimmt werden. 


*) Gefhab am 23. Juni 1832. 
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$. 43. Keine Gemeinde fann mit Keiftungen 
oder Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht 
nach allgemeinen Geſetzen oder anderen befonderen 
NRechtsverhältniffen verbunden iſt. Daffelbe gilt von 
mehreren, in einem Verbande ftehenden Gemeinden. 
$. 44. Mle Laſten, welche nicht die örtlichen 
Bedürfniffe der Gemeinden oder deren Verbände, 
fondern die Erfüllung allgemeiner Berbind 
lichfeiten des Landes oder einzelner Theile def- 
felben erheiichen, müffen, in fo weit nicht beftehende 
Rechtöverhältniffe eine Ausnahme begründen, auch 
von dem .gefammten Lande oder dem betreffenden 
getragen werden. 
$. 45. Das Vermögen und Einfommen 
der Gemeinden und ihrer Anftalten darf nie mit 
dem Gtaatsvermögen oder den Staats: Einnahmen 
vereinigt werden. 
$ 46. Sämmtliche Borftände fowie die übri- 
gen Beamten der Gemeinden und deren Verbände 
find, gleich den Staatsdienern, auf Feſthaltung der Lan— 
desverfaſſung und insbefondere auf Wahrung der dadurch 
begründeten Rechte der Gemeinden zu verpflidten. 
$. 47. Das Berhältniß der Rittergüter 
und der ehemals adeligen gefchloffenen Freigüter 
zu den Gemeinden, zu welchen fie in polizeilichen und 
anderen bejlimmten Beziehungen gehören follen, wird 
in der Gemeinde» Drönung auf eine zwecfmäßige und 
den bisherigen Rechtsverhältniffen entiprechende Weiſe 
feftgefegt werden. 
$. 48. Für die Berathung und orbereitung 
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von Verwaltungsmaßregeln, welche nur das Beſte 
eines einzelnen Bezirfed zum Gegenjtande haben, fowie 
für eine angemeſſene Mitanffiche auf die zwecdienliche 
und die Kräfte der Unterthanen thunlichit fchonende 
Ausführung der in jener Beziehung durch afflgemeine 
Geſetze, oder durch Anordnungen der Staatsbehörden 
getroffenen wichtigeren Einrichtungen, follen Bezirfs- 
räthe mittelft geeigneter Wahl gebildet werden. 
Die deshalb erforderlichen näheren Borfchriften find 
durch ein Geſetz zu erlaffen *). 


Fünfter Abfchnitt. 


Bon den Standesherren ze. und den ritter: 
fchaftlichen Körperfchaften. 


$. 49. Die befonderen Nechtsverhältniffe der 
Standesherrfchaften, werden in Gemäßeit. ber 
bundesgefeglichen Beftimmungen und nad) vorgängiger 
näheren Berftändigung der Staatsregierung mit den 
Standesherren durch ein Edift geordnet werden, welches, 
nachdem deffen Inhalt von den Randftänden diefer Ver— 
faffung entiprechend befunden worden, unter Deren 
Schuß geftellt werden ſoll. | 

Sn gleicher Art follen die befonderen Rechts- 
verhältniffe des vormals reichsunmittelbaren 
Adels geordnet und gefchüßt werden. 





*) Das Gefep über die Bildung neuer Berwaltungsbe- 
zirfe und bie Einführung von Bezirksräthen erfolgte am 31. 


Dftober 1848. 
10 
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$. 50. Die befonderen Rechte des altheififchen 
und des fhbaumburgifchen.ritterfhaftlichen 
Adels genießen den Schuß diefer VBerfaffung nad) 
dem Sinhalte der deshalb zu entwerfenden Statuten, 
welche von der Staatsregierung genehmigt und von 
den Landjtänden den Beitimmungen der Berfaffung 
entfprechend befunden fein werden. 


Sechfter Abfchnitt. 
Bon den Staatsdienern. 

$. 51. Der Landesherr ernennt oder be 
ftätigt alle Staatsdiener, des geiftlichen und weltlichen, 
fowohl des Militär- als Givil- Standes, in fo fern 
den Behörden nicht die Befteflung überlaffen ift. In 
Anfehung derjenigen Stellen, für welche einzelnen 
Berechtigten oder Körperfchaften ein Präfentations- 
oder Wahlrecht zuftehet, erfolgt die Ernennung in 
Form einer Beitätigung nad Maßgabe der deshalb 
beftehenden Verhältniſſe. | 

$. 52. Ein Staatsamt Fann nur demjenigen 
übertragen werden, welcher vorher geſetzmäßig ge— 
prüft und für tüchtig und würdig zu demielben 
erfannt worden ijt. Uebrigens muß von denjenigen, 
welche Fünftig ein afademifches Studium beginnen, 
demnächft die Nachweifung gefrhehen, daß den gefeß- 
lichen Borfchriften über das Befuchen der Landes— 
Univerfität genügt worden fei. 

Bei einer Weiterbeförderung ijt eine allermalige 
Prüfung nur erforderlich, wenn folche beſonders vor— 
geichrieben it. 
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$. 53. Der Ernennung vder Beförderung zu 
einem Staatsamte muß der Borfchlag der vorgejegten 
Behörde, wenn eine folche vorhanden ift, vorausgehen. 

$. 54. Die Ertheilung von Anwarticdaften 
auf beftimmte Staatsdienerftellen ift völlig unftatthaft; 
gleichwohl Fann den Gehülfen, welche altersfchwachen 
oder ſonſt an gehöriger Dienftverfehung gehinderten 
Staatsbeamten beigegeben werden, die Demnächitige 
ſelbſtſtändige Anftellung, nach Maßgabe ihrer bewährten 
Tüchtigfeit, zugefichert werden. 

$. 55. Alle erledigten Stellen follen fo bald, 
als thunlich, dem betreffenden Etat (vergl. $. 62) 
gemäß wieder beiegt werden. | 

$. 56. Ohne Urtheil und Recht darf Fein 
Staatsdiener abgeſetzt, oder wider feinen Willen 
entlaffen, noch demfelben fein rechtmäßiges Dienft- 
einfommen vermindert oder entzogen werden, 
vorbehaltlich der befonderen Beftimmungen, welche das 
Staatsdienftgefeg enthält *). 


*) das Haus- und Staats -Gefeß vom A. März 1817 
lautete: »Kein Staatsdiener darf ohne Urtheil und Recht 
feiner Stelle entfeßt, oder demſelben fein rechtmäßiges 
Dienfteinfommen entzogen werden. — Diejenigen, 
welde wegen Alters oder Shwachheit ihrem Dienfte 
nicht mehr vorftehen können, follen mit einer ihrem Range 
und ihrem Dienftalter angemeffenen Penſion verfehen werden. 
Zu Urkunde deſſen haben Wir gegenwärtige, aus allerhöchftei- 
gener Bewegung erlaffene, Verordnung, deren allenthalbige 
enaue Befolgung Wir Unferen Nachfolgern in der Regierung, 
o wie Allen, die es fonft angehet, zur Pflicht machen, und 
welche dem Gefegblatte einverleibt werden foll, eigenhändig 

10 * 
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Diejenigen geringeren Diener gleichwohl, welche 
von den Behörden ohne ein durch den Landesherrn 
oder ein Minifterium vollzogenes Beftellungss vder 
BeftätigungssRefeript angenommen worden find, Fön- 
nen wegen Verlegung oder VBerfäumung ihrer Berufs- 
pflichten von denfelben Behörden wieder entlaffen werden, 
nachdem Die vorgefeßte höhere oder höchfte Behörde, 
nach genauer Erwägung des gehörig in Gemißheit 
gefegten Verſchuldens, die Entlaffung genehmigt haben 
wird, 

$. 57. Jeder Staatsdiener muß ſich Verſe— 
Hungen, welche feinen Fähigfeiten oder feiner bishe- 
rigen Dienftführung entjprechen, aus höheren Rüds 
fichten des Staats, ohne Berluft an Rang und Ge- 
halt (vgl. jedoch $. 56), gefallen laffen. Staatsdiener, 
welche ohne ihr Anfuchen oder Verſchulden verfeßt 
werden, erhalten für die Koften des Umzugs eine 
angemeffene Entfchädigung, fofern ihnen nicht duch 
die Berbefferung ihres Dienjteinfommens eine entipres 
chende Vergütung dafür zu Theil geworden ift. 

Art. 58. Diejenigen Staatsdiener, welche wegen 
Altersichwäche oder anderer Gebrechen ihre Berufs-Ob- 
liegenheiten nicht mehr erfüllen Fönnen und Daher in den 
Ruheſtand verfegt werden, follen eine angemeffene 
Penſion nad Maßgabe des Staatödienftgefeg erhalten. 

$. 59. Keinem Staatsdiener kann die nachge- 
ſuchte Entlaffung verfagt werden. Hinfichtlich 


vollzogen, und mit Unferem kurſürſtlichen Siegel bekräftigt. 
So gefchehen zu Eaffel am 4. März 1817. Wilhelm, Kur- 
fürft. (CL. S.) Ve. Schmerfeld.« 
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feines wirklichen Abganges find die näheren, durch 
das Staatsdienitgefes vorgefchriebenen Bedingungen 
zu erfüllen. 

$. 60. Die Verpflichtung zur Beobachtung und 
Aufrechthaltung der Landesverfaffung foll in ven 
Dienfteid eines jeden Staatsdieners mit aufgenom- 
men werden. 

Keine Dienft-Anweifung darf etwas ent- 
halten, was den Geſetzen zuwider ift. 
8. 61. Ein jeder Staatsdiener bleibt hin- 
fihtlih feiner Amtsverrichtungen verantwort- 
lid. Derjenige, welcher ſich einer Berlegung der 
Landesverfaffung, namentlich auch durch Vollziehung 
einer, nicht in der verfaffungsmäßigen Form ergangenen, 
Verfügung einer höchiten Staatsbehörde (ſ. $. 108), 
einer DBeruntreuung öffentlicher Gelder oder einer 
Erpreffung ſchuldig macht, fich beitechen läßt, feine 
Berufspflichten gröblich hintanfegt oder feine Amtsge- 
walt mißbraucht, Fann auch von den Landitänden oder 
deren Ausfchuffe (f. $. 102) bei der zuftändigen Ge— 
richtösbehörde angeklagt werden. Die Sache muß 
alsdann auf dem gefeglichen Wege fchleunig unterfucht 
und den Landftänden oder deren Ausfchuffe von dem 
Ergebniffe der Anklage Nachricht ertheilt werden. 

$. 62. Die übrigen befonderen Rechtsver— 
hHältniffe der Staatsdiener, fowohl des Civil- ale 
Militärftandes (Dfficire und Militärbeamten), find 
in dem Staatsdienitgefege*), welches wer vem Schutze 
der Verfaſſung ſtehen wird, näher beftimmt. 


*) IA am 8. März 1831 erlaflen. 
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Die Verforgung oder Unterjtüßung der 
dazu geeigneten nicht zum Dfficieritande gehörenden 
Militärperfonen wird durch ein bejonderes Regulativ 
geordnet werden. 


Siebenter Abjchnitt*). 
Bon den Landftänden. 


$. 63. Die Ständeverfammlung wird ger 
bildet durch folgende Mitglieder, nämlich: 


*) Die $. 63 — 68 find fpäter geändert durch Geſetz vom 
12. Juli 1848 und vom 5. April 1849. Erfteres lautet: 
»Von Gottes Gnaden Wir Friedprih Wilhelm der I, Kur- 
fürft 2c. ꝛc. erlaffen nach Anhörung Unſeres Gefammt-Staats- 
minifteriums und mit einftimmiger Beiftimmung der getreuen 
Landftände nachfolgendes Geſetz: Die Beftimmungen in den $. 
3 64 und 65 der Berfaffungsurfunde vom 5. Januar 1831 
owie die Borfchrift im $. 66 verfelben, welche ven Wohnfitz 
im Strombezirke als Bedingung der Wählbarkeit erklärt, werben 
außer Wirkfamkeit gefegt.» 

Das Geſetz vom 5. April 1849 Tautet: 

Geſetz vom 5. April 1849, 


die Zufammenfegung der Ständeverfammlung und die Wahl 
der Landtags-Abgeordneten betreffend. 


Bon Gottes Gnaden Wir Friedrih Wilhelm IL, 
Kurfürft ꝛc. ıc. 


erlaffen, nah Anhörung Unferes Gefammt- Staatsmini« 
fleriums und mit Zuftimmung der getreuen Landflände, welde 
In Gemäßbeit des $. 153 der Verf,..irf. vom 5. Januar 1831 
auf zwei nad) etnanver folgenden Landtagen mit einer Stimmen _ 
Mehrheit von drei Bieriefn der auf dem Landtage anwefenden 
Mitglieder ertheilt worden if, nachfolgendes Gefeß: 
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1) einen Prinzen des Furfürstlichen Hauſes 
für eine jede, dermal apanagirte Linie deffelben, 


$. 1. Die Beftimmungen in den 88. 63, 66, 67, 68 ver 

Berf.-Urkunde vom 5. Januar 1831 über die Zufammenfegung 

ver Ständeverfammlung, die Wahlfähigfeit und die Wahlen 

von Stellvertretern der Landtags = Abgeoroneten, — die 

Borfhriften des $. 76 der Verf.Urk. über die Befugniß von 

Abgeoroneten eines Standes fih über eine Separatfiimme zu 

einigen, — endlich das Gefeß vom 16. Februar 1831 über 

die Wahlen der Abgeordneten zu den Landtagen find aufgehoben. 

An veren Stelle treten die nachfolgenden gefeßlichen Be— 
ſtimmungen, welde dergeftalt für einen Beſtandtheil der Staats— 
verfaffung erklärt werden, daß folche nur auf dem im $. 153 der 

Berf.-Urkunde vorgeſehenen Wege abgeändert werden können. 

I. Bon der Zufammenfeßung der Ständever- 
fammlung. 
$. 2. Die Ständeverfammlung wird gebildet durch fol- 
gende Mitglieder, nämlich: 
1) fechszehn Abgeordnete von den Städten, und zwar: 
a. zwei von der Reſidenzſtadt Caſſel, 

. zwei von der Stadt Hanau, 

. einen von der Stadt Marburg, 

. einen von. der Stadt Tulda, 

. einen von der Stadt Hersfeld oder der Stadt Mel- 
fungen, welche unter einander dergeſtalt abwechieln, 

‚daß die erftgenannte Stadt zu zwei Landtagen, und 
die Stadt Melfungen zu einem Landtage den Abgeorbd- 
neten jendet, 

f, einen von der Stadt Schmalkalden, 

g. einen von der Stadt Rinteln und den Städten Obern- 

firhen, Oldendorf, Rodenberg und Sachſenhagen, 

h. einen von den Städten Hofgeismar, Carlshafen, Gre— 
benftein, Helmarshaufen, Immenhauſen, Liebenau, Tren— 
delburg, Volkmarſen, Wolfhagen und Zierenberg, 

, einen von der Stadt Hersfeld oder Melfungen (ſ. oben) 
und ven Städten Rotenburg, Sontra und Spangenberg, 
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welche in Ermangelung von dazu fähigen Glie- 
dern oder bei deren Verhinderung fich durch 


. einen von den Städten Homberg, Borken, Felsberg, 


Fritzlar, Gudensberg, Naumburg, Neukirchen, Nievden- 
fein, Schwarzenborn, Treyfa und Ziegenhain, 


. einen von den Städten Efchwege, Allendorf, Großal- 


merobe, Lichtenau, Waldkappel, Wannfried und Witzen⸗ 
haufen, 


. einen von den Städten Frankenberg, Amöneburg, Fran⸗ 


fenau, Gemünden, Kirchhain, Neuſtadt, Raufchenberg, 
Rofenthal, Schweinsberg, und Wetter, 

einen von den Städten Hünfeld, Salmünfter, Schlüd- 
tern, Soden und Steinau, auch ö 
einen von den Städten Gelnhaufen, Bodenheim, Wäch- 
tersbach und Winveden ; 


2) fechszepn Abgeoronete der Lanpbevölferung und zivar 
nach folgender Abgrenzung der Wahl-Diftrikte: 


a, 


für den Bezirk Caffel, 
einen für den Wahl- Diftrift Eaffel, beſtehend aus 
dem Landgericht Eaffel, den Aemtern Wolfhagen und 
Zierenberg; 
einen für den Wahl- Diftrift Hofgeismar, beftehend 
aus den Aemtern Hofgeismar, Carlshafen, Grebenftein, 
Sababurg und Bolfmarfen ; 


. für die Bezirke Eſchwege und Schmalfalven, 


einen für ven Wahl-Diftrift Eſchwege, beftefend aus 
den Aemtern Efchwege I. und IL, Brotterove, Herren- 
breitungen, Netra, Steinbad - Hallenberg, Wannfried 
und dem Landgericht Schmalfalven ; 

einen für den Wahl-Diftrift Witzenhauſen, beftehend 
aus den Bezirken ver Aemter Wipenhaufen, Abterode, 
Allendorf, Bifhhaufen, Großalmerode und Lichtenau; 


. für den Bezirk Hersfeld, 


einen für den Wahl- Diftrift Rotenburg, beftehenv 
aus den Aemtern Rotenburg I. und II, Melfungen, 
Nentershaufen, Spangenberg und Sontra; 
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einen geeigneten, in Kurheffen begüterten Be- 
vollmächtigten vertreten laffen kann; 


einen für den Wahl-Diftrift Hersfeld, umfaſſend ven 
Amtsbezirt des Landgerichts Hersfeld und ver Aemter 
Friedewald, Niederaula, Oberaula, Raboldshauſen und 
Schenklengsfeld; 
. für den Bezirk Fritzlar, 

einen für den Wahl⸗Diſtrikt Frißlar, beitehend aus 
ven Aemtern Fritzlar, Felsberg, Gudensberg, Jesberg 
und Naumburg ; 

einen für ven Wahl-Diftrift Homberg, beſtehend aus 
ben Aemtern Homberg, Borken, Neukirchen, Treyfa 
und Ziegenhain; 
. für den Bezirk —— 

einen für den Wahl-Diſtrikt Marburg, beſtehend aus 
dem Landgericht Marburg und den Aemtern Amöneburg 
RA eg Kirchhain, Neuftadt und Treis an ver 
umbde; 

einen für den Wahl⸗-Diſtrikt Frankenberg, beſte hend 
aus den Aemtern Frankenberg, Frankenau, Raufchen- 
berg, Roſenthal und Wetter; 
. für den Bezirk Fulda, 

einen für den Wahl- Diftrift Fulda, beftehend aus 
a. — Fulda, den Aemtern Großenlüder und 

euhof; 

einen für den Wahl⸗Diſtrikt Hünfeld, beſtehend aus 
den Aemtern Hünfeld, Burghaun und Eiterfeld; 
. für den Bezirk Hanau, 

einen für den Wahl- Diftrift Hanau, beftehend aus 
dem Landgericht Hanau, den Aemtern Bergen, Boden- 
beim, Gelnhaufen, Langenfelbold, Meerholz, Nauheim, 
Prauheim und Windelen; 

einen für den Wahl- Diftrift Salmünfter, beſtehend 
aus den Aemtern Salmünfter, Bieber, Birftein, Ram- 
holz, Romsthal, Schlüchtern, Schwarzenfeld, Steinau 
und Wächtersbach, endlich 
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2) das Haupt jeder fürjtlichen oder gräflichen, 
ehemald reichsunmittelbaren Familie, welche 


h. für ven Bezirt Schaumburg, 
einen für den Wahl- Diftrift Rinteln, beftehend aus 
den Landgerichtsbezirfe Rinteln und dem. Juftizamte 
Oldendorf; 
einen für den Wahl-Diſtrikt Oberkirchen, beſtehend 
aus den Aemtern Obernkirchen und Rodenberg, 

3) ſechszehn Abgeordnete der höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer 
und Gewerbtreibenden und zwar zwei für jeden der Ver— 
waltungsbezirke Caſſel, Hersfeld, Fritzlar, Eſchwege, Mar- 
burg, Hanau und Fulda, und einen für jeden der Verwal— 

tungsbezirfe Schmalfalden und Schaumburg. 
$. 3. Bon ter Theilnahme an den Wahlen der Landtags— 
Abgeoroneten find überhaupt ausgefchloffen Alle, welche 

1) eine peinlihe Strafe erlitten haben, oder wegen eines, 
die Öffentliche Achtung entziehenden Bergeheng Linsbefondere 
wegen Diebſtahls, Unterfchlagung, Betrugs, Fälſchung) 
vom zuftändigen Gerichte verurtheilt worden find; 

2) noch nicht das 30. Lebensjahr zurüdgelegt haben, oder 

3) unter Quratel ftehen, oder 

4) über deren Vermögen ein Concurd, oder ein nach $. 14 
des Gefeßes vom 24. Juli 1834 eingeleitetes Vertheilungs- 
Verfahren befteht oder beftanven hat, bis zur völligen 
Befriedigung der Gläubiger. 
$. 4. Die Abgeoroneten ver Städte werden von den in 

denfelben wohnhaften felbfifländigen Staatsbürgern, — nad 
Ausfcheidung derer, welche als Höchftbefteuerte zur Wahl ver 
im $. 2, unter Nr. 3 genannte Abgeoroneten berufen find 
wergl. $. 6) — gewählt. Als felbfländig gelten Diejenigen, 
welche als Drtsbürger oder Beifiger einen eigenen Haushalt 
führen und nicht in Koft und Lohn eines Andern ftehen, ſowie 
diejenigen, welche feit Anfang des, der Wahl vorausgegangenen 
Kalenderjahres eine directe Staatsfteuer (wozu dermalen die 
Gewerb- und Klaffenfteuer zu rechnen ift) entrichtet 
aben. 
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eine Standesherrfchaft in Kurbeilen befigt, 
mit Geſtattung der Steflvertretung durch eines 


$. 5. Zur Wahl der Abgeordneten der Landbevölkerung 
8. 2 Nr. 2) find die in den einzelnen Wahl- Diftriften mit 
Ausſchluß der darin gelegenen Städte wohnhaften Staatsbürger, 
nach Ausſcheidung der höchftbefleuerten Grundbefiger und Ge- 
werbtreibenvden (vergl. $ 6), unter der Borausfegung befähigt, 
daß fie nah $ 4 als felbfifländig zu betrachten find. 

$. 6. Zu den Wahlen der Höchfibefteuerten ($. 2, Nr. 
3) find diejenigen mit dem Gtaatsbürgerrechte verfehenen 
Stadt- und Landbewohner des Bezirkes berechtigt, welche im 
abgelaufenen Kalenderjahre die meiſte Grund- und Gewerbfteuer 
gezahlt Haben und bei Aufftellung der Wäplerlifte überhaupt 
noch Grund» oder Gewerbefleuer entrichten. Die durch das 
Geſetz vom 26. Auguft 1848 erfolgten Steuer - Erhöhungen 
werben bierbei als bereitd mit dem 1. Januar 1848 eingetreten 
angefeben. Die Zahl der Höchfibefteuerten beträgt auf je 1000 
Seelen des Bezirkes, und bei einem fich ergebenden, nicht 
volle 1000 Seelen betragenden, Ueberſchuſſe auf volle 500 
Seelen des leßteren einen Wähler. Wenn mehrere Steuer- 
pflichtige, welche gleich hohe Steuer bezahlt haben vorhanden 
find, von denen nach dem Maßftabe der Bevölkerung nur 
einzelne zur Wahl berufen fein würden, fo find ausnahms- 
mweife diefe in demfelben Steuergravde ſtehenden “Perfonen 
fammtlih als Wähler zuzulaffen. Die Serlenzahl wird nad 
dem Refultate der legten amtlichen Bolfszählung bemeffen. 

$. 7. Wählbar zum Landtags-Abgeorpneten ift jeder 
Staatsbürger, ohne Rüdfiht auf Stand und Wohnort, wel- 
her nach den Beftimmungen des $. 3 wahlfähig ifl. Jedoch 
fönnen ausnahmsweiſe Die unteren landegfürftlichen, ſtandes— 
herrlichen over Patrimonial-, Juſtiz-, Verwaltungs- und 
Finanzbeamten in dem Wahlbezirfe nicht gewahlt werden, in 
welchem fie zur Zeit der Wahl ihren Wohnfig haben, oder 
in amtlicher Funktion flehen. 

Bon dem Berfahren bei der Wahl ıc« 
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ihrer dazu fähigen Familienglieder, und in 
deren Ermangelung oder Berhinderung durch 
einen anderen geeigneten Bevollmächtigten, wels 
cher in Kurheſſen begütert ift; 

3) den Senior oder das fonft mit dem Erbmar- 
(halle Amte beliehene Mitglied der Familie 
der Freiherren v. Riedefel; 

4) einen der ritterfchaftlihen Dbervorfteber 
der adeligen Stifter Kaufungen und 
Wetter; 

5) einen Abgeoroneten der Landes-Univer— 
fität; 

6) einen Abgeordneten der altheffifchen Rit— 

terfchaft von jedem der fünf Bezirke, 

nämlich der Diemel, Fulda, Schwalm, Werra 
und Lahn; 

einen Abgeoroneten aus der Ritterſchaft 

der Grafſchaft Schaumburg, gewählt von 

derjelben unter Mitſtimmung der adeligen Stifter 

Fiſchbeck und Oberkirchen; 

8) einen Abgeordneten aus Dem ehemals reichs— 
unmittelbaren Adel in den Kreifen Fulda 
und Hünfeld; 

9) einen Abgeordneten aus dem ehemals reiche- 
unmittelbaren und font ftarf begüterten Adel 
in der Provinz Hanau; 

10) fechszehn Abgeordnete von den Städten, 
nämlich : 

a) zwei von der Refidenzitadt Caſſel; 
b) zwei von der Stadt Hanau; 


7 


— 
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©) einen von der Stadt Marburg; 

d) einen von der Stadt Fulda; 

e) einen von der Stadt Hersfeld oder ber 
Stadt Melfungen, melde unter einander 
dergeftalt abwechfeln, Daß die erjtgenannte Stadt 
zu zwei Randtagen und die Stadt Melfungen 
zu einem Landtage den Abgeordneten fender; 

f) einen von der Stadt Schmalfalden; 

g) einen von der Stadt Rinteln und ben 
Städten Dbernfirchen, Didendorf, Rodenberg 
und Sachjenhagen ; 

h) einen von den Städten Hof geismar, Carls⸗ 
hafen, Grebenſtein, Hemarshaufen, Immen— 
haufen, Liebenau, Naumburg, Zrendelburg, 
Bolfmarfen, Wolfhagen und Zierenberg ; 

i) einen von der Stadt Hersfeld oder Mel- 
fungen (f. oben e.) und den Städten Lichtenau, 
Rotenburg, Sontra, Spangenberg und Wald- 
Fappel; 

k) einen von den Städten Homberg, Borken, 
Kelsberg, Frislar, Gudensberg, Neukirchen, 
Niedenftein, Schwarzenborn, Treyſa und Zie- 
genhain; 

D einen von den Städten Eſchwege, Allendorf, 
Großalmerode, Wanfried und Witenhaufen ; 

m) einen von den Städten Franfenberg, Amös 
neburg, Franfenau, Gemünden, Kirchhain, 
Neuftadt, Raufchenberg, Rofenthal, Schweins- 
berg und Metter; 

n) einen von den Städten Hünfeld, Salmüniter, 
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Schlüchtern, Soden und Steinau; aud) 
0) einen von den Städten Gelnhaufen, Bo— 
denheim, Wächtersbach und Windeden; 

11) fechszehn Abgeordnete der nachbenannten Land» 
bezirfe, mit Ausfchluß der darin befindlichen 
Städte, und derjenigen abeligen Güter, deren 
Befiter an der Wahl der oben unter Nr. 6 bie 
9 aufgeführten Abgeordneten Theil nehmen. 
Diefe Bezirfe find: 

a) der Diemel- Bezirf, beftehend aus den 
Kreifen Caſſel, Hofgeismar und Wolfhagen; 

b) der (Nieder-) Kulda-Bezirf, begreifend 
die Kreife Hersfeld, Rotenburg und Mel« 
fungen (ohne das Amt Feldberg) ; 

e) der WerrasBezirf, umfaffend die Kreife 
Eſchwege, Witten hauſen und Schmalkalden; 

d) der Schwalm-Bezirk, enthaltend die Kreiſe 
Homberg, Fritzlar und Ziegenhain, auch 
das Amt Felsberg (aus dem Kreiſe Mel— 
ſungen); 

e) der Lahn-Bezirk, beſtehend aus den Kreiſen 
Marburg, Frankenberg und Kirchhain; 

f) der Ober-Fulda-Bezirk, begreifend bie 
Kreife Fulda und Hünfeld; 

g) der Main-Bezirf, enthaltend die Kreife 
Hanau, Selnhaufen und Schlüchtern; 

h) der Wefer-Bezirf, beftehend aus der Graf 
shaft Schaumburg. 

Ss. 64. Achtvon den Abgeorneten der Stüdte, 

nämlich einer für Gaflel fowie einer für Hanau, und 
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jech8 für die übrigen Städte gemäß der, nach dem 
Wahlgefege von Landtag zu Landtag eintretenden Ab- 
wechjelung, müffen Magiitratsglieder oder folche 
Einwohner fein, welche als Mitglieder der Bürger- 
Ausfhüffe zum zweiten Male gewählt worden 
find, oder ein Vermögen von mindeltens fechstau- 
ſend Thalern befigen, oder ein ſicheres und ftändiges 
Cinfommen von vierhundert Thalern jährlich ge- 
nießen oder monatlich einen Thaler zwölf gGr. an 
Öffentlichen jtändigen Ausgaben entrichten. 

$. 65. Ebenſo müffen acht Abgeordnete der 
Landbezirfe entweder fo viel Grundeigenthum befißen, 
daß es ihnen an eigentlicher Grundſteuer (zu deren 
vollen ordentlichen Anſatze und nach Abzug der gefeg- 
ih zu vergütenden Real-Laſten) wenigfteng zwei 
Thaler monatlich erträgt, — oder fie müffen min- 
deftens fünftaufend Thaler im Vermögen haben 
und zugleich die Landwirthſchaft, als Haupt: 
Erwerbsquelle betreiben. 

$. 66. Die Wahl der übrigen acht Abgeord- 
neten der Städte, fowie ber übrigen acht Abgeordneten 
der Landbezirke Fann ohne Unterfchied auf, einen Ser 
den fallen, welcher überhaupt wählbar (f. $. 67) und 
in dem Gtrombezirfe wohnhaft if. Dagegen Fünnen 
ausnahmsweife die untern landesfürftlichen, ftandes- 
herrlichen oder Patrimontal = Suftizs, Verwaltungs: 
und Finanz» Beamten nur außer dem Wahl-Bezirfe 
gewählt werden, worin fie ihren Wohnfig haben. 

$. 67. Weder zur Wahl beredtigt, noch 
irgend wählbar find diejenigen, welche 
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1) wegen folcher Bergehungen, die entweder nach 
gefeßlicher Beſtimmung oder nach allgemeinen 
Begriffen für entehrend zu halten find (worüber 
im lesteren Falle hinfichtlich der Abgeordneten 
die Ständeverfammlung zu entfcheiden hat), 
vor Gericht geftanden haben, ohne von ver 
Anfchuldigung völlig losgefprochen worden zu 
fein; 

2) noch nicht das 30. Jahr zurückgelegt Haben, oder 

3) unter Kuratel ftehen, oder 

4) über deren Bermögen ein gerichtliches Kon— 
fursverfahren entftanden ift, bis zur völligen 
Befriedigung der Gläubiger. 

Die vorftehenden Gründe der Ausfchließung finden 
auch auf die ohne Wahl berufenen Landftände An- 
wendung. 

$. 68. Bei der Wahl eines jeden landſtändiſchen 
Deputirten wird zu gleicher Zeit ein Stellvertreter 
gewählt, auf welchen im Falle des Todes, der eintres 
tenden Unfähigfeit oder einer längeren Verhinderung 
die landjtändifchen Pflichten und Rechte des Erfteren 
während des begonnenen Landtages bis zu deſſen 
Schluffe übergehen. 

Ueber die Einberufung des Stellvertreters ent- 
jcheidet die Ständeverfammlung. 

$. 69. Kann oder will der Chauptfächlich oder 
zur Aushülfe) Gewählte die Randftandfchaft nicht 
übernehmen, fo fchreiten die Wahlmänner zur neuen 
Wahl. Lebteres muß auch dann gefchehen, wenn bie 
Stelle eines Abgeordneten nach bereits erflärter An— 
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nahme vor Eröffnung oder nach dem Schluffe des 
Landtages wieder erledigt wird, 

$. 70. Erfolgt die Ernennung oder Be- 
förderung eines Abgeordneten zu einem 
Staatsamte, fo wird dadurch eine neue Wahl erfor- 
derlich, wobei jedoch derfelbe wieder gewählt 
werden fann, 

$. 71. Sobald ein Staatsdiener, des geift«, 
lichen vder weltlichen Standes, zum Abgeordneten 
gewählt ift, hat derfelbe davon der vorgefehten Behörde 
Anzeige zu machen, damit diefe die Genchmigung 
(welche nicht ohne erhebliche, der Ständeverfammlung 
mitzutheilende Urfache zu verfagen iſt) ertheilen, auch 
wegen einftweiliger Verfehung feines Amtes Vorforge 
treffen koͤnne *). 

$. 72. Die einzelnen Vorſchriften über die Aus— 
übung der Wahlrechte ſetzt das Wahlgefeh feit, 
welches einen Theil der Staatöverfaffung bilder **). 


*) Ein Gefeß vom 26. October 1848 Jautet: »Bon 
Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm ver J. Kurfürftzc. ꝛc. 
erlaffen nah Anhörung Unferes Gefammt-Staatsminiftertums 
und mit einftimmiger Beiflimmung der getreuen Landſtände nach= 
folgendes Gefeg: Die Beftimmung im $. 71 der Berf.-Urkunve 
vom 5. Januar 1831, wonad Staatsdiener des geiftlichen und 
weltlichen Standes, welche zu Landtags-Abgeordneten gewählt 
find, die Genehmigung der vorgefeßten Behörde einzuholen 
haben, wird aufgehoben. Die genannten Diener haben aber 
von der auf fie gefallenen Wahl der vorgefegten Behörde zu 
dem Zwecke Anzeige zu machen, damit wegen einftweiltger Ver— 
ſehung des Amtes zeitig Borforge getroffen werden könne. 

**) Das Wahlgefeg vom 16 Februar 1831 wurde durch 
die im Gefeß vom 5. April 1849 enthaltenen Borfchriften 

11 
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$. 73. Die Abgeordneten find nicht an Bors 
fohriften eines Auftrages gebunden, fondern geben ihre 
Abftimmungen, gemäß den Pflichten gegen ihren 
Randesfürften und ihre Mitbürger überhaupt, nach 
ihrer eigenen Ueberzeugung, wie fie ed vor Gott 
und ihrem Gewiffen zu verantworten gedenfen. 
Auch Fünnen fie weder einen Dritten, noch felbft 
ein Landtages Mitglied beauftragen, in ihrem Namen 
zu flimmen. 

Daneben bleibt ed dem Abgeordneten überlaffen, 
die etwa an ihm für die Ständeverfammlung gelans 
genden befonderen Anliegen weiter zu befördern. 

$. 74. Jedes Mitglied der Ständeverfammlung 
leiftet folgenden Eid: 

„Sc gelobe, die Staatöverfaffung heilig zu 
„halten und in der Ständeverfammlung das 
„unzertrennliche Wohl des Kandesfürften und des 
„Baterlandes, ohne Nebenrüdfichten, nach meiner 
„eigenen Ueberzeugung bei meinen Anträgen und 
„Abftimmungen zu beachten. So wahr mir Öott 
„beife!“ 

6. 75. DieBefchlüffe werden nur in Sitzun⸗ 
gen, denen wenigftens zwei Drittel der ordnungsmäs 
Bigen Anzahl von Mitgliedern beimohnen, und nady 
der abfoluten Stimmen: Mehrheit gefaßt. Wenn 
Gleichheit der Stimmen eintritt, fo ift die Sache 


über das Wahl-Berfahren geändert. Am 13. April 1852 
ift ein »Geſetz, die Wahl der Landflände betreffend, in Ge- 
el der deshalb gefaßten Bundesbefälüffe« 
erlaſſen. 
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in einer folgenden Sitzung zum Vortrage zu bringen. 
Würde auch in diefer Sigung eine Stimmen-Mehrheit 
nicht zu Stande fommen, fo giebt ausnahmsweife die 
Stimme des Vorfigenden den Augfchlag, jedoch muß 
die abweichende Meinung in diefem Falle der Staats- 
regierung mitgetheilt werden. 

8. 76. Die Abitimmungen gefchehen von den 
einzelnen Mitgliedern ohne Rückſicht auf Berfdsieden- 
heit der Stände und der Bezirke. Gleichwohl ift es 
den Abgeordneten eines Standes*) oder eines von 
den Hauptlanden abgefonderten oder entlegenen Be— 
zirfes unbenommen, wenn fie einheflig den Stant, 
aus welchem fie abgeordnet worden, in feinem wohl 
erworbenen Nechten, oder den betreffenden Bezirf 
nach deffen eigenthümlichen Verhältniffen, durch den 
Beſchluß der Mehrheit befchwert erachten, ſich über 
eine GSeparat-Stimme zu vereinigen. 

Eine foldye Standes- oder Bezirfe-Stimme hat 
die Wirfung, daß fie in die von dem Landtage erge- 
hende Erklärung, neben dem Beichluffe der Mehrheit, 
aufgenommen werden muß; — und es bleibt der 
Staatsregierung vorbehalten, die gedachte Erflärung 
in Beziehung auf den betreffenden Stand oder den 
befonderen Bezirf nah) Maßgabe der außer Zweifel 
gefesten eigenthümlichen VBerhältniffe zu berückſichtigen. 

$. 77. Die Berhandlungen der Ständer 
verfammlung follen der Regel nach öffentlich fein. 

Die näheren Beftimmungen über die landſtändiſche 


*) ſ. ©. 138 Note. 
1 * 
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Geſchäftsbehandlung enthält die Geſchäfts⸗Ord— 
nung . 

8. 78. Die Abgeordneten und deren Stellver⸗ 
treter behalten ihre Eigenfchaft für Die landjtändijchen 
Berrichtungen, welche in den nächiten Drei Sahren 
vorfommen werden. In dem dritten Jahre wird, 
ohne weitere Aufforderung von Seiten der 
Staatsregierung zu einer neuen Wahl gefchritten; Doc) 
fönnen bei diefer dieſelben Perfonen wieder gewählt 
werden, 

8. 79. Sie verlieren ihre Eigenſchaft ale 
Abgeordnete früher, wenn 

1) fie nach Maßgabe des $. 67 zur landfländi- 

fchen Vertretung unfähig, oder | 

2) zu einem Staatsdienſte ernannt oder darin 

befördert werden (f. $. 70), oder wenn 

3) der Landesherr die ſtändiſche Berfammlung 

auflöfet (ſ. F. 83). 

In den lebten beiden Fällen dürfen fie von 
Neuem gewählt werden. 

$. 80. Der Landedherr verordnet Die Zuſam— 
menfunft der Stände, fo oft er ſolches zur Erledi— 
gung wichtiger und dringender Randes- Angelegenheiten 
nöthig erachtet. 


*) Die auf den Antrag der Landſtände zu Stande gekom ⸗ 
mene Geſchäftsordnung der Ständeverſammlung vom 16. Febr. 
1831 if am 20. Juli 1848 mit Zuftimmung der Landſtände 
durch eine neue erfegt. Cine Gefhäftsorbnung für die Land» 

fände vom 13. April 1852 iſt »unbeſchadet der fünftigen Zu: 
ſtimmung der Landftände ertheilte. 
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Die Zufammenberufung muß aber wenigitens 
alle drei Jahre geichehen, und es ift alsdann 
dazu, der Negel nach, der Anfang des Monat No— 
vember beſtimmt. 

F. 81. Die Einberufung erfolgt mittelft einer, 
vom Miniiterium des Innern ausgehenden, aflgemeinen 
Befanntmachung in dem Gefebblatte, deren zeitige Be— 
wirfung dem Vorftande des genannten Minijteriums 
als verfaffungsmägige Pflicht obliegt, und wegen deren 
Hintanfegung derfelbe durch den Tandftändifchen Aus— 
ihuß (ſ. $. 102) bei der im $. 100 genannten Ge: 
richtsbehörde anzuflagen ift. 

$. 82. Eine außerordentliche Ständeverfamm: 
fung iſt jedesmal nöthig bei einem Regierung: 
wechfel, dergeftalt, daß die Landftände ohne befondere 
Berufung am vierzehnten Tage nach eingetretener 
Regierungs » Veränderung zufammenfommen. 

$. 83. Der Randesherr Fann die Ständever- 
fammlung vertagen, auch fie auflöfen Die 
Bertagung darf jedoch nicht Über drei Monate dauern, 
und im Falle der Auflöfung des Landtages fol 
hiermit zugleich die Wahl neuer Stände verordnet 
werden, auch deren Einberufung innerhalb der nächiten 
ſechs Monate erfolgen. 

$. 84. Der Landesherr eröffnet und entläßt 
die Ständeverfammlung entweder in eigener Perz 
jon, oder durch einen dazu bevollmächtigten Miniiter 
oder andern Kommiffar. 

$. 85. Die Landtage dürfen der Regel nad) 
nicht über drei Monate dauern, und es ift daher 
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mit den wichtigften Gefchäften der Anfang zu machen. 

$. 86. Die Urfchriften der Landtags» Ab: 
ſchiede nebft den etwa beigefügten befonderen Urfuns 
ben werden in doppelten Eremplaren, wovon dag eine 
für das Staats» und das andere für das landſtändiſche 
Archiv beftimmt ift, von dem Landesheren, auch von 
den Landitänden unterzeichnet und unterfiegelt. Die 
für die Öffentliche Befanntmachung beftimmten Abdrücke 
aber werden in derfelben Form, wie andere Staat—⸗ 
geſetze, ausgefertigt. 

$. 87. Die Mitglieder der Ständever- 
fammlung fönnen während der Dauer des Landtages, 
fowie fehs Wochen vor und nach demfelben, außer 
der Ergreifung auf friſcher verbrecherifcher That, nicht 
anders, ald mit Zuftimmung der Ständeverfammlung 
oder ihres Ausſchuſſes (ſ. $. 102), verhaftet, und 
zu Feiner Zeit wegen Yeußerung ihrer Meinung zur 
Rechenſchaft gezogen werben, den Fall der belei- 
digten Privat- Ehre ausgenommen, 

$. 88. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, 
mit Ausnahme der Prinzen des Kurhaufes, fowie der 
Standesherren, erhalten angemeffene Reife- und 
Tagegelder. Ä 

8. 89. Die Randftände find im Allgemeinen 
berufen, die verfaffungsmäßigen Nechte des Landes 
geltend zu machen und überhaupt das ungertrennliche 
Wohl des Landesheren und des Vaterlandes mit treuer 
Anhänglichfeit an die Grundfüge der Verfaffung mög- 
lichft zu befürden. 

$. 90. Die, in Folge des $. 82 verfammelten 
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Landftände haben insbefondere dahin zu wirfen, daß 
ber Thronfolger bei feinem Negierungs » Antritte 
dem Inhalte des S. 6 gegenwärtiger Berfaffung Ge- 
nüge leifte. 

Sn dem von ihnen hiernächft geleifteten Huldis 
gungs-Eide liegt zugleich die allgemeine Anerfennung 
bed verfaffungsmäßig gefchehenen Regierungs-Antrittes. 

$. 91. Den Fandftänden wird es dereinft oblies 
gen, wegen der nöthig befundenen Maßregeln zur 
Verhinderung einer Thron-Erledigung (f. $. 4) 
oder zur Einleitung der nöthigen Negentfchaft (ſ. $$. 
7 bis 9) geeignete Anträge zu thun. 

$. 92. Die Ständeverfammlung ift befugt, 
über alle Berhältniffe, welche nad ihrem Ermeffen 
auf das Landeswohl weſentlichen Einfluß haben, pie 
zweckdienliche Aufklärung von den landesherrlichen 
Kommiffaren zu begehren. Auch werden in geeig- 
neten Fällen die Borftände der betreffenden 
Miniiterial Departements perfönlich der Stäns 
deverfammlung die gewünfchte Auskunft ertheilen. 

$. 93. Ein jeder, von den Landſtänden zu einer 
vorbereitenden Arbeit oder Gefchäfts-Einleitung gewähl⸗ 
tee Ausſchuß Fann zur Erlangung von Auffchlüffen 
über die ihm vorliegenden Gegenftände mit der kur⸗ 
fürftlichen Landtags-Kommiſſion fich benehmen, oder 
fchriftlihe Mittheilungen von den einfchlägigen Bes 
hörden, und zwar binfichtlich der im $. 144 erwähnten 
Angelegenheiten unmittelbar einziehen, auch die perfüns 
fiche Zuziehung von den dazu fich hHauptfächlich eignenden 
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Staatsbeamten durch die genannte Kommiffion - vers 
anlaffen. 

8. 94. Ohne Einwilligung der Stände fann 
weder dad Staatsgebiet überhaupt, noch ein ein- 
zelner Theil deſſelben mit Schulden oder auf fonftige 
Art belajtet werden (vergleiche übrigens wegen Ver— 
Anderung des Gtaatsgebietd $. 1, und wegen des 
Staatsvermögens $. 142). 

$. 95. Ohne ihre Beiftimmung Fann fein Ge— 
fe gegeben, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch 
erläutert werden. Im Eingange eines jeden Geſetzes 
ift der Tanditändifchen Zuſtimmung ausdrücklich zu 
erwähnen. 

Verordnungen, welche die Handhabung oder 
Vollziehung beftehender Gefege bezwecken, werden von 
der Staatsregierung allein erlaffen. Auch Fann, wenn 
die Fanditände nicht verfammelt find, zu folchen aus— 
nahmsweife erforderlichen Maßregeln, welche bei außer: 
ordentlihen Begebenheiten, wofür die vorhandenen 
Geſetze unzugänglich find, von dem Staatsminijterium 
unter Zuziehung des landjtändifchen Ausſchuſſes Ci. 8. 
102) auf den Antrag der betreffenden Miniiterial- 
Vorftände wefentlich und unaufichieblich zur Sicherheit 
des Staates oder zur Erhaltung der ernſtlich bedroheten 
Öffentlichen Drdnung erklärt werden follten, ungejäumt 
geichritten werden. Hierauf aber wird nad) dem Ans 
trage jenes Ausfchuffes fobald als möglich, die Einbe— 
rufung der Landitände Statt finden, um deren Bei— 
ftimmung zu den in gedachten Fällen erlaffenen Ans 
prdnungen zu erwirfen. 
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8.96. Dispenfationen von den ſchon jekt 
beitehenden gefeblichen VBorfchriften follen nur mit 
größter Vorficht ertheilt werden, und dürfen niemals 
‚gegen die Fünftig ergebenden verfaffungsmäßigen Gefee 
Statt finden, fofern nicht folche in dem Gefebe aus— 
drücklich vorbehalten find. 

$. 97. Die Stände fünnen zu neuen Geſetzen 
fowie zu Abänderung oder Aufhebung der 
beitehenden Borfchriften Anträge machen, 

$. 98. Den Ständen ftehet das Recht der Steu- 
erbewilligung in der dafür feftgefesten Weife CI. 
$. 143 fg.) zu. 

$. 99. Sie dürfen Die begründeten Bitten 
und Befchwerden einzelner Unterthanen, ganzer 
Klaſſen derfelben oder Körperfchaften, infofern folche 
auf allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen Feine 
Abhülfe fanden Ci. $. 35), der einfchlägigen höchſten 
Behörde, oder nad, Befinden dem Landesherrn felbft, 
zur geeigneten Berückfichtigung vorlegen, fowie über 
die in der Landesverwaltung oder der Nechtöpflege 
wahrgenommen Mißbräuche Befchwerde führen, worauf, 
wenn Diefe begründet gefunden wird, vie Abſtellung 
derſelben ohne Verzug erfolgen ſoll. 

$. 100. Die Landſtände find befugt, aber auch 
verpflichtet, Diejenigen Borftände der Minifterien 
oder deren Stellvertreter, welche fich einer Ber: 
letzung der Verfaffung fehuldig gemacht Haben würden, 
vor dem Dber-Appellationd » Gerichte anzuflagen, 
welches fodann ohne Verzug die Unterfuchung einzu- 
leiten, jelbft zu führen und nach deren Beendigung 
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in voller Verfammlung (in pleno) zu erfennen hat. 
Die gegründet befundene Auflage ziehet, wenn nicht 
fhon das Strafslirtheil die Amts-Entfegung des Ans 
geflagten ausfpricht, jedenfalls deffen Entferunng vom 
Amte nach fich. 

Nach gefälltem Urtheile findet unter den gefeh- 
lichen Erforderniffen die Wiederaufnahme der Unter: 
ſuchung fowie das Rechtsmittel der Reftitution Statt. 

$. 101. Auch ftehet den Kandftänden und deren 
Ausichuffe (I. F. 102) die Befugniß zu, gegen andere 
Beamte, fi eine der im $. 61 genannten Verge— 
hungen zu Schulden fommen ließen, die gerichtliche 
Unterfuchung, infofern diefe nicht fchon eingeleitet fein 
follte, auf geeignete Weife zu veranlaffen. 

6. 102. Bor der PVerabfchiedung, Bertagung 
oder Auflöfung eines jedesmaligen Landtages haben 
die Stände aus ihrer Mitte einen Ausfhuß von 
drei bis fünf Mitgliedern zu wählen, welcher bis zum 
nächiten Landtage über die Vollziehung des Landtages 
Abſchiede zu wachen und dabei in der verfaffungs- 
mäßigen Weife thätig zu fein, auch fonjt dad land⸗ 
ftändifche Sntereffe wahrzunehmen, fowie die ihm nad) 
der jedesmal befonders zu ertheilenden Inſtruktion, 
weiter obliegenden Gefchäfte im Namen der Landitände zu 
verrichten hat. 

Der Ausihuß wählt aus — Mitte einen 
Vorſtand, und kann in Fällen, in welchen er es für 
nöthig findet, noch andere ſtändiſche Mitglieder zu 
Rathe ziehen, auch nach dem Abgange eines Mitgliedes 
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fih aus der Zahl der Mitglieder der lehten Ständer 
verfammlung ergänzen. 

Die Mehrzahl der Mitglieder des Ausfchuffes 
darf nicht aus Staats⸗ oder wirflihen Hof-Dienern 
beftehen, 

$. 103. Die Landftände find auch befugt, einen 
Landfyndifus, als beftändigen Gefretar, 
auf deffen Kebengzeit anzunehmen. Diefer muß ein 
Rechtsgelehrter von bewährter wiffenfchaftlicher Tüchs 
tigfeit und erprobter moralifcher Würdigfeit, auch 
wenigitens dreißig Sahre alt fein. Bon der bewirften 
Wahl des Landſyndikus gefchieht dem Landesherrn 
Anzeige, welcher dbenfelben, wenn gegen deſſen Perfon 
nichts zu erinnern ijt, beftätiget. 

Mit diefem Amte iſt jeder andere Staatsdienft, 
fowie jeder andere Ermwerbsberuf, unvereinbar. 

Der Gehalt des Landfyndifus wird von den 
Landſtänden beftimmt; deſſen fonftige Dienftverhältniffe 
richten fich nach dem Staatsdienftgefehe. 

6. 104. Der Landfyndifus führt dag Proto— 
Foll in der Ständeverfammlung und ift der 
Konfulent des landftändifchen Ausſchuſſes (ſ. $. 
102). Er hat fowohl jener, ald diefem, über alle 
vorfommenden Gegenftände, fo oft es verlangt wird, 
die nöthigen Nachrichten und Gutachten fchriftlich und 
mündlich zu ertheilen, das landitändifche Archiv zu 
beauffichtigen. und überhaupt Altes zu thun, was ihm 
nach feiner befonderen Dienftanweifung obliegt, welche 
er, nach feiner Beftätigung, von der Ständeverfamms 
(ung erhält, und worauf er fodann verpflichtet wird. 
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Sein Wohnfis iſt in der Nefidenzitadt, und wo - möglich 
im Berfammlungs- Gebäude - 

8 105. Auf jeden Antrag der Landftände, fowie 
ihres: Ausfchuffes (F. 102), wird eine Beſchluß— 
nahme, und zwar, wenn Diefe dem Antrage nicht 
entipricht, mit Angabe der Gründe thunlicht bald 
erfolgen. 


Achter Abſchnitt. 
Von den oberſten Staatsbehörden. 


$. 106. Für die Staats-Angelegenheiten werden 
als Höchfte Behörden nur beftehen das Geſammt— 
Staatsminifterium und die Vorftände des Minijterial- 
Departements. Durch dieſe wird der Negent in der 
unmittelbaren Ausübung feiner Regierungsrechte unter 
ſtützt. | 

$. 107. Die einzelnen Zweige der Staatsver— 
waltung: die Juſtiz, das Innere, worunter aud 
die Polizei- Verwaltung in ihrem ganzen Umfange 
begriffen ift, das Finanzwefen, das Kriegswe- 
fen, fo weit. folcyes nicht für den Landesherrn ale 
oberſten Mititär-Chef ausfchließlich gehört”), und Die 


*) Gefeß vom 26. October 1848: »Von Gottes Gnaden 
Wir Friedrich Wilhelm der I, Kurfürft ꝛc. ꝛc. erlaffen nad 
Anhörung Unferes. Gefammt - Stantsminifteriums und mit 
einhelliger Zuftimmung der getreuen Landftände folgendes. Ge- 
ſetz: Der im $. 107 der Berfaffungs- Urkunde für den Yan- 
deshern als oberſten Militär- Chef in den Worten: »fomweit 
folches nicht für den Landesherrn als oberflen Militär = Chef 


Bom 5. Januar 1831, 173 


auswärtigen Angelegenheiten, find hinfichtlich: 
der Kompetenz, ſtets jorgfältig von einander abgegrenzt 
zu halten. Keines Ddiefer Departements darf jemals 
ohne einen verantwortlichen VBorftand fein. Ein folcher 
fann zwar zwei Minijterial » Departements, jedoch 
nicht mehrere, zugleich verwalten. Er bleibt aber 
ſtets für jedes derfelben befonders, fowie überhaupt 
hinfichtlih der zum Staatsminifterium Fommenden 
Angelegenheiten feined Departements (vgl. $. 110) 
auch dann, wenn er darüber nicht felbit den Vortrag 
gehalten hat, verantwortlich. 

$. 108, Der Boritand eines jeden Minijterials 
Departementshat die, vom Regenten in Bezug aufdie Re— 
gierung und Verwaltung des Staates ausgehenden Anord— 
nungen und Verfügungen, welche in fein Departement 
einfchlagen, zum Zeichen, daß die betreffende Angelegen- 
heit auf verfaffungsmäßige Weife behandelt worden fei, zu 
fontrafigniren, und ift für die Verfaffungs- und 
Gejegmäßigfeit ihres Inhaltes perfönlich verantwortlich. 
Hinfichtlich derjenigen Angelegenheiten, welche mehrere 
oder jümmtliche Departements betreffen, haben deren 
Vorstände gemeinfchaftlich zu Eontrafigniren, und zwar 
mit perjönliher Werantwortlichfeit eines Jeden für 
die Gegenfiände feines Departements. 

Durch die gedachte Kontrafignatur erhalten folche 


ausſchließlich gehört«, gemachte Vorbehalt wird aufgehoben. 
Urkundlich Unferer allerhöchfteigenpändigen Unterfehrift und 
des beigedrückten Staatöfiegel gegeben zu Eaffel am 26. Octo— 
ber 1848, Friedrich Wilhelm. (St. ©.) Vt. d Orville.« 
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Anordnungen und Verfügungen allgemeine Glaubwür—⸗ 
Digfeit und Vollziehbarkeit. 

$. 109. Für die wichtigeren Angelegenheiten 
der Geſetzgebung können Vorftände der oberen 
Staatsbehörden oder fonit vorzüglich geeignete Staate- 
diener Durch das einfchlägige Minifterial = Departement 
außerordentliche Aufträge zur Vorbereitung der Ent 
würfe ıc. erhalten, auch von demfelben zu den betref- 
fenden Berathungen zugezogen werben. 

$. 110. Die Vorſtände fämmtlicher Minifterials 
Departements, zu welchen. nach Ermeffen des Landes, 
heren noch andere, befonders berufene Staatsdiener 
hinzutreten, bilden das Gefammt-Staatsminis 
ſterium. Diefes hat alle Staats » Angelegenheiten, 
weldye der Iandesherrlichen Entfchliegung bedürfen, 
oder in feinen Sitzungen wegen ihrer Wichtigfeit von 
Seiten der Minijterials Departements zum Vortrage 
gebracht werden, zu berathen. 

In außerordentlihen und zugleich dringenden 
Angelegenheiten des auswärtigen, fowie des Krieges 
Departements. fünnen die betreffenden Vorftände die 
landesherrliche Befchlußnahme, ohne vorgängige Bes 
rathung im gefammten Staatsminijterium, einholen. 

$. 111. Das Gefammt-Staatsminijte- 
rium hat über die Befchwerden gegen Minifterials 
Beichlüffe, und über erhobene Zweifel hinfichtlich der 
gegenfeitigen Kumpetenz einzelner Minifterien zu ents 
fcheiden. 
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Neunter Abfchnitt. 
Bon der Nechtspflege. 


$. 112%. Die Rechtspflege folvonder fans 
desverwaltung fernerhin auf immer getrennt fein. 

$. 113. Niemand kann an der Betretung 
und Berfolgung des Rechtsweges vor den 
Landesgerichten gehindert werden. 

Die Beurtheilung, ob eine Sache zum Gerichtsvers 
fahren fich eigne, gebühret dem Richter nach Maas- 
gabe der allgemeinen Rechtsgrundſätze und folcher 
Geſetze, welche mit Beiftimmung der Landftände werden 
erlaffen werden. 

$. 114. Niemand darf feinem gejeglicen 
Richter, fei es in bürgerlichen oder peinlichen Fällen, 
entzogen werden, es fei denn auf dem regelmäßigen 
Wege nach den Grundfägen des beitehenden Rechtes 
durch das zuftändige obere Gericht. 

Es dürfen demnach außerordentliche Kommiffionen 
oder Gerichtshöfe, unter welcher Benennung es fei, 
nie eingeführt werden. Gegen Eivil- Perfonen finder 
die Militärs Gerichtsbarfeit nur in dem Falle, wenn 
der Kriegszuftand erflärt ift, und zwar nur innerhalb 
der gefetlich beitimmten Grenzen, Statt. 

Würde die Zahl der gewöhnlichen Mitglieder 
des zuftändigen Gerichte für außerordentliche und 
dringende Fälle (z. B. bei öffentlichen Ruheſtörungen) 
nicht hinreichen, um folche gehörig und mit der nd- 
thigen Befchleunigung zu behandeln; fo foll alsdann 
durch das Zuftiz- Minifterium die erforderliche Beihülfe 
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durch hinzutretende Mitglieder anderer Gerichte ver- 
fchafft werden, 

$. 115. Niemand darf anders, als in den 
durch die Geſetze beitimmten Fällen und Formen, zur 
gerichtlichen Unterfuchung gezogen, zu gefänglicher 
Haft gebradht, darin zürücgehalten, oder geftraft 
werden, 

Jeder Berhaftete muß, wo möglich fofort, jeden- 
falls binnen den nächſten 48 Stunden, von der Ur: 
fache feiner Verhaftung in Kenntniß gejebt und durch 
einen Gerichtöbeamten verhört werden. 

Geſchah die Verhaftung nicht von der zum weiteren 

Berfahren zuftändigen Gerichtsbehörde, fo foll der 
Berhaftete ohne Verzug an diefe abgeliefert werden. 
Ä $. 116. Jeder Angefchuldigte foll, wofern 
nicht dringende Anzeigen eines fchweren peinlichen 
Verbrechens wider ihn vorliegen, der Regel nach gegen 
Stellung einer angemeffenen, durch das Gericht zu 
beitimmenden Raution feiner Haft ohne Verzug 
entlaffen werden. 

Alle Urtheile über pofitifche und Preßs Vergehen 
folen mit den Entjcheidungsgründen öffentlich befannt 
gemacht werden, fo weit nicht etwa eine Begnadigung 
des DVerurtheilten erfolgt, oder ein Privat -Beleidigter 
dagegen Widerfpruch einlegt, auch nicht ein Öffentliches 
Aergerniß daraus entjtehen würde, 

$$. 117. Die Hausfuchung findet nur auf 
Verfügung des zuftändigen Gerichtes oder der Orts— 
Dbrigfeit in den gefeglich bejtimmten Fällen und 
Formen Statt. - 
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$. 118. Keinem Angefchuldigten darf das Recht 
der Befhwerdeführung während der Unterfuchung, 
das Recht der Bertheidigung, vder der verlangte 
Urtheilſpruch verfagt werden. 

$. 119. Der Verhaftete iſt berechtigt, unter 
der geeigneten gerichtlichen Aufficht mündlich oder fchrift- 
lich über feine amilien » Angelegenheiten mit feinen 
Angehörigen ſich zu benehmen, aud während ber 
Unterfuchung aus feinen eigenen Mitteln beffere, als 
die gewöhnliche Koft fich zu verfchaffen. 

Wegen Mißbrauches oder aus fonftigen wichtigen 
Gründen Fann diefe Berechtigung vom Gerichte unter: 
jagt werden, 

$. 120. Damit eine unparteiifche, tüchtige und 
unverzögerte Rechtshülfe erwartet werden Fünne, fol 
die Zahl der Mitglieder der Gerichte geiehlid) 
beftimmt*), und jedes Gericht voliftändig beſetzt fein. 

$. 121. Das Ober - Appellationsgericht wird nur 
aus mwirflihen Räthen beitehen, die Obergerichte 
follen wenigftend zu zwei Dritteln aus wirffichen 
Rüthen und nur zu einem Drittel aus Beifibern 
beitehen, 

$. 122. Zur Bekleidung des Richter- Amtes 
wird jedenfalls ein Alter von 24 Jahren, in der 
höchiten Inſtanz aber ein Alter von wenigitens dreißig 
Fahren erfordert. 

$. 123, Die Gerichte für die bürgerliche und 
Straf- Rechtspflege find innerhalb der Grenzen ihres 


*) Gefchah durch Geſetz vom 1. Zuli oo. 
1 
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richterlichen Berufes in allen SInftanzen unabhängig. 
Diefelben entfcheiden, ohne irgend eine fremde Ein- 
wirfung , nach den beftehenden Rechten und den vers 
faffungsmäßigen Gefegen. Sie follen in ihrem Ber: 
fahren, namentlich auch in der Vollziehung ihrer Vers 
fügungen und Urtheile — jedoch ohne Eintrag für 
die Verfügungen der höheren Gerichtsbehörden, und 
unbefchadet des landesherrlichen Begnadigungs » Rechtes 
(ſ. $. 126) — gefchüßt, ‚und foll ihnen hierzu von 
allen Civil» und Militärs Behörden der gebührende 
Beiftand geleiftet werden, 

Das Edift vom 26. November 1743 bleibt hin- 
fichtlich der Beftimmungen über die Selbftftändig- 
feit der Rechtspflege auch fernerhin in Kraft, 
und zwar mit deren ausdrüclicher Ausdehnung auf 
die Strafrechtöpflege. 

§. 124. Die Berhältniffe der Staats-Ans 
wälte, als Vertreter des Staates und der Landes— 
herrfchaft in den flreitigen Rechtsſachen, werden durch 
ein Geſetz näher feftgeftellt werden, 

$. 125. Gemeinden und Körperfchaften 
bedürfen zu einer Klage gegen den Staats - Anwalt 
zwar nicht der Ermächtigung einer Verwaltungs - Ber 
hörde; indeffen foll derjenigen Behörde, weldyer die 
obere Aufficht auf die Verwaltung des &emeinde- 
oder Körperfchafts- Vermögen zuftehet, mit Ausnahme 
eiliger Fälle (z. B. wegen des jüngiten Beſitzes), 
ſechs Wochen vor Anftellung der Klage Anzeige ges 


*) Iſt geſchehen durch Geſetz vom 11. Zul 1832. 
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ichehen, um etwa einen vorgäfgigen DVerfuch der Güte 
einleiten zu Fünnen. 

$. 126. Der Landesherr ift befugt, Strafen 
zu erlaffen oder zu mildern. 

Derfelbe wird bei der Ausübung des Rechtes 
der Begnadigung oder Abolition darauf Rückficht nehmen, 
daß dem wirflihen Anfehen der Strafgefebe nicht 
zu nahe getreten werde. 

Eine gerechtliche Unterfuchung, welche wegen 
Dienftvergehungen von den Landftänden oder deren 
Ausichuffe veranlaßt oder von der dem angefchufdigten 
Staatsdiener vorgefesten Behörde oder dem oberen 
Gerichte eingeleitet oder angemeffen befunden ift, wird 
niemals im Wege der Gnade niedergefchlagen werden. 

Ausgenommen von dem landesherrlichen Nechte 
der Begnadigung und Nbolition überhaupt find Die 
Fälle, welche eine Verlegung der Verfaffung oder 
eine auf deren Umfturz gerichtete Unternehmung be— 
treffen. 

$. 127. Ein Fünftig zur Entfegung vom Amte 
gerichtlich verurtheilter Staatsdiener kann, felbft 
nach erlangter Begnadigung, weder feine bisherige 
Stelle wieder erhalten, noch in einem anderen Suftizs 
vder Staatsverwaltungs-Amte angeitellt werden, fofern 
nicht in Hinficht auf Wicderanjtellung das gerichtliche 
Erfenntniß einen ausdrücdlichen Vorbehalt zu Gunften 
des Berurtheilten enthält. 

$. 128. Die Konfisfation kann Fünftig nur 
bei einzelnen Saden, weldye als Gegenjtand oder 
Werkzeug einer Bergehung gedient haben, Statt finden, 

12 * 
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Eine aflgemeine Bermögens-Konftsfation tritt in feinem 
Falle ein. 

F. 129. Moratorien dürfen nicht ertheilt 
werden, 

$. 130. Die Rechtspflege ſoll auf eine der 
Gleichheit vor dem Rechte entiprechende Weiſe 
zwecfmäßig eingerichtet werden. und fomit die Aufhes 
bung der privilegirten perfünlichen Gerichtsitände 
unter den bundesgefeglichen und anderen geeigneten 
Ausnahmeu erfolgen. 

$. 131. Die wichtigeren Angelegenheiten der 
Bormundfchaften und perfünlihen Kuratelen folten 
fünftig unter Mitwirfung von Familienräthen 
nach deshalb zu erlaffenden gefehlichen Vorfchriften be- 
forgt werben. 


Zehnter Abfchnitt. 
Bon den Kirchen, den Unterrichts : Anftalten 
und den milden Stiftungen. Ä 


$. 132. Alle im Staate anerkannten Kirchen 
genießen gleichen Schuß deffelben. Ihren verfaffungs« 
mäßigen Befchlüffen bleiben die Sachen des Glaubens 
und der Liturgie überlaffen. 

$. 133. Die Staatsregierung übt die unver 
äußerlihen hoheitlihen Rechte des Schutzes 
und der Dberaufficht über die Kirchen in ihrem 
vollen Umfange aus. 

$. 134. Die unmitelbare und mittelbare Auds 
übung der Kirchengewalt über die evangeliihen 


Bom 5. Januar 1831. 181 


Glaubensparteien verbleibt, wie biöher, dem 
Landesherrn. Doch muß bei dem Lebertritte deffelben 
zu einer anderen, als evangeliichen Kirdye die alddann 
zur Beruhigung der Gewiſſen gereichende Befchränfung 
diefer Gewalt mit den Landitänden ohne Auffchub 
näher feftgeftellt werden. 

Ueberhaupt aber wird in liturgifhen Sachen der 
evangelifchen Kirchen Feine Neuerung ohne die Zuftim- 
mung einer Synode Statt finden, welche von der 
Staatsregierung berufen wird. 

$. 135. Für das befondere Verhältniß der 
katholiſchen Kirche zu der Staatsgewalt dienen 
folgende Beitimmungen zur Richtfchnur: 

a) In Anfehung des Firchlichen Cenfurs und Straf—⸗ 
rechtes, fomwie des bifchöflichen Amts. Einfluffes 
auf die Unterrichtds Anftalten bleibt das (mit 
dem vormaligen bifchöflichen General Bifariat zu 
Fulda verabredete) Regulativ vom 31. Auguft 
1829 ferner in Kraft. 

b) Die von dem Biſchof und den übrigen katholi⸗ 
ſchen Kirchen-Behörden ausgehenden allgemei— 
nen Anordnungen, Kreisſsſchreiben und ders 
gleihen allgemeinen Erlaffe an bie GeiftlichFeit 
und Didzefanen, welche nicht reine Glaubens— 
und Firchliche Lehrfachen betreffen, oder Durch 
welche vdiefelben zu Etwas verbunden werden 
jollen, was nicht ganz in dem eigenthümlichen 
MWirfungsfreife der Kirche liegt, bedürfen der 
Genehmigung des Staates, und Fünnen nur mit 
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folcher Fund gemacht und in Ausführung gebracht 
werden, 


ce) Solche allgemeine Erlaffe der Kirchen-Be— 


hörde, weldhe rein geiftlihe Gegenftände 
betreffen, find der einfchlägigen Staatsbehörde 
zur Einficht vorzulegen, und diefe wird die Be- 
fanntmachung nicht hindern, wenn der Inhalt 


‚feinen Nachtheil dem Staate bringen würde. 
d) Bon alten bifhöflichen, unmittelbaren oder 


e 


— 


$. 


mittelbaren Kommunifationen mit dem 
päbftlihen Stuhle, welche nicht etwa ledigs 
lich in Beziehung auf einzelne Fälle der eigent- 
lichen Seelforge oder auf gewöhnliche, der römis 
fchen Kurie unftreitig zulommende Dispenfationen 
beabfichtigt werden möchten, noch blos in Glück—⸗ 
wünſchungs-, Danffagungs- und anderen ders 
gleichen Geremonial-Schreiben beftehen, wird die 
Staatsregierung durch den landesherrlichen Bes 
vollmächtigten bei dem Bisthume nad) wie vor 
Einficht nehmen laſſen. 

Sn allen Fällen, wo ein Mißbrauch der 
geiſtlichen Gewalt Statt findet, bleibt die 
Befchwerde oder der Rekurs ebenwohl an die 
Landesbehörden offen, jedoch, was das geijtliche 
Derfonal in feinem Berufe angehet, erft alsdann, 
wenn ein bei der zuftändigen oberen Kirchenbe- 
hörde gefchehener Verſuch zur gebührenden Abs 
hülfe als erfolglos dargethan oder in fo fern 
etwa Gefahr bei dem Verzuge fein würde, 
136. Der Staat gewährt den Geiftlichen 
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jede, zur Erfüllung ihrer Berufsgefchäfte erforderliche, 
gefeglihe Unterſtützung, und ſchützt fie in dem 
Genuffe der Achtung und Auszeichnung, welche ihrer 
vom Staate anerkannten Amtswürde gebühret. 

Hinfichtlich ihrer bürgerlihen Handlungen 
und Berhältniffe find diefelben der weltlichen Dbrigfeit 
unterworfen. 

$. 137. Für den Öffentlihen Unterricht, 
jonach die Erhaltung und Vervollkommnung der nie- 
deren und höheren Bildungs-Anftalten, und namentlich 
der Randes-Univerfität, fowie der Landſchullehrer-Se— 
minare, ijt zu allen Zeiten nach Kräften zu forgen. 

6. 138. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, 
fie mögen für den Kultus, den Unterricht oder Die 
Wohlthätigkeit beitimmt fein, ftehen unter dem befon- 
deren Schuße des Staates, und das Vermögen oder 
Einfommen derfelben darf unter feinem Vorwande 
zum Staatsvermögen eingezogen oder für andere als die 
itiftungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Nur in dem Falle, wo der fliftungsmäßige Zweck 
nicht mehr zu. erreichen ftehet, darf eine Verwendung 
zu anderen ähnlichen Zweden mit Zuftimmung der 
Berheiligten, und, fo fern öffentliche Anitalten in Ber 
tracht fommen, mit Bewilligung der Landftände erfolgen. 


Elfter Abfchnitt. 
Bon dem Staatshbausbalte. 


$. 139. Zum Staatsvermögen gehören 
vornehmlich die bisher bei den Finanz» und. anderen 
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Staatsbehörden verwalteten oder nad, erfolgter Feit- 
ftelung Diefes Vermögens zur Staatdverwaltung übers 
gehenden Gebäude, Domanial- (Kammers) Güter 
und Gefälle, Forite, Sagden, Filchereien, Berge, 
Hüttens und Salzwerfe, auch Fabrifen, nugbaren Res 
galien und Rechte, Kapitalien und fonflige Werth: 
gegenftände, welche ihrer Natur und Beſtimmung 
nach als Staatsgut zu betrachten find, oder aus Mitteln 
des Staates oder zum Ötaatsvermögen erworben 
fein werden. 

$. 140. Das Staatsvermögen ſoll vollitändig 
verzeichnet, und hierbei fowie bei deffen näherer 
Feftitelung der Inhalt derjenigen Bereinbarungen 
mit zum Grunde gelegt werden, welche binfichtlich 
der Sonderung des Staatsvermögend vom Fideifommiß- 
Vermögen des Furfürftlichen Haufes, ſowie hinſichtlich 
ded Bedarfes für den Furfürjtlihen Hof, mit den 
bermal verfammelten Landjtänden getroffen find, und 
hiermit unter den Schutz dieſer Verfaſſung geitellt 
werden, | 

$. 141. Für den in der betreffenden Berein- 
barung fefigefegten Bedarf des Furfürftliden 
Hofes an Geld und Naturalien bleiben die Dazu 
durch Diefelbe vorbehaltenen Domänen und Gefälle 
auf immer bejtimmt. Diefe werden aber deflenunge- 
achtet auch ferner durch die Staats. Kinanzbehdrden 
ganz fo, wie das übrige DomanialsBermögen verwaltet; 
beren Ertrag fließet in die Staatsfaffe, und hinfichtlich 
ihrer Veräußerung finden die Beftimmungen des füls 
genden Paragraphen ebeuwohl Anwendung. 
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8. 142. Das Staatsvermögen ift ſtets in 
feinen wefentlichen Beftandtheilen zu erhalten, und 
fann daher ohne Cinwilligung der Stände weder 
durch Beräußerung vermindert, noch mit Schulden, 
oder fonjt einer bleibenden Laſt befchwert werden. 

Unter dem Veräußerungs-Verbote aber find dies 
jenigen Veränderungen nicht begriffen, welche bei ein- 
zelnen Befigungen zur Beförderung der Landeskultur, 
oder fonft zur Wohlfahrt des Staates und Entfernung 
mwahrgenommener Nachtheile, durch Berfauf, Austaufch, 
Bererbleihbung, Ablöfung oder Ummandlung in ftändige 
Renten, oder in Kolge eines gerichtlichen Urtheiles, 
nothwendig oder gut befunden werden follten. Der 
Erlös und überhaupt alles Auffommen aus veräußerten 
Befiyungen diefer Art muß jederzeit wider zum Grund: 
ſtock gefchlagen, und fo bald als thunfich, zur Er- 
werbung neuer Befigungen, oder auch zur Verbefferung 
der vorhandenen Domänen und Erhöhung ihres Er— 
traged verwendet werden, worüber demnächit den Land: 
jtänden oder deren Ausfchuffe eine genaue Nachwei— 
fung gefchiehet. 

Aud die künftig Heimfallenden Lehen werden 
zum Ötaatsgut gehören. Gleichwohl bleibt der Regent 
berechtigt, die während der Dauer feiner Regierung 
beimgefaltenen Lehen an Glieder des Furfürtlichen 
Hauſes oder der heſſiſchen (ehemals reichsunmittelbaren, 
althefiiichen und fcehaumburgifchen) Ritterfchaft, oder 
zur Belohnung von kundbar ausgezeichneten Berdieniten 
um den Staat, wieder zu verleihen. 

$. 143, Die Stände haben für Aufbrin- 
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gung dedordentlihenundaußerordentlichen 
Staatsbedarfes, fo weit die Übrigen Hülfsmittel 
zu deffen Decfung nicht Hinreichen, durch Verwilligung 
von Abgaben zu jorgen. Ohne landſtändiſche Bewil—⸗ 
figung kann vom Sahre 1831: an weder in Kriege 
noch in Friedengzeiten eine Direfte oder indirekte Steuer, 
fo wenig, als irgend eine fonftige Landes⸗Abgabe, fie 
habe Namen, welchen fie wolle, ausgefchrieben oder 
erhoben werden, vorbehaltlich der Einziehung aller 
Steuern und anderer Landes» Einfünfte von den Vor: 
jahren, auch unbefchadet der im $. 160 enthaltenen 
vorläufigen Beſtimmung. | 

$. 144. Die Berwilligung des ordentlichen 
Staatsbedarfes erfolgt in der Negel für die nächiten 
drei Jahre. Es ift zu diefem Zwecke der Ständer 
verfammlung der Voranſchlag, welcher die Eins 
nahmen und Ausgaben für diefe Jahre mit thunlichiter 
Vollſtändigkeit und Genauigfeit enthalten muß, zeitig 
vorzulegen. Zugleich muß die Nothwendigfeit oder 
Rüglichfeit der zu machenden Ausgaben nachgewiefen, 
dad Bedürfniß der vorgefchlagenen Abgaben, unter 
welcher Benennung folche irgend vorfommen mögen, 
gezeigt, auch von den betreffenden Behörden diejenige 
Auskunft und Nachweifung aus den Belegen, Akten, 
Büchern und Literalien gegeben werden, welche bie 
Stände in diefer Beziehung zu begehren fich veranlaßt 
fehen könnten. 

Ueber die Verwendung des dem furfürftfichen Hofe 
aus den Domanial-Einfünften zufommenden Betrages 

(ſ. 8.141) findet jedoch Feinerlei Nachweifung Statt. 


Bom 5. Januar 1831. 187 


$. 145. Ueber die möglich befte Art der Auf- 
bringung und Vertheilung der, für den ermit- 
telten Staatsbedarf neben den übrigen Einnahmequellen 
noch erforderlichen, Abgabenbeträge haben die 
Landftände, nach vorgängiger Prüfung der deshalb 
von der Staatsregierung gefchehenen oder nad Ber 
finden weiter zu begehrenden Vorfchläge, die geeigneten 
Beichlüffe zu nehmen. 

$. 146. In den Ausfchreiben und Verordnungen, 
weldye Steuern und andere Abgaben betreffen, fol 
die landftändifhe VBermilligung beſonders er⸗ 
wähnt ſein, ohne welche weder die Erheber zur Ein— 
for derung berechtigt, noch die Pflichtigen zur Ent— 
richtung fchuldig find, 

$. 147. Die Auflagen für den ordentlichen 
Staatsbedarf, infofern fie nicht ausdrücklich blos für 
einen vorübergehenden und bereits erreichten Zweck 
beftimmt waren, dürfen nah Ablauf der Ber 
willigungszeit noch ſechs Monate fort er 
hoben werden, wenn etwa die Zufammenfunft der 
Landftände durch außerordentliche Ereigniffe gehindert 
oder die Ständeverfammlung aufgelöft ift, ehe ein 
neues Finanzgefeh zu Stande fommt, oder wenn die 
in diejer Hinficht nöthige Befchlußnahme der Land- 
ftände fich verzögert. 

Diefe ſechs Monate werden jedoch in die neue 
Finanz» Periode eingerechnet. 

$. 148. Für Diejenigen Grundſtücke, weldye 
früherhin als eremte Güter, oder fonft wegen ihrer 
befonderen. Berhältuiffe mit Feiner, oder mit einer 
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geringeren, als der gewöhnlichen Grundfteuer bes 
legt waren, werden die gefeßlichen Vorfchriften wegen 
der bisherigen. Eremtenfteuer, und beziehungsweife 
ter für Die Erbleihes und dergleichen befonders be: 
lafteten Güter bisher gefeßliche Zuftand, To lange 
beibehalten, bis die, nach Möglichkeit zu befdyleus 
nigende, gleichmäßige Befteuerung, unter Zus 
fiherung einer angemeffenen Entfhädigung für Die 
bisherigen rechtmäßigen SteuersFreiheiten und Vorzüge, 
gefeglich eingeführt fein wird. | 
$. 149. Die Güter der Kirchen und Pfar— 
reien, der öffentlihenUnterrihts-Anftalten 
und der milden Stiftungen bleiben, fo lange fie 
fidh in deren Eigenthume befinden, von Steuern bes 
freit. Diefe Steuerfreiheit erjtrecft ſich jedoch nicht 
auf diejenigen Grundſtücke, welche bisher fehon feuer: 
pflichtig waren, oder nach Verkündung diefer Verfaſſung 
von ihnen erworben werden. | 
$. 150. Die Gründjtüce, welche von der lan 
desherrfchaft zu eigenem Gebraudye oder von 
Gliedern des Kurhaufes erworben find oder 
werden, bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindlichkeit. 
8. 151. Die gefeglich in Rückficht ihres ber 
maligen Befigers fteuerfreien Grundſtücke verlieren 
diefe Eigenfchaft, fobald fie in. Privat» Eigenthum 
übergeben. Ä 
$. 152. Bei der im $. 144 erwähnten Vorlegung 
des Boranfchlages für die nächften drei Jahre muß zugleich 
die Verwendung des Staats Einfommens 
zu den. beflimmten Zweden für bie feit Anfang bed 
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Jahres 1831 verfloffenen einzelnen Rechnungsjahre, 
fo weit fie noch nicht ihre volle Erledigung bei dem 
Landtage erhalten Haben, nachgewiefen werden. 


Jwölfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 153. Zur Annahme einer in Vorfchlag ges 
brachten Abänderung oder Erläuterung ber 
gegenwärtigen Berfaffungs-Urfunde ift entweder 
völlige Stimmen »Einhefligkeit der auf dem Landtage 
anwefenden ftändifchen Mitglieder, oder eine, auf 
zwei nach einander folgenden Landtagen fich ausfpres 
chende Stimmen: Mehrheit von drei Bierteln derfelben 
erforderlich. 

$. 154. Sollten dereinft etwa zwifchen Der 
Staatsregierung und den Landftänden über den Sinn 
einzelner Beftimmungen der Berfaffungs 
Urkunde oder der für Beftandtheile derfelben erklärten 
Geſetze Zweifel fi erheben, und würde wider 
Berhoffen eine Berftändigung darüber nicht erfolgen; 
fo muß der zweifelhafte Punft bei einem Kompromiß- 
Gerichte zur Entfcheidung gebracht werden, Diefes 
wird zufammengefegt aus ſechs unbefcholtenen, der 
Rechte und der Verfaffung Fundigen, wenigftens dreißig 
Fahr alten Snländern, von welden drei durch die 
Regierung und drei durch die Stände zu wählen find. 
Niemand darf die auf ihn gefallene Wahl ohne Hins 
reichende Entfchuldigungsgründe, welche die wählende 
Partei zu beurtheilen hat, ausjchlagen. 
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Das Kompromiß » Gericht wählt fodann aus feiner 
Mitte durch das Loos einen Vorſitzenden mit ent 
fcheidender Stimme im Falle der Stimmen » Gleichheit. 

$. 155. Alte gefegliche Beftimmungen und andere 
Anordnungen jeder Art, welche mit dem Ssnhalte 
der gegenwärtigen Verfaſſungs-Urkunde und der für 
Beſtandtheile derfelben erklärten Gefebe im Wider 
fpruche ftehen, find hierdurch aufgehoben. 

$. 156. Diefe Verfaffungd-Urfunde tritt 
in ihrem ganzen Umfange fofort nach ihrer Verkün— 
dDigung in Kraft und Wirkffamfeit, und muß ohne 
Verzug von allen Staatsdienern des geiftlichen und 
weltlihen, fowohl des Militärs ale Civil- Standes, 
fowie von allen Unterthanen männlichen Gefchlechts, 
welche das achtzehnte Fahr erreicht haben, bejchworen 
werden. | 
Die oberften Staatsbeamten ftellen Über die von 
ihnen gefchehene eidliche Angelobung noch einen bes 
fonderen Revers aus, weldher im landſtändiſchen 
Archive niederzulegen ift. 

$. 157. Eine gleichlautende Ausfertigung ger 
genmwärtiger Berfaffungs-Urfunde wird der hohen Deuts 
hen Bundesverfammlung mit dem Erfuchen 
um Uebernahme der bundeögefeglichen Garantie über— 
reicht werden. 


Dreizehnter Abfchnitt. 


(Die $$. 158 bis 160 enthalten nur vorüber— 
ehende Beitimmungen.) 
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Es ift Unfer unabänderliher Wille, daß die 
vorjtehenden Beitimmungen, welche Wir ftets aufrecht 
erhalten werden, als bleibende Grundverfaffung Uns 
ferer Lande auch von jedem Nachfolger in der Res 
gierung zu allen Zeiten treu und unverbrüchlich be- 
obachtet, und überhaupt wider Eingriffe und Were 
legungen jeder Art gefchüßt werden. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und 
ded beigedrückten Staatsfiegels gegeben zu 

MWilhelmshöhe am 5. Sanuar 1831. 

a Kurfürft. 
St. ©.) 
* Ne. v. Meyſenbug. 


Verordnung 
vom 13. April 1852, 
wodurch der über Die kurheſſiſchen Verfaffungs- 


Angelegenheiten gelaite BON ver: 
fündigt wird. 





Don Gottes Gnaden Wir Friedrih Wilhelm 
der I. Kurfürft ꝛc. ꝛc. 
thun hiermit fund: 
Die deutfche Bundesverfammlung hat in ihrer 
— Sitzung dieſes Jahres folgenden Beſchluß 
gefaßt: 
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1) Die Bundesverfammlung ertheilt den zur Wie— 


2) 


derherftellung der Ruhe und Ordnung im Kur- 
fürftenthum Heſſen getroffenen Maaßregeln der 
durch die Kaiferlich Königlich Defterreichifche und 
die Königliche. Preußifche Regierung: beitefiten 
Bundescommiffäre ihre. Genehmigung. 

Sie erklärt, Eraft der nach Artikel 61 und 27 
der Wiener Schlußacte ihe zu ftehender Compe- 
tenz, indem fie in dem Mangel einer bundesge- 
fegmäffigen Ordnung der Berfaffungsverhältniffe 
des Kurfürſtenthums die Veranlaffung der einges 
tretenen Unruhen erfennt, daß die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 5. Sanuar 1831 nebft den in den 
Sahren 1848 und 1849 dazu gegebenen Erläus 
terungen und daran vorgenommen Abänderungen 
und fammt dem Wahlgefege von 5. April 1849 
in ihrem wefentlichen, jedody von dem übrigen 
nicht wohl zu trennenden Inhalte mit ven Grund: 
gefegen des deutfchen Bundes, insbefondere mit 
den Vorſchriften der Artikel 54,57 nnd 58 ber 
Wiener Schlußacte nicht vereinbar, und daher 
auffer Wirffammfeit zu fehen ift. 


3) Dem gemäß und nach der über die Revifion 


diefer Verfaffung zwifchen der Kurfürftlichen Res 
gierung und den Bundescommiffären ftattgehabten 
Berathung wird die Kurfürftlich Hefliihe Regie 
rung aufgefordert, nachdem von ihr der Inhalt 
des vorftehenden Ausfchußberichts in Erwägung 
gezogen fein wird, eine dem Reſultate dieſer 
Berathung entfprechende revidirte Verfaffung für 


4) 


5 


— 


6) 
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das Kurfürjtenehum Heffen nebit Wahlgeſetz und 
Gefchäftsordnung, an die Stelle der feitherigen, 
ohne Zögerung als Gefes zu publiciren, Dies 
jelbe der in Gemäßheit diefer Verfaſſung und 
des Wahlgefeges einzuberufenden Ständeverfamms 
fung zur Erflärung vorzulegen und von dem 
Refultate diefer Erklärung, eventuell der etwai- 
gen weiteren Berhandlung, bei der demnächitigen 
Nachfuhung der Garantie des deutfchen Bundes 
für die revidirte Verfaſſung des Kurfürſten— 
thums, der Bundesverfammlung Mittheilung zu 
machen. 
die Bundesverfammlung ertheilt jedoch dem Ent: 
mwurfe der revidirten Verfaffung zur Zeit nur im 
Allgemeinen ihre Zuftimmung, ohne über eine 
Billigung aller in demjelben enthaltenen einzelnen 
Beſtimmungen ſich augzufprechen, 
Die Kurfürſtliche Regierung wird erſucht, über 
den Erfolg der zur Befeſtigung der wieder her— 
geſtellten geſetzlichen Ordnung getroffenen Maaß— 
regeln, ſowie über die Beendigung des verhängten 
Kriegszuſtandes, ſobald ſolche für zuläſſig erkannt 
ſein wird, demnächſt nähere Mittheilungen an 
die Bundesverſammlung gelangen zu laſſen. 
Nah Maaßgabe der ad 3 und 5 dieſes Ber 
ſchluſſes zu erwartenden Mittheilungen behält 
fih die Bundesverfammlung in Nürfficht ihrer 
Einwirkung auf eine beruhigende definitive Erfe- 
digung der Berfaffungsangelegenheit des Kurfür- 
ttenthums die weitere Beſchlußnahme vor. 

13 
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7) Der Kaiferlidh Königlich Deiterreichifchen Regie— 


8 


— 


rung und der Königlich Preuſſiſchen Regierung 
ſpricht die Bundesverſammlung ihren Dank aus 
für die förderativen Geſinnungen, mit welchen 
beide Allerhöchſten Regierungen der Leitung dieſer 
wichtigen Angelegenheit bis zu ihrer Erledigung 
durch die Bundesverſammlung ſich unterzogen 
haben, indem ſie damit das Erſuchen verbindet, 
den beſtellt geweſenen Commiſſären die vollſte 
Anerkennung der Bundesverſammlung für die Um— 
ſicht, Unparteilichkeit und Sachkunde zu erkennen 
zu geben, womit ſie die ihnen geſtellte ſchwierige 
Aufgabe gelöſtt haben. 

Die betreffenden Herren Bundestagsgeſandten 
werden erfucht, dieſen Befchluß zur Kenntniß 
ihrer höchſten Regierungen zu bringen. 


——— ——— — — 


Indem wir dieſen Bundesbeſchluß zur allgemeinen 


Darnachachtung verkündigen, erlaſſen Wir zugleich in 
Ausführung deſſelben unter dem heutigen Datum 


die Verfaſſungs-Urkunde, 
das Wahlgeſetz, 
die Geſchäfts-Ordnung für die Landſtände, 


und verordnen, daß der F. 119 der Verfaſſungs-Urkunde 
vorläufig außer Wirkſamkeit bleiben ſoll. 


Urkundlich Unſerer Allerhöchſteigenhändigen Un— 


Du A 
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terfchrift und des beigedrückten Staatsſiegels gegeben 
zu Safiel am 13. April 1852. 

Friedrih Wilhelm. 
(St. ©.) 


Ve. Haſſenpflug. Ve. Bolmar Ve Haynan. 
Ve. Baumbad. 


Verfaflungs: Urkunde 
für das 
Kurfürſtenthum Heſſen 
vom 13. April 1852. 


Bon Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm 
der I., Kurfürft ꝛc. ꝛc. 


ertheilen, 


nachdem in Folge der in Unferm Staate einge- 
tretenen Irrungen das Anrufen der Bundeshülfe 
erforderlich geworden und in Folge der Leiſtung 
derjelben diejenige Befchlußnahme der Bundes 
verfammlung jlattgefunden, zu welcher für fie 
durch den Artikel 61 der Wiener Schluß: XActe 
die bundesgeſetzliche Beranlaffung gegeben ift, 


dem gemäß folgende Berfaffungs-Urfunde. 
13 * 
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Erſter Abſchnitt. 


Von dem Gebiete und der Verfaſſung des 
Staates, der Regierungsfolge und 


Hegentfchaft. 


$. 1. Sämmtlide Furbeififhen Lande, 
namentlich Nieder- und Dberheffen, das Großherzugs 
tyum Fulda, die Fürjtenthümer Hersfeld, Hanau, 
Frislar und Sfenburg, die Sraffchaften Ziegenhain 
und Schaumburg, auch die Herrfchaft Zchmalfalden, 
jowie Alles, was etwa noch in der Folge mit Kur: 
heſſen verbunden werden wird, bilden für immer ein 
untheilbahres und unveräußerliches, in einer 
Berfaffung vereinigtes, Ganzes, und einen Beitand- 
theil des deutſchen Bundes. 

Nur gegen einen vollftändigen Erfah an Land 
und Leuten, verbunden mit anderen werentlichen Vor— 
theilen, Fann die Bertaufchung einzelner Theile mit 
Zujtimmung der Landıtände jtattfinden. Von Diefer 
Zuftimmung find jedoch die Verträge über Grenzbe— 
richtigungen ausgenommen. 

$. 2. Die Staatsverfaffung iſt monarchiſch mit 
Landſtänden. 

F. 3. Die Regierung des kurheſſiſchen Staates 
mit deffen jämmtlichen gegenwärtigen und Fünftigen 
Beftandtheilen und Zubehörungen ift erblich vermöge 
leiblicher Abjtammang aus ebenbürtiger Ehe, nad) der 
Linealfolge und dem Rechte der Erjtgeburt, 
mit Ausfchluß der Prinzeffiunen. 


I& 
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$. 4. Der Landesfürjt wird volljährig, fobalt 
er das achtzehnte Jahr zurückgelegt hat. 

$. 5. Die Thronerledigung überträgt auf den 
Thronfolger die Regierung des Landes und wird 
derfelbe bei der VBerfündigung des Regierungs-An— 
tritts, neben Anorduung der Huldigung, die Aufrecht- 
haltung der Fandesverfaffung und Die Regierung ım 
Gemäßheit verfelben, fowie nach den Geſetzen geloben. 

$. 6. Iſt entweder der Regierungsnachfolger 
minderjährig, oder der Kandeshere an der Ausübung 
der Regierung auf längere Zeit verhindert, ohne daß 
dieſer ſelbſt, oder deſſen Borfahr Deshalb genügende 
Vorſorge getroffen hat, oder hat treffen können, ſo 
tritt für die Dauer der Minderjährigkeit oder der ſon— 
tigen Berhinderung eine Negentichaft ein. Dieſe 
gebührt in Beziehung auf den minderjährigen Landesfür— 
jten zunächſt deffen leiblicher Mutter, fo lange dieſelbe fich 
nicht anderweit vermählen wird, und in deren Erman— 
gelung ober bei deren Unfähigkeit zur Regierung dem 
hierzu fähigen nächften Agnaten. Bei der obgedachten 
Verhinderung des Landesherrn fommt die Regentichaft 
deffen Gemahlin zu, wenn aus der gemeinfchaftlichen 
Ehe ein zur unmittelbaren Nachfolge berechtigter, noch 
minderjähriger Prinz vorhanden ift, außerdem aber 
dem zur Regierung fähigen nächften Agnaten. 

$. 7. Die Regentichaft Darf nur in dringenden 
Fällen und nur unter Zuftimmung der nächften Agnaten 
eine Aenderung in der Staatsverfaffung auf verfaflungs: 
mäfligen Wege vornehmen. 
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Zweiter Abfchnitt. 


Bon dem Landesfürften und den Gliedern 
des Fürftenhaufes. 


$. 8. Der Kurfürit vereinigt in fich alle Rechte 
der Staatsgewalt. 

Seine Perſon ijt heilig und unverleglich. 

$. 9. Der Sitz der Regierung fann nicht 
außer Landes verlegt werden. 

$. 10. Alle feſtgeſetzten Apanagen find 
ſtets regelmäßig auszuzahlen. Bei eintretendem ber 
deutenden Zumwachfe von Gebiet, oder bei dem Anfalle 
beträchtlicher Grundbefigungen mit Erlöfchen einer 
Seitenlinie, kann unter Beiftimmung der Landjtände 
die Vermehrung einer dermaligen Apanage, in feinem 
Fulle aber deren Berminderung jtattfinden. 

$. 11. Die Fünftig nöthigen Apanagen 
für nachgeborne Prinzen und unvermählte Prinzefr 
finnen der regierenden Linie werden in eldrenten 
mit Zuftimmung der Landſtände feſtgeſetzt. 

$. 12. Auf gleiche Weife erfolgt die Beitimmung 
der nöthig werdenden Witthümer. 

$. 13. Ueber das Grundeigenthum, welches 
den Prinzen zur Apanage oder fonjt von dem Sans 
desherrn überwiefen, oder irgend eingeräumt, oder 
auf diefelben von väterlicher Seite her oder von Ag. 
naten vererbt oder ſonſt übertragen worden iſt, Fünnen 
die Prinzen in Feiner Art ohne Die landesherrliche 
Bewilligung und hinfichtlich der Apanagegüter ohne 
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Zuftimmung der Landſtände gültig verfügen, es ſei 
‚denn zur Abtretung an den Staat felbit, zur Aug: 
gleichung von Grenz. und anderen Rechtsitreitigfeiten, 
vder zur Ablöfung von Dienften, Zehnten vder Grunds 
zinfen. In folchen Fällen muß aber der empfangene 
Erſatz wieder in inländifchem Grundeigenthume, welches 
ganz die Natur der veräußerten Befigung annimmt 
und an deren Stelle tritt, gehörig angelegt werden. 

$. 14. Die bisher vom Lande bejonders auf: 
gebrachte Ausiteuer der Prinzeffinnen wird in 
den herfümmlichen Beträgen Fünftig aus der Staats— 
faffe geleiftet werden. 


Dritter Abichnitt. 


Bon den Unterthbanen, Gemeinden, Bezirks: 
rätben, Staatödienern, Standesherren und 
ritterfchaftlichen Körperfchaften. 


$. 15. Die Rechte und Pflichten der Unter: 
thanen bejtimmen fich im Allgemeinen nach den bes 
ftehenden Geſetzen. 

$. 16. DieStaatsangehörigfeit (Recht des 
Inländers, Indigenat) ftehet zu vermöge der Geburt 
oder wird befunders erworben Durch ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Aufnahme, und gehet verloren durch 
Auswanderung oder eine dergleichen Handlung. 

Der Genuß der Drtsbürgerrecdhte, fei es 
in Städten oder Landgemeinden, Fann nur Staatsan⸗ 
gehörigen zufommen. 


* 
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F. 17. Ein jeder hat im achtzehnten Lebens- 
jahre den Huldigungseid zu leiſten, mittelft deifen 
er Treue dem Randesherrn und dem Baterlande, 
Beobachtung der Verfaffung und Gehorfam den Ge- 
feßen gelobt. 

8. 18. Das Staatsbürgerrect hört auf: 

1) mit dem Verfufte der Staatsangehörigkeit, umd 

2) mit der rechtsfräftigen Verurtheilung zu einer 
peinfichen Strafe, unbefchadet einer etwa erfol- 
genden Rehabilitation (f. $. IN. 

$. 19. Der Mangeloder Berluftdes&taats- 
bürgerrechts an fich ift ohne Einfluß auf den Unter: 
thanen-Berband, fowie auf die blos bürgerlichen Rechte 
und Pflichten, wenn nicht befondere Gefege eine Aus— 
nahme begründen, 

$. 20. Der Gennß der bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte iſt von dem chriftlichen Glaubens⸗ 
befenntniffe abhängig, vorbehaltlich derjenigen Aus- 
nahmen, welche durch befondere Geſetze beftimmt find. 

$. 21. Sedem Einwohner ſtehet vollfommene 
Freiheit des Gewilfers und ter Neligivnsübung 
zu. Jedoch darf die Religion nie als Vorwand ge 
braucht werden, um ſich irgend einer gefeglichen Ver— 
bindlichfeit zu entziehen. 

$. 22. Das Eigenthum oder fonjtige Rechte 
und Gercchtfame können für Zmece des Etaated oder 
einer Gemeinde, oder folher Perfonen, welche Rechte 
derfelben ausüben, nur in den durch die Gefehe ber 
fimmten Fällen und Formen gegen vorgängige volle 
Entfcehädigung — in foweit nicht für Nothfälle nach— 
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folgende Entfchädigung gefeglich vorgefchrieben ift — 
in Anfpruch genommen werden. 

$. 23. Die Laſt der Fandfolgedienite, 
welche nach deren gefeßlicher Feftitellung fortbeftchen 
werden, fol durch Befchränfung auf den wirklichen 
Bedarf gemindert, und fo viel, als thunlich, durch 
zwecdienliche Nerdingung erleichtert werden, 

$. 24. Gedermann bleibt es frei, über daß fein 
Intereſſe benachtheiligende verfaflurgs-, geſetz⸗ vder 
prdnungsmidrige Benehmer oder Verfahren einer öffent: 
lichen Behörde bei der unmittelbar vorgejesten Stelle 
Beichwerde zu erbeben und folche nörhigenfalls bis 
zur höchſten Behörde zu verfolgen. Wird die ange: 
bradıte Befchwerde von der vorgefegten Behörde uns 
gegründet befunden, fo ift dieſelbe verpflichter, Dem 
Beichwerdeführer die Gründe ihrer Entfcheidung zu 
eröffnen. 

Ebenfalls bleibt in jedem Falle, wo Jemand fich 
in feinen Rechten verlegt glaubt, ihm die gerichtliche 
Klage offen, auch in aeeigneten wichtigeren Fällen 
unbenommen die Berwendung Der Landſtände anzus 
iprechen. 

Die gerichtliche Klage iſt im Affgemeinen, und 
abgefehen von den Fällen, in welchen nach ausdrück— 
licher geieglicher Vorſchrift die Betretung des Rechts— 
weges ſoll erfolgen können, überall nicht eröffnet, wo 
die angeblich erlittene Rechtsverletzung auf einer durch 
die Verfügungen der Staatsbehörden geſchehenen An— 
wendung der Staats- und Hoheitsgerechtſamen beruht 
und nicht etwa ein, auf einen beſondern Titel ſich 
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gründendes Recht als durch diefelben verlegtmachger 
wiejen werden Fann, durch welches außer dem Gebiet 
des Privatrechts in dem einzelnen Fall die Anwendung 
der vorgedachten Staatsgerechtjame befchränft wird. 

Ueberhaupt ift es den einzelnen Unterthanen, 
jowie ganzen Gemeinden und Körperfchaften frei ge- 
faffen, ihre Wünfche und Bitten auf gefeglichem Wege 
zu berathen und vorzubringen. 

$. 25. Ausichließlihe Handels- und Ge 
werbö- Privilegien follen ohne Zujtimmung Der 
Landſtände nicht mehr ertheilt werden. 

Patente für Erfindungen können von der Regie— 
rung auf bejtimmte Zeit, jedoch nicht länger als auf 
zehn Sahre, ertheilt werden, 

Das Erforderniß einer Conzeſſion, wie folches 
bisher beitand, ift nirgend auszudehnen. 

$. 26. Ueber die Berhältniffe der Preife und 
des Buchhandels entfcheiden die Bundesgeſetze und 
die zu deren Ausführung dienenden Anordnungen. 

$. 27. DagBriefgeheimmiß it auch Fünftig 
unverleßt zu halten. Die abfichtlihe unmittelbare 
oder mittelbare Berlegung deffelben bei der Poitverwals 
tung soll peinlich bejtraft werden. 

$. 28. Niemand kann wegen der freien Aeuf 
ferung bloßer Meinungen zur Berantwortung 
gezogen werden, den Fall eines Vergehens oder einer 
Kechtsverlegung ausgenommen, 

$. 29. Jeder Waffenfähige bis zum zurüdges 
legten 50. Lebensjahre ift im Falle der Noth zur 
Vertheidigung des Vaterlandes verpflichtet, und bes 
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fimmen über die Verbindlichkeit zum Kriegsdienſte 
die betreffenden Geſetze das Nähere. 

$. 30. Jedem Ginwohner ſteht das Recht 
der freien Auswanderung unter Beobachtung 
der gejeglichen Beitimmungen zu. 

$. 31. Keine Gemeinde Fann mit Keiftungen 
oder Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht 
nah allgemeinen Geſetzen oder anderen befonderen 
Rechtsverhältniffen verbunden it. Daffelbe gilt von 
mehreren, in einem Berbande jtehenden Gemeinden, 

$. 32. Alte Laſten, welche nicht die örtlichen 
Bedürfniffe der Gemeinden oder deren Verbände, fondern 
die Erfüllung allgemeiner Berbinpdlichfeiten 
ded Landes oder einzelner Theile defjelben erheifchen, 
müffen, infoweit nicht beitehende Rechtsverhältniffe eine 
Ausnahme begründen, auch von dem gefammten Lande 
oder dem betreffenden Yandestheile getragen werden. 

8. 33. Das Vermögen und Einfommen 
der Gemeinden und ihrer Anftalten darf nie mit 
dem Staatövermögen oder den ÖStaatseinnahmen vers 
einigt werden. 

$. 34. Für die Berathung und Vorbereitung 
von Bermwaltungsmanßregeln, welche nur das Befte 
eines einzelnen Bezirfes zum Gegenjtande haben, fo- 
wie für eine angemeſſene Mitaufficht auf die zweck— 
dienliche und die Kräfte der Unterthanen thunlichft 
fchonende Ausführung der in jener Beziehung durch 
allgemeine Gefehe, oder durch befondere Anordnungen 
der ‚Staatsbehörden, getroffenen wichtigeren Einrich- 
tungen, foffen Bezirfsräthe beitehen, 
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S. 35. Die befonderen Rechte Der Standes: 
herrichaften, des vormaligen reichsunmittelbaren Adels, 
jowie des altheffiichen und frbaumburgiichen ritter- 
jchaftlichen Adels genießen den Schuß der Berfaflung. 

$. 36. Die befonderen Berhältniffe der Staats— 
Diener richten fid nach den die Rechte und Pflichten 
der Diener zum Gegenjtande habenden Gefegen und 
Dienftvorfchriften. 

$. 37. Eine Borfchrift, welche die nachgejuchte 
Dienjtentlaffung unbedingt ausſchließt, ift unftatthaft. 

$. 38. In den Dienjteid if die Verpflichtung 
zur Beobachtung der Landesverfaffung aufzunehmen. 

§. 39. Ein jeder Sraatsdiener bleibt hinfichtlich 
jeiner Amtsverrichtungen in jofern verantwortlich, als 
er nicht zu Deren Vornahme durch feine vorgejegte 
Behörde angewiefen worden ift. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon den Landftänden. 


$. 40. Die Landesvertretung beſteht aus zwei 
Kammern, einer erjten und einer zweiten Kammer. 
$. 41. Die erfte Kammer wird gebildet 
durch folgende Mitglieder: 
1) die volljährigen nachgeborenen Prinzen des regie- 
renden Kurhauſes, 
2) einen Prinzen des Kurfürftlichen Hauſes für eine 
jede apanagirte Linie deffelben, 
3) das Haupt jeder fürftlichen oder gräflichen, ehe: 


4) 


9) 
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mals reichöunmictelbaren Familie, welche eine 
Standesherrichaft in Kurheſſen beſitzt, 

die vom Landesherrn erblich ernannten Mitglieder, 
deren jährliches fchuldenfreies Einkommen aus 
im Inlande belegenen, im fideicommiffarifchen 
Berbande stehenden und nach der Primogenitur 
vererblihen Grundbefisungen mindeitens 6000 
Thaler beträgt. Die Zahl derfelben kann die unter 
Nr. 3 genannten Mitglieder nicht überjteigen. 
Den Senior oder das fonit mit dem Erbmar: 
fhallamte beliehene Mitglied der Familie der 
Freiherren von Riedeſel, 


6) einen ber ritterfchaftlichen Dbervoriteher der ades 


ligen Stifter Kaufungen und Wetter, 


7) den Bicefanzler der Landesuniverfität, 


8) 
9) 


den Fatholifchen Bilchof, 

die Drei protejtantifhen Superintendenten zu 
Saffel, Marburg und Hanau, 

einen Abgeordneten aus der altheffifchen Ritter: 
jchaft von jedem der fünf Ströme, 

einen Abgeordneten aus der Nitterfchaft der Graf: 
haft Schaumburg mit den Stiftern Fifchberf 
und Dbernfirchen, 

einen Abgeordneten aus dem ehemals reichsun— 
mittelbaren Adel in ven vormaligen Kreifen Fulda 
und Hünfeld, 

einen Abgeordneten aus Dem ehemals reichsun— 
mittelbaren und dem im Landtags: Abfchiede vom 
4 März 1831, $. 16, genannten Adel in der 
Provinz Hanau. 
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Die Vertretung durch geeignete Bevollmächtigte 
it bei den unter 1, 2 und 3 genannten Ständen 
zuläffig. | 
$. 42. Die zweite Kammer wird gebildet 
durch folgende Mitglieder: 

1) fechszehn nicht zu den in der erjiten Kammer 
vertretenen ritterfchaftlichen Verbänden gehörigen 
Befiger von Gütercompleren, welche mindeitend 
200 Acer umfaffen, 

2) fechzehn Abgeordnete aus den Städten, und 

3) fechszehn Abgeordnete aus den Landgemeinden. 
$. 43. Die Mitglieder der erften Kammer unter 

5, 9, 10, 11 und 12 des $. 41, fowie fämmtliche 
Mitglieder der zweiten Kammer werden in der durch 
das Wahlgejeg näher beftimmten Weife gewählt. 

$. 44. Die Präfidenten und Bicepräfidenten 
der erjiten und zweiten Kammer werden durch die 
Mitglieder der betreffenden Kammer aus derfelben 
gewählt und erhalten die landesherrliche Beftätigung. 

$. 45. Sämmtliche im $. 42 erwähnte eigen 
thümliche Befiger von Gütern zu mindeitens 200 
Saffeler Adern in dem Lande bilden die Körperichaft 
der Wahlmänner und haben ihre ſechszehn Abgeord— 
neten aus ihrer Mitte zu wählen. 

8.416. Die ſtädtiſchen Wahlbezirfe werden 
gebildet: 

1) aus der Nefidenzitadt Gaffel, für einen Abgeord- 
neten, 

2) aus der Stadt Hanau, für einen Abgeordneten, 

3) aus der Stadt Marburg, für einen Abgeoröneten, 
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4) aus der Etadt Fulda, für einen Abgeordneten, 
5) aus der Stadt Herdfeld, für einen Abgeordneten, 
6) aus der Stadt Melfungen, für einen Abgeordneten, 
7) aus der Stadt Eichwege, für einen Abgeoröneten, 
8) ausder Stadt Schmalfalden für einen Abgeordneten, 
9) aus den Städten Rinteln, Dbernfirchen, Ds 


10) 


11) 


12) 


13) 


14) 


15) 


16) 


dendorf, Rodenberg Sachſenhagen, für einen 
Abgevrdneten, 

aus den Städten Hofgeismar, Garlshafen, 
Grebenftein, Helmarshaufen, Smmenhaufen, Lie- 
benau, Naumburg, Trendelburg, Bolfmarfen, 
Wolfhagen und Zierenberg, für einen Abgeord- 
neten, 

aus den Städten Rotenburg, fichtenau, Sontra, 
Spangenberg und Waldfappel, für einen Abge- 
pröneten, 

aus den Städten Homberg, Borfen, Kelsberg, 
Frislar, Gudensberg, Neufirchen, Niedenitein, 
Schwarzenborn, Treyſa und Ziegenhain, für einen 
Abgeordneten, 

aus den Städten Witzenhauſen, Allendorf, 
Großalmerode und Wannfried, für einen Abge- 
ordneten, 

aus den Städten Frankenberg, Amöneberg, 
Frankenau, Gemünden, Kirchhain, Neuſtadt, 
Rauſchenberg, Roſenthal, Schweinsberg und 
Wetter, für einen Abgeordneten, 

aus den Städten Hünfeld, Schlüchtern, Steinau, 
Salmünſter und Sooden, für einen Abgeordneten, 
aus den Städten Gelnhauſen, Bockenheim, 
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Wächtersbach und Windecken für einen Abgeord— 

neten. 

$. 47. Die Körperfchäft der Wahlmänner der 
ſtädtiſchen Wahlbezirfe bejteht für jeden derfelben aus 
dem Bürgermeifter, den Gemeindemitgliedern, dem 
Ausfchußvorftcher, den ordentlichen und außerordentli- 
chen Mitgliedern des Ausjchuffes und aus einer, der 
Zahl der fümmtlichen vorgenannten gleichjtehenden 
Anzahl von Zunfte und Gildemeiftern, Zunfte und 
Gildegenoffen, fowie unzünftigen Fabrikbeſitzern und 
Großhändlern. 

Die Zahl der berufenen unzünftigen Fabrikbe— 
ſitzer und Großhändler, wo ſolche genügend vorhanden 
ſind, beträgt Ein Drittheil der berufenen Wahlmänner 
aus den Zünften, außerdem ſo viel, als derer in dem 
Wahlbezirke exiſtiren. 

Die Körpersſchaft der Wahlmänner wähl den 
Abgeordneten aus ihrer Mitte. 

$. 48. Die ländlichen Wahlbezirke wer 
den gebildet aus den Landgemeinden: 

1) in dem Landrathsamtsbezirfe (Kreife) Caſſel, 
für einen Abgeordneten, 

2) in den Landrathöbezirfen Hofgeismar und Wolf- 
hagen, für einen Abgeordneten, 

3) in dem Landrathsbezirk Hersfeld, für einen Abs 
geordneten, 

4) in den Landrathsbezirfen Melfungen (ohne das Amt 

Felsberg) und Rotenburg, für einen Abgeordneten, 

5) in den Randrathsbezirfen Eſchwege und Witzen— 
haufen, für einen Abgeordneten, 
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6) in dem Landrathsbezirke Schmalfalden, für einen 
Abgeordneten, 

7) in den Landrathsbezirfen Homberg und Fritzlar, 
einfchließlicy des Amtes Felsberg, für einen Nb- 
geordneten, 

8) in dem Landrathsbezirfe Ziegenhain, für einen 
Abgeordneten, 

9) in dem Landrathsbezirfe Marburg, für einen 
Abgeordneten, 

30) in den Randrathsbezirfen Franfenberg und Kirch- 
hain, für einen Abgeordneten, 

11) in dem Landrathsbezirfe Fulda, für einen Abge- 


ordneten, 

12) in dem Landrathsbezirke Hünfeld, für einen Ab- 
geordneten, 

13) in dem Landrathsbezirfe Hanau, für einen Ab- 
geordneten, 

14) in dem Landrathsbezirfe Gelnhaufen für einen 
Abgeordneten, 

15) in dem Landrathebezirfe Schlüchtern, für einen 
Abgeordneten, 

16) in dem Landrathäbezirfe Rinteln, für einen Abge- 
ordneten. 


$. 49. Die Körperfchaft der Wahlmänner für 
jeden ländlichen Wahlbezirk befteht aus fämmtlichen 
Drtsvorftänden und Ausſchuß-Vorſtehern der Land- 
gemeinden des Wahlbezirfs und wählt aus ihrer Mitte 
den Abgeordneten, 
$. 50. Weder zur Wahl berechtigt, noch 
irgend wählbar find Diejenigen, weldye 
14 
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1) wegen folder Vergehungen, die entweder nach 
gefeglicher Beftimmung oder nad) allgemeinen 
Begriffen für entehrend zu haltend find (worüber 
in letzteren Falle hinſichtlich der Abgeordneten 
die Ständeverfammlung zu entfcheiden hat), vor 
Gericht geftanden haben, ohne von der Anfchul- 
digung völlig losgefprochen worden zu fein; 

2) noch nicht das 30.Sahr zurückgelegt Haben, oder 

3) unter Guratel ftehen, oder 

4) über deren Vermögen ein gerichtliches Concurs— 
verfahren entftanden ift, bis zur völligen Befrie- 
digung der Gläubiger. 

Die vorftehenden Gründe der Ausfchließung finden 
auch auf die ohne Wahl berufenen Landftände An: 
wendung. 

8. 51. Kann oder will der Gewählte die 
Sandftandfchaft nicht übernehmen; fo fchreiten Die 
Wahlmänner zur neuen Wahl. Letzteres muß auch 
dann gefchehen, wenn die Stelle eines Abgeordneten 
nach bereit3 erflärter Annahme vor Eröffnung oder 
nach dem Schluffe des Landtags wieder erledigt wird. 

$. 52. Erfolgt die Ernennung oder Bes 
förderung cines Abgeordneten zu einem 
Staatsamte, fo wird dadurd eine neue Wahl 
erforderlich. 

8. 53. Der Staatsdiener bedarf zur Annahme 
der Wahl die Genehmigung der Regierung. 

S. 54. Die einzelnen Vorfehriften über Die Aus- 
übung der Wahlrechte fest das Wahlgefeh feſt. 

S. 55. Die Abgeordneten find nicht an Bor: 
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jehriften eines Auftrages gebunden, fondern geben. ihre 
Abjtimmungen, gemäß den Pflichten gegen ihren 
Fandesfürjten und ihre Mitbürger überhaupt, nach ihrer 
eigenen Ueberzeugung, wie fie es vor Gott und 
ihrem Gewiffen zu verantworten gedenfen. 

Auch können fie weder einen Dritten, noch felbit 
ein Landtagsmitglied beauftragen, in ihrem Namen 
zu flimmen. 

Daneben bleibt es jedem Abgeordneten überlaffen, 
die etwa an ihn für die Ständeverfammlung gelan- 
genden befonderen Anliegen weiter zu befördern. 

$. 56. Jedes Mitglied der Kammer leiftet fol- 
genden Eid: 

„Sch fchwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Altwiffenden, daß Treue gegen den Kurfürften, das 
Kurfürftlihe Haus, das Land und die Verfaffung 
bei meinen Anträgen und Abftimmungen als Ständer 
mitglied mid, leiten fol, und idy das ungertrennliche 
Wohl des Landesherrn und des Vaterlandes durch 
Abwendung jeden Schadens und durch Förderung 
jeden Nußens, ohne perfünliche Rückfichten, auch 
ohne alle fonftige Nebenrücfichten, nach beſtem 
MWiffen und Gewiffen in der Ständeverfammlung 
unterſtützen will. * 

„So wahr mir Gott helfe ꝛc. ꝛc.“ 

$. 57. Die Befchlüffe werden nur in Sitzungen 
jeder Kammer, denen wenigftens zwei Drittheile der 
in Diefer Berfaffung beftimmten Ständemitglieder bei- 
wohnen, durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt. 

$. 58. Die Abftimmungen gefchehen von ven 

14 * 


212 Berfaffung Kurheſſens. 


einzelnen Mitgliedern ohne Rückſicht auf Verfchteden- 
heit der Stände und der Bezirke. Gleichwohl ift es 
den Abgeordneten eines Standes oder eines von den 
Hauptlanden abgefonderten vder entlegenen Bezirkes 
unbenommen, wenn fie einhellig ven Stand, aus 
welchem fie abgeordnet worden, in feinen wohlerwors 
benen Rechten, oder den betreffenden Bezirf nad 
defien eigenthümlichen Berhältniffen, durch den Beſchluß 
der Mehrheit befchwert erachten, fich über eine Sepa- 
ratitimme zu vereinigen. 

Eine folhe Standes= oder Bezirfsftimme hat 
die Wirfung, daß fie in die von dem Landtage erges 
hende Erflärung, neben dem Beichluffe der Mehrheit, 
aufgenommen werden muß; und es bleibt der Regie- 
gierung vorbehalten, die gedachte Erklärung in Bezie- 
hung auf den betreffenden Stand oder den befonderen 
Bezirf nad) Maasgabe der außer Zweifel gejesten 
eigenthümlichen Berhältniffe zu berückfichten. 

8. 59. Die Verhandlungen der Ötändever- 
jammlung follen der Regel nach Öffentlich fein. 

Die näheren Beſtimmungen über die landitändifche 
Gefchäftsbehandlung enthält die Gefhäfts-Drd- 
nung. 

$. 60. Die Abgeordneten behalten ihre Eigens 
ichaft für die Iandftändifchen BVBerrichtungen, welche 
in den nächften drei Jahren vorfommen werden. 
Sn dem dritten Sahre wird nach Aufforderung 
von Seiten der Regierung zu einer neuen Wahl 
gefchritten; doch können bei dieſer diefelben Perjonen 
wieder gewählt werden. 
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$. 61. Sie verlieren ihre Eigenſchaft als 
Abgeordnete früher, wenn 
1) fie nach Maadgabe des $. 50 zur landitändifchen 
Vertretung unfähig, ‚oder 
2) zu einem Ötaatsdienite ernannt oder Darin befür- 
dert werden (ſ. $. 52), oder wenn 
3) der Landesherr die jtändifche Verſammlung auflöfet 

(1. $. 64). 

In den legten beiden Fällen Dürfen fie von neuem 
gewählt werden. 

$. 62. Der Landesherr verordnet die Zuſam— 
menfunft der Stände, fo oft er folches zur Erledigung 
wichtiger und dringender Xandesangelegenheiten nöthig 
erachtet. 

Die Zufammenberufung muß Aber wenigitens 
alle drei Jahre gefchehen, und es ift alsdann dazu 
der Regel nach, der Anfang des Monats November 
bejtimmt. 

$. 63. Die Einberufung erfolgt mittelit einer 
vom Minifterium des Innern ausgehenden allgemeinen 
Befanntmachung in dem ©efehblatte, deren zeitige 
Bewirfung dem Vorftande des genannten Minifteriums 
als verfaffungsmäßige Pflicht obliegt. 

$. 64. Der Landesherr Fann die Ständevers 
iammlung vertagen, auch fie auflöfen. Die Ber- 
tagung darf jedoch nicht über drei Monate dauern, 
und im Kalle der Auflöfung des Landtages foll hiermit 
zugleih die Wahl neuer Stände verordnet werden, 
auch deren Einberufung innerhalb der nächſten ſechs 
Monate erfolgen. 
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$. 65. Der Kandesherr eröffnet und entläßt 
die Ständeverfammlung entweder im eigener 
Perſon oder durch einen dazu bevoflmächtigten Mini: 
itev oder andern Commiſſar. 

$. 66. Die Landtage dürfen nicht über Drei 
Monate dauern, wenn der Landesherr Feine Verlän— 
gerung verfügt. 

$. 67. Der Landesherr erläßt den Landtags— 
abjchied. : 

$. 68. Zu der Verhaftung der Mitglieder der 
Kammern während der Dauer des Landtags ift die 
Zuitimmung der betreffenden Kammer in den Fällen 
erforderlich, in denen die Verhaftung von einer Civil 
gerichtSs oder Polizeibehörde begehrt wird, ſowie für 
Bolßziehung von Freiheitsitrafen, welche die Dauer 
von Drei Monaten nicht überfchreiten. Auch Fünnen 
die Mitglieder wegen ihrer Anträge, Abitimmungen 
und Yeußerungen nur dann zur NRechenfchaft gezogen 
werden, wenn Ddiejelben die Merkmale der Majeſtäts— 
beleidigung oder der perfönlichen Ehrenfränfung an 
jich tragen. 

$. 69. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, 
mit Ausnahme der Prinzen des Kurhaufed und der 
Standesherren, fowie deren Bevollmächtigten, erhalten 
die feitgefesten Reife» und Tagegelder. 

$. 70. Die Landitände find im Allgemeinen 
berufen, bei der Ausübung der Gefebgebung, der 
Steuergewalt und bei den fonit namhaft gemachten 
inneren Staatsangelegenheiten in der in diefer Bers 
"affungsurfunde, in der landftändifchen Gefchäftsord- 
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nung und in fonjtigen Vorfchriften näher feitgefesten 
Weiſe mitzuwirfen. 

$. 71. Die Gefebe und Befchlüffe des deutjchen 
Bundes werden durch ihre Publication Beftandtheile 
des Furheffiichen Rechtes. 

$. 72. Jede Kammer ijt befugt, über alle 
inneren Ötaatsangelegenheiten, welche auf das Lan— 
deswohl von wejentlichem Einfluffe find, zweckdienliche 
Aufflärungen von der Negierung zu begehren. 

$. 73. Ein jeder von den Randftänden zu einer 
vorbereitenden Arbeit oder Gefchäftseinleitung gewählter 
Ausſchuß kann fih zur Erlangung von Auffchlüffen 
über die ihm vorliegenden Gegenjtände mit der Re— 
gierung oder dem dazu beitellten Commiſſar ins Bes 
nehmen ſetzen. 

$. 74. Dhne Einwilligung der Stände Fann 
weder das Staatsgebiet überhaupt, noch ein ein— 
zelner Theil deffelben mit Schulden oder auf fonjtige 
Art belaftet werden. 

$. 75. Ohne Beiftimmung der Stände Fann 
fein die Privatrechte, die Steuern vder die Rechts— 
pflege änderndes Gejet gegeben oder authentifch erläutert 
werden. Im Eingange eines jeden Geſetzes ift der 
fandftändifchen Zuſtimmung ausdrüdlich zu erwähnen. 

Verordnungen, welche die Handhabung oder Boll 
ziehung bejtehender Geſetze oder die Drganifation, die 
Verwaltung und Polizei betreffen, Fünnen von der 
Regierung ohne landitändifhe Mitwirkung erlaffen 
werden, f 

Auch fann, wenn die Fandftände nicht verfammelt 
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find, zu ſolchen ausnahmsweiſe erforderlichen Maaß⸗ 
regeln, welche bei außerordentlichen Begebenheiten, 
wofür die vorhandenen Geſetze unzulänglich ſind, von 
dem Staatsminiſterium, auf den Antrag der betrefe 
fenden Minijterialvorftände für weſentlich und unauf- 
fehieblich zur Sicherheit des Staates oder zur Erhals 
tung der ernftlich bedrohten öffentlichen Drdnung, 
erklärt werden follten, ungefäumt gefchritten werden, 

Bei der nächften Berfammlung der landjtändifchen 
Kammern, melde längitens binnen Sahresfrift eins 
treten foll, find dieſe proviforifchen Anordnungen vor- 
zulegen. 

$. 76. Dispenfationen von den jebt bes 
ftehenden geſetzlichen VBorfchriften follen nur mit größter 
Borficht ertheilt werden, und dürfen niemals gegen 
die Fünftig ergebenden, verfaffungsmäßigen Geſetze 
itattfinden,, fofern nicht folche in dem Gefehe aus- 
drücdlich vorbehalten find. 

$. 77. Die Landftände dürfen die begründeten 
Bitten und Befchwerden einzelner Unterthanen, 
ganzer Klaffen derfelben oder Körperfchaften, infofern 
jolche auf allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen 
Feine Abhülfe fanden (f. $. 24), der einjchlägigen 
höchften Behörde, oder nach Befinden dem Landes- 
herren jelbft, zur geeigneten Berückſichtigung vorlegen, 
fowie über die in der Landesverwaltung oder ber 
Rechtspflege wahrgenommenen Mißbräuche Befchwerde 
führen, worauf, wenn dieſe begründet befunden wird, 
die Abftellung derfelben ohne Verzug erfolgen fol. 

$. 78. Durch übereinftimmende Befchlüffe beider 
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Kammern können diejenigen Vorftände der Minijterien 
und deren Stellvertreter gerichtlich angeflagt werden, 
welche einer abfichtlichen Verletzung einer pofitiven 
Vorſchrift der Verfaffungsurfunde fich fchuldig gemacht 
haben. (S. jedoch $ 120). Die Unterfuchung und 
Aburtheilung gehört vor dad Dberappellationsgericht, 
welches in voller Berfammlung zu erfennen und nach 
Befinden auch die Amtsentfegung auszufprechen hat. 

Nach gefälltem Strafurtheile finden die gefeglichen 
Rechtsmittel der Wiederaufnahme der Unterfuchung 
und der Reftitution Statt. 

$. 79. Gegen Staatsdiener, welde nicht Mis 
nifterialvorjtände oder deren Stellvertreter find, find 
landjtändifche Anklagen unjtatthaft. 

$. 80. Auf jeden Antrag der Landitände wird 
eine Beſchlußnahme, und zwar, wenn diefe dem 
Antrage nicht entipricht, mit Angabe der Gründe 
thunlichit bald erfolgen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon den oberftien Staatsbehbörden. 


$. 81. Für die Staatsangelegenheiten werden 
als höchſte Behörde nur beiteben das Gefammt: 
Staatöminifterium und die Borftände der Minifterials 
Departements. Durch dieſe wird der Landesherr in 
der unmittelbaren Ausübung feiner Regierungsredhte 
unterftüßt. | 

$. 82. Die einzelnen Zweige der Ötaatäver- 
waltung: die Juſtiz, das Innere, worunter aud) 


% 


218 | Berfaffung Kurheſſens. 


Die Polizeiverwaltung in ihrem ganzen Umfange bes 
griffen ijt, das Finanzwefen, das Kriegsweſen, 
joweit folches nicht für den Landesherrn als vberjten 
Militärchef ausichließlich gehört, und die auswär- 
tigen Angelegenheiten find hinfichtlic) der Com— 
petenz ftets forgfältig von einander abgegrenzt zu halten. 
Keines dieſer Departements darf jemals ohne einen 
verantwortlichen Vorstand fein. Ein folcher Fann zwar 
zwei Minijterials Departements, jedoch nicht mehrere, 
zugleich verwalten. Er bleibt aber jtets für jedes 
derjelben befonders, fowie überhaupt hinfichtlicdy der 
zum Staatsminiiterium Fommenden Angelegenheiten 
jeines Departements (vergl. $. 84) auch dann, wenn 
er darüber nicht felbit den Bortrag gehalten hat, 
verantwortlich, 

F. 83. Der Borftand eines jeden Minijterials 
Departements hat die, vom Landesheren in Bezug 
auf die Regierung und Verwaltung des Staated auss 
gehenden Anorönungen und Berfügungen, welche in 
jein Departement einfchlagen, zum Zeichen, daß die 
betreffende Angelegenheit auf verfaffungsmäßige Weite 
behandelt worden fei, zu contrafigniren, und ift 
für die Verfaſſungs- und Gefegmäßigfeit ihres Inhaltes 
perjünlich verantwortlich. Hinfichtlich derjenigen Ans 
gelegenheiten, welche mehrere oder ſämmtliche Depar- 
tements betreffen, haben deren Vorjtände gemeinjchaft- 
(ich zu contrafigniren, und zwar mit perfönlicher 
Berantwortlichkeit eined Jeden für die Gegenitände 
jeined Departements. 

Durch die gedachte ontrafignatur-erhalten folche 
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Anordnungen und Berfügungen allgemeine Glaubwür— 
digfeit und Vollziehbarkeit. Dieſe vechtliche Folge if 
ohne alle Ausnahme fowohl für die Gerichte, als für 
alle anderen Staatöbehörden maapgebend, jo daß nur 
den Landſtänden vorbehalten bleibt, wegen des Er- 
(affes von Verordnungen mit der Regierung in Vers 
handlung zu treten. 

$. 84. Die Vorftände ſämmtlicher Minijterial- 
Departements, zu welchen nach Ermeffen des Landes— 
herren noch andere, befonders berufene Staatsdiener 
binzutreten, bilden das Gefammt-Staatsminiite- 
rium, Dieſes hat alle Staatsangelegenheiten, welcye 
der landesherrlichen Entjchließung bedürfen, oder in 
jeinen Sitzungen wegen ihrer Wichtigfeit von Seiten 
der Minifterials Departements zum VBortrage gebracht 
werden, zu berathen. 

In außerordentlichen und zugleich dringenden Anz 
gelegenheiten ded auswärtigen, fowie des Kriegs-De- 
partements Fönnen die betreffenden Vorſtände die lans 
desherrliche Befchlußnahme ohne vorgängige Berathung 
im Gefammt - Staatsminijterium einholen. 

F. 85. Dad Gefammt:Staatsminifte: 
rium hat über die Befchwerden gegen Minijterialber 
fchlüffe (ſ. $. 24 u. $. 77) und über erhobene Zweifel 
hinfichtlich der gegenfeitigen Competenz einzelner Mi— 
nifterien zu entfcheiden. 


Sechſter Abfchnitt. 
Bon der Nechtöpflege. 
$. 86. Die Rechtöpflege ift von der Landes 
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verwaltung getrennt. Nur mit landftändiicher Zus 
ſtimmung Fann hierin eine Nenderung eintreten, 

$. 87. Die Betretung und Berfolgung der ges 
fetlich gegebenen Rechtswege vor den Landesgerichten 
darf nicht gehindert werden. 

Die Beurtheilung, ob eine Sache zum Gerichte; 
verfahren fich eigne, gebührt bei vorhandenem Ötreite 
einem Gompetenz-©erichtshofe, der aus zwei höheren 
Verwaltungs- und zwei höheren Gerichtsbeamten unter 
dem Präfidium eines Mitgliedes des Geſammt-Staats—⸗ 
minifterii oder eines anderen geeigneten höhern Staats⸗ 
beamten zu bilden iſt. 

$. 88. Niemand darf feinem ordentlichen 
Richter, fei es in bürgerlichen oder peinlichen Fällen, 
entzogen werden, es jei denn auf dem regelmäßigen 
Wege nach den Grundfügen des beftehenden Rechtes 
durch das zuftändige obere Gericht. 

Es dürfen demnach außerordentliche Commiſſionen 
und Gerichtshöfe nicht eingeführt werden, es fei denn, 
daß der Kriegs- oder Belagerungszuftand erflärt worden, 
in welchen Fällen auch gegen Givilperfonen die Militärs 
Gerichtsbarkeit innerhalb der vorgefchriebenen Grenzen 
jtattfinden kann. 

Würde die Zahl der gewöhnlichen Mitglieder des 
zuitändigen Gerichtes für außerordentliche und dringende 
Fälle (z.B. bei öffentlichen Ruheftörungen) nicht hins 
reichen, um folche gehörig und mit der nöthigen Be— 
fchleunigung zu behandeln; fo foll alsdann durch das 
Sujtizminifterium die erforderliche Beihülfe durch hinzus 
tretende Mitglieder anderer Gerichte verfchafft werden 
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8. 89. Niemand darf anders, ald in den durd) 
die Gefege beitimmten Fällen und Formen, zur ge- 
richtlihen Unterfuhung gezogen, zu gefänglicher 
Haft gebracht, darin zurücdgehalten, oder geitraft 
werden. | 

Jeder Verhaftete muß von dem verhaftenden 
Gerichte, beziehungsweife von demjenigen Gerichte, 
an welches derfelbe abzuliefern ift, wo möglich fofort 
oder längftens binnen 48 Stunden nach feiner Ver— 
haftung oder Ablieferung von der Urfache der Vers 
haftung in Kenntniß gefegt und durch einen Gerichts 
beamten verhört werden. 

Jeder für eine gerichtliche Unterfuchung Verhaftete 
muß an das zuftändige Gericht ohne Verzug abge- 
liefert werden, 

$. 90. Feder Angefchuldigte fol, wofern nicht 
dringende Anzeigen eines fchweren peinlichen Verbre— 
chend wider ihn vorliegen oder das Gericht die Forts 
dauer der Haft zur Fortfegung und Sicherung der 
Unterfuchung nicht erforderlich hält, der Regel nad) 
gegen Stellung einer angemejfenen, durch das Gericht 
zu beitimmenden Gaution, feiner Haft ohne Verzug 
entlaffen werden. 

$. 91. Die Hausfuchung findet nur auf Verfü— 
gung einer zujtändigen Gerichts: oder Polizeibehörde 
Statt. 

$. 92. Keinem Angefchuldigten darf das Recht 
der Bejchwerdeführung während der Unterfuchung, 
das Recht der Bertheidigung, oder der verlangte 
Urtheilsipruch verſagt werden. 
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$. 93. Der Verhaftete ift berechtigt, unter 
der geeigneten gerichtlichen Aufficht mündlich oder 
fchriftlich über feine Familien Angelegenheiten mit 
feinen Angehörigen ſich zu benehmen, auch während 
der Unterfuhung aus feinen eigenen Mitteln befiere, 
als die gewöhnliche, Koft ſich zu verfchaffen. 

Wegen Mißbrauchs oder aus fonftigen wichtigen 
Gründen Fann dieſe Berechtigung vom Gerichte uns 
terfagt werden. 

$. 94. Zur Bekleidung bes Richters Amtes 
wird jedenfalls ein Alter von 24 Jahren, in der 
höchften Inſtanz aber ein Alter von wenigftens dreißig 
Jahren erfordert. 

8. 95. Die Gerichte für die bürgerliche und 
Strafrechtspflege find innerhalb der Grenzen ihres 
richterlichen Berufes in allen Inſtanzen unabhängig. 
Diefelben entfcheiden, ohne irgend eine fremde Eln- 
wirfung, nach den beftehenden Rechten und Geſetzen. 
Sie follen in ihrem Berfahren, namentlid aud in 
der Bollziehung ihrer Verfügungen und Urtheile — 
jedoch ohne intrag für die Verfügungen der höheren 
Gerichtsbehörden, und unbefchadet des Tandesherrli- 
chen Begnadigungsrechtes (f. $. 97) geſchützt und fol 
ihnen hierzu von allen Civil- und Militärbehörden 
der gebührende Beiftand geleiftet werden, 

Das Edikt von 26. November 1743 bleibt hin- 
fihtlich der Beftimmungen über die Selbftändigfeit 
der Rechtspflege auch fernerhin in Kraft, umd 
zwar mit deren ausdrädlicher Ausdehnung auf die 
Strafrechtspflege. (Siehe übrigens 88. 24 und 87.) 
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F. 96. Gemeinden und Körperfhaften 
bedürfen zu einer Klage gegen ten Staatsanwalt zwar 
nicht der Ermächtigung einer Verwaltungsbehörde, in- 
deffen foll derjenigen Behörde, welcher die obere Aufe 
fiht auf die Verwaltung des Gemeinde- oder Körper 
fchaftsvermögens zuftehet, mit Ausnahme eiliger Fälte 
(3. DB. wegen des jüngften Befides), ſechs Wochen 
vor Anftellung der Klage Anzeige gefchehen, um etwa 
einen vorgängigen VBerfuch der Güte einleiten zu können. 

8. 97. Der andesherr Fann Strafen erlaſſen und 
mildern, auch die gerichtliche Unterfuchung nieder: 
ſchlagen. 

Das landesherliche Begnadigungsrecht iſt nur in 
ſo weit beſchränkt, als eine landſtändiſche Miniſteran— 
klage (ſiehe $. 78) nicht niedergeſchlagen oder eine, 
in Folge derſelben erkannte Amtsentſetzung nicht auf— 
gehoben werden kann. 

$. 98. Die Confiscation kann künftig nur bei 
einzelnen Sachen, welche als Gegenftand oder Werf- 
zeug einer WVergehung gedient haben, Statt finden, 
Eine allgemeine Bermögens-Gonfiscation tritt in feinem 
Falle ein. 

$. 99. Moratorien dürfen nur mit landitändis 
fcher Beiftimmung ertheilt werden. 


Siebenter Abfchnitt. 
Von den Kirchen, den Unterrichts:-Anftalten 
und den milden Stiftungen. 
$. 100. Alte im Staate anerkannten Kirchen 
genießen gleichen Schuß deſſelben. Ihren verfaffungs- 
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mäßigen Befchlüffen bleiben die Sachen des Glau- 
bens und der Titurgie überlaffen. 

$. 101. Die Regierung übt die unveräufferlichen 
bobeitlihen Rechte des Schußes und der 
Dberaufficht über die Kirchen in ihrem vollen Um— 
fange aus, 

$. 102. Die unmittelbare und mittelbare Aus— 
übung der SKirchengewalt über die evangelifchen 
Glaubenspartheien verbleibt, wie bisher, dem 
Landesheren. Doch muß bei dem Uebertritte deffelben 
zu einer anderen, als evangelifchen Kirche die alsdann 
zur Beruhigung der Gewiffen gereichende Beſchränk— 
ung diefer Gewalt mit den Landftänden ohne Auf 
ſchub näher feitgeitellt werden. 

Ueberhaupt aber wird in liturgifchen Sachen der 
evangelifchen Kirchen Feine Neuerung ohne die Zujtim- 
mung einer Synode Statt finden, melde von der 
Regierung berufen wird, 

$. 103. Für da8 befondere Verhältniß der ka— 
tholifchen Kirche zu der Staatsgewalt dienen fol- 
gende Beftimmungen zur Richtfchnur: 

a. in Anfehung des Firchlichen Genfur- und Straf 
rechtes, fowie des bifchöflichen Amtseinfluffes auf 
die Unterrichtsanitalten bleibt das (mit dem vor» 
maligen bifchöflichen Generalvicariat zu Fulda 
verabredete) Regulativ vom 31. Auguft 1829 
ferner in Kraft; 

b. die von dem Biſchof und den übrigen katholiſchen 
Kirchenbehörden ausgehenden allgemeinen An— 
ordnungen, Kreisfchreiben und dergleichen all 





| 
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gemeinen Erlaffe an die Geiftlichfeit und Did- 
zefanen, welche nicht reine Glaubens- und Firche 
liche Lehrfachen betreffen, oder durch welche die- 
jelben zu Etwas verbunden werden follen, was 
nicht ganz in dem eigenthümlichen Wirfungsfreife 
der Kirche liegt, bedürfen der Genehmigung des 
Staates, und können nur mit folcher Fund ges 
macht und in Ausführung gebracht werden; 
‚ folche allgemeine Erlaffe der Kirchenbehörde 
welche rein geijtliche Öegenjtände betreffen, 
find der einfchlägigen Staatsbehörde zur Einſicht 
vorzulegen, und diefe wird Die Bekanntmachung 
nicht hindern, wenn der Inhalt Feinen Nachtheil 
dem Staate bringen würde; 
. von allen bifchöflichen, unmittelbaren oder mit- 
telbaren Sommunicationen mit dem päpſt— 
lien Stuhle, welche nicht etwa lediglich in 
Beziehung auf einzelne Fälle der eigentlichen 
Seelforge oder auf gewöhnliche, der römischen 
Surie unftreitig zufommende Dispenfationen be— 
abfichtiget werden möchten, noch blos in Glück— 
wünfchungs-, Danffagungs- und anderen der— 
gleichen Geremonialfchreiben bejtehen, wird Die 
Staatsregierung durch den landesherrlichen Ber 
vollmächtigten bei dem Bisthume nad) wie vor 
Einficht nehmen laffen ; 
. in allen Fällen, wo ein Mißbrauch der geift- 
lihen Gewalt Statt findet, bleibt die Bes 
fchwerde oder der Recurs ebenfowohl an die 
Landesbehörden offen, jedoch, was das geiftliche 
15 
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Perfonal in feinem Berufe angehet, erft alsdann, 

wenn ein bei der zuftändigen oberen Kirchen- 

behörde gefchehener Verſuch zur gebührenden Ab- 
hülfe ald erfolglos dargethan, oder in fo fern 
etwa Gefahr bei dem Berzuge fein würde. 

$. 104. Der Staat gewährt den Geiftlichen 
jede, zur Erfüllung ihrer Berufsgefchäfte erforderliche, 
gefeslihe Umterftügung, und fchüßt fie in dem 
Genuffe der Achtung und Auszeichnung, welche ihrer 
vom Staate anerfannten Amtswürde gebühret. 

Hinfihtlih ihrer bürgerlichen Handlungen 
und Berhältniffe find biefelben der weltlichen Obrig- 
feit unterworfen. | 

$. 105. Für den Öffentlihen Unterricht, 
fonach die Erhaltung und Vervollfommnung der nie— 
deren und höheren Bildungsanftalten, und namentlich 
der Landesuniverfität, ſowie der Landichullehrer- es 
minare, ift zu allen Zeiten nad) Kräften zu forgen. 

F. 106, Alle Stiftungen ohne Ausnahme, 
fie mögen für den Gultus, den Unterricht vder Die 
Wohlthätigkeit beftimmt fein, ftehen unter dem befon- 
deren Schuge des Staates, und das Vermögen oder 
Einfommen derfelben darf unter feinem Vorwande 
zum Staatsvermögen eingezogen oder für andere, als 
die jtiftungdmäßigen, Zwecke verwendet werben, 

Nur in dem Falle, wo der ftiftungsmäßige Zwed 
nicht mehr zu erreichen ftehet, darf eine Verwendung 
zu anderen ähnlichen Zwecken mit Zuftimmung der Betheis 
ligten, und, fo fern öffentliche Anftalten in Betracht 
fommen, mit Bewilligung der Randftände, erfolgen. 
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Achter Abfchnitt. 
Bon den Staatshbausbalte. 


$. 107 Ueber die Verwendung der Einkünfte 
des Tandesherrlichen Vermögens ſoll die erforderliche 
PRegulirung, unter Mitwirfung der Agnaten, in einer 
alle folgende Zeiten umfaffenden Weiſe mit den Land— 
ftänden baldigft bewirft werden. 

Bis dahin bildet für deffen Verwaltung und 
Verwendung die im Jahre 1831 getroffene Ueberein— 
funft die Grundlage, wie fie in den folgenden Para— 
graphen enthalten ift. 

$. 108. Aus dem landesherrlichen Vermögen 
überhaupt ift die verabredete NHofdotationsfumme zu 
entrichten. 

Die nady jener Vereinbarung dem Haus - Fidei- 
commiß verbleibenden Domainen (Landgüter und Forite) 
füllen schon jet Durch baldthunlichite Berzeichnung 
ausgefondert werden und müſſen in ihrem Reinertrage 
den für den Bedarf des Kurfürjtlichen Hofes feſtge— 
jegten Beträgen vollitändig gleichfommen und nöthigens 
falls aus Beitandtheilen des nach der Vereinbarung 
gebildeten Staatsvermögens ergänzt werden. 

$. 109. Die zum Haus-Fideicommiß-Bermögen 
gehörigen Domainen follen mit den durch jene Vers 
einbarung zu Otaatsvermögen erflärten gefammten 
Beftandtheilen deffekben in dem durch die erwähnte 
Vereinbarung feitgefegten Umfange in verielben Ver— 
waltung durch die Staats - Finanzbehörden verbleiben, 
jo dag der Gejammt-Ertrag in die Staatskaſſe fließt, 

15* 
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aus welcher die fejtgejegte Hofdotationsfumme abzu— 
liefern ift. | 

Hinfichtlich der Veräußerung der Fideicommiß- 
Güter finden die Beftimmungen des folgenden $. 110 
ebenfalls Anwendung. 

$. 110. Das Staats-, wie das landesherrliche 
Haus » Fideicommiß-Vermögen iſt ſtets in feinen we— 
fentlichen Beitandtheilen zu erhalten und fann daher 
ohne Einwilligung der Stände weder durch Veräuße— 
rung vermindert, noch mit Schulden oder fonit einer 
bleibenden Laſt beſchwert werden. 

Unter dem Veräußerungsverbote aber find die— 
jenigen Veränderungen nicht begriffen, welche bei ein- 
zelnen Befigungen zur Beförderung der Landeskultur 
oder fonft zur Wohlfahrt des Staates und Entfernung 
wahrgenommener Nachtheile, durch Berfauf, Austaufch, 
- Bererbleihung, Ablöjung oder Umwandlung in ftändige 
Renten, oder in Folge eines gerichtlichen Urtheiles, 
. nothwendig oder gut befunden werden follten. Der 
Erlös und überhaupt alles Auffommen aus veräußerten 
Beſitzungen diefer Art muß jederzeit wieder zum Grund: 
ſtock gefchlagen, und fo bald als thunlich, zur Er— 
werbung neuer Befigungen, oder auch zur Verbefferung 
der vorhandenen und Erhöhung ihres Ertrages ver- 
wendet werden, worüber demnächft den Landitänden 
eine genaue Nachweifung geichieht. 

Auch die Fünftig Heimfallenden Lehen wer- 
den zum Ötaatögute gehören. Gleichwohl bleibt der 
Zandesherr berechtigt, die während der Dauer feiner 
Regierung heimgefallenen Lehen an Glieder des Kurs 
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fürftlichen Hauſes oder der heffiichen (ehemals reiche: 
unmittelbaren, altheflifchen und ichaumburgifchen) Rit: 
terfchaft, oder zur Belohnung von Fundbar ausgezeich- 
neten Verdienſten um den Staat, wieder zu verleihen. 

$. 111. Der Bedarf für Die Ausgaben der 
Staatsverwaltung wird in der Negel von drei zu Drei 
Fahren feftgeitefit. 

Infofern zur Befchaffung diefes Bedarfs die Er— 
höhung der jetzt bejtehenden oder die Einführung neuer 
Steuern nothwendig ift, ift dazu Die Zuftimmung der 
Landſtände erforderlich. 

$. 112. Bei der Aufforderung zu dieſer Zus 
ſtimmung muß die Nothwendigfeit oder Nützlichkeit 
der Ausgaben und das Bedürfniß der vorgefrhlagenen 
Steuern nachgewiefen, auch von den betreffenden Be— 
hörden diejenige Auskunft aus den Akten und Büchern 
gegeben werden, welche die Landſtände in dieſer Bes 
ziehung zu begehren ſich veranlaßt fehen Fünnten. 

$. 113. Die Erhöhung einer jegt bejtehenden, 
oder die Einführung einer neuen Steuer bleibt ſo 
lange fortbejtehen, bis ſolche im Cinverjtändniffe der 
Regierung mit den Landftänden wieder aufgehoben 
oder abgeändert wird. 

Hinſichtlich der auf Zoll: und Handelövertrügen 
ruhenden Veränderungen in den Abgaben hat es bei 
den bisherigen Vereinbarungen mit den Landjtänden 
fein Verbleiben*). | 


*) Das Zollgefeg vom 28, Dee. 1837 lautet: »$. 13 
Der Zolltarif fann nur alle Zahre im Ganzen berishtigt, 
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$. 114. Für Diejenigen Grundſtücke, welche 
früherhin als eremte Güter oder fonjt wegen ihrer 
bejonderen Berhältniffe mit Feiner oder mit einer ger 
ringeren, ald der gewöhnlichen Grundfteuer belegt 
waren, werden Die gefeßlichen Vorfchriften wegen der 
bisherigen Eremtenfteuer, und beziehungsmweife der für 
die Erbleihe, und dergleichen befonders belaſteten Güter 


— — 


und muß ſodann für die nächſten drei Jahre, zeitig vorher, 
vollſtändig von neuem herausgegeben werden. Abänderungen 
einzelner Zollſätze oder u über Ießtere follen der 
Regel nah nur jährlich auf einmal ausgeſprochen, wenigſtens 
acht Wochen vor dem erften Januar zur öffentlichen Kunde 
gebracht und erft von dieſem Tage an angewendet werben. 
Eine Abänderung des Zolltarifd im Ganzen wird nicht 2 
befondere Tandftändifhe Zuftimmung Statt finden. Die Be- 
Aimmungen, welche wegen Abänderung oder Erläuterung ein- 
zeiner Zollfäge mit den übrigen Bereinsflaaten vereinbart 
werden, follen für die Dauer dieſes Geſetzes einer folchen be- 
fonderen Zuftimmung nicht bevürfen, fondern erhalten mit der 
Berkündigung in die Geſetzſammlung gefegliche Kraft. Es 
ſoll * in dieſer Verkündigung iedesmal der landſtändiſchen 
Zuſtimmung Erwähnung gefchehen.» Geſetz vom 10. Juni 
1841: »Bon Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm, 
Kurprinz und Mitregent von Heffen etc. erlaffen, in Folge 
mit den übrigen Zollvereinsftaaten getroffenen Vereinbarungen, 
nach Anhörung Unferes Gefammt-Staatsminifteriums und mit 
Beiftimmung der getreuen Landflände, nachfolgendes Gefep. 
Die dermalen beftehenvden gefetlichen Borfchriften über die 
Eingangs, Ausgangs, Durhgangs- und Ausgleichungs- Ab- 
aaben bleiben bis zum 1. Januar 1854, und wenn der große 
deutfche Zollverein fih früher auflöfen follte, Unſerer höchſt- 
eigenhändigen Unterfchrift und des beigedrüdten Staatsfiegels 
gegeben zu Wilhelmshöhe am 10. Juni 1841. Friedrich 
Wilhelm, (St S.) Ve. Mop. Ve Mackeldeyn 
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bisher gefegliche Zuftand, fo lange beibehalten, bis die 
nach Möglichfeit zu befchleunigende gleichmäßige Be— 
jteuerung unter Zuficherung einer angemeffenen Ent: 
ihädigung für die bisherigen rechtmäßigen Steuer» 
Freiheiten und Vorzüge, gefeglich eingeführt fein wird. 

$. 115. Die Güter der Kirchen und Pfar: 
reien, der öffentlihen Unterrichtsanftalten 
und der milden Stiftungen bleiben, fo lange fle 
fih in deren Eigenthume befinden, von Steuern be- 
freiet. Dieſe Steuerfreiheit erſtreckt fich jedoch nicht 
auf diejenigen Grundjtüde, welche bisher ſchon jteuer- 
pflihtig waren, oder nach der Verfündigung diefer 
Berfaffung von ihnen erworben werden, 

$. 116. Die Grundftüde, weldye von der Lan— 
desherrfchaft zu eigenem Gebrauche vder von 
Gliedern des Kurhaufes ervorben find oder 
werden, bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindlichkeit. 

$. 117. Die gefeglih in Nückficht ihres ders 
maligen Befigers fteuerfreien Grundſtücke verlieren 
diefe Eigenfchaft, fobald fie in Privateigenthum über: 
gehen. 

$. 118. Don drei zu drei Sahren full eine Ueber: 
fiht über den Staatsbedarf für die nächiten drei Jahre 
und über die Mirtel zu deffen Dedung durch eine 
Verordnung befannt gemacht werden, 

Einer jeden Ständeverfammlung foll die Vers 
wendung des Staatseinfommend aus den lehtverflofs 
fenen drei Fahren und auf Verlangen auch aus den 
früheren Sahren nachgewiefen werden. 
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Neunter Abfchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 119. Zur Annahme einer in Borfchlag ges 
brachten Abänderung oder Erläuterung der 
gegenwärtigen Berfaffungs-Urfunde ifteine Stim- 
menmehrheit von drei Bierteln der in der Berfaffung 
feftgefegten Anzahl von landftändifchen Mitglieder in 
jeder Kammer erforderlich, | 

$. 120. Sollten Dereinft etwa zwifchen Der 
Regierung und den Landftänden über den Sinn ein— 
zelner Beftimmungen der Berfaffungs-Ur- 
funde Zweifel ſich erheben, und würde wider Ver— 
hoffen eine Berftändigung darüber nicht erfolgen; fo muß 
der zweifelhafte Punft bei der Bundesverfammlung durch 
die Regierung oder die Landſtände zur Entfcheidung ge- 
bracht werden, unbefchadet der einftweiligen Geltung 
des von der Regierung angenommenen Ginneß. 

Das Tandftändifche Anflagerecht (ſ. $. 789 iſt 
hierbei ausgefchloffen. 

$. 121. Die landftändifchen Kammern find be- 
rechtigt, während ihres Zufammenfeing , jedenfalls 
aber vor ihrer Entlafjung, eine Sommiffion von ſechs 
Mitgliedern — aus jeder Kammer drei — lediglich 
zu dem Zwecke zu wählen und zu bevollmächtigen, 
um für den etwa eintretenden Fall einer Verlegung 
einer pofitiven Verfaffungsbejtimmung bei der Bun— 
desverfammlung Beichwerde zu führen. _ 

Die Commiffion ift jedoch gehalten, ehe fie eine 
folhe beabfichtigte Befchwerdeführung realifirt, der 
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Negierung vierzehn Tage zuvor, unter Darlegung 
ihrer Gründe, davon gebührende Anzeige zu machen. 

$. 122. Alle gefesliche Bejtimmungen und ans 
dere Anordnungen jeder Art, welche mit dem Inhalte 
der gegenwärtigen BerfaffungssUrfunde im Widerfpruch 
jtehen, find Hierdurch aufgehoben. 

$. 123. Diefe Berfaffungs - Urfunde tritt in 
ihrem ganzen Umfange fofore nach ihrer Verfündigung 
in Kraft und Wirkfamfeit, und werden die Diener 
und Unterthanen des auf Die bisherige Verfaffung 
geleifteten Eides hiermit entbunden. 

Urkundlich Unferer Alterhöchjteigenhändigen Uns 
terfchrift und Des beigedrücten Staatsfiegels gegeben 
zu Gaffel am 13. April 1852. 


Friedrich Wilhelm. 
(St. ©.) “ 


Ve. Haffenpflug. Ve. Bolmar. Ve Haynau. 
Ve Baumbad. 


Defterreichifche Verfaſſung 


vom 31. December 1851. 





Mir Franz Sofeph der Erfte, von Gottes Gna- 
den Kaifer von Oeſterreich ꝛc. 


Infolge unjerer Anordnungen vom 20. Auguft 
1851 haben eindringende Unterfuchungen der Verfaſ— 
fungsurfunde vom 4. März 1849 in unferm Minifters 
und in unferm Reichsrathe ftattgefunden. Da nah 
dem Ergebniffe der gepflogenen Berathungen die be: 
zogene Verfaffungsurfunde weder in ihren Grundlagen 
den Berhältniffen des öfterreichifchen Kaiferftaats an- 
gemeflen, noch in dem Zufammenhange ihrer Beltim- 
mungen ausführbar fich darjtellt, fo finden wir ung 
nach forgfältiger Erwägung aller Gründe durch unfere 
Regentenpflicht gedrungen, die erwähnte Verfaflungs- 
urfunde vom 4. März 1849 hiermit außer Kraft und 
geſetzliche Wirkfamfeit zu erflären. Die Gleichheit 
‚aller Staatsangehörigen vor dem Geſetze, fowie die 
Unzuläffigkeit und die durch befondere Geſetze gegen 
billige Entfhädigung der früher Berechtigten erfolgte 
Abftelung jedes bäuerlichen Unterthänigfeits- oder 
Hörigkeitsverbandes und der damit verbundenen Lei— 
tungen werden ausdrücklich beftätigt. Um zu denjes 
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nigen Einrichtungen zu gelangen, welche geeignet find, 
den Bedürfniffen unſerer verjchiedenen Völker, ſowie 
den Bedingungen der Wohlfahrt aller Schichten derfelben 
und die Stärfe unjerer Regierung zur Befeitigung 
der äußern und innern Sicherheit, Einheit und Macht 
des Staats zu Fräftigen, werden die Wege der Er- 
fahrung und der forgfältigen Prüfung aller VBerhältniffe 
eingehalten und die daraus abgeleiteten organiſchen 
Geſetze fortichreitend zu Stande gebracht werden. 
Wir haben auf dem Grunde diefer Betrachtung nad 
Anhörung unjers Reichsraths gleich dermalen in Den 
zunächſt wichtigiten und dringeniten Richtungen der 
vrganifchen Geſetzgebung eine Reihe von Grundfägen 
feftgeiteltt und die entiprechenden Befehle ertheilt, damit 
folche zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, und unver- 
züglich zu den Arbeiten ihrer Ausführung gefchritten 
werde. Die nachfolgenden befondern Geſetze werden 
die genauern verbindlichen Beftimmungen und Ein- 
richtungen enthalten; bis dahin find die dermalen in 
Wirkſamkeit bejtehenden Geſetze zu beobachten. 
Gegeben ꝛc. 31. December 1851. 


Franz Joſeph. 


Mir Kranz Joſeph der Erfte x. 


Sn dem Patente vom 4. März 1849 wurden für 
die nachbenannten Kronländer (folgen die Namen) bes 
jtimmte politifche Nechte verfündet, welche mit der gleich- 
zeitig Fundgemachten Berfaffungsurfunde einer forgfäl- 
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tigen Prüfung unterzogen wurden. Infolge der Gründe, 
welche uns durch Vernehmung des Minifters und des 
Reichsraths vorgetragen wurden, fehen wir ung bejtimmt, 
das erwähnte Patent vom 4. März 1849 und Die 
darin für Die bezeichneten Kronläinder verfündeten 
Grundrechte hiermit außer Kraft und gefegliche Wirk 
famfeit zu ſetzen. Inſofern über die einzelnen Punfte 
jener Grundrechte nicht bereits befondere Beftimmungen 
erfolgt find, behalten wir uns vor, folche Durch eigene 
Gefege zu regeln. Wir erflären jedoch durch gegen: 
wärtiges Patent ausdrüdlich, daß wir jede in den 
eingangs erwähnten Kronländern gefeglich anerfannte 
Kirche und NReligionsgefellfchaft in dem Rechte der 
gemeinfamen öffentlichen Religionsübung, dann in der 
felbftändigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten, ferner 
im Befite und Genufje der für ihre Eultus-, Unter: 
richts- und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, 
Stiftungen und Fonds erhalten und fchügen wollen, 
wobei diefelben den allgemeinen Staatsgefegen unter— 
worfen bleiben. 
Gegeben ꝛc. 31. December 1851. 


Franz Joſeph. 


Allerhoͤchſtes Kabinersfchreiben Sr. Mai. Des 
Kaiſers an den Minifterpräfidenten: 
„Lieber Fürft Schwarzenberg! 
Mit Beziehung auf das Patent vom heutigen 
Zage erhalten Sie in der Beilage die von mir nad) 
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Anhörung meined Minifter- und meines Reichsraths 
in den zunächit wichtigiten und dringendften Richtungen 
der organifchen Gejeßgebung feftgeitellten Grundfäge, 
mit dem Auftrage, dafür zu forgen, daß ohne alle 
Verzögerung von den Minijterien, die ed betrifft, zu 
ven Arbeiten der Ausführung in angemeffener Weife 
geichritten und die Refultate mir vorgelegt werden. 
Wien, 31. December 1851." 


Franz Joſeph. 


Grundſätze für organifche Einrichtungen in den 
Kronländern des öjterreichifchen Kaiferftaats. 

1) Die unter den alten hiſtoriſchen oder neuen 
Ziteln mit dem djterreichiichen Kaiferftaate vereinigten 
Länder bilden die untrennbaren Beitandtheile der diter- 
reichifchen Faiferlichen Erbmonarchie. 

2) Der Name „Kronländer”“ fol in der Ämtlichen 
Sprache nur als allgemeine Bezeichnung gebraucht, 
bei befonderer Benennung eines Landes aber jtetd die 
demfelben zufommende eigene Zitelbezeichnung aus— 
gedrüct werden. 

3) Der Umfang ter Kronländer foll mit Bor: 
behalt der aus Verwaltungsrücfichten begründeten 
Veränderungen beobachtet werden. | 

4) In jedem Kronlande find landesfürftliche Be- 
zirfsämter (unter den üblichen Landesbenennungen) in 
angemeffenen Bereichen aufzuitellen und in denfelben 
jo viel möglidy die verjchiedenen Berwaltungszweige 
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inner beftimmten Grenzen der Wirffamfeit zu vereinigen. 

5) Ueber die Bezirfsämter werden unter den 
üblichen Landesbenennungen in abminiftrativer Hinficht _ 
Kreisbehörden (Somitate, Delegationen und dgl.) auf: 
geftelt. Der räumliche Umfang berfelben wird mit 
Rückſicht auf die in früherer Zeit beftandenen Einthei- 
lungen und mit Beachtung der gegenwärtigen Bedürf- 
niffe zu beftimmen fein. In Heinen Kronländern, 
fowie überhaupt wo Fein Bedürfnig zur Aufftellung 
von Kreisbehörden eintreten follte, werden folche ent: 
fallen. Die Kreisbehörden find der Landesſtelle (Punft 6) 
untergeordnet und haben theild einen überwachenden, 
theils einen ausübenden und adminijtrativen Wirfungs- 
Freie. 

6) Ueber den Kreisbehörden jteht in den Kron- 
ändern die Statthalterei und der Landeschef, Be— 
fondere Beftimmungen werden die Gefchäftshandlung, 
den Wirfungsfreis der Statthalterei, die Stellung 
und die Vollmachten des Landeschefs und die Unter- 
ordnung unter die höchften Autoritäten feftfesen. 

7) Als Drtsgemeinden werden Die factifch bes 
itandenen oder beitehenden Gemeinden angefehen, ohne 
deren Bereinigung da, wo fie notwendig ift, oder 
begründet gewünfcht wird, nach Maßgabe der Bedürf- 
niffe und Intereſſen augszufchließen. 

8) Bei der Drganifirung der Drtsgemeinden ift 
der Unterfchied zwifchen Land» und Stadtgemeinden, 
befonders in Anfehung der lebtern Die frühere Eigen: 
fchaft und beiondere Stellung der Eöniglichen und lan- 
desfürstlichen Städte zu berückfichtigen. 
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9) Bei der Beftimmung der Randgemeinden kann 
der vormals herrfchaftliche Grundbefit unter beftimmten 
in jedem Lande näher zu bezeichnenden Bedingungen 
von dem Berbande der Örtsgemeinden ausgefchieden 
und unmittelbar den Bezirfsämtern untergeordnet werden. 
Mehrere vormals herrfchaftliche unmittelbar anjtoßende 
Gebiete können fich für dieſen Zweck vereinigen, 

10) Die Gemeindevorftände der Land- und Stade 
gemeinden follen der Beitätigung und nach Umftänden 
felbft der Ernennung der Regierung vorbehalten werden. 
Es foll deren Beeidigung für Treue und Gehorfam 
an den Monarchen und gewiffenhafte Erfüllung ihrer 
fonftigen Pflichten ftattfinden. Auch follen da, mu 
die Gemeindeverhältniffe es räthlich machen, höhere 
Kategorien von &emeindebeamten der Beltätigung 
der Negierung unterzogen werden, 

11) Die Wahl der Gemeindevorftände und Ges 
meindeausfchüffe wird nach zu beitimmenden Wahl: 
ordnungen den Gemeinden mit den gefeglichen Vor: 
behalten zugejtanden. | 

12) Die Zitelnamen der Gemeindevorftinde und 
der Gemeindeausfchüffe find nad) den früher beitandenen 
landesüblichen Gewohnheiten zu beftimmen, 

13) Der Wirfungsfreis der Gemeinden foll ſich 
im Allgemeinen auf ihre Gemeindeangelegenheiten be- 
fchränfen, jedoch mit der Verbindlichkeit für die Ge- 
meinden und deren Borjtände, der vorgefegten landes- 
fürſtlichen Behörde in allen öffentlichen Angelegenheiten 
die durch allgemeine oder befondere Anordnungen be- 
flimmte und in Anfprucd, genommene Mitwirfung zu 
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leiiten. Auch in den eigenen Gemeindeangelegenheiten 
jolfen wichtigere, in den Gemeindevrdnungen näher zu 
beftimmende Acte und Befchlüffe der Gemeinden der 
Prüfung und Betätigung der landesfürftlichen Behör- 
den vorbehalten werden. 

14) Die Deffentlichkeit der Gemeindeverband: 
lungen, mit Ausnahme befonderer feierlicher Acte, it 
abzujtellen, ohne für die betheiligten &emeindemit- 
glieder die Einfichtnahme befonderer Gegenſtände zu 
befeitigen. 

15) Die Gemeinden werden in der Regel den 
Bezirfsämtern und nur ausnahmsweife nach VBerhälte 
niß ihrer befondern igenthümlichfeiten den Kreiöbe- 
hörden oder den Gtatthaltereien unmittelbar unter- 
geordnet. 

16) Nach dieſen Grundſätzen ſind für jedes Land 
den beſondern Verhältniſſen deſſelben entſprechende 
Ordnungen für die Landgemeinden und für die Städte 
zu bearbeiten. Es iſt bei dieſen Arbeiten ferner von 
dem Geſichtspunkte auszugehen, daß den überwiegenden 
Intereſſen auch ein überwiegender Einfluß zugeſtanden 
und ſowohl bei den Activ- und Paſſivwahlen für die 
Beftallung der Gemeindevorjtände und Ausſchüſſe als 
in den Gemeindeangelegenheiten dem Grundbefige nach 
Maßgabe feiner in den Gemeindeverband einbezogenen 
Ausdehnung und feines Stenerwerthes, Dem Gewerbs- 
betriebe aber in dem Berhältniffe zu dem Gelammt- 
geundbefige — in den Stadtgemeinden insbefondere 
dem Hausbefiger — , dann fo viel möglich den Gor- 
porationen für geiftige und materielle Zwecke das ent- 
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jcheidende Uebergewicht gefichert werde. Im Lombar— 
diſch⸗Venetianiſchen Königreiche ift die daſelbſt bejtehende 
Gemeindeordnung mit dem Vorbehalte allfälliger durch 
die Erfahrung hervorgerufener Verbefferungen aufrecht 
zu erhalten. 

17) Das Richteramt wird im ganzen Reiche 
von den dazu beftellten Behörden und Gerichten nad) 
den beitehenden Gefegen im Namen Sr. FE. k. Apos 
jtolifchen Majeſtät ausgeübt. 

18) Die Sujtizbeamten und Richter find mit 
Wahrung ihrer Selbitftändigfeit bei der gefeßlichen 
Ausibung des Richteramts in Abficht auf ihre fonjtigen 
perfönlichen Dienjtbeziehungen nach den für die Staats— 
beamten beitehenden Borfchriften zu behandeln. 

19) Die Trennung der Suftizpflege von den Vers 
waltungsbehörden foll bei den Suftizcoffegialgerichten, 
dann den zweiten und dritten Inſtanzen allgemein, 
bei den erſten Inſtanzen aber im Lombardifch » Benetias 
nifchen Königreiche und dort, wo es als unerläßlich 
anerfannt wird, stattfinden. Sonſt ift bei den Eins 
zelgerichten als erften Inſtanz die Bereinigung mit der 
Verwaltung im Bezirfsamte anzunehmen. In der innern 
Einrichtung dieſer Bezirfsbeamten (fiehe Punft 4) 
Fann aber nach Umjtänden ein eigener Gerichts- oder 
politifcher Beamter zugetheilt werden, je nachdem bie 
Verhältniffe es erfordern, | 

20) Sowohl in ftreitigen als nicht jtreitigen Givil« 
wie in Straffachen follen drei Snftanzen beftehen. 

21) Die rein juridifchen fowie die mit der po— 
fitifchen Verwaltung als Bezirksämter fungirenden 
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erften Sinftanzen find für Givilangelegenheiten inner 
zu beitimmenden Grenzen — für Uebertretungen und 
bejonders zu bezeichnende Vergehen, für Erhebung 
des Thatbeftandes und alle Hülfeleiftungen zum Bez 
hufe und zur Unterftügung der Strafgerichte berufen. 

22) In angemeffenen Diftriften, fo viel thunlid) 
mit Rückſicht auf die politifche Eintheilung der Länder, 
werben Gollegialgerichte als erſte Inſtanzen für das 
Richteramt über Berbrechen und befonders bezeichnete 
Vergehen, dann für alle folche NRechtsangelegenheiten, 
welche die Grenzen der Wirkfamkfeit der Bezirfsämter 
überjteigen, eingefeßt. 

23) Zur Behandlung der Civil- und Otrafan- 
gelegenheiten in zweiter Juſtanz find Dberlandesgerichte 
mit Nückficht und Beſchränkunz auf das ftrengite Bes 
dürfniß zu beftellen. 

24) Der oberfte Gerichtshof hat als dritte In—⸗ 
ſtanz zu beſtehen. 

25) Bei Uebertretungen und Vergehen, inſofern 
die letztern den Bezirksämtern zugewieſen ſind, findet 
das inquiſitoxiſche Verfahren in möglichſt einfacher 
Form ſtatt 

26) In den Strafſachen, welche von Den Koller 
gialgerishten zu verhandeln find, it der Grundſatz 
der Anklage, der Beitellung eines Vercheidigerg für 
den Angeklagten und der Mündlichkeit im Schlußver⸗ 
fahren zu beobachten. 

27) Das Verfahren it nicht ‚öffentlich, ed wird 
aber bei der mündlichen Verhandlung in eriter In— 
tanz dem Angeklagten mit Bewilligung des Präſidenten, 
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fowie dem Lebtern das Recht eingeräumt, Zuhörer 
bis auf eine bejtimmte Zahl zuzulaifen. 

28) Die Anflage ift durch die Staatsanwaltfchaft 
zu vermitteln, deren Wirfungsfreis auf den Straf 
proceß zu befchränfen ift. 

29) Die Schwurgerichte find zu befeitigen. 

30) Die UÜrtheile find nur von geprüften Rich— 
tern zu fchöpfen. Die Urtheilsformen in Straffachen 
find „ſchuldig“, „ſchuldlos“, „Freiiprechung von der 
Anklage”. 

31) Das Verfahren bei den Dberlandesgerichten 
und dem oberften Gerichtshofe ijt nur fchriftlich. 

32) Die nähern Bertimmungen der Wirkfamfeit 
der Gerichtsbehörden werden die hierüber zu erlaffenden 
Geſetze enthalten. 

33) Das allgemeine bürgerlihe Geſetzbuch fol 
al8 das gemeinfame Recht für alle Angehörige des 
öfterreichifchen Staats auch in jenen Ländern, in welchen 
ed dermalen noch nicht Geltung hat, nad) und mit 
den angemeffenen Vorbereitungen, dann mit Beachtung 
der eigenthümlichen Verhältniffe derfelben, eingeführt, 
und ebenfo das Strafgefeh für den ganzen Umfang des 
Reichs in „Bivffamfeit gefegt werden. 

34) Sn den Kronländern werden eigene Statute 
über den ftändifhen oder den mit einem zu beftims 
menden Grundbefige verjehenen Erbadel, feine Vorzüge 
und Pflichten errichtet, insbefondere demfelben alle 
thunliche Erleichterung zur Errichtung von Majoraten 
und Fideicommiffen zugeitanden werden. Bei der 
Bauernfchaft find dort, wo befondere Vorfchriften zur 
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Erhaltung ihrer Gütercomplere beftehen, folche aufrecht 
zu erhalten, 

35) Den Kreisbehörden und Statthaltereien wer: 
den berathiende Ausfchüffe aus dem befißenden Erbadel, 
dem großen und Fleinen Grundbeſitze und der industrie 
mit gehöriger Bezeichnung der Dbjecte und des Um: 
fanges ihrer Wirffamfeit an die Seite geftellt. Infofern 
noch andere Factore zur Beiziehung in die Ausjchüffe 
fi) als wünſchenswerth darjtellen, iſt nach Umftänden 
darauf Rücdficht zu nehmen. Die nähern Beftimmungen 
darüber werden befondern Anordnungen vorbehalten. 

36) Bei den landesfüritlichen Bezirfsämtern follen 
Vorſtände der einbezirften Gemeinden und Eigenthümer 
des außer dem ©emeindeverbande ftehenden großen 
Grundbefiges oder deren Bevollmächtigte für Zuſam— 
mentretungen in ihren Angelegenheiten von Zeit zu 


Zeit einberufen werden. e 
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